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S t a a t s s e k r e t a r i a t

Seiner H e i l i g k e i t  
Nr. 425536

Vatikan, den 3. Mai 1958

An

H. H. A. F. Utz OP
Direktor des Internationalen Instituts für Sozialwissenschaft und Politik

Fribourg/Schweiz

Ew. Hochwürden,

In diesen Tagen wird das Internationale Institut für Sozialwissen­
schaft und Politik, dessen Leitung Ihnen an der katholischen Universi­
tät von Fribourg obhegt, in Madrid seinen fünften Kongreß eröffnen. 
Das Thema lautet: „Der Mittelstand in der Wirtschaftsordnung 
heute.“ Der Heilige Vater, der Sich noch gut daran erinnert, wie Er 
im Jahre 1950 die Teilnehmer des letzten Kongresses in Rom empfan­
gen hat, beauftragt mich, Ihnen Seine väterlichen Glückwünsche zu 
übermitteln und Sie Seines besonderen Interesses an dem gestellten 
Diskussionsthema zu versichern.

Dieses Interesse bewies S. Heiligkeit übrigens schon in Ihrem 
Brief, den Sie der XI. Sozialen Woche Spaniens übersandte, die sich 
1951 mit dem gleichen Gegenstand befaßte. Vor allem aber bekundete 
Sie Ihre Anteilnahme in Ihren Ansprachen an Mittelstandsverbände 
und an das Internationale Mittelstandsinstitut vom 8. und 25. Oktober 
1956. Bei diesen beiden, soeben erwähnten Gelegenheiten bot das 
Oberhaupt der Kirche Seinen Zuhörern Richtlinien, welche die 
katholische Gesellschaftslehre in der vorliegenden Frage ergänzen 
und präzisieren.

Dennoch wollte mir der Heilige Vater die Sorge übertragen, Ihre 
und der Kongreßteilnehmer Aufmerksamkeit auf einige besondere 
Punkte hinzulenken. Dabei ist in erster Linie auf die Aufgabe der 
Vertreter dieser sozialen Gruppe — im Handel, Handwerk, kleinen 
und mittleren Industriebetrieb — hinzuweisen, sich mit sachlichem 
Blick und voll Mut in das Wirtschaftsleben von heute einzugliedern. 
Man hat die neue und bisweilen bedrohte Lage des Mittelstandes,
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die durch das Anwachsen des großen Industriekapitalismus entstand, 
oftmals konstatiert. Ebenso hat man ihre in der Wirtschafts- und 
Sozialordnung unersetzliche Funktion als ausgleichendes Element in 
der Gesellschaft unterstrichen. Wenn die Verhältnisse nun anders 
geworden sind, aber diese Funktion immer noch notwendig ist, so 
soll man nicht bei unfruchtbaren Klagen verweilen, sich beim Vorteil 
handwerklicher Fertigung aufhalten oder sich lange mit der Frage der 
gesellschaftlichen Rangstellung abgeben, sondern dafür sorgen, daß 
der Geist der Initiative und der freien Zusammenarbeit auf allen 
Berufsstufen allmählich eine Strukturordnung schaffe, welche diesen 
lebendigen Wirtschaftskräften eines Landes die Möglichkeit gibt, 
ihre Rolle im Dienst des Gemeinwohls voll und ganz zu spielen. Man 
muß, betonte in dieser Hinsicht der Heilige Vater, „die verschiedenen 
Elemente eines bedeutsamen Wirtschaftspotentials fest zusammen­
schließen, da es sonst in seiner Zersplitterung nicht jene Wirksamkeit 
ausüben kann, die seinem tatsächlichen Wert entspricht“ (Anspr. v. 
8.10. 56).

Der Dienst am Gemeinwohl, der mit gutem Recht die augenblick­
lichen Bemühungen des Mittelstandes um seinen Platz in der Nation 
beseelt, rechtfertigt auch die umfassende Unterstützung, die er von 
der öffentlichen Gewalt erwartet. „Der Staat, der in euch einen 
mächtigen Faktor des Ausgleichs besitzt“ , erklärte S. Heiligkeit den 
Vertretern der kleinen und mittleren Unternehmen, „darf euch nicht 
die Hilfe verweigern, auf die ihr rechnet, vor allem auf dem Gebiet 
des Kredit- und Steuerwesens“ (Anspr. vom 8. 10. 56). Dieser Punkt 
ist gewiß von Bedeutung, doch darf die so erwartete Hilfe nicht die 
Werte in Gefahr bringen, die den unter dem Stichwort „Mittelstand“ 
zusammengefaßten Berufsgruppen eigen sind. Denn das Gemein­
wohl, dem sie dienen wollen, verlangt von ihnen, daß sie bei ihren 
organisatorischen Zusammenschlüssen die Ideale der Freiheit und 
des Maßes bewahren wie auch die Möglichkeiten menschlicher Be­
ziehungen, die zu ihren traditionellen Vorzügen gehören. Könnte sie 
eine zu uneingeschränkte Sorge um Erfolg und Macht nicht zu 
Exzessen treiben, die in anderen Wirtschaftszweigen schon so viel 
Unordnung und Mißverständnis hervorgerufen haben ? „Die persön­
liche Verantwortung, die ihr normalerweise bei eurer Tätigkeit 
tragt“ , bemerkte S. Heiligkeit Mittelstandsvertretern gegenüber, „und 
der Charakter des meist als Familienbetrieb geführten Unternehmens
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unterhalten und entfalten in euch den Sinn für solide Arbeit, für 
Sparsamkeit und Vorsorge, glückliche Auswirkungen einer relativen 
Selbständigkeit, die ihr mit Recht als etwas Wesentliches eurer 
sozialen Stellung anseht . . .  Ihr steht und fallt mit dieser sozialen 
Rolle und ihr müßt sie erfüllen mit einem wachsamen Sinn für das 
Gemeinwohl“ (Anspr. v. 25. 10. 56).

Diese wenigen Überlegungen sollen nur den Umfang und die Be­
deutung des Studienthemas des Madrider Kongresses unterstreichen. 
Zugleich weisen sie auf seine Aktualität hin. Und kaum braucht man 
darauf aufmerksam zu machen, welches Licht die Gebote des Evan­
geliums auf die gerechte und friedliche Lösung dieser menschlichen 
Probleme werfen können. Daher ruft denn der Hl. Vater auch die 
Fülle der göttlichen Gnade auf Ihre Arbeiten herab und erteilt Ihnen 
wie auch allen Teilnehmern dieser Versammlung einen überaus väter­
lichen Segen.

Genehmigen Sie, Hochwürden, die Versicherung meiner tiefen 
Wertschätzung.

gez. A . Dell’Acqua
Subst.
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DER INTERNATIONALE MITTELSTANDSKONGRESS

VON MADRID

Seine Vorbereitungen, sein Verlauf,  seine Akten

Das Thema. — Welche Probleme in Madrid zu behandeln waren, 
dies darzulegen dienen meine Ausführungen im Beitrag „Der Mittel­
stand und die ethischen Normen der Wirtschaft“ . Ich hatte bereits 
anderthalb Jahre vor dem Kongreß einen schematischen Überblick 
über die verschiedenen Fassungen des Mittelstandsproblems herum­
gereicht, um jenen Problemkreis abzustecken, der eigentlicher Gegen­
stand der Diskussion werden sollte. Wie wichtig diese Abgrenzung 
war, hatte sich gleich in der ersten Sitzung des Kongresses ergeben, 
wo der eine oder andere Teilnehmer noch in weitere Regionen ab­
zuirren versuchte. Es ging nicht um den „konsum-“ , sondern den 
„produktionsorientierten“ Mittelstand und zwar näherhin um den 
Unternehmereigentümer. Um von vornherein jede Parteinahme aus­
zuschlagen, haben wir uns weder als Kongreß der Mittelständler 
betrachtet, die ihre eigene Angelegenheit etwa mit Alarmrufen ver­
teidigen wollten, noch auch als Kongreß der Großbetriebe, die an 
bestehenden Traditionen Kritik üben möchten. Vielmehr sollte es 
sich um einen Kongreß über die Wirtschaftsordnung handeln, wobei 
das besondere Augenmerk auf den in einer gesunden und freien Wirt­
schaft tätigen Unternehmereigentümer gerichtet war. Es muß übrigens 
den Kongreßteilnehmern hoch angerechnet werden, daß keiner aus 
ihnen, auch nicht mit der leisesten Bemerkung, sich irgendwie als 
einseitiger Interessent in polemischer Weise geäußert hat.



Die Vorbereitungen. — Da am Kongreß selbst keine Referate ge­
halten werden sollten, ging es darum, die Teilnehmer frühzeitig zur 
Ausarbeitung eines Berichtes einzuladen. Unterlage hierzu sollte mein 
erster schematischer Entwurf des weiten Fragekomplexes und die 
daran vorgenommene Themenabgrenzung sein. Die eingesandten 
Berichte wurden in drei Sprachen (deutsch, französisch und spanisch
— die spanische Übersetzung wurde in Madrid besorgt) an die Ge­
ladenen, die ihre Teilnahme zugesichert hatten, weitergereicht. Es ist 
klar, daß namentlich die ersten, sehr frühzeitig eingesandten Berichte 
einen entscheidenden Beitrag zum Gelingen der weiteren Vorbe­
reitungen und des Kongresses selbst geleistet haben. Ich muß in 
diesem Zusammenhang der Gerechtigkeit und der Dankbarkeit 
wegen besonders folgende Namen nennen: K. Boetticher (Frankfurt),
H . L . Jansen (Den Haag), G. M. J .  Veldkamp (Den Haag). Auf diesen 
ersten Berichten aufbauend wurden verschiedene wertvolle münd­
liche Vorbesprechungen geführt.

Wie immer, so hatten auch wir mit Nachzüglern zu rechnen. 
Mancher der hier folgenden Beiträge ist in bedeutendem Maße von 
den frühzeitiger eingetroffenen Artikeln und besonders von der 
Diskussion des Kongresses selbst inspiriert. Manchmal hatte ich als 
Redaktor sogar den Eindruck, als ob der betreffende Autor nie zu 
dieser reizvollen Zusammenstellung der Probleme gekommen wäre, 
wenn sein Geist nicht durch die ersten Vorlagen und durch die 
Kongreßdiskussion den vielseitigen Fragen geöffnet worden wäre. 
Doch wäre es falsch, die offensichtliche Übereinstimmung der Autoren 
auf eine Kopie vorher gelesener und gehörter Gedanken zurück­
zuführen. Die Harmonie der wirtschaftspolitischen Auffassungen ist
— sagen wir es gerade heraus — der weltanschaulich gemeinsamen 
Grundeinstellung aller zu verdanken, nämlich der alle Teilnehmer 
tief bewegenden Überzeugung, daß der freie, verantwortungsbewußte 
Unternehmer zur Wirtschaft gehört, um die Gesellschaft zu retten 
und die Verwirklichung des echten Persönlichkeitsideals nicht nur 
im wirtschaftlichen, sondern auch sozialen und politischen Raum zu 
garantieren.

Allerdings war ein Unglück bei den Vorbereitungen nicht zu ver­
meiden. Da die spanische Abfassung der wegbereitenden Berichte, 
von denen bereits die Rede war, erst sehr spät in die Hand der 
spanisch sprechenden Teilnehmer gelangt war, entstand in jenem
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Sektor der Eindruck, als ob wir das allgemeine Problem des nach 
dem konsumorientierten Einkommen bestimmten Mittelstandes, also 
etwa jene Frage behandeln wollten, welche im Jahre 1951 die elfte 
Soziale Woche Spaniens beschäftigt hat. Es muß den durch Mißver­
ständnis irregeführten spanischen Freunden hoch angerechnet werden, 
daß sie gleich in der ersten Sitzung, als das Thema der Diskussion 
nochmals scharf umrissen worden war, sich großzügig umstellten. 
So kommt es, daß eine ganze Reihe ansehnlicher, überaus wertvoller 
Artikel hier nicht veröffentlicht werden kann. Wir werden sie bei 
einer späteren Gelegenheit zu Ehren bringen. Es ist aber würdig und 
recht, hier wenigstens die Namen dieser bedeutenden Autoren zu 
nennen: Joquin M. Aracil Barra, Miguel Cru% Hernände%, Francisco 
Gon^ale  ̂ Cordero, Jose Lois Esteve^, Antonio Maseda Bouso, Juan 
Menende% Pidal j  de Montes, Msgr. Albino G. Menendê  Reigada, 
Lucas M. de Oriol, Sebastian Morales, Juan Mon Pascual y  Fernando, 
Roman Perpind, Enrique Valcarce Aljayate, Pablo Lucas Verdti.

Der Verlauf des Kongresses. — Da gründliche Sachkenntnis und 
Vorbereitung von einem jeden Teilnehmer erwartet war, erübrigten 
sich die Referate. Es wurde also nur diskutiert. Die Diskussion folgte 
dem aufgestellten Schema. Zunächst wurde kurz der einzelne Punkt, 
um den es gehen sollte, erklärt. Dann gab J .  F . Groner die in den 
eingesandten Berichten vorgetragenen Meinungen kurz wieder. Damit 
war der Weg frei, weiter ins Problem vorzustoßen. Obwohl die ge­
samte Diskussion auf Stahlband aufgenommen und nachher wort­
getreu in drei Sprachen zu Papier gebracht worden war, wurden die 
Diskussionsredner doch gebeten, ihrerseits nochmals die vorge­
tragenen Gedanken niederzuschreiben. Das gesamte Material zu­
sammenzustellen und zu sichten, war noch eine umfassendere und 
anstrengendere Mühe als die Vorbereitungen des Kongresses selbst.

Die Veröffentlichung der Akten. — Der Entstehung nach beurteilt, 
müßte man die Akten in drei Gruppen einteilen: Wegbereitende 
Artikel, Diskussionsbeiträge, die zum Kongreß eintrafen, und schließ­
lich Artikel und Diskussionsbeiträge, die durch den Kongreß selbst 
Gestalt gewonnen haben. In dieser Reihenfolge würde man wohl den 
Autorenrechten korrekter entsprechen. Da ich aber annehme, daß 
jeder Autor seinen Beitrag als ein Stück zu einem Ganzen leisten
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wollte, folge ich der Ordnung der Diskussion1. Zur Erklärung des 
Diskussionsschemas verweise ich auf meine Ausführungen im fol­
genden Artikel (vgl. besonders den Kleindruck am Schluß).

Um das gesamte redigierte Material, sowohl die Artikel wie auch 
die nicht gesondert zu veröffentlichenden (aber schriftlich von den 
Autoren formulierten und uns eingesandten) Diskussionsbeiträge 
dem Leser übersichtlich zugänglich zu machen, hat J .  F . Groner sich 
der Mühe unterzogen, gemäß dem Diskussionsschema alle zerstreut 
liegenden Gedanken zu einem Gesamtbild zusammenzustellen. Der 
Beitrag von J .  F . Groner soll also ein Führer durch den Madrider 
Kongreß sein.

Um diese Bestandsaufnahme des Kongresses wirtschaftspolitisch 
fruchtbar zu machen, dazu dient der letzte Beitrag dieses Buches: 
„Stand und Kritik der Mittelstandsfrage heute“ .

Da ein ansehnlicher Teil der hier veröffentlichten Beiträge über­
setzt werden mußte, mag vielleicht ein kritischer Stilist da und dort 
Verbesserungen vorzuschlagen haben. Ich bitte, kleine Unebenheiten 
entschuldigen zu wollen.

Für die wertvolle Hilfe in der Redaktion sei meinem verehrten 
Kollegen Prof. D r. Wilh. Büchi herzlich gedankt.

An der Vorbereitung des Kongresses haben entscheidend mitge­
wirkt Fausto Man^aneque OP (Madrid), Humbert-Thomas Conus OP 
(Fribourg), sowie Brigitte Gräfin von Galen (Fribourg).

Diejenigen, die am Kongreß teilgenommen haben, wissen wohl, 
daß diese fruchtbaren Resultate nur mit Hilfe einer Reihe bedeutender 
Persönlichkeiten aus Wissenschaft und Praxis, sowie aus der Politik 
gezeitigt werden konnten. Ihnen und allen, die mitgearbeitet haben, 
sei aufrichtiger Dank gesagt. Von unsern gastfreundlichen spanischen 
Organisatoren darf ich wohl besonders den ehem. Außenminister 
D . Alberto Martin Artajo (Madrid) und meinen Freund Braulio 
Alfageme (Madrid) erwähnen.

Arthur-Fridolin Ut%

1 D a die einzelnen Autoren durchweg einen größeren Fragenkomplex erfassen, als die Überschrift 
ihrer Beiträge angibt, ließ sich eine straffe Systematik der Reihenfolge nicht verwirklichen. Im 
Grunde kommt es auch gar nicht darauf an, da der Beitrag von J .  F. Groner wegweisend ist.
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D E R  M I T T E L S T A N D  U N D  D I E  

E T H I S C H E N  N O R M E N  D E R  W IR T S C H A F T

Das Problem

Es wäre verfehlt, das Problem des Mittelstandes von vornherein 
als einen Alarmruf zur Rettung irgendwelcher traditionell erworbener 
Rechte aufzufassen. Die Frage muß vielmehr unvoreingenommen und 
sachlich gestellt werden: Wie haben wir die augenblicklich mächtig 
voranschreitende Großindustrialisierung zu beurteilen, und zwar im 
Sinne einer Wirtschaftsordnung, die nicht nur für die Wirtschafts­
gesellschaft, sondern zugleich auch für die eigentliche soziale und 
politische Ordnung die beste Garantie einer gesunden Entwicklung 
darstellt ?

Ohne Zweifel gehen große Veränderungen in der Wirtschaft vor 
sich. Die Produktionsweise ist eine völlig neue gegenüber dem alten 
Handwerk. Die Folge davon ist auch eine gesellschaftliche Umschich­
tung. Man könnte diese Entwicklung einfach stillschweigend und 
konstatierend hinnehmen. Mit größter Wahrscheinlichkeit werden 
diejenigen, die heute noch ein kleines Handelsgeschäft, einen Hand­
werksbetrieb führen oder einen mittleren Bauernhof umtreiben, auch 
anderswo Unterkommen, wenn ihr Unternehmen im Zug der Konzen­
tration der Wirtschaftskräfte untergegangen ist. Ein Problem der Ein­
kommensverteilung wird sich also kaum stellen. Und die Frage der 
sozialen Sicherheit wird vielleicht sogar vereinfacht.
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Anderseits müssen wir uns doch sagen, daß Wirtschaften nicht nur 
Verteilung von Konsumgütern bedeutet, sondern vielmehr eine ganz 
eigene gesellschaftliche Tätigkeit mit gewissen eigenen Gesetzen. 
Wirtschaften heißt produzieren, und zwar auf billigste und beste 
Weise produzieren und dies innerhalb einer arbeitsteiligen Gesell­
schaft. Die christliche Sozialdoktrin ist der Auffassung, daß diese 
gesellschaftlich verflochtene Tätigkeit ganz eigenen Normen unter­
steht, die man nicht mißachten kann, ohne zugleich die Gesellschaft 
als Ganzes zu erschüttern. Die weitgestreute unternehmerische Funk­
tion im Sinne des Eigentümer-Unternehmers steht nun, wie wir sehen 
werden, in engstem Zusammenhang mit diesen wirtschaftsethischen 
Normen. Die möglichst große Streuung jener Unternehmerfunktion, 
die mit dem Eigentumsrecht auf das Unternehmen verknüpft ist, stellt 
aber eben das Problem des unternehmerischen Mittelstandes dar. Der 
christliche Sozialethiker kann darum die Entwicklung zur konzen­
trierten Großindustrie nicht einfach so hinnehmen, ohne eine sozial­
ethische Wertung vorzunehmen. Er muß sich fragen, welche Folgen 
diese Tendenz der neuzeitlichen Wirtschaftsweise in sich birgt, welche 
Rückwirkungen auf das gesamte gesellschaftliche Leben zu erwarten 
sind. Sind diese Rückwirkungen schlecht, dann wird er seine warnende 
Stimme erheben müssen. Von dieser gesamtwirtschaftlichen Ordnung 
her ist das Problem des Mittelstandes zu sehen.

Bevor wir auf dieses genau umschriebene Problem des Mittel­
standes in der Unternehmerfunktion eingehen, wird zuerst der 
geistesgeschichtliche Zusammenhang aufgezeigt, in welchem diese 
Form des Mittelstandes überhaupt steht (I).

Worauf es in der mrtschafts- und sosfalethischen Wertung des Mittelstandes 
entscheidend ankommt

Die tiefere Absicht dieser Untersuchung ist die Herausarbeitung 
jenes Wertes, der dem selbständigen Unternehmen in überzeitlicher 
Spannweite zukommt. Es geht also hier in erster Linie nicht um die 
Schilderung von Zuständen, sondern um die Herausschälung von 
sozialen und wirtschaftlichen Normen.

Dies zu unterstreichen ist besonders angezeigt im Hinblick auf mög­
liche Mißverständnisse und auch möglichen Mißbrauch der hier vor­
getragenen Gedanken. Es wäre nämlich verhängnisvoll, wollte der
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heutige mittelständische Unternehmer allein deswegen, weil der selb­
ständige Unternehmer für die Wirtschaft einen überzeitlichen Wert 
darstellt, die Existenzberechtigung seines Betriebes rechtfertigen. Er 
hätte nämlich zuerst nachzuweisen, daß seine Auffassung von Beruf 
und Unternehmertum die konkrete Verwirklichung jener ethischen 
Normen ist, die sich aus der wesentlichen Funktion des selbständigen 
Unternehmers in einer gesunden Wirtschaftsordnung ergeben.

Wir können uns hier wohl von einer langen Erörterung sozial- und 
wirtschaftsethischer Normen dispensieren. Entgegen der Meinung, 
daß die sozialen Normen lediglich aus der konkreten Wirklichkeit 
gewonnen werden könnten, möchten wir eine soziale und wirtschaft­
liche Normenwelt verteidigen, die immer gilt, weil sie sich aus der 
menschlichen Natur, aus der persönlichen Zielordnung des Menschen, 
aus dem Wesen der verschiedenen gesellschaftlichen Funktionen ab­
lesen läßt. Anderseits steht aber auch fest, daß diese Normen nicht 
starre praktische Grundsätze sind, sondern zu praktikablen Werten 
erst werden in der Auseinandersetzung mit der konkreten Wirklich­
keit1.

Die mittelständischen Unternehmer beharren heute noch auf dem 
Anspruch, jene hohe wirtschaftliche und gesellschaftliche Funktion 
zeitgemäß zu erfüllen, wie sie in entsprechender Weise dem unter­
nehmerischen Mittelstand von früher zufiel. Eine derartige Selbst­
einschätzung scheint nun durchaus nicht mit der Wirklichkeit über­
einzustimmen. Freilich besagt dieses Versagen — rühmliche Aus­
nahmen seien durch dieses harte Wort selbstredend nicht getroffen — 
aber wiederum nicht, daß deshalb der mittelständische Betrieb über­
haupt wertlos geworden sei. Vielmehr hat eine echte Sozialethik nach 
jenem Wert zu suchen und ihn nach seinen verschiedenen Verwirk­
lichungsmöglichkeiten zu prüfen. Die Art und Weise der Verwirk­
lichung ist je nach Situation verschieden. Dies zu betonen, scheint 
mir besonders auf einer internationalen Tagung von höchster Be­
deutung zu sein. Die Industrialisierung hat selbst in den Ländern 
Europas nicht den gleichen Grad erreicht, ganz zu schweigen von 
den noch unterentwickelten Ländern. Wenn im folgenden oft von 
der Anwendung der Idee des mittelständischen Unternehmertums die

1 Vgl. A . F . U T Z , Sozialethik, Mit internationaler Bibliographie, 1. Teil: Die Prinzipien der Gesell­
schaftslehre, Sammlung Politeia Bd. X , 1, Heidelberg-Löwen 1958, 69ff., 90ff.
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Rede ist, dann ist der Blick dabei durchweg auf bereits vollindu­
strialisierte, vielleicht sogar schon am Anfang der Automation 
stehende Länder gerichtet.

Erst dann, wenn der mittelständische Unternehmer dem auf die 
konkrete Situation angewandten Ideal eines selbständigen Unter­
nehmers entspricht, kann er im Namen eines sozialen Wertes von der 
Gesellschaft Verständnis und Mithilfe erwarten. Ohne Erfüllung 
dieser Bedingung erliegt er der Versuchung, auf verstaubte Tradi­
tionen zu pochen und sich als Pensionär der Gesellschaft zu betrachten. 
Im Konsumbereich mögen ererbte Güter der Sicherung ruhiger und 
gesättigter Existenz dienen, im Bereich eigentlichen Wirtschaften 
aber heißt es immer neu: „Was du ererbt von deinen Vätern hast, 
erwirb es, um es zu besitzen.“

I. Der Mittelstand in der Ethik der „rechten Mitte“

Der Mittelstand hat, geschichtlich gesehen, seine geistige Grund­
lage in der Lehre von der Tugendmitte. Man soll niemals zuviel, 
noch auch zu wenig anstreben, so hieß die allgemeine Formel der 
aristotelischen Ethik. Die christliche Moral hat diesen Grundsatz mit 
viel Liebe ausgefeilt. Ihr war die rechte Mitte in der nun einmal 
gegebenen Ordnung der Dinge vorgezeichnet. Diese Ordnung durch- 
brechen zu wollen, galt im Hinblick auf die Kürze dieses Daseins als 
eitel und sündhaft. Von diesem individualethischen Prinzip war das 
ganze soziale und wirtschaftliche Leben beherrscht.

Das Individualethische der Tugendmitte formt sich auf dem Gebiet 
des Besitzes, d. h. der materiellen Güterwelt, in die Lehre vom mitt­
leren Lebensstandard. Das Problem des Lebensstandards ist aber 
typisch ein Problem des Konsums. Die Lehre der Tugendmitte 
bezüglich der Güterwelt besagt also die Forderung, daß man nur 
soviel Güterkonsum anstrebe, als man zum ordentlichen, sorglosen 
Leben braucht, alles andere aber den Armen zuteil werden lasse. 
Während bei Aristoteles die Tugendmitte ein rein ethisches Problem, 
nämlich eine Frage des sittlichen Gleichgewichtes war, sah die christ­
liche Moral darin eine religiöse Haltung, von der das ewige Leben 
abhängt. Diese typisch religiöse Orientierung des abgemessenen Kon­
sums wird einprägsam ausgedrückt in dem namentlich vom mittel­
alterlichen Moraltheologen mit Vorhebe zitierten Schriftwort: „Gib
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mir nicht Armut und Reichtum! Laß mich genießen mein Stücklein 
Brot! Sonst könnte ich, wäre ich satt, dich verleugnen und fragen: 
,Wer ist der Herr?', oder wäre ich arm, könnte ich zum Diebe 
werden und mich am Namen meines Gottes vergreifen“ (Spr 30, 8 ff.).

So wird verständlich, daß alles gewerbliche Unternehmen unmittel­
bar auf den Konsum des Unternehmers und seiner Familie gerichtet 
war. Man arbeitete, um für sich und die Seinen den rechtmäßigen, 
mittleren Lebensunterhalt zu erwerben. Man produzierte das, was von 
einem konsumbedürftigen Klienten bestellt wurde. Man dachte nicht 
daran, eine größtmögliche Stückzahl herzustellen, um im Interesse der 
eigenen Betriebserweiterung einen möglichst großen Absatz zu er­
reichen. Mit ändern Worten: jener mittelständisch orientierten Welt 
fehlt das Motiv eigentlichen Erwerbsstrebens. Gewiß wollte jeder 
Handwerker erwerben. Dieser Erwerb bestand aber, wie übrigens 
auf dem Sektor des mittelständischen Bauernbetriebes heute noch, in 
nichts anderem als in der Befriedigung des eigenen Lebensbedarfes. 
Das Unternehmertum stand also ganz in Funktion zu den Familien­
sorgen des Unternehmers.

Heute dagegen macht das Unternehmermotiv einen gewissen Um­
weg. Zwar dient auch heute noch alles Wirtschaften im letzten Ent­
scheid dem Konsum. Doch sucht der Unternehmer unmittelbar die 
Ausweitung seines Betriebes, d. h. er läßt sich vom Erwerbsstreben 
leiten. Sein unmittelbares Motiv ist nicht die Befriedigung seines 
eigenen Konsums, sondern die Ausweitung seines Betriebes zur stets 
größeren und pro Stückzahl billigeren Produktion. Allerdings suchte 
auch der auf eigenen Konsum orientierte mittelständische Unter­
nehmer sein Einkommen nur auf dem Wege einer guten Betriebs­
führung und somit einer echten Bedienung seiner Kunden. Jedoch 
war der Weg zum Kunden direkt, während er in der modernen, 
kapitalisierten Wirtschaft über den anonymen Markt geht. Hier liegt 
wohl das entscheidende Moment des modernen Betriebes. Aus 
diesem Grunde wird er aktiv im Angebot, bevor sich die Nachfrage 
an ihn wendet. Gerade deshalb, weil er über den Großmarkt gehen 
muß, wird er zur letzten Rationalisierung gezwungen. Eben darum 
wird er erwerbsorientiert. Das ist die Signatur eines jeden modernen 
Betriebes, ob es sich nun um einen großen, mittleren oder kleineren 
Betrieb handelt. Wer sich diesem Gesetz nicht fügt, geht unter. Doch 
davon später.



14 Arthur-Fridolin Utz

Kehren wir zurück zum Typ des mittelständischen Betriebes, wie 
er durch den moraltheologischen Begriff der Tugendmitte und im 
Zusammenhang damit durch die unmittelbare Konsumorientierung 
gekennzeichnet ist. Die ohne Zweifel nicht hoch genug anzuschla­
gende sittliche Werthöhe erhält dieser mittelständische Unternehmer­
typ durch folgende drei Eigenschaften: 1. Er verkörpert unmittelbar 
und offenkundig die sittliche Forderung, daß der Mensch in allem, 
was er tut, seine persönliche Vollkommenheit verwirklichen soll. Die 
individualethische Haltung des Maßes und des Gleichgewichtes 
zwischen Zuviel und Zuwenig kommt, wie bereits dargestellt, in der 
betrieblichen Form selbst zum Ausdruck. 2. Dieser mittelständische 
Unternehmer ist sich bewußt, daß er den Sinn aller Güterwelt direkt 
und unmittelbar durch seine Berufstätigkeit erfüllt. Die materiellen 
Güter sind zu nichts anderem geschaffen, als daß der Mensch durch 
sie sein irdisches Dasein sichere, um sich sodann höheren, kulturellen 
und religiösen, Aufgaben zu widmen. 3. Er ist Familienbetrieb und 
garantiert als sglcher die Einheit unter den Familiengliedern in sicht­
barer und erlebnisnaher Weise.

Die erste Eigenschaft, die Übereinstimmung zwischen der sittlichen 
Forderung der rechten Mitte und der äußeren Gestalt des Betriebes, 
ist der Grund, warum dieser Typ des mittelständischen Unternehmens 
gewissermaßen personifizierter Ausdruck der sittlichen Haltung des 
Unternehmers ist. Darum auch die vorzügliche Gelegenheit, Lehr­
linge in solchen Betrieben nicht nur beruflich, sondern vor allem auch 
charakterlich zu bilden.

Die zweite Eigenschaft macht den mittelständischen Unternehmer 
zum verantwortungsvollen, eigenständigen und zugleich stabilen 
Träger wirtschaftlicher Aktivität. In den Zeiten, da man noch keine 
Inflationen und auch keine Sozialversicherungen kannte, stellten 
diese mittelständischen Unternehmer das Gros jener Gesellschafts­
glieder, die einzig mit Ruhe und Sicherheit in die Zukunft sehen 
konnten. Darum waren gerade sie auch die Träger großer kultureller 
Leistungen und die weitherzigen Helfer beim Aufbau religiöser Ge­
meinschaften.

Die dritte Eigenschaft, Familienbetrieb zu sein, macht den mittel­
ständischen Betrieb zu einem gesellschaftsbildenden Element erster 
Ordnung.
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Wir werden später sehen, daß diese drei Eigenschaften, wenngleich 
teilweise verändert, auch in der großräumigen Wirtschaft gerettet 
zu werden verdienen, und daß deswegen die Bewahrung des mittel­
ständischen Betriebes — allerdings unter Anpassung an die modernen 
veränderten Verhältnisse — für die Gesellschaft wertvoll sein muß.

Seinen sozialen Rang erhielt der unternehmerische Mittelstand 
allerdings nicht eigentlich wegen seiner unternehmerischen Leistung, 
sondern vielmehr um seiner soziologischen Kräfte willen, weil er 
nämlich in der Gesellschaft die große Schicht darstellte, die ihrer 
sozialen Sicherheit, ihres kulturellen Hochstandes, ihrer sozial- 
ethischen Stabilität und ihres politischen Konservativismus wegen 
dem Gemeinwesen eine im gesamten ruhige und gleichmäßige Ent­
wicklung garantierte. Diese Auszeichnungen, soziale Sicherheit, 
kultureller Hochstand, sozialethische Stabilität und politischer Kon­
servativismus, sind aber nicht wesensnotwendig mit dem mittel­
ständischen Unternehmertum als solchem verbunden. Die stetig 
steigende Lohnkurve der wirtschaftlich abhängig Tätigen, der An­
gestellten wie der Arbeiter, vor allem die Sozialversicherung haben 
die natürlichen Bedingungen geschaffen, aufgrund derer ein viel zahl­
reicherer Teil der Gesamtgesellschaft diese geistigen, sozialen und 
politischen Vorzüge aufzuweisen vermag, als man es sich je ausdenken 
konnte. In der neuen, groß-industrialisierten Gesellschaft ist die Ein­
kommensverteilung derart verschoben, daß der alte Mittelstand da­
gegen sozusagen fast völlig verblaßt.

Die Konsumorientierung des mittelständischen Unternehmers 
früherer Zeiten hat das Mißverständnis aufkommen lassen, als ob das 
Mittelstandsproblem wesentlich eine Einkommensfrage sei. Gewiß 
soll diese Bedeutung nicht geleugnet werden. Die christliche Sozial­
lehre ist stets dafür eingetreten, daß alle Gesellschaftsglieder, ob ab­
hängig oder unabhängig tätig, das Recht auf ein Einkommen haben, 
das ihnen nicht nur das Existenzminimum, sondern auch ein ge­
sichertes, kulturell gehobenes Dasein ermöglicht.

Anderseits müssen wir uns aber doch fragen, ob das Mittelstands­
problem wirklich nur eine Frage weitverbreiteten erhöhten Ein­
kommens sei. Ein auf Staatssozialismus ausgehendes Wirtschafts­
denken wäre sehr froh darum, wenn das Mittelstandsproblem einzig 
und allein auf die Einkommensbildung beschränkt bliebe. Dagegen
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hat die christliche Auffassung vom Privateigentum stets unter­
strichen, daß das Privateigentum nicht nur eine konsumorientierte, 
sondern vor allem auch eine produktionsorientierte Seite hat. Damit 
beschäftigen wir uns im folgenden.

II. Der Mittelstand als wirtschaftsethisches Problem

Christliche Autoren begründen das Recht auf Privateigentum oft 
mit dem Hinweis, daß einzig dadurch das Recht auf Leben und 
materielle Sicherheit garantiert werde. Mit dieser Ableitung des 
Rechtes auf Privateigentum aus dem Recht auf Leben ist aber nur 
jenes Eigentum berührt, das unmittelbar dem Konsum dient. Man 
könnte also damit das Eigenheim und den Schrebergarten ver­
teidigen. Und man könnte auch den mittelständischen Betrieb, wie 
er vor der industrialisierten Wirtschaft bestand, fordern, wenn wir 
noch die alte rein handwerkliche, nicht mit dem Großmarkt rechnende 
Produktionsweise hätten. Nachdem aber alle wirtschaftlichen Einzel­
handlungen miteinander verflochten wurden und zu einem einheit­
lichen, sich auf Großmärkten abspielenden Leben zusammenge­
wachsen sind, beruht jede soziale Sicherheit nicht mehr auf der 
Sicherheit des Privateigentums, sondern auf dem Wohlergehen der 
Gesamtwirtschaft. Wir sind nicht mehr weit davon entfernt, daß das 
Recht auf Eigentum als Recht auf Konsumeigentum mit dem allge­
meinen Recht auf sichere Existenz und guten Lebensstandard zu­
sammenfällt. Das Eigenheim und der Schrebergarten besitzen zwar 
in sich eine gewisse Wertbeständigkeit, doch auch nicht unbegrenzt, 
da sie mit Mitteln unterhalten werden müssen, die aus dem Prozeß 
der Gesamtwirtschaft stammen. Das Eigentum auf dem Konsum­
sektor wird übrigens — abgesehen vom Erbrecht — selbst vom 
Kommunismus nicht bekämpft.

Was aber gerade die christliche Wirtschaftsethik auszeichnet, ist 
die Ansicht, daß in der Produktion dem Privateigentum eine ganz 
eigene Rolle zukommt. Es ist übrigens interessant, daß schon Thomas 
von Aquin die Privateigentumsordnung nicht aus irgendwelcher 
konsumorientierten Sicherung abgeleitet hat, sondern vielmehr von 
der Frage ausging: Wie werden die irdischen Güter am besten ver­
waltet, damit sie weitmöglichst produktiv für die Konsumbedürfnisse 
der Menschheit ausgenützt werden können? (Summa Theol. II-II
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66,2)2. Hier tritt der tiefste Sinn der privaten Eigentumsordnung zu­
tage: Garantieleistung einer Produktion, durch welche die Güter in 
bester Weise zum Nutzen einer sittlich orientierten Gesellschaft aus­
gebeutet werden können. Zwei Elemente sind in dieser Eigentums­
lehre enthalten: 1. Garantie der Produktivität der Güter, 2. der all­
gemein gesellschaftliche Nutzen im Sinne des kulturellen und sitt­
lichen Zieles der Gesellschaft. Diese beiden Elemente gehören innigst 
zusammen. In sich verschmolzen, begründen sie die Konzeption auch 
des neuen, modernen unternehmerischen Mittelstandes.

Gemäß der christlichen Eigentumslehre soll das Privateigentum 
nicht etwa nur reichste Nutzung der Güter im Sinne einer höchst­
möglichen Produktivität und damit auch einer größtmöglichen Pro­
duktion erzielen. Wäre es nur das, dann würde es wohl genügen, den 
Gewinn- und Leistungstrieb des Menschen durch verlockende Lei­
stungsprämien zu stimulieren. Auch und vielleicht gerade der Groß­
betrieb würde dann günstigere Resultate erzielen als etwa der mittel­
ständische Betrieb. Vielmehr soll die Privateigentums Ordnung den 
verantwortungsbewußten Menschen im Wirtschaftsleben zur Geltung 
bringen, um bereits auf der materiellen Ebene, also im wirtschaftlichen 
Sektor, jene Ordnung vorzubereiten, die wir im sozialen und poli­
tischen Bereich als unentbehrlich und naturgefordert erkennen. Dieser 
verantwortungsbewußte Mensch aber kommt in seinen wirtschaft­
lichen Handlungen nur zur Geltung, wenn er zugleich auch das 
Risiko für Eigentum trägt. Eine materialistische Gesellschaftsauf­
fassung allerdings, die das Soziale nur in Funktion des Wirtschaft­
lichen sieht, wird für diese weite Streuung des Eigentums kein Ver­
ständnis aufbringen.

Nun könnte man allerdings einwenden, daß damit noch nicht der 
Beweis für eine mittelständisch orientierte Wirtschaftspolitik ge­
liefert worden sei. Denn die Streuung des Eigentums läßt sich auch 
auf dem Wege der Volksaktie verwirklichen. Wir ständen also immer 
noch beim Großbetrieb.

Nun weiß jeder, daß die Teilnahme am Eigentum durch Aktien 
noch nicht den vollen Sinn des wirtschaftlichen Eigentums erfüllt. 
Die ganz auf die Person gestützte und von der Person getragene 
unternehmerische Tätigkeit wird dort ausgeübt, wo der Unternehmer

2 Vgl. A . F . U T Z , Recht und Gerechtigkeit, Bd. 18 der Deutschen Thomasausgabe, Heidelberg-Graz, 
1953.

2
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als Volleigentümer verantwortlich zeichnet. Das aber ist im mittel­
ständischen Betrieb der Fall. Nicht die Größe des Betriebes, nicht die 
Art und Weise der Herstellung, ob industriell oder handwerklich, 
sondern die Tatsache, daß der Unternehmer selbst noch vollgültiger 
Eigentümer ist, oder umgekehrt, daß der Eigentümer — Einzelperson 
oder Familie — das Management (auf alle Fälle in entscheidendem 
Maße) selbst ausübt, macht das Wesen des mittelständischen Betriebes 
aus. Die Größe des Betriebes spielt allerdings insofern eine Rolle, 
als die Bedingung, daß das Management entscheidend vom Eigen­
tümer verantwortet werde, nur in einem überschaubaren Betrieb 
erfüllt wird.

Der Wert des mittelständischen Betriebes Hegt nicht darin, daß er 
etwa grundsätzhch rationeller arbeiten würde. Wenn dem so wäre, 
dann wäre der Großbetrieb wohl niemals hochgekommen. Er besteht 
vielmehr darin, daß hier ein Mensch sein persönhches Eigentum und 
eventuell das seiner Famihe in der Unternehmerfunktion einsetzt. 
Allerdings riskiert auch der abhängige Manager seine SteHung und 
zum Teil sogar seine soziale Achtung, wenn er nicht Höchstleistungen 
im Management vollbringt. Dennoch handelt der Manager, der nicht 
Eigentümer ist, von Amts wegen durchweg rein wirtschaftlich, so 
hoch auch seine persönhchen Motive sein mögen. Der Unternehmer- 
Eigentümer dagegen prägt seinen ganzen Charakter, seine innere 
seehsche Haltung dem Betrieb auf. Der Vorzug des mittelständischen 
Unternehmens ist also nicht eine erhöhte Produktivität und Ren- 
tabüität, sie ist demnach nicht rein wirtschafthcher, sondern vielmehr 
wirtschaftsethischer Natur. AHerdings gibt es Sektoren, in denen der 
mittelständische Betrieb an sich auch rationeHer arbeiten kann als der 
Großbetrieb. Doch davon sprechen wir noch nicht. Wenn es nur 
darum ginge, brauchten wir die Diskussion überhaupt nicht zu be­
ginnen. Dann würden wir einfach feststeHen, wo der mittelständische 
Betrieb durch das Gewicht der Großbetriebe noch nicht erdrückt 
werden kann, um ihn dann dort einzusetzen, bis er auch von dieser 
SteHe verschwindet. Es geht vielmehr um eine Wertung des mittel­
ständischen Betriebes, die aus seinem Wesen folgt. Und dieser Wert 
besteht nicht einzig darin, daß da und dort der mittelständische Be­
trieb „noch“  voll und ganz einsatzfähig ist, sondern vielmehr in der 
engen Verbindung zwischen Betrieb und sitdicher Verantwortung des 
Unternehmers.
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Daß wir auch im Großunternehmen das Eigentümerethos nicht 
missen können, beweist die Mentalität des heutigen Managers. Tat­
sächlich betrachtet der Manager seinen Betrieb als seinen eigenen. Da 
der heutige Manager seine ganze Lebenskraft in „seinen“ Betrieb 
setzt, würde er es als Ungehörigkeit empfinden, wollte man ihm seine 
Dispositionsfreiheit, die bis in die Privatsphäre (z. B. Spesenrechnung) 
gehen kann, beeinträchtigen. Um seine Elingabe an den Betrieb wach­
zuhalten, läßt man ihm gerne die seelische Einstellung des Quasi- 
Eigentümers. Wohin übrigens das unaufhaltsam anwachsende Heer 
von Managern mit teilweise sehr subalterner Mentalität führen wird, 
ist noch nicht abzusehen.

Um dem Mißverständnis vorzubeugen, als ob wir hier einem wirt­
schaftlichen Marionettentheater die Wege bereiten wollten, sei betont, 
daß die Erkenntnis und Anerkennung eines Wertes nicht dasselbe ist 
wie die Art und Weise seiner Verwirklichung. Uns ging es bis jetzt 
nur darum, den im Wesen des mittelständischen Betriebes liegenden 
Wert zu erkennen. Vielleicht mögen in der konkreten Welt die Aus­
sichten, diesen Wert zu verwirklichen, sehr gering oder überhaupt 
nicht mehr vorhanden sein, weil erstens der heutige mittelständische 
Unternehmer nicht überzeugt werden könnte, daß seine traditionelle 
Existenzweise für die Wirtschaftsgesellschaft eine nicht mehr zu er­
tragende Belastung bedeutet, oder weil zweitens der Vergesellschaf­
tungsprozeß der Wirtschaft soweit vorangeschritten wäre, daß dem 
mittelständischen Unternehmer ohne große Störung des Ganzen kein 
Raum zu sinnvollem Schaffen mehr angewiesen werden könnte. Die 
erste Befürchtung kann durch die mittelständischen Unternehmer 
jederzeit durch geistige Umstellung behoben werden. Die zweite ist 
glücklicherweise nur eine gedachte Hypothese, weil auch die größt- 
angelegte Wirtschaft noch Lücken genug offen läßt, in die sich der 
freie Unternehmereigentümer pressen kann. Doch dürfen wir die 
wirtschafts- und sozialethische Wertskala nicht an Hand von solchen 
rein positiven, soziologischen oder wirtschaftlichen Daten vornehmen.

Bei der Frage nach der Verwirklichung eines Wertes haben wir 
allerdings die aus der Situation sich ergebenden Vor- und Nachteile 
abzuwägen. Tatsächlich sind die Nachteile, welche sich aus einer 
mittelständischen Protektionspolitik ergeben, im Verhältnis zu den 
erwarteten Vorteilen viel zu groß, so daß die Bemühung um Erhal­
tung des mittelständischen Unternehmertyps sich schließlich wohl
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oder übel doch der wirtschaftlichen Rationalität unterordnen muß. 
Doch davon später. Wenden wir unsern Blick zunächst wiederum dem 
wirtschaftsethischen Wert zu, der dem mittelständischen Unternehmer­
tum in überzeitlicher Weise zukommt.

Wir stehen auch in dieser abstrakten Betrachtung vor den bereits 
festgestellten —: nur etwas veränderten — drei Eigenschaften des mittel­
ständischen Unternehmertyps. Nur kommen wir diesmal nicht mehr 
von der Konsumorientierung des Unternehmers her, sondern un­
mittelbar von der Unternehmerfunktion als selbständigem, selbst­
verantwortetem und auf eigenes Risiko genommenem Wirtschaften:
1. Der mittelständische Betrieb ist in seiner wirtschaftlichen Gestalt 
der Ausdruck der sittlichen Verantwortung des Unternehmers. 2. Er 
bedeutet nicht nur Produktion und Lieferung von Gütern, sondern 
stellt auch einen geistigen Kontakt her zwischen Produzenten und 
Konsumenten, wenngleich auch er sich der Großmarktsituation 
bewußt sein muß. 3. Er ist Familienbetrieb und bietet so die Gewähr­
leistung einer soliden Tradition. Diese Bewandtnis ist in ganz vor- 
nehmlichem Maße dem bäuerlichen Betriebe eigen.

Die genannten geistigen Werte sind für die Wirtschaft nicht 
belanglos. Wirtschaftliche, soziale und politische Ordnung stehen in 
einem wechselseitigen Verhältnis. Man kann auf wirtschaftlichem 
Gebiet nicht mit rein wirtschaftlichem Kalkül vorgehen, ohne die 
soziale und politische Ordnung zu verraten.

Man mag den Grund, warum wir einen starken unternehmerischen 
Mittelstand pflegen müssen, vielleicht einen „sozialen“ nennen. Er ist 
aber von solch sozialer Natur, daß er auf einer ganz bestimmten wirt­
schaftlichen Leistung aufbaut. Diese wirtschaftliche Leistung ist eine 
bestimmte Form unternehmerischen Einsatzes. Es geht also durchaus 
nicht darum, einen Stand zu retten, der aus eigenem Geschäft leben 
möchte. Nicht das Motiv der sozialen Sicherheit, wie es den früheren 
Unternehmermittelstand ausgezeichnet hat, ist für uns das Maß­
gebende, vielmehr die Unternehmerfunktion des XJnternehmereigentümers%. 
Diese ist wichtig. Wir brauchen sie, nicht eigentlich zur höheren 
Produktivität und größeren Produktion, vielmehr zur Aufrecht-

8 Daß in der persönlichen Motivierung die soziale Sicherheit eine bedeutende Rolle spielt, wird damit 
nicht ausgeschlossen. Sie ist aber nicht das wirtschaftsethisch Vordringliche im mittelständischen 
Betrieb als einem Teil der Sozialwirtschaft. Vgl. hierzu meine Bemerkung im Kleindruck nach dem 
Diskussionsschema am Schluß dieses Beitrages.
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erhaltung einer Wirtschaftsordnung, die als Ganzes den ruhigen und 
sicheren Ablauf des sozialen und politischen Geschehens garantiert. 
Allerdings müssen die mittelständischen Unternehmer ihrerseits diese 
Aufgabe ernst nehmen.

Damit sei durchaus nicht in Abrede gestellt, daß der allgemeinen 
Erhöhung des Einkommens nicht auch eine eminent soziale und politi­
sche Bedeutung zukäme. Von diesem konsumorientierten Mittelstand, 
der nach dem Einkommen bemessen wird, ist hier aber nicht die Rede.

Es geht hier, wie bald zum Überdruß gesagt, vielmehr um die 
Werte, mit welchen das mittelständische Unternehmertum die Gesell­
schaft bereichern könnte, sofern die Träger dieses Unternehmertums 
sich ihrer sozialen Bedeutung bewußt wären. Wenn wir heute be­
klagen, daß die mittelständischen Unternehmer sich allzu sehr dem 
Ressentiment der Verstoßenen überlassen und den Mut nicht auf­
bringen, sich auf die neuen wirtschaftlichen Produktionsweisen um­
zustellen, dann rührt dies nicht zuletzt auch daher, daß ihnen sehr 
oft die Konkurrenz mit dem Großbetrieb erschwert wurde. Wie es 
im Sport unmöglich ist, Schwergewichder und Leichtgewi chder sich 
im Wettkampf messen zu lassen, so ist es auch unhaltbar, wenn der 
Staat in einem Steuersystem allen formal die gleichen Auflagen macht, 
ohne die völlig verschiedenen Betriebsstrukturen zu berücksichtigen. 
Daß z. B. die durch die mittelständischen Betriebe hindurchge­
gangenen Waren bis zur Fertigung drei- oder viermal mit Umsatz­
steuern belastet werden, während jene aus dem Konzern hervor­
gehenden nur einmal diesen Tribut zu zahlen haben, beweist, wie 
formalistisch und wie wenig organisch eine solche Steuerpolitik be­
schaffen ist. Die Steuerbedingungen liegen in Deutschland nach der 
Wiederherstellung des Organschaftsprivilegs noch ungünstiger für 
den mittelständischen Unternehmer.

III. Die Probleme des Mittelstandes heute

Daß der unternehmerische Mittelstand für die Gesellschaft als 
Ganzes einen nicht zu ersetzenden Wert darstellt, dürfte klar geworden 
sein. Eine weitere Frage ist nun, in welcher Form, oder besser, an 
welchem Platz wir den unternehmerischen Mittelstand heute noch 
einsetzen sollen. Wir können die nun einmal zur Großwirtschaft aus­
gewachsene Wirtschaft nicht ändern. Dies zu erstreben, würde nicht
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nur wirtschaftliche, sondern auch soziale Unklugheit bedeuten. Die 
Großunternehmungen in allen Wirtschaftszweigen, insbesondere in 
Industrie und Handel, haben reichen Segen gebracht, nicht zuletzt 
auch dem Mittelstand.

Es geht also zunächst um die Erkenntnis der wirtschaftlichen 
Wirklichkeit (I). Um diese Wirklichkeit, innerhalb welcher sowohl die 
Eigenleistung des unternehmerischen Mittelstandes wie auch die 
wirtschaftspolitische Aktion zugunsten des unternehmerischen Mittel­
standes sinnvoll sind, zu erfassen, müssen wir uns zunächst die rein 
wirtschaftlich orientierten Fragen vorlegen: 1. Welches sind die 
Schwierigkeiten, mit denen der Klein- und mittlere Unternehmer 
zu kämpfen hat im Hinblick auf die Konkurrenz durch die Groß­
betriebe? 2. Welches sind die Monopolstellungen des mittelstän­
dischen Unternehmers gegenüber dem Großbetrieb ? Die Beant­
wortung dieser beiden Fragen gibt uns Auskunft darüber, wieweit 
der unternehmerische Mittelstand in die heutige wirtschaftliche Welt 
noch einbaufähig ist.

Die Bemühungen nun, diesen Platz dem unternehmerischen Mittel­
stand zu retten, müssen zunächst vom Mittelstand selbst ausgehen. 
Nach Erkenntnis der wirtschaftlichen Wirklichkeit sind also zunächst 
die Mittel der Selbsthilfe (II.) zu studieren. Grundlage dieser Selbst­
einordnung in das neue Wirtschaftsdenken ist vor allem die Er­
kenntnis des eigenen Wertes in der gegebenen Situation. Der mittel­
ständische Unternehmer hat sich bewußt zu werden, in welcher Form 
er innerhalb der veränderten Wirtschaftsgesellschaft durch seine selb­
ständige Unternehmerfunktion noch nützliche Dienste zu leisten im­
stande ist. Es nützt hier wenig, auf angeblich traditionelle Rechte zu 
vertrauen, auch nicht — und erst recht nicht — mit dem Hinweis auf 
das in den privatrechtlich orientierten Ländern noch geltende Erb­
recht. Ob hier nicht ein falsches Bedürfnis nach Sicherheit gehegt 
wird? Jedenfalls hat der mittelständische Unternehmer gerne alte 
Lasten abgeworfen, ohne sich die neuen aufladen zu lassen. Während 
früher im patriarchalischen System der Geselle oder Angestellte noch 
zur Hausgemeinschaft gehörte und in dieser seine soziale Sicherheit 
fand, steht er heute zur Zufriedenheit des Unternehmers im reinen 
Arbeitsvertrag. Stellen wir aber die Frage, ob der mittelständische 
Unternehmer bei Einkassierung dieses Vorteils auch die Konsequenz 
übernahm, seinen Arbeitnehmer als ebenbürtig mit dem im Groß­
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betrieb arbeitenden Lohnempfänger zu betrachten. Die vielerorts 
beobachtete Abwanderung von Arbeitnehmern in die Großbetriebe 
läßt auf unleugbar vorliegende Unebenheiten schließen.

Zu den Selbsthilfmaßnahmen gehört besonders auch die Um­
stellung auf die in echtem Wettbewerb zu bewährende Unternehmer­
leistung. Der mittelständische Unternehmer muß sich der Verbindung 
mit dem Großmarkt bewußt werden. Er wird dabei zur Erkenntnis 
kommen, daß jene Form der Selbständigkeit, die er bisher genossen 
hat, heute als Eigenbrötelei bezeichnet werden muß. Es bleibt ihm 
nichts anderes übrig, als sich in frei gewählten Organisationen zu 
binden. Diese wirtschaftsethische Forderung dürfte nicht zuletzt den 
bäuerlichen Unternehmern zu denken geben.

Es ist nach dem Gesagten selbstverständlich, daß es sich bei diesen 
Mitteln der Selbsthilfe um wirtschaftliche Mittel handelt. Es bedeutete 
Umkehrung aller Werte, wollte der Mittelstand sich sogleich in eine 
politische Aktion stürzen. Um die fortschreitende Entwicklung der 
Wirtschaft nicht durch äußere Machtmittel abzuriegeln, muß der 
Kampf mit genuin wirtschaftlichen Waffen ausgefochten werden. Der 
mittelständische Betrieb ist darum gezwungen, sich zu rationalisieren 
und seine Dynamik und Elastizität in steter Anpassung zu beweisen. 
Diese Forderung widerspricht durchaus nicht der Tatsache, daß der 
mittelständische Betrieb einen über die wirtschaftliche Ordnung 
hinausgreifenden, sittlichen Wert besitzt. Denn dieser sittliche Wert 
kann nur immer durch eine wirtschaftliche, nämlich unternehmerische 
Tat aktuiert werden. Ob und inwieweit politische Machtmittel von- 
seiten des unternehmerischen Mittelstandes eingesetzt werden können, 
hängt von der Frage ab, ob es eine mittelständisch orientierte Wirt­
schaftspolitik gibt und wie diese richtig zu gestalten ist.

Die Selbsthilfebemühungen des mittelständischen Betriebes, die 
nicht nur in der Rationalisierung des einzelnen Unternehmens, son­
dern auch im verbandlichen Zusammenschluß bestehen, würden 
jedoch wirkungslos, wenn nicht der andere Partner des Wirtschafts­
kampfes, der Großbetrieb, darauf achtete, den kleineren Bruder, der 
sich strebend bemüht, leben zu lassen. Darum ist auch das Verhalten 
des Großunternehmens gegenüber dem mittelständischen Betrieb zu 
untersuchen (III). Diese Achtung vor dem Kleineren äußert sich, wie 
Th. Hieronimi in seinem Beitrag ausführt, erstens durch Selbstbe­
schränkung der eigenen Expansionssucht und Maßhaltung in der
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Ausnutzung der kapitalmäßigen Überlegenheit und zweitens durch 
positive Hilfe, die der Großbetrieb dem mittelständischen Unter­
nehmen gewährt.

Da die Wertung des mittelständischen Unternehmertums nicht 
nach rein wirtschaftlichen Maßstäben erfolgt, ist eine Hilfeleistung 
von oben, d. h. von der Wirtschaftspolitik her eine unausbleibliche 
Notwendigkeit. Somit ergibt sich das Problem der mittelständisch 
orientierten Wirtschaftspolitik (IV). Die Hilfeleistung der Wirtschafts­
politik ist allerdings nicht im Sinne von Protektionismus oder 
gar Bevorzugung zu verstehen. Wie jede Wirtschaftspolitik mit 
marktkonformen Eingriffen das Spiel der wirtschaftlichen Kräfte im 
Gleichgewicht zu halten hat, so sollte auch die mittelständisch 
orientierte Wirtschaftspolitik organische Konkurrenzbedingungen 
schaffen, damit nicht durch eine rein formalistische Gleichheit der 
Große gegenüber dem Kleinen von vornherein begünstigt ist. Es sei 
zur Erhellung dieses Gedankens nur auf das schon erwähnte Steuer­
system hingewiesen, in welchem der Kleine mehr zahlt als der Große. 
Die wirtschaftspolitische Hilfeleistung ist also im Sinne des Subsi­
diaritätsprinzips aufzufassen: Schaffung jener Konkurrenzbedin­
gungen, die es den mittelständischen Betrieben gestatten, ihre wirt­
schaftlichen Kräfte vollwertig auswirken zu können. Nicht zuletzt 
gehört zu einer solchen Wirtschaftspolitik die Hilfeleistung zu­
gunsten junger, hochstrebender, Erfolg versprechender Unter­
nehmerpersönlichkeiten.

Die wesentliche Begründung der den unternehmerischen Mittel­
stand berücksichtigenden Wirtschaftspolitik ergibt sich aus den wirt- 
schafts- oder sozialethischen Erwägungen (la), wie sie oben darge­
stellt wurden. Die Wirtschaftspolitik ist aber nicht nur von diesen 
grundsätzlichen Gesichtspunkten beherrscht. Die staatlichen Maß­
nahmen haben nicht nur zu schaffende, sondern auch bereits be­
stehende Werte im Auge zu halten. Wenn z. B. der unternehmerische 
Mittelstand über seine unternehmerische Leistung hinaus auch tat­
sächlich eine überragende soziologische, kulturelle oder sogar poli­
tische Rolle spielt, wird man notgedrungen auch diese Umstände in 
einer Wirtschaftspolitik berücksichtigen (lb —d).

Die wirtschaftspolitischen Maßnahmen unterscheiden sich in ge­
setzgeberische (2 a) und aktiv eingreifende oder unterstützende, wie 
Subventionen, Steuererleichterungen usw. (2 b).
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Da man nun in den veränderten Verhältnissen den unternehme­
rischen Mittelstand wesentlich von seiner unternehmerischenLeistung, 
nicht mehr von seiner sozialen Sicherheit her zu sehen hat, ergibt 
sich die Frage, inwieweit man heute überhaupt noch die soziale 
Sicherheit des mittelständischen Unternehmers mit seinem Betrieb zu­
sammenketten kann (V).

Es bedeutete einen Rückfall in alte, längst überholte Wirtschafts- 
Vorstellungen, zu meinen, der mittelständische Betrieb erhalte seine 
erstwesentliche Bedeutung aus dem Ziel, der erbberechtigten Gene­
ration ungestörter Broterwerb zu sein. So sehr das mittelständische 
Unternehmen Familienbetrieb sein mag und auch sein muß, so ist es als 
Einkommensquelle doch von der Erfüllung seiner Unternehmerfunk- 
tion abhängig. Mittelständische Betriebe zugunsten des Pensionsbedürf­
nisses von unternehmerisch schlechten Erben zu schützen, wäre eine das 
mittelständische Unternehmertum entwürdigende Wirtschaftspolitik.

Anderseits muß die wirtschaftliche Leistung, die ein Mensch in 
der normalen Zeitspanne der menschlichen Arbeitsfähigkeit voll­
bracht hat, auch die Existenzsicherheit bis zum Tode einbringen. 
Nun ist aber das mittelständische Unternehmen oft nicht in der Lage, 
zugleich mit dem jungen Nachfolger und seiner Familie auch noch 
die alten Eltern, die bis in ihre hohen Tage den Betrieb geführt haben, 
zu erhalten. Darin liegt auch zum Teil der Grund, warum alternde 
Eigentümer eines mittelständischen Betriebes nur mit Hemmungen 
das Unternehmen an die Kinder weitergeben. Nicht nur aus Gründen 
der Existenzsicherung, sondern auch um des neuen unternehme­
rischen Antriebes durch jüngere Kräfte willen ist darum eine Alters­
versicherung der mittelständischen Unternehmer von höchster Be­
deutung. Die Art und Weise der Finanzierung dieser Altersver­
sicherung bedeutet allerdings ein schwerwiegendes Problem. Soll sie 
einzig auf dem Wege der Selbsthilfe verwirklicht werden, also unter 
Verzicht auf eine Eingliederung in eine allgemeine, auf staatlicher 
Ebene organisierte Sozialversicherung? Die Frage wäre einfach, 
wenn wir die Garantie einer krisenfesten, in der Konkurrenz aus­
geglichenen Wirtschaftsordnung hätten.

So lassen sich die verschiedenen Fragen, die sich bezüglich des 
heutigen unternehmerischen Mittelstandes stellen, gemäß dem hier 
angefügten Schema gruppieren, das zugleich die Ordnung der 
Diskussionspunkte des Kongresses angeben soll.
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D as Diskussionsschema

I. Die heutige wirtschaftliche Situation des mittelständischen Unter­
nehmers :
a) die erschwerenden Momente für den mittelständischen Be­

trieb,
b) der wirtschaftliche Vorsprung der mittelständischen Betriebe

gegenüber den Großbetrieben.
II. Die Selbsthilfe der mittelständischen Betriebe zur Bestehung der 

Konkurrenz der Großbetriebe.
III. Die Verantwortung der Großbetriebe gegenüber dem Mittelstand.
IV. Die Wirtschaftspolitik im Hinblick auf die Erhaltung und För­

derung des unternehmerischen Mittelstandes.
1. Begründung einer besonderen Mittelstandspolitik:

a) sozial- und wirtschaftsethisch,
b) aufgrund der tatsächlichen wirtschaftlichen und soziolo­

gischen Stärke,
c) kulturell,
d) politisch.

2. Die einzelnen wirtschaftspolitischen Maßnahmen:
a) gesetzgeberische Maßnahmen,
b) positive Stützung durch den Staat.

V. Die soziale Sicherheit des mittelständischen Unternehmers.
Das Diskussionsschema bedarf noch einer kurzen Erklärung: Der erste 

Punkt (I) soll nicht etwa die tatsächliche zahlenmäßige Stärke des Mittelstandes 
behandeln, sondern die typisch wirtschaftliche Grundsatzfrage, in wieweit der 
mittelständische Betrieb, wirtschaftlich gesehen, für die Gesamtwirtschaft noch 
nützlich oder tragbar sei. Die zahlenmäßige Bedeutung des Mittelstandes ist eine 
wirtschaftlich-soziologische (IV 1, b) Angelegenheit. Aus der zahlenmäßigen 
Überlegenheit folgt noch lange nicht die Wirtschaftlichkeit des Mittelstandes. Es 
wird auch niemandem einfallen, aus der tatsächlichen Macht der Gewerkschaft 
schon auf die Güte ihrer Politik zu schließen. — Der zweite Punkt (II) behandelt 
sowohl die Selbsthilfe des einzelnen mittelständischen Betriebes, wie auch die 
organisierten Selbsthilfemaßnahmen der Mittelständler, soweit sie auf die höhere 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit abzielen. Die Selbstrettung auf dem Wege über 
die politische Partei gehört in IV 1, d. — Zu den gesetzlichen Maßnahmen 
(IV 2, a) gehört z. B. auch die Konkurrenzregelung, Steuergesetzgebung usw. — 
Die soziale Sicherheit des mittelständischen Unternehmers (V) ist ein Problem, 
das aller Achtung wert ist. Man kann dem Mittelständler nicht zumuten, eine 
sozialwirtschaftliche Funktion nur unter Opfern zu erfüllen. Gemäß dem Prinzip 
der individualrechtlichen Ordnung gebührt ihm dafür die entsprechende persön­
liche Genugtuung. Leider konnte am Madrider Kongreß dieser Punkt nur ge­
streift werden. Wir werden uns damit später in einem eigenen Team-Work 
befassen.
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Vorbemerkung

Der nachfolgende Bericht über die Situation des Mittelstandes und 
über die Mittel, Methoden und Möglichkeiten seiner Selbstrettung 
ist das Ergebnis von Untersuchungen, die in der Bundesrepublik 
Deutschland angestellt wurden, in einem Teil Europas also, in 
welchem die Industrialisierung verhältnismäßig weit fortgeschritten 
ist und die entsprechenden ökonomischen und sozialen Entwicklungen 
auf eine industrielle Gesellschaft hin sichtbar werden.

Der Bericht behandelt nicht das ungemein komplexe Thema der in 
sich sehr differenzierten Mittelschichten in einer industriellen Gesell­
schaft. Im Einvernehmen mit der Leitung des Internationalen 
Instituts für Sozialwissenschaft und Politik, Fribourg, wurde sehr 
bewußt nur jener Teilausschnitt angeleuchtet, der die besondere 
Problematik des selbständigen gewerblichen Mittelstandes sichtbar 
werden läßt.

Eine Untersuchung darüber, in welcher Weise Wirtschaft von heute 
und Wirtschaft im Jahre 1857 sich unterscheiden, wird alsbald neben 
anderen Sachverhalten feststellen, daß die Art zu produzieren in den 
zurückliegenden hundert Jahren vollständig verändert worden ist. 
Die Art zu produzieren ist für die Ordnung des sozialen Zusammen­
lebens von gewisser Bedeutung. Ein Volk, das von Fischfang lebt,
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organisiert sich anders als eine ackerbautreibende Nation. Und eine 
Gesellschaft, deren produktiver Kern Handwerker und Bauern sind, 
wird anders aussehen als eine solche, in welcher große Industrien den 
Markt mit Serien von Gebrauchs- und Verbrauchsgütern über­
schütten und deren eigentliche Probleme nicht mehr solche der Pro­
duktion, sondern des Konsums sind. Ich will damit nicht sagen, daß 
die Produktionsweise das einzige Element sei, das die Wirtschaffs­
und Gesellschaftsordnung bestimmt. Daß sie aber ein höchst wich­
tiges Element ist, darüber läßt sich kaum ein Zweifel äußern. Moderne 
gesellschaftskritische Beobachter haben dazu einige überraschende 
Feststellungen gemacht, wie nämlich die moderne industrielle Pro­
duktionsweise unter völlig verschiedenen politischen und gesellschaft­
lichen Bedingungen, etwa Amerikas und Rußlands, zu sehr ähnlichen 
Erscheinungen führt, etwa zur typischen Ausbildung des modernen 
Managements und seines Charakters oder zur Herausbildung der 
Teamarbeit als Form kollektiver Kooperation in weitestem Umfang 
und in fast allen Bereichen der Arbeitswelt; oder zur Ausbildung 
eines typischen Industriearbeiters mit vergleichbaren Forderungen 
nach Lebensstandard, Lebenskomfort und Freizeit. So unterschiedlich 
demnach auch immer die politischen Systeme sind, hinsichtlich der 
Entwicklung bestimmter ökonomischer und gesellschaftlicher Prin­
zipien und Ziele lassen sich — wenn auch unter entgegengesetzten 
Vorzeichen — durchaus parallele Vorgänge beobachten.

Mit diesem Hinweis wird deutlich, daß die revolutionären Ent­
wicklungen in allen jungen und jüngeren Industriegebieten unserer 
Erde gewisse Züge gemeinsam haben. Diese Gemeinsamkeit macht 
sich auch darin sichtbar, daß die überkommenen Gesellschafts- und 
Wirtschaftsordnungen aufgelöst oder zerstört wurden und zwar teils 
in längeren Phasen mehr evolutionär, teils durch ungemein heftige 
revolutionäre Vorgänge plötzlich und erschreckend. Da wie dort 
aber ist mittelbar oder unmittelbar die neue industrielle Produktions­
weise eine wichtige auslösende oder antreibende Kraft. Sie hat nicht 
nur eine neue Technologie sondern zugleich auch noch ganz neue ihr 
zugehörende Gesellschaftsschichten hervorgebracht, durch welche 
und mit welchen die neue Art der Produktion überhaupt erst ver­
wirklicht werden konnte.

Wie unterscheiden sich nun Vergangenheit und Gegenwart unter 
dem Gesichtspunkt des Produktionsstils ökonomisch und gesell­
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schaftlich voneinander? In der vorindustriellen Wirtschaft und Ge­
sellschaft waren die Handwerker der eigentliche Kern der produktiven 
Organisation des gesellschaftlichen Lebens. Sie produzierten von 
Hand jeweils originelle Wirtschaftsgüter in beschränkter Zahl und 
auf einen in aller Regel erkennbaren Bedarf hin. Der Markt hatte 
eine bestimmte Größe, die weder von der Produktionskraft noch vom 
Bedarf her manipulierbar war. Bestimmte Regeln und Übereinkünfte 
erzwangen ein einigermaßen funktionierendes Gleichgewicht.

Die Bauern waren als Nahrungsmittelerzeuger von verhältnis­
mäßig geringer Bedeutung und standen daher in jeder Beziehung den 
Handwerkern nach. Im wesentlichen konsumierten sie selber, was 
ihre Agrar- und Hauswirtschaft hervorbrachte, und gewöhnten sich 
nur nach und nach daran, den geringen und anspruchsvollen Bedarf 
der langsam anwachsenden nicht-bäuerlichen Bevölkerung zu be­
friedigen. Immerhin wurde der Bauer schließlich wichtig genug, um 
seine gesellschaftlichen Verhältnisse zu verändern: die Leibeigen­
schaft hörte auf, wahrscheinlich ebensosehr weil man das humanitäre 
Problem der Sache ins Auge faßte, als weil man ein Interesse daran 
haben mußte, die Erzeugung von Nahrungsmitteln sicherzustellen.

Der Handel, diese dritte mittelständische Gruppe, beschränkte sich 
in der vorindustriellen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung auf 
eine vergleichsweise einfache Mitwirkung bei der Erfüllung von Ver­
teilungsaufgaben. Spezereien und Kolonialwaren heranzuschaffen und 
feilzuhalten, hieß die Aufgabe, der die Kleinkaufleute sich widmeten. 
In der sozialen Wertung unterschieden sich diese Gruppen des 
„Mittelstandes“ beträchtlich. In einer solchen Welt sehr geringer 
produktiver und technischer Möglichkeiten und entsprechend ein­
facher Bedürfnisse war der produzierende Mittelstand das zentrale 
Organ der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Daher stammten 
sein soziales Ansehen und seine politischen und gesellschaftlichen Vor­
rechte. Was der Mittelstand von heute gern noch immer sein möchte, 
die Staat, Volk und Wirtschaft tragende Gesellschaftsschicht, damals 
repräsentierte er sie in der Tat und unangefochten.

Indes wurde die mittelständische Wirtschafts- und Gesellschafts­
ordnung durch das Aufkommen der Industrie erst langsam ver­
ändert, dann überwältigt und vollkommen verwandelt. Dieser Prozeß 
ist zwar durch die Technik in Gang gekommen, die Revolution aber
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war nicht Sache der Technik. Der Schritt hin zur industriellen Gesell­
schaft ist ein eindeutig gesellschaftlicher Vorgang, der sich historisch 
sogar ziemlich eindeutig fixieren läßt.

Im ersten Abschnitt der Entwicklung der industriellen Produktions­
weise herrschte das Bild überkommener Wirtschaftsordnung noch 
absolut vor. Die Fabrik des 19. Jahrhunderts war ihrer inneren An­
lage nach nichts weiter als ein in größere Dimensionen gewachsener 
Handwerksbetrieb. Was ihn von diesem unterschied, waren die neuen 
„Handwerkszeuge“ , die jetzt weniger von Menschenhand und immer 
mehr von Maschinenkraft angetrieben wurden. Die Produktions- 
Organisation wurde nicht verändert, und die Produktionsziele blieben 
bei veränderten Möglichkeiten prinzipiell dieselben. Es wurde nach 
wie vor auf Bedarf hin erzeugt. Im zweiten Jahrzehnt unseres Jahr­
hunderts verwandelte sich dann das Bild von Grund auf. Die Industrie 
entwickelte die ihr eigene Produktionsweise. Die Welt der Technik 
gab ihr dazu die Möglichkeiten. Aber sie wurden erst fruchtbar, als 
man lernte, durch Organisation zu produzieren. Das war nun freilich 
etwas ganz anderes als die handwerkliche Produktionsweise. Der 
Handwerker schuf seine Erzeugnisse als selbständige Leistung. Plan, 
Rohstoffbeschaffung, Produktion und Absatz waren in seiner Hand 
konzentriert. Jetzt wechselte man auf das Prinzip einer Arbeits­
teilung über, die den Produktionsvorgang in seine Einzelvorgänge 
zerlegte und ihn derart wieder zusammenordnete, daß aus dem Zu­
sammenspiel von Material, Zeit, Arbeits- und Maschinenkraft das je­
weils gleiche Erzeugnis in beliebiger Zahl sich aus dem unaufhör­
lichen Arbeitsfluß ergab. Es wurden keine Einzelstücke mehr herge­
stellt, es wurde nicht länger mehr auf Bedarf hin produziert, sondern 
auf jeweils erst noch zu weckende Bedürfnisse hin.

Henry Ford darf für sich in Anspruch nehmen, der erste gewesen 
zu sein, der sich dieser neuen Produktionsweise durch Organisation, 
und zwar durch technische und gesellschaftliche Organisation, be­
diente. Er hat damit die industrielle Revolution ausgelöst. Obgleich 
seine Konkurrenten ihm vorrechneten, daß die Serienfabrikation von 
Autos jeden erkennbaren Bedarf weit überdecken würde, zeigte sich, 
daß die Rechnung von Henry Ford richtig war. Die von ihm auf 
höchste Ergiebigkeit gezielte industrielle Leistung ließ ein vier­
rädriges Produkt entstehen, das genügend Käufer fand. Außerdem 
aber manipulierte er zugleich noch selber den Markt, indem er den
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für damalige Verhältnisse überwältigenden Tageslohn von fünf 
Dollar seinen Arbeitern zahlte, aus keinem anderen Grunde als dem, 
sie auf diese Weise in die Lage zu versetzen, morgen das Erzeugnis 
von Ford zu kaufen, eine Rechnung, die nur zu gut aufgegangen ist 
und heute das A und O jeder industriellen Rechnung ist.

Aber nicht nur auf diese Weise, durch ständige Erhöhung des 
Realeinkommens immer breiterer Massen, wurden Vorkehrungen ge­
schaffen, den Markt zu manipulieren, das eherne Gesetz von Angebot 
und Nachfrage zu entschärfen. Im Laufe der Zeit entwickelte man 
immer raffiniertere Mittel und Methoden, den Markt zu beeinflussen, 
ihn zu formen, ihn zu verändern. Zu diesen Mitteln gehören die 
Werbung, die Marktforschung oder die verschiedenen Systeme von 
Kundendiensten. Alle solchen Anstrengungen zielen darauf, die 
wachsende Güterfülle, die sich aus der immer rationelleren indu­
striellen Produktionsweise ergibt, unter die Leute zu bringen. Sie 
werden sich in Zukunft unter dem Einfluß zunehmender Auto­
matisierung der Produktionsprozesse weiter vergrößern und ver­
feinern. Die Absatzchance wird zum überwältigenden Problem der 
industriellen Gesellschaft.

In unserem Zusammenhang interessiert nun die Frage, welche Aus­
sichten der traditionelle Mittelstand in den Zusammenhängen einer 
solchen industriellen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung haben 
kann.

I. Beharrung als Ursache der Krise des Mittelstandes

Daß der Mittelstand die Umwandlung der Produktionsweise vom 
handwerklichen zum industriellen Modell und die damit zusammen­
hängenden Probleme nicht mit Bewußtsein ins Auge zu fassen ver­
mochte, ist ebenso erklärbar wie verständlich. Schließlich dürfen wir 
nicht vergessen, daß unsere Einsichten und Erfahrungen in und über 
die industrielle Gesellschaft und Wirtschaft sehr jungen Datums sind 
und sich erst an konkreten Untersuchungen entwickelten, die Volks­
wirte und Soziologen nach der großen Weltwirtschaftskrise unter­
nommen haben. t \ 1s sie die Ursachen dieser Krise analysierten, kamen 
sie auf die neuen Zusammenhänge und schufen in mühseliger Arbeit 
das Bild der neuen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wirklich­
keiten. Heute, zwanzig Jahre später, beginnen wir, die entsprechenden
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Sachverhalte zur Kenntnis zu nehmen, rechtzeitig genug, um für die 
kommenden Wirklichkeiten des Zeitalters der Automation und der 
Anwendung der Kernenergie mit wacheren Augen uns besser vor­
zubereiten. Wenn aber schon die Leute, die im Bereich der Industrie 
wohnten und wirkten, nicht wußten, was rund um sie prinzipiell 
anders und neu geschah, so ließ sich nicht erwarten, daß der Mittel­
stand in dieser Beziehung hätte klüger sein können. Unter den ge­
gebenen Umständen bildete er die Kraft der Beharrung, die um so 
größer und wirksamer sein mußte, als er sich in der Krise aus den 
verschiedensten Gründen als ein Stabilisierungsfaktor von beträcht­
licher Bedeutung erwiesen hatte.

Die verstehbaren Rückgefühle

Außerdem war die Grundhaltung des Mittelstandes durch die neuen 
Wirklichkeiten noch nicht erschüttert. Er war von den überkom­
menen Werten seiner ökonomischen, sozialen und kulturellen Mission 
erfüllt, und es war seinen Angehörigen unvorstellbar, daß die tradi­
tionellen Aufgaben des Mittelstandes in einer neuen und ganz anderen 
Wirtschaftsordnung unter völlig veränderten Gesichtspunkten zu 
sehen sein würden. Die Mittelständler erblickten in der aufstrebenden 
Industrie nur den Konkurrenten, gegen den man sich zu wehren und 
zu schützen habe. Sie hielten dazu die Fiktion aufrecht, daß der 
Mittelstand ohne Änderung seiner Denkungsart, seiner Arbeitsweise 
und seiner Struktur trotz und neben der Industrie ein wirtschaftliches 
und gesellschaftliches Eigenleben würde führen können.

Dabei war nun freilich nicht zu übersehen, daß er als produktive 
Organisation unaufhaltsam in den Hintergrund rückte. Die Fakten 
waren schließlich statistisch zu greifen und schlugen sich in den sich 
rasch veränderden Strukturen der Bevölkerung ebenso nieder wie 
darin, daß überkommene Handwerksberufe ausstarben. Die Reaktion 
darauf führte dazu, daß andere, nicht-wirtschaftliche Elemente seiner 
Existenz in den Vordergrund geschoben wurden. Der Mittelstand 
hielt an der Interpretation fest, daß er unverrückbar als die tragende 
Schicht einer gesunden, auf Eigentum ruhenden Gesellschaft anzu­
sehen sei. Auf diese Weise enthob er sich der Notwendigkeit, sich 
mit den neuen und für ihn bestürzenden Sachverhalten auseinander­
zusetzen. Er formulierte beständig ein politisches Programm der
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„Rettung des Mittelstandes“ , das praktisch darauf hinauslief, ihn für 
spezifisch gesellschaftliche Aufgaben ohne Rücksicht auf ökonomische 
Bedingungen zu konservieren. Der selbständige Mittelstand geriet 
auf diese Weise in eine hoffnungslose Isolierung gegen neu auf­
tretende Gruppen der Gesellschaft, die sich mit der industriellen 
Produktionsweise identifizierten, durch sie entstanden waren und 
sich mit ihr entwickelten: die Arbeiter, die Angestellten und die 
nicht-selbständigen Unternehmer. Notwendigerweise mußte daraus 
ein heftiger Interessenkonflikt zwischen einer restaurativen Mittel­
standsidee und der sich bildenden industriellen Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung entstehen.

Der Überschwang der Kon êntrationsidee

Der Widerstand des selbständigen Mittelstandes gegen die Sach­
verhalte einer industriellen Wirtschaftsordnung, die sich unter höchst 
schmerzlichen und sehr bedrückenden Umständen rigoros entwickelte, 
wurde durch den Auftritt derjenigen potenziert, die sich aktiv oder 
passiv als Mitwirkende oder Mitleidende der Industrialisierung er­
kannten. Kapitalistische Ausbeuter und vom Kapitalismus Ausge­
beutete mißachteten, wenn auch in sehr verschiedener Weise, den 
Mittelstand. Die Konzentrationsidee in ihren verschiedenen Varianten, 
nach der überhaupt nur die wirtschaftliche Großorganisation Zukunft 
und Daseinsmöglichkeit hatte, wurde als verbindliche Einsicht un­
differenziert formuliert. Die Erfahrung, wie sie Marx analysierte, 
schien zu der überschwänglichen Schlußfolgerung zu berechtigen, 
daß die neue Zeit ohne das Kleine, das Individuelle zurechtkommen 
könnte. Daraus erwuchs das überwältigende Abenteuer der kapi­
talistischen Großgebilde ebenso sehr wie das der sozialistischen Ziel­
strebungen, über die Weltrevolution der Ausgebeuteten und die 
Diktatur des Proletariats eine kollektive Gesellschaftsordnung zu ver­
wirklichen.

Unter den Wirkungen der Weltwirtschaftskrise verkehrte sich 
dieser Überschwang in der westlichen Welt in sein Gegenteil und 
verursachte eine ebenso undifferenzierte politische Theorie von der 
Massengesellschaft, mit der man das Ende der menschlichen Gesell­
schaft überhaupt aufziehen sah.

3
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Überschwang zunächst und dann tiefer Pessimismus mußten not­
wendigerweise die Bewußtseinslage ganz allgemein und im Beson­
deren natürlich beim Mittelstand schwächen. Es war schlechterdings 
nicht zu erwarten, daß bei den gegebenen Spannungen unter den 
Mittelständlern Raum blieb, sich mit Überlegungen zu beschäftigen, 
in welcher Weise und mit welchen Folgerungen eine Anpassung an 
die Tatbestände der industriellen Wirtschaftsweise möglich und er­
strebenswert wären. Da die Selbstbehauptung des Mittelstandes 
scheinbar gerade im Festhalten an den überkommenen Bildern ihre 
Kraft schöpfte, lag es nahe, sich auf sich selbst zu beschränken.

Inzwischen sind wir durch die Entwicklung um einige Grade 
klüger geworden. Es stellte sich heraus, daß, allerdings mit erheb­
lichen Differenzierungen, die Theorie der ökonomischen Konzen­
tration und die Theorie der politischen Massengesellschaft den Wirk­
lichkeiten durchaus entsprechen. Da man sich aber mit ihnen be­
schäftigte und sie fortentwickelte, sieht man sich heute ganz gut in 
der Lage, ihre positiven Aspekte zu erkennen und für die anstehenden 
Probleme mögliche Lösungen vorzuschlagen. Die Einsichten und 
Erkenntnisse, die sich damit bieten, lassen erwarten, daß der Mittel­
stand jetzt aus seiner Isolierung erlöst werden kann.

Prinzipien und Ziele der industriellen Wirtschaft

Das vorherrschende Prinzip der industriellen Wirtschaftsordnung 
ist Organisation: ständige Verfeinerung der Arbeitsteilung einerseits 
und richtige und genaue Zusammengliederung von Technik, Ma­
terial, Zeit und menschlicher Arbeitskraft andererseits. Aufgabe ist 
es, den Produktionsprozeß in seinem ganzen Umfang so reibungslos 
und so wirkungsvoll zu organisieren, daß die Güterherstellung mit 
dem vergleichsweise geringsten Aufwand bewältigt werden kann. 
Dabei geht die Entwicklung dahin, den Aufwand zu verkürzen, um 
bei gleichzeitig steigendem Einkommen auf dem Markte die Chance 
zu gewinnen, die anwachsende Fülle der Güter abzusetzen. Ver­
kürzung des Aufwandes und Erhöhung der Einkommen stehen dabei 
in einem unmittelbaren Zusammenhang, woraus sich der Zwang er­
gibt, den kostspieligen und wegen des nötigen Konsums zugleich 
wichtigen Faktor „menschliche Arbeitskraft“  weniger durch Bean­
spruchung seiner Muskeln als seiner Intelligenz wirksam werden zu
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lassen. Arbeit wird daher immer mehr geistige Anstrengung durch 
Tätigkeiten, welche planen, organisieren, programmieren, mani­
pulieren, kontrollieren, Daten herbeischaffen und Daten verarbeiten.

Diese Art der industriellen Produktionsweise gründet sich nächst 
der Organisation auf genaue Rechnung, was praktisch heißt, daß alle 
Leistungen ausgemessen, Arbeitsaufwand und Arbeitsergebnis in 
streng kontrollierte Relationen gebracht werden. Ergiebigkeit der 
Mitwirkung am Fluß der Güterproduktion entscheidet über die Höhe 
des Einkommens und über den Rang in der produktiven Gesellschafts­
ordnung. Überkommene politische Vorrechte, welcher Art immer, 
werden nicht mehr honoriert, und Verschwendung von Arbeitskraft 
wird als ökonomischer Verlust bestraft. Rationalisierung aller wirt­
schaftlichen Vorgänge ist ein verbindliches Gesetz. Es nicht zu be­
folgen, heißt Untergang. In diesen Zusammenhängen steckt ein un­
gemein schwerwiegendes Problem des selbständigen Mittelstandes, 
dem nach Charakter und Herkunft solche Gesetze einer industriellen 
Wirtschaftsweise fremd sind.

Andererseits aber entwickeln sich mit zunehmender Perfektion des 
industriellen Produktionsstils sowohl in dem Bereich der Erzeugung 
wie insbesondere in dem des Absatzes ganz neue unumgängliche Auf­
gaben, die vorerst von den produzierenden Unternehmen nicht be­
wältigt werden können. Diese Aufgaben nehmen zu und sie werden 
wichtiger, je mächtiger der Güterstrom sich auf die Märkte ergießt. 
In diesem Felde entstehen Funktionen, für die verschiedene Gruppen 
des Mittelstandes jeweils in verschiedener Weise ökonomische und 
gesellschaftliche Chancen haben. Sie zu nutzen, setzt allerdings voraus, 
daß der Mittelstand seine Struktur, seinen Charakter, sein ökono­
misches und soziales Bewußtsein und seinen „Produktionsstil“  den 
neuen Bedingungen einer industriellen Gesellschaft anpaßt. Dieser 
Umwandlungsprozeß bereitet sich vor und setzt sich stürmisch durch. 
Wie weit er im ganzen und Fall für Fall gelingt, ist eine Frage der 
Anpassungsfähigkeit. Beides hängt in hohem Maße vom Grad des 
Bewußtseins ab, mit dem die Angehörigen des Mittelstandes ihre 
Situation begreifen.
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II. Analyse der Krise des selbständigen Mittelstandes

Im Jahre 1870 waren im Deutschen Reich noch rund 26% aller 
Erwerbstätigen Selbständige. Im Jahre 1939 waren es 14%. Heute 
sind es in der Bundesrepublik Deutschland nur noch 13,4%. Der 
Anteil wird sich auch in Zukunft noch weiter verkürzen. Dieses 
grobe statistische Raster deutet die allgemeine Tendenz an, die sich 
in den verschiedenen Gruppen recht verschieden entwickelt. So ist 
es zum Beispiel überraschend, daß in der Bundesrepublik von hundert 
Beschäftigten, die in der gewerblichen Wirtschaft tätig sind, noch 
immer mehr als ein Drittel in Handwerksbetrieben arbeiten. Diese 
Relation verändert sich nicht, obgleich die Zahl der Handwerks­
betriebe sich verringert. (In der Zeit zwischen 1949 und 1956 um 
13% oder 111000 Betriebe). Untersucht man die Fakten genauer, 
so entdeckt sich ein kräftiger Prozeß von Konzentration. So ist zu­
nächst nicht zu übersehen, daß in den industriellen Zentren der Anteil 
der im Handwerk Beschäftigten um viele Grade geringer ist als in den 
vorwiegend landwirtschaftlichen Gebieten. Im industriellen Nord- 
rhein-Westfalen beträgt er nur 26%, im landwirtschaftlichen Schles­
wig-Holstein dagegen 50%. Außerdem macht die Statistik sichtbar, 
daß der Umfang handwerklicher Betriebe rasch anwächst. 1895 zählte 
ein Handwerksbetrieb durchschnittlich nur 1,9 Mitarbeiter, 1956 
bereits 4,6. Diese Entwicklung setzt sich fort. Ein-Mann-Betriebe 
werden selten. 1926 stellten sie noch eine Mehrheit, nämlich 53%, 
1956 sind sie mit 32,2% eine Minderheit. Und diese Ein-Mann- 
Betriebe konzentrieren sich wieder auf die Gruppe „Bekleidungs-, 
Textil- und Lederhandwerke“ , die durchweg von der Industriali­
sierung besonders stark bedroht sind.

Aufschlußreich ist schließlich noch, daß 90% all der Leute, die 
im Handwerk ihr Brot verdienen, sich auf 21 verschiedene Hand­
werksberufe verteilen. Es gibt aber deren 150. Unter den 12 Hand­
werksgruppen mit mehr als 100000 Beschäftigten stehen die Bauhand­
werker weit an der Spitze, und so moderne Handwerke wie das 
Elektro- und Rundfunkhandwerk und das Kraftfahrzeughandwerk 
sind schon darunter. Alles in allem macht sich auch hier eine Kon­
zentration auf solche Handwerke bemerkbar, die in einem mittelbaren 
oder unmittelbaren Zusammenhang mit der industriellen Wirtschafts­
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weise stehen. Das interessanteste Beispiel dafür ist das rasch an­
wachsende Landmaschinenhandwerk, das sich aus dem Schmiede­
handwerk herausentwickelt und heute schon mehr als 24000 Be­
schäftigte in 3400 Betrieben zählt.

Andererseits haben andere noch sehr große Gruppen des Hand­
werks mit außergewöhnlichen Schwierigkeiten zu rechnen. Das gilt 
insbesondere etwa für die Schneider und die Schuhmacher, die sich 
gegenüber der Bekleidungsindustrie und der Schuhindustrie nur 
unter sehr spezifischen Bedingungen behaupten können. Die Masse 
der in diesem Handwerk Beschäftigten wird dagegen in der Industrie 
ihren Platz zu suchen haben und ihn dort auch finden.

Die Landwirtschaft

Noch 1870 gehörten nicht weniger als 60% der Bevölkerung des 
damaligen Deutschen Reiches zum Landvolk, 1938 waren es noch 
18% und heute sind es in der Bundesrepublik gerade noch 14%. Diese 
relativen Zahlen sagen allerdings nicht mehr, als daß die ländliche 
Bevölkerung binnen 50 Jahren von einer absoluten Mehrheit zu einer 
Minderheit geworden ist. Aufschlußreicher ist schon, daß sich die 
Zahl der Arbeitskräfte auf die landwirtschaftliche Nutzfläche bezogen 
seit 1882 nur um 3,7% verringert hat, von 54 auf 52 Arbeitskräfte 
je 100 Hektar. Dieser nur leichten Verringerung des Besatzes an 
Arbeitskräften steht allerdings eine höhere Produktivität gegenüber; 
die Erzeugung hat nach Menge und Güte in den zurückliegenden 
75 Jahren immerhin derart zugenommen, daß die Bevölkerung der 
Bundesrepublik noch immer zu zwei Dritteln durch die eigene land­
wirtschaftliche Erzeugung ernährt werden kann. Und doch ist die 
Leistung unbefriedigend, wenn man zum Vergleich die Ergebnisse 
der Landwirtschaften einiger Nachbarländer der Bundesrepublik 
heranzieht. Rechnet man die Leistung je Arbeitskraft in Getreidewert 
um, so erzielt zum Beispiel die dänische Landwirtschaft eine Brutto­
bodenproduktion von 20 Tonnen, die der Niederlande von 13 Tonnen, 
die westdeutsche dagegen nur eine solche von 8 Tonnen. Diese 
Unterschiede lassen sich nicht aus den verschiedenartigen Produk­
tionsbedingungen erklären, sie sind die Folgen mangelnder Fortent­
wicklung und Anpassung. Die Auswirkungen drücken auf die west­
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deutsche Landwirtschaft in jeder Beziehung schwer. Es werden zwar 
keine Mittel und Anstrengungen gescheut, die Versäumnisse der Ver­
gangenheit nachzuholen, aber die Fortschritte sind verhältnismäßig 
spärlich, weil die nötigen Voraussetzungen von den Landwirten nicht 
geschaffen werden, um ihre Ertragslage durch Intensivierung ihrer 
Leistungsmöglichkeit wesentlich zu verbessern. Die Veränderung 
der Betriebsstrukturen durch Flurbereinigung und Reorganisation 
und Rationalisierung der Wirtschaften bleiben vorerst noch ein Pro­
gramm, dem die Betroffenen nur mit mäßigem Interesse ihre Auf­
merksamkeit zuwenden. Umso heftiger freilich kämpft man um 
Subventionierungen, an die man seit mehreren Generationen sich 
gewöhnt hat. Die Warnungen aufgeschlossener Fachleute, daß diese 
Subventionen die Disparität zur Industrie nicht verringern sondern 
vergrößern, werden im allgemeinen nicht gehört oder gar als „Verrat 
an der Sache des Landvolks“ betrachtet. Die Folgen sind bestürzend: 
chronischer Mangel an Arbeitskräften und Abwanderung der bäuer­
lichen Intelligenz sind die schlimmsten, weil sie die wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Reorganisation der Landwirtschaft durch An­
passung an die neuen Bedingungen erschweren.

Der Einzelhandel

Jüngste statistische Erhebungen lassen die Struktur des Einzel­
handels als höchst unbefriedigend erkennen. Die Zahl der Einzel­
handlungen in der Bundesrepublik Deutschland wurde für das Jahr 
1955 auf rund 500000 festgestellt. Davon waren 180000 sogenannte 
Minderbetriebe mit einem Jahresumsatz von 20000 DM und weniger. 
Ihr Anteil am Einzelhandel betrug nach Zahl der Betriebe 35,6%, 
nach dem Gesamtumsatz aber nur 2,6%. Der durchschnittliche 
Bruttoertrag dieser Gruppe von Betrieben wurde mit 1785 DM für das 
Jahr 1955 errechnet. Der verbleibende Reingewinn reicht nicht aus, 
um die Lebenshaltung zu bestreiten. In der Regel dürften diese Einzel­
handlungen einen Nebenerwerb darstellen oder mit einer Gaststätte, 
einem Handwerksbetrieb oder einer Landwirtschaft verbunden sein 
oder aber als eine Quelle zusätzlichen Einkommens neben einer 
Rente betrieben werden.

Eine weitere Gruppe von Einzelhandlungen gehört im Grunde 
genommen ebenfalls in die Kategorie der Minderbetriebe: diejenigen
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nämlich, deren Umsatz zwischen 20000 und 50000 DM im Jahre 
liegt. Es handelt sich um rund 115000 Betriebe mit einem Anteil am 
Gesamtumsatz von 7,6% und an der Zahl der Einzelhandlungen von 
22,9%. Der durchschnittliche Bruttoertrag beläuft sich auf etwas 
über 8000 DM. Der Jahresreingewinn ohne Unternehmerlohn und 
Verzinsung des Eigenkapitals beträgt für diese Betriebe im Durch­
schnitt weniger als 2000 DM.

An voll lebensfähigen Unternehmen bleiben damit im Bereich des 
Einzelhandels 210000 Betriebe. Ihr Anteil an der Zahl aller Einzel­
handlungen beträgt 41,5% und am Gesamtumsatz 89,8%.

Aus der Gegenüberstellung dieser Gruppen ergibt sich zunächst 
die Tatsache, daß die Masse der Kleinhandelsunternehmen nicht 
zum Mittelstände zu rechnen ist und daß ihre Läden — soweit nicht 
als Nebenerwerb betrieben — das Tuch sind, mit dem nicht wenige 
Leute ihre sozialen Gebrechen zudecken. Sie stellen eine Art von 
unsichtbarer Sozialfürsorge dar, die zu Lasten des Konsumenten 
deshalb geht, weil hier eine rationelle Handelsleistung unmöglich ist. 
Diese Betriebe sind in aller Regel für die Funktion eines wirtschaftlich 
arbeitenden Einzelhandels im Gefüge einer industriellen Gesellschaft 
ein Hindernis und eine beträchtliche Belastung. Eine Berechtigung 
haben sie nur an solchen Plätzen, an denen ein Vollbetrieb keine 
hinreichend günstigen Standortbedingungen finden kann. In allen 
Fällen beeinträchtigen sie die Wirkung eines Wettbewerbs, dessen 
Aufgabe es sein sollte, optimale Handelsleistungen zum Nutzen der 
Konsumenten zu verwirklichen.

Nächstes Hindernis für eine optimale Handelsleistung ist die Tat­
sache, daß längst nicht die Masse der Einzelhändler eine entsprechende 
Ausbildung genossen hat. Eine Untersuchung aus dem Jahre 1938 
besagte, daß höchstens 43% aller selbständigen Inhaber von Einzel- 
handelsgeschäften eine kaufmännische Ausbildung und nur rund 
30% eine Ausbildung als Einzelhandelskaufmann genossen hatten. 
Man vermutet, daß sich an diesem Verhältnis nicht viel, und wenn, 
dann eher nach der negativen Seite hin verändert hat. Der Einzel­
handel ist geradezu zu einem Ausweg für Leute geworden, die sonst 
nicht vorwärtskommen können. Dieser Sachverhalt wird noch da­
durch potenziert, daß die Lehrverhältnisse im Einzelhandel höchst 
unbefriedigend sind. Nur eine Minderheit der Lehrlinge, die später 
in die Selbständigkeit streben, erfährt eine Ausbildung, die auch nur
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annähernd die vielseitigen Aufgaben berücksichtigt, die ein Einzel­
händler unter den Bedingungen einer vom Absatz abhängigen in­
dustriellen Wirtschaftsordnung beherrschen muß. Seine Leistung soll 
ja darin bestehen, die richtige Ware am richtigen Ort in der richtigen 
Menge und zum richtigen Preis einzukaufen, anzubieten und zu 
verkaufen. Diese Aufgabe ist angesichts der ständig zunehmenden 
Differenzierung des Warenangebotes und der Nachfrage, der wachsen­
den Arbeitsteilung und Spezialisierung, der komplizierten Steuer­
verhältnisse, der höheren Kosten für menschliche Arbeitskraft und 
Kapital nicht mehr in überkommener Weise zu lösen. Der Klein­
kaufmann in einer industriellen Wirtschafts- und Gesellschaftsord­
nung kommt ohne betriebswirtschaftliche, psychologische, arbeits- 
und organisationstechnische Kenntnisse nicht mehr aus. Nur unter 
der Voraussetzung, daß er über die nötigen Erkenntnisse und Er­
fahrungen verfügt und sie sachkundig anzuwenden versteht, kann er 
sich auf dem Markt als wirkungsvoller Partner im Wirtschaftsablauf 
behaupten und entwickeln. Gründliche Veränderungen in der Struk­
tur des Einzelhandels sind daher unumgänglich und zeichnen sich in 
den letzten Jahren in ganz überraschender Weise ab.

Die Abwesenheit des ökonomischen Denkens

Versucht man die Hintergründe der Krise des selbständigen Mittel­
standes zu untersuchen, so wird man auf einige nichtwirtschaftliche 
Tatbestände stoßen, die die Anpassung an neue Wirklichkeiten weit­
hin verunmöglichen, weil mit ihnen Rückgefühle und Vorurteile auf 
die bequemste Weise gepflegt werden können. Einer dieser Tat­
bestände ist die Unkenntnis der Ziele und Prinzipien der industriellen 
Arbeitsweise und deren Produktionsorganisation und der daraus sich 
ergebenden Regeln einer industriellen Wirtschaftsordnung. Im allge­
meinen unterstellt man der industriellen Wirtschaft — gleichsam zur 
eigenen Rechtfertigung — das reine Gewinnstreben, mit dem sich 
ein allgemeiner Drang nach Expansion geradezu notwendig ver­
knüpfe. Es wird übersehen, daß der hohe Grad der Ergiebigkeit der 
industriellen Erzeugung einerseits aus der präzisen Organisation 
unübersehbar vieler Arbeitsvorgänge stammt und daß dabei gesell­
schaftliche Kooperation in Mannschaften und Gruppen auf den ver­
schiedenen Ebenen des modernen Großunternehmens die ent­
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scheidende Rolle spielt. Man übersieht gleichzeitig, daß Kooperation 
oder „Teamarbeit“ , in der Industrie entwickelt, überhaupt erst die 
Voraussetzungen geschaffen hat, um mit den Lebensproblemen 
fertig zu werden, und daß dieses Prinzip bis in die wissenschaftliche 
Arbeit strikte Anwendung findet.

(Die modernen Erkenntnisse der Naturwissenschaften etwa sind 
längst nicht mehr die Leistung einzelner sondern vieler, vieler ver­
schiedener Partner aus den verschiedensten Wissensgebieten).

Nicht weniger unbekannt ist die Tatsache, daß die ökonomische 
Rechnung, die unmittelbar mit der Organisation der industriellen 
Arbeit zusammenhängt, zugleich wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Aspekte enthält. Mehr, schneller, besser zu erzeugen bietet für die 
daraus sich ergebenden Arbeitsprobleme nur dann eine Gewinnchance, 
wenn daraus zugleich im Verhältnis zum Realeinkommen eine stän­
dige Verbilligung der Güterwelt erwächst. Das ist gleichsam das 
eherne Prinzip, unter dem sich die Vervielfältigung der Güter­
produktion entwickelt. Wer sich gegen dieses Prinzip stellt, wer in 
einem solchen Sinne nicht industriell zu rechnen und seine Arbeit 
nicht entsprechend auf höchste Ergiebigkeit hin einzurichten versteht, 
wird notwendigerweise in aller Regel nach dem Gesetz des Wett­
bewerbs an den Rand gedrückt und ausgeschieden.

Diese Unkenntnis der industriellen Ökonomie und Organisation 
ist in den verschiedenen Gruppen des selbständigen Mittelstandes 
weit verbreitet und eine ernste Schwierigkeit für die nötige An­
passung. Daß zum Beispiel menschliche Arbeitskraft ein über­
wältigender Kostenfaktor ist und daß man bei ihrer Verwendung 
haushalten muß, ist dem selbständigen Mittelständler noch weithin 
fremd. Einsparung von Arbeitskraft durch Rationalisierung der 
Arbeit im Wege von betrieblicher Reorganisation und Anwendung 
von Maschinenkraft werden nicht wahrgenommen, weil man nicht 
einzusehen vermag, daß die dazu nötigen geistigen und materiellen 
Investitionen sich rasch und durchgreifend wirtschaftlich und gesell­
schaftlich rentieren.

Der Sachverhalt sei an Beispielen erläutert. Unter den Kleinland­
wirten, die noch mit Kuhanspannung arbeiten, kann man immer 
wieder das Argument finden, daß die kreatürliche Anzugskraft billiger 
als der Traktor sei. Daß auf diese Weise die zu bewältigenden Wege 
das Zehnfache an Zeit beanspruchen, wird nicht in Rechnung gestellt.
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In gleicher Weise wirkt sich die Abneigung aus, durch die Flur­
bereinigung zu geschlossenen Feldkomplexen zu kommen, die sich 
mit geringerem Aufwand an Zeit bearbeiten lassen, oder die Ab­
neigung, den Betrieb durch Um- oder gar Neubau arbeitsintensiver 
zu machen. Immer werden nur die Investitionskosten, nicht aber die 
daraus möglichen besseren Rendite gesehen.

Ähnlich verhält es sich bei den Handwerkern. Bauherrn können 
immer wieder mit einigem Erschrecken feststellen, daß die Hand­
werker ihre eigene Zeit und die ihrer Gesellen und Lehrlinge damit 
verschwenden, kostspielige Wege zu machen, nur weil die Arbeit 
nicht richtig vorbereitet ist. Erfahrungen von Betriebsberatern 
sprechen übereinstimmend davon, daß der größte Feind des Hand­
werkers die Unfähigkeit ist, die Arbeit zu organisieren und die 
Kosten scharf zu kalkulieren. Der daraus resultierende Vorwurf heißt: 
zuviel Handwerker, zu wenig Unternehmer und Kaufmann, zu wenig 
Organisator und zu wenig Kalkulator.

Bei den Kleinkaufleuten ist es nicht anders. Daß die Umschlags­
geschwindigkeit über die Rentabilität des Ladens entscheidet und daß 
sie in unmittelbarem Zusammenhang mit dem passenden Sortiment 
steht, ist eine wenig verbreitete Wissenschaft. Daß Außenstände 
Kosten und eine schlechte Organisation des Ladens Verluste durch 
unangemessen hohen Arbeits- und Zeitaufwand verursachen, wird 
nicht erkannt und nicht eingesehen, obgleich das Beispiel moderner 
Vertriebsformen in den meisten Fällen gleichsam nebenan studiert 
werden kann.

Solche Unkenntnis beeinträchtigt die Leistungsfähigkeit. Die Fol­
gen sind vielfältiger Art. Sie bestehen etwa darin, daß Handwerk, 
Landwirtschaft und selbständiger Einzelhandel zu teuer arbeiten. 
Wo durch Konkurrenz kein Druck ausgeübt werden kann und die 
Leistung von den Konsumenten unausweichbar in Anspruch ge­
nommen werden muß, entstehen auf diese Weise allgemeine volks­
wirtschaftliche Verluste auf Kosten hauptsächlich der Verbraucher 
und deren Realeinkommen. Wo aber der Wettbewerb im Spiel ist, 
muß sich notwendigerweise die ungenügende, gleichsam nicht in­
dustrielle Ergiebigkeit der wirtschaftlichen Leistung im Einkommen 
der Bauern, Handwerker oder selbständigen Einzelhändler nieder- 
schlagen, was auf kürzere oder längere Dauer zu ihrem Untergang
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führen muß. Die Parallelität einer vorindustriellen auch der indu­
striellen Wirtschaftsordnung ist unmöglich, weil die verschieden­
artigen Prinzipien einander ausschließen.

Es ist verständlich, daß das mangelnde Bewußtsein für die Form 
der industriellen Produktionsweise und die Art der industriellen wirt­
schaftlichen Rechnung dazu führt, daß der selbständige Mittel­
ständler aus Angst vor dem Wettbewerb mit den „mächtigeren“ 
Großen sich auf überkommene Privilegien beruft und zurückzieht. 
Da diese Privilegien aber nicht mehr aus der ökonomischen Leistung 
stammen, müssen sie politisch und gesellschaftlich begründet werden. 
Daraus entwickelt sich die Formel, daß der selbständige Mittelstand 
ohne Rücksicht auf seine wirtschaftliche Zweckmäßigkeit als die 
Grundlage von Volk und Staat zu schützen sei.

Diese Formel aber hat keine Aussicht, sich durchzusetzen. Mit sehr 
triftigen Gründen werden die neuen und mächtigeren Gruppen der 
modernen Gesellschaft gegen solche Feststellungen protestieren. Die 
Arbeiter und die Angestellten, deren Erscheinen sich so unmittelbar 
aus der neuen industriellen Produktionsweise entwickelt hat und die 
die Form der modernen industriellen Gesellschaft teils als Produk­
tionskraft teils als Konsumkraft repräsentieren, werden nicht bereit 
sein, mittelständische Reservate aus ihrem Einkommen zu finanzieren, 
gleichsam eine versteckte Arbeits- und Sozialfürsorge zu betreiben. 
Sie müssen notwendigerweise fordern, daß der Mittelstand nach 
Wegen sucht, sich den Bedingungen der industriellen Gesellschaft 
anzupassen, was auch heißt, daß er seine ökonomische Leistungs­
fähigkeit auf einen angemessenen und möglichen Leistungsstandard 
bringt.

Ungleichheit im Wettbewerb

Neben der Angst vor dem Wettbewerb durch Leistung und dem 
Rückzug auf das ständische Privilegdenken gibt es aber noch ge­
wichtige Faktoren, die es dem selbständigen Mittelstand schwer 
machen, sich den neuen Bedingungen anzupassen. Tatsächlich läßt 
sich nicht übersehen, daß die industrielle Wirtschaftsordnung insofern 
egoistisch ihre eigenen Interessen in den Vordergrund geschoben hat, 
als sie bis heute nur höchst ungenügend einsieht, ein wie ungemein 
wichtiger Partner der Mittelstand für sie ist und wie wenig sie auf
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dessen Mitwirkung für die Bewältigung zukünftiger Probleme ver­
zichten kann. Das gilt, wie wir an Beispielen noch genauer sehen 
werden, insbesondere für die Frage des Absatzes und für die Probleme, 
die auf das Engste damit Zusammenhängen. Hier kann, Anpassung 
vorausgesetzt, der selbständige Mittelstand eine Rolle von größter 
Wichtigkeit und Bedeutung spielen. Was die Industrie daran hindert, 
ihn für diese Aufgaben gleichsam helfend vorzubereiten, ist, daß sie 
selber noch zu überschwänglich die Triumphe ihrer enormen und 
immer noch wachsenden Produktionsergiebigkeit feiert, ohne schon 
zu erkennen, daß diese Entwicklung nicht vollständig ohne bedroh­
liche Aspekte ist. Die Frage des Absatzes beginnt eben erst dringend 
zu werden.

Dann aber ist sie aus den zurückliegenden Erfahrungen skeptisch 
hinsichtlich der Möglichkeiten, die der selbständige Mittelstand ihr 
anbieten kann. Da sie traditionell nicht vorbelastet ist, sieht sie in 
diesen Verhaltensweisen nur den Nachteil der Beharrung, nicht aber 
den Vorteil, der in ihnen liegen kann, wenn er nur ökonomisch richtig 
und vernünftig zur Wirkung gebracht wird. Handwerkliche Zuver­
lässigkeit etwa, wie sie noch weithin gültig ist, bleibt auch unter den 
veränderten Bedingungen eine höchst vorteilhafte Sache.

Dieses unterentwickelte Nachbarschaftsbedürfnis der Industrie 
findet in mancherleiBenachteiligungen des Mittelstandes seinen Nieder­
schlag. Das gilt etwa von einem undifferenzierten Steuermechanismus, 
der wohl die Bedingung der Großwirtschaft, nicht aber die ihrer 
kleinen Partner ins Auge faßt. Ein Beispiel dafür ist die deutsche 
Regelung der Umsatzsteuer. Ihr unterliegt das Prinzip, daß die Pro­
duktion von Gütern in jeder Stufe ihrer Entwicklung vom Rohstoff 
bis hin zum Fertigprodukt und weiter auf ihrem Wege vom Ver­
arbeitungsbetrieb bis zum Letztverbraucher Schritt für Schritt mit der 
Umsatzsteuer belastet wird. Doch gilt diese Regel nicht für mehr­
stufige Betriebe. Wenn zum Beispiel ein Einzelhandelsunternehmen 
zugleich Großhandel und Einzelhandel betreibt, was bei den Groß­
unternehmen in diesem Bereich die Regel ist, so wird hier eine Um­
satzsteuerstufe eingespart und ein Konkurrenzvorteil erwirkt, den 
der selbständige Einzelhändler sich nicht schaffen kann. Ein anderes 
Beispiel ist die deutsche Gewerbesteuer, eine Gemeindesteuer, der 
alle gewerblichen Betriebe, welcher Art und Größe immer, unterliegen. 
Ihre Begründung sagt, daß Handel und Gewerbe am stärksten an den
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kommunalen Investitionen partizipieren und deshalb dafür besonders 
herangezogen werden müßten. Tatsächlich ist die Gewerbesteuer 
aber das Relikt einer Zeit, in der das mittelständische Gewerbe noch 
unangefochten die eigentliche wirtschafdiche Produktivorganisation 
war. Das ist heute längst nicht mehr der Fall, davon abgesehen, daß 
in dieser modernen Welt kommunale Investitionen etwa für den Ver­
kehr, für Wasser- und Energieversorgung, für Schulen und kulturelle 
Einrichtungen allen in gleicher Weise zugutekommen, nachdem die 
Teilnahme an den Gütern der Welt vom Auto bis zum Theater 
demokratisiert worden ist. So belastet denn die Gewerbesteuer den 
selbständigen Mittelstand sehr einseitig, und zwar genau in einem 
Augenblick, in welchem von ihm die Anpassung an das industrielle 
Muster der neuen Wirtschaft und Gesellschaft gefordert wird.

In gleicher Weise benachteiligt ist der Mittelstand in der Erlangung 
von Krediten, die ebenfalls gerade in einer Periode der Umgestaltung 
wegen der damit zusammenhängenden beträchtlichen Investitionen 
von lebenswichtiger Bedeutung wäre. Nächst der prinzipiellen 
Schwierigkeit des Kapitalmarktes in der Bundesrepublik, der höchst 
ungenügend versorgt ist, kommen andere: sie bestehen hauptsächlich 
im Problem der Sicherheit, freilich auch darin, daß die Kreditnehmer 
vielfach mit Geld und Kapital nicht umzugehen verstehen und es 
nicht mit dem nötigen wirtschaftlichen Sachverstand anlegen. Daraus 
ergibt sich, daß die Bankinstitute den mittelständischen Kleinkredit 
nicht gerade fördern und für diese Seite des Geschäftes in der Regel 
hohe Sicherheiten fordern, die nach Lage der Dinge nicht geboten 
werden können. Hier passende Institutionen für Anlageberatung, 
Kreditbeschaffung und eine Investitionskontrolle zu schaffen, ist eine 
der kollektiven Aufgaben, deren sich der selbständige Mittelstand 
noch in viel stärkerem Maß annehmen müßte, als es derzeit geschieht. 
Der Hilfe des Staates wird man dabei vorerst nicht entraten können.

Die Vernachlässigung der Bildungsaufgabe

Schließlich gibt es eine ganze Reihe von außerwirtschaftlichen 
Problemen, die durch und für den selbständigen Mittelstand gelöst 
werden müssen, um ihn in die Aufgabe einzusetzen, für die er jetzt 
und in Zukunft innerhalb einer industriellen Wirtschaftsordnung 
bestimmt zu sein scheint. Das gilt zuerst und besonders dringend für
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eine gründliche Umgestaltung von Lehre und Ausbildung. Den 
neuen Aufgaben entsprechend müssen die Lehr- und Ausbildungs­
ziele weiter gefaßt werden. Den Lehrling nur das reine Handwerk 
oder nur die Tätigkeit des Verkaufs im Laden erlernen zu lassen, 
reicht bei weitem nicht mehr aus. Für den Handwerker ist Arbeits­
organisation und Kalkulation nicht weniger wichtig wie die Kenntnis 
moderner Arbeitsmittel. Für den angehenden Kleinkaufmann sind 
hinreichende Kenntnisse in Ladenorganisation, Sortimentswahl, Ein­
kaufsdisposition, Warenkunde, Käuferpsychologie, Werbung einfach 
unerläßlich. Der junge Bauernsohn aber wird ohne ein ziemliches 
Maß betriebswirtschaftlicher Sachkenntnisse, gewisse Erfahrung auf 
den Gebieten der Chemie und Bodenkunde, der Tier- und Pflanzen­
zucht, der Marktkunde usw. nicht auskommen, wenn er seinen 
Betrieb Wettbewerbs- und leistungsfähig machen will.

Diesen Notwendigkeiten stehen derzeit zwei Hindernisse im Wege. 
Die Unzulänglichkeit der Elementarschule, die im Prinzip kaum mehr 
leistet, als daß sie Kenntnisse im Rechnen, Lesen, Schreiben ver­
mittelt. Mit diesen naiven Fähigkeiten entläßt sie derzeit in Deutsch­
land in der Regel den zukünftigen Mittelständler im 14. Lebensjahr. 
Während seiner Lehre erhält er dann zwar bis zum 18. Lebensjahr 
zusätzlichen Berufsschulunterricht, der freilich am mäßigen Ausbau 
dieser Einrichtung und an einer viel zu geringen Zahl von Lehr­
stunden höchst ärgerlich krankt und unter den obwaltenden Um­
ständen ein ungenügendes Provisorium darstellt. Bemühungen richten 
sich darauf, die Schulzeit um zwei Jahre zu verlängern und die 
Berufsschule wesentlich zu verbessern. Aber die Fortschritte in dieser 
Richtung sind mäßig, weil sie im Grunde von denen nicht genügend 
unterstützt werden, denen sie zugutekommen sollen. Die nächste 
Schwierigkeit liegt in der Lehre selbst und in den Lehrherren, die noch 
die alten Bilder vor Augen haben und in einem weitgefaßten Sinne 
von alldem selber viel zu wenig verstehen, was sie ihren Lehrlingen 
beibringen sollten.

Darüber hinaus wird die nötige Anpassung durch das unerlöste 
Traditionsbewußtsein des selbständigen Mittelstandes kompliziert. 
Der alte Typ des Mittelständlers lebte in der Vorstellungswelt ge­
sicherter Nahrung, die ihm „zukam“ . Sein Tätigkeitsbereich war eine 
geschlossene, rechtlich geschützte Berufsordnung, eine eigene Provinz 
wirtschaftlicher und sozialer Vorrechte. Darin zeichnete sich der
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Mittelstand „vom alten Schrot und Korn“ durch ein hohes Maß von 
Selbstbestimmung aus. Das war die Ursache für seinen sozialen Rang. 
Für den selbständigen Handwerker oder Kaufmann war das Unter­
nehmen die Quelle seiner Autonomie. Durch zäh bewahrte Rest­
ordnungen noch aus dem Zeitalter der Zünfte, wenn auch in ab­
nehmendem Maße, gegen Wettbewerb und gegen das Eindringen 
„Fremder“ geschützt, war es sein Nahrungsraum — dem ein be­
stimmter Teil von Kundschaft zugeordnet war. So sehr sich die 
Verhältnisse geändert haben, der typische Mittelständler denkt noch 
in solcher Weise, woraus sich erklärt, daß in Deutschland unablässig 
der Ruf nach einschränkenden Berufsordnungen erhoben wird. In 
ihnen dokumentiert sich zwar vordergründig die Absicht, die Qualität 
des Berufsstandes zu bessern, hintergründig aber will man auf diese 
Weise eine Art von numerus clausus schaffen, das Eindringen Fremder 
verhindern.

Dabei ist das Beharren auf wirtschaftlicher und sozialer Autonomie 
dem Prinzip einer arbeitsteiligen Großwirtschaft genau entgegen­
gesetzt. Sie lebt durch Kooperation, was die wachsende Fülle unum­
gänglicher Dienstleistungen nötig macht. Sie werden zum weitaus 
größten Teil gerade das Tätigkeitsfeld des modernen selbständigen 
Mittelstandes sein, der damit freilich seine überkommenen Auto­
nomievorstellungen aufgeben müßte. Er läßt sich in Zukunft nur noch 
als Glied einer langen Kette verstehen, die von der Produktion bis 
zum Markt hinreicht, und nur in dieser Weise kann er wirksam 
werden. Aber in dieser Kette ist er nur noch ein Glied, abhängig von 
vielen Faktoren und eingeordnet in das Regelsystem der industriellen 
Wirtschaft, eingebettet in das neue Geflecht sozialer Beziehungen, 
wobei die jeweilige Ergiebigkeit der wirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen Leistungen den sozialen Rang mitbestimmt.

III. Selbstrettung des Mittelstandes durch eigenständige Anpassung

Daß Ergiebigkeit der wirtschaftlichen Leistung für die soziale 
Rangbestimmung entscheidend sein soll, hört unser Ohr nicht gern. 
Aber es läßt sich nicht übersehen, daß die Bedeutung des selb­
ständigen Mittelstandes in der Vergangenheit von daher stammte. 
Da nun aber der Mittelstand vorwiegend als Partner im Felde der 
Wirtschaft seine Rolle zu spielen hat und nur in dieser Weise lebens­
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fähig sein kann, darf er sich der Notwendigkeit eines heute zu­
treffenden Leistungsstandards nicht entziehen, vor allem weil im 
Muster der industriellen Gesellschaft die ausgemessene Leistung als 
Grundmotiv eingewoben ist. Denn ehe es gelang, durch Organisation 
zu produzieren, mußte man gelernt haben, in strengen Leistungs­
größen zu denken und zu planen, was die eigentliche Ursache für die 
industrielle und gesellschaftliche Revolution war und ist.

In der ersten Periode der Entwicklung mochte es scheinen, als 
erübrigte sich in einer industriellen Gesellschaft ein selbständiger 
Mittelstand überhaupt. Daß in ihr ein unselbständiger Mittelstand 
eine ganz außerordentliche Rolle spielen würde, ist übrigens auch 
erst eine neuere Erfahrung, die damit zusammenhängt, daß man im 
Fortgang der Entwicklung seine unerläßliche Notwendigkeit nicht 
zuletzt als Konsumfaktor und vorweg noch als politischen und 
gesellschaftlichen Stabilisierungsfaktor einzusehen begann. Je näher 
man der Lösung der Produktionsprobleme kam, umso geneigter 
zeigte man sich, das kapitalistische System der Ausbeutung von 
Arbeitskraft abzuschaffen und an seiner Stelle die Chance des Massen­
konsums zu verwirklichen, die der Produktion in Serien entsprechen 
mußte. Nachdem wir nun aber wieder in eine nächste Periode der 
industriellen Revolution eintreten, in welcher die dringende Frage 
der Organisation des Absatzes an die erste Stelle rückt, entwickeln 
sich im Bereich des Marktes Funktionen, für die der traditionelle 
Mittelstand einige wichtige Voraussetzungen mitzubringen scheint. 
Unter der Voraussetzung, daß er sich durch eine Politik sozialer 
Subventionen nicht selber in mittelständische Reservationen ab­
drängen läßt, in denen er in Kürze zu Grunde gehen müßte, ergeben 
sich für ihn eine geradezu unübersehbare Fülle neuer Aufgaben, die 
sich aus seinen früheren sinngemäß ableiten lassen.

Wie sehen diese Aufgaben eines selbständigen Mittelstandes in 
einer industriellen Gesellschaft aus ? Der Beantwortung dieser Frage 
haben wir uns jetzt zuzuwenden.

Das Handwerk als Partner der Industrie

Eine der modernsten und fortschrittlichsten Industrien, über die 
wir verfügen, ist die Automobilindustrie. Sie steht und fällt mit dem 
zu ihr gehörenden Netz von Pflege-, Inspektions- und Reparatur­
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diensten. Sie brauchen eine Dichte, die es praktisch ausschließt, daß 
sie von der Industrie in eigner Regie betrieben werden. Hier hat der 
aus dem Schlosser herausentwickelte Kraftfahrzeughandwerker sein 
auf ihn zugeschnittenes Tätigkeitsfeld. Dabei läßt sich nun freilich 
nicht übersehen, daß die Struktur dieses Handwerks sich vollständig 
von den überkommenen Mustern abgelöst hat. Die Dienste be­
schränken sich zunächst auf sehr bestimmte Fabrikate, die Betriebe 
erreichen in aller Regel Größenordnungen, die weit über dem der­
zeitigen statistischen Durchschnitt von Handwerksbetrieben liegen, 
und ihre Organisation ist auf höchste Ergiebigkeit der Leistung 
gerichtet. Im Allgemeinen werden durch den Produzenten die Kosten­
sätze streng vorgeschrieben und können praktisch nicht individuell 
erhöht werden. Eigene produktive Tätigkeit wird nur in mäßigen 
Grenzen erwirkt. Hauptsache ist die allerdings unaufhebbare Dienst­
leistung. Dazu ist die Autonomie nicht nur hinsichtlich der Be­
stimmung über die Entgelte und die Bindung an eine bestimmte 
Produktion eingeengt, sondern auch vielfach noch dadurch, daß die 
Produzenten Investitionsmittel zur Verfügung stellen, Meister und 
Spezialkräfte auf das in Frage stehende Erzeugnis hin anlernen und 
bestimmte Kontrollbefugnisse über die Qualität des Betriebes und die 
Wirksamkeit seiner Organisation sich Vorbehalten.

Man könnte sagen, der Kraftfahrzeughandwerker sei ein Hinter­
sasse der Automobilindustrie. Da aber seine Dienstleistung von 
außergewöhnlicher Bedeutung ist und für den Wettbewerb des Pro­
duktes eine entscheidende Rolle spielt, anerkennen die Produzenten 
hier den zuständigen Handwerker sehr bewußt als ihren Partner. Sie 
entwickeln unter dem Zwang der Konkurrenz ein Interesse daran, 
die Partnerschaft in jeder Weise anziehend zu machen. Diese Partner­
schaft bei verhältnismäßig geringer Autonomie erschreckt daher den 
Kraftfahrzeughandwerker in keiner Weise. Im Gegenteil, die Auf­
gabe seiner vollen Selbständigkeit erscheint ihm ein durchaus ver­
nünftiges Äquivalent für die ökonomischen und gesellschaftlichen 
Vorteile, die er genießt. Es gibt keinen Zweifel, daß das Kraftfahr­
zeughandwerk angesehen ist.

Dieses Beispiel ließe sich durch viele andere variieren, wobei Art 
der Zusammenarbeit und Maß der Autonomie sehr verschiedenartig 
sind. Immer handelt es sich, und das gilt gerade für die modernen 
industriellen Handwerke, darum, industrielle Erzeugnisse der Serien-

4
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Produktion zu montieren, auf spezielle Bedürfnisse anzupassen, sie zu 
pflegen und zu reparieren. Der Elektrohandwerker, der Radiohand­
werker, der Installateur, der Landmaschinenhandwerker und viele 
andere Handwerker finden hier eine neue Grundlage für ihre Existenz.

Wenn nicht alle Beobachtungen trügen, so werden für die Bewälti­
gung der industriellen Absatzprobleme immer neue Handwerke von 
der Industrie beansprucht werden. Ich beobachte zum Beispiel, daß 
sich die Chemische Industrie jetzt zum erstenmal konkret damit zu 
beschäftigen beginnt, die Schneider, die sich in einem erbitterten 
Konkurrenzkampf mit der Bekleidungsindustrie befinden, dafür zu 
interessieren, Stoffe aus synthetischer Faser für maßgeschneiderte 
Kleidung in richtiger Weise zu verarbeiten. Das geschieht aus dem 
einzigen Grund, weil sich hier eine interessante Möglichkeit für den 
Absatz von Stoffen aus synthetischer Faser ergibt und zwar gerade 
bei Leuten, die für den traditionellen maßgeschneiderten Anzug den 
traditionellen Wollstoffen den Vorrang geben und als „opinion’s 
leaders“ ihre Vorurteile gegen neue Stoffe zur Schau tragen. Es ließe 
sich sehr wohl denken, daß auf diese Weise schließlich sogar noch 
der Schneider zu einer Chance findet, wenn gleichzeitig die An­
strengungen dieses Gewerbes zu Erfolgen führen, ihre Arbeit gründ­
lich zu rationalisieren. Die Versuche in dieser Richtung sind er­
munternd, aber sie verbreiten sich zur Enttäuschung der Experten 
zu langsam.

Die Entdeckung des Handwerks als Partner der Industrie für die 
dringende Lösung industrieller Absatzprobleme ist noch recht jungen 
Datums. Über die Wirksamkeit dieser Partnerschaft bestehen heute 
noch unterschiedliche Meinungen. Wo man für Kundendienst- 
Organisationen Heber eigene Institutionen schafft, als sich dafür mit 
den jeweils zuständigen Handwerkern zu verbinden, argumentiert 
man häufig in folgender Weise:

1. Handwerker können sich — etwa bei Elektroherden, Wasch­
maschinen, Heißwasserspeichern — nicht auf ein Fabrikat speziah- 
sieren. Das würde ihre Konkurrenzfähigkeit zum Einzelhandel ebenso 
beeinträchtigen wie die Rentabifität ihres Betriebes, davon nicht zu 
reden, daß bei Speziafisierung das Netz der verfügbaren Handwerker 
nicht ausreichen würde.

2. Handwerker verstehen nicht, zu „verkaufen“ , nicht ihre hand- 
werkfiche Leistung und nicht die Ware, die zu ihrem handwerkhchen
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Bereich gehört. — Und daran schließt sich der Haupteinwand an: 
Das Handwerk ist nicht „efficient“ genug. Aufwand und Leistung 
stehen in einem so beträchtlichen Mißverhältnis, daß die möglichen 
Kundendienstleistungen des Handwerkers vielfach zu teuer werden 
und auf diese Weise den Absatz eher hindern als fördern.

Untersucht man den Sachverhalt auf das innewohnende Prinzip hin, 
so läßt sich an den verschiedenen Fällen feststellen: je geringer die 
Autonomie des Handwerkers, umso leichter die Partnerschaft zur 
Industrie; je mehr Autonomie umso unergiebiger die Verbindung 
zwischen dem industriellen Erzeugerbetrieb und dem handwerklichen 
Dienstleistungsbetrieb. Tatsächlich erweist sich, daß der traditionelle, 
noch auf Autonomie gerichtete Handwerker zu geringe Neigungen 
entwickelt, sich den Prinzipien einer industriellen Arbeitsweise zuzu­
wenden, bei der Organisation der Arbeit und Kontrolle von Aufwand 
und Leistung eherne Regeln sind.

So sehr nun das Handwerk sich auf Dienstleistungen einrichtet, 
weil hier ganz ungewöhnliche Chancen für viele seiner Richtungen 
hegen, so bleiben dennoch nicht wenige produzierende Tätigkeiten 
übrig. Soweit es sich dabei um Zuheferungen an die Industrie 
handelt, ist Rationalität der Leistung immer eine unabdingbare 
Voraussetzung. Solche Handwerksbetriebe kämen nicht zum Zuge, 
wenn sie sich nichtindustrieher Produktions- und Organisations­
methoden bedienen würden. Wo es sich aber um eigenständige 
Leistungen handelt, hegt noch vieles im Argen. Die Konkurrenz 
spielt zwar eine gewisse Rohe, Aufwand und Leistung in Einklang 
zu bringen. Bei unkomplizierten Produktionsaufgaben gelingt das 
zum Teil in zureichender Weise. Je komplizierter aber die Aufgaben 
sind, umso stärker macht sich die Disparität bemerkbar. In solchen 
Fähen steht die Autonomie derart im Wege, daß sich wie von selbst 
neue Formen entwickeln, die mit Aufmerksamkeit zu beobachten sind.

Zur Erklärung zwei Beispiele:
Im Zuge der Wiederaufrüstung der deutschen Bundeswehr 

wünschten die Handwerker berücksichtigt zu werden. Um mit der 
Preiskonkurrenz der Industrie Schritt halten zu können, schlossen sie 
sich zu Produktionsgemeinschaften zusammen. Ihre Aufgabe ist es, 
sich um die Aufträge zu kümmern, die Herstellung etwa von Beklei­
dung und Mobiliar rationell zu organisieren, das Erzeugte zu kon­
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trollieren und die Aufgaben der Abrechnung zu bewältigen. Das 
heißt also, daß hier die industrielle Organisation übernommen und 
die Autonomie des einzelnen auf ein Mindestmaß beschränkt wird. 
Es entstehen auf diese Weise Handwerker-Kooperationen, die sich 
von sozialistischen Institutionen nur in einem, allerdings sehr grund­
sätzlichen Punkt unterscheiden: daß sie sich auf freiwilliger und 
privater Grundlage entwickeln. Kein Wunder, daß sich viele Stimmen 
gegen solche kooperativen Einrichtungen von Handwerkern wenden. 
Sie fürchten um die Individualität des Handwerkers, um seine Selb­
ständigkeit, um seine gesellschaftliche Bestimmung. In einer süd­
deutschen Kleinstadt beabsichtigten kürzlich die ansässigen Schlosser, 
sich zu einer Kooperation zusammenzuschließen. Sie hatten das 
Prinzip gemeinschaftlicher Arbeit schon mit Erfolg erprobt. Sie hatten 
gemeinsam Aufgaben für Arbeiten in einem großen Industriebetrieb 
und bei Bauprojekten von größerem Umfang zu gegenseitiger Zu­
friedenheit gelöst. Diese lockere Form des Zusammenwirkens ge­
dachten sie zu institutionalisieren, weil einer von ihnen für das 
Parlament kandidieren sollte. Diesem Wunsch stand entgegen, daß 
der potentielle Kandidat einen Vertreter hätte engagieren müssen, 
was aber der Betrieb nicht hätte tragen können. Sie einigten sich 
darauf, eine Arbeitsteilung vorzunehmen, bei welcher einer als Kauf­
mann, einer als Arbeitsorganisator, einer als Techniker und der vierte 
als Politiker in der Hauptstadt wirken sollte. Als Rechtsform dachte 
man zunächst an eine Arbeitsgemeinschaft, um sie vielleicht später 
in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder eine Kommandit­
gesellschaft umzuwandeln. Die Absicht zerschlug sich, weil man 
ihnen ziemlich massiv vorwarf, ihre Kooperation habe bolschewi­
stische Züge. Es unterblieb allerdings auch die Kandidatur eines 
ungemein tüchtigen und politisch aufgeschlossenen Mittelständlers, 
der im Parlament wahrscheinlich für die Sache seiner Mitbürger 
ebensosehr wie für die des Mittelstandes Wichtiges hätte leisten 
können.

Tatsächlich ist der Einwand, es handele sich bei solchen Koope­
rationen um verderbliche sozialistische Entwicklungen, unsinnig. Es 
ist in diesem Zusammenhang nur daran zu erinnern, daß das in 
Deutschland weitverbreitete Genossenschaftswesen insbesondere in 
der Landwirtschaft schon in Blüte stand, als der Marxismus noch in 
den Kinderschuhen steckte. Einkaufsgenossenschaften im Handwerk
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spielen, wenn auch nur für Teilaufgaben, lange schon eine beträcht­
liche Rolle. Sie als Idee weiterzuentwickeln und zu nutzen, scheint 
daher eine sehr naheliegende Möglichkeit zu sein, um jenen Hand­
werkern die Anpassung an die industrielle Arbeitsweise, die der viel­
fältigen Arbeitsteilung zugrunde liegt, zu erleichtern, die auch in 
Zukunft noch neben mancherlei Dienstleistungen Produktionsauf­
gaben bewältigen wollen und können. Dabei ließe sich denken, daß 
man sowohl vertikale wie horizontale Handwerker-Kooperationen 
entwickelt. Bei der Herstellung von Uniformen werden die Schneider 
unter sich bleiben. Bei Aufträgen für große Bauprojekte wird man 
Tischler, Schreiner, Elektrohandwerker, Spengler usw. in kombi­
nativen Arbeitsgemeinschaften vereinigen können, wie das übrigens 
vielfach, wenn auch längst noch nicht immer mit dem wünschens­
werten Effekt geschieht.

In solchem Zusammenhang muß nun freilich auf eine Kalamität 
hingewiesen werden, die zu einer zunehmenden Spannung zwischen 
den Handwerkern und ihren traditionellen Partnern, nämlich den 
Konsumenten, geführt hat. Wer in seinem Haushalt irgendeine 
Kleinigkeit zu reparieren hat, steht zunächst vor der Schwierigkeit, 
dafür einen Handwerker zu bekommen. Gelingt es ihm, so klagt er 
hinterher erregt über die Höhe der Rechnung. Für den Handwerker 
sind aber Kleinreparaturen eine ungemein mißliche Sache. Um einem 
Wasserhahn eine neue Dichtung zu geben, die wenige Pfennige 
kostet und im Nu angebracht ist, bedarf es häufig umständlicher 
Dispositionen und eines weiten Weges. Das muß notwendigerweise 
einkalkuliert werden und schlägt sich in der Rechnung nieder, deren 
Höhe im Auge des Kunden in keinem Verhältnis zum erteilten Auf­
trag zu stehen scheint.

Lösungsmöglichkeiten liegen auch hier auf der Hand und werden 
angewandt. Da machen es sich Handwerker zur Gewohnheit, vorweg 
zu sagen, was die Kleinreparatur kostet, und empfehlen notfalls, man 
möge zu ihnen kommen, sich erklären lassen, wie die Reparatur 
selber gemacht werden kann. Dort gibt es Dienstleistungsbetriebe, 
die sich eigens auf Kleinreparaturen spezialisiert haben, anderwärts 
entwickelt sich eine Bewegung unter dem Motto „tu es selbst“ , was 
meines Erachtens kein schlechter Ausweg ist, weil er die Menschen 
in dieser industriellen Welt ermuntern will, den Zusammenhang mit 
den Dingen, die ihn umgeben, nicht zu verlieren. Die Pflege des
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eigenen Gartens, die Reparatur eines Wasserhahns, einen Tisch selber 
zu leimen, ein Türschloß auszuwechseln, das alles sind Fertigkeiten, 
die zusammen mit sehr vielen und sich ausbreitenden Steckenpferden 
im Reich des Basteins helfen können, den verwöhnten Teilhaber der indu­
striellen Gesellschaft nicht bloß zu beschäftigen, sondern ihm auch noch 
höchst sinnvolle Einblicke in mancherlei Zusammenhänge zu geben.

Im Ganzen gesehen, meine ich, daß das Handwerk auch in den 
neuen Zusammenhängen unseres wirtschaftlichen und sozialen Lebens 
in verschiedener Weise seinen Platz haben wird: dort in Form von 
Dienstleistungen und in enger Zusammenarbeit mit der Industrie, 
hier bei der Bewältigung von Produktionsaufgaben in Kooperation 
und nach industriellem Muster. Das beschränkt zwar die in der Ver­
gangenheit regelhafte Autonomie, erlaubt aber zugleich den lebens­
fähigen Bestand all derjenigen Handwerke, die noch einen sachlichen 
Sinn in dieser Welt haben.

Die Chance des Klein kaufmanns auf dem industriellen M arkt

In ähnlicher Weise und in vieler Beziehung ausgesprochener ver­
läuft die Entwicklung im Bereich des Kleinkaufmanns. Ihm kommt 
eine Aufgabe entgegen, die von lebenswichtiger Bedeutung erst noch 
in der nächsten Zukunft werden wird. Da wir uns eben aus dem 
Zeitalter der Produktion in das der Konsumtion bewegen und die 
Probleme des industriellen Absatzes in den Vordergrund rücken, 
stellt sich notwendigerweise die Frage nach den passenden Markt­
organen. Passend heißt in diesem Zusammenhang: der Markt muß 
fähig sein, die industrielle Massenproduktion von Gebrauchs- und 
Verbrauchsgütern unter die Leute zu bringen. Das ist eine unaufheb­
bare und entscheidende Leistung. Um sie zu bewirken, muß allerdings 
vorausgesetzt werden, daß sie unter industriellen Gesichtspunkten an­
genommen und unternommen wird. Dem Mehr, Besser, Schneller 
und Billiger der industriellen Produktionsweise muß die Verkaufs­
weise entsprechen. Es kann nicht zugelassen werden, daß die Funktion 
des Absatzes die Ergiebigkeit der industriellen Leistung aufzehrt. Im 
Gegenteil, die Leistung des Einzelhandels muß so effektvoll sein, daß 
sie zu ihrem Teil mithilfe, das Realeinkommen der Konsumenten zu 
erhöhen, um sie ständig in die Lage zu versetzen, das produzierte 
Mehr zu kaufen.
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Ich gestehe, daß die märchenhafte Güterfülle, die noch ungeheuer 
anwächst, uns viele und sehr ernste Probleme gesellschaftlicher und 
ethischer Natur beschert. Die Vorteile scheinen zunächst noch nicht 
die Nachteile für den menschlichen Charakter und sein sittliches Ver­
halten zu rechtfertigen. Zwar gelingt es offenbar, durch die Fülle einer 
Güterwelt für alle jene scharfen sozialen Spannungen zu überwinden, 
die im Klassenkampf ihren schrecklichen Ausdruck fanden, aber wir 
tauschen damit neue, höchst beunruhigende Tatbestände ein, die uns 
mit vielen Sorgen belasten. Wir können sie nicht von uns schieben, 
wir können nicht den Versuch machen, aus der Entwicklung auszu­
brechen, uns bleibt nur die Aufgabe, sie für den Menschen fruchtbar 
zu machen.

In unserem Zusammenhang und für den mittelständischen Einzel­
händler ist jedenfalls die ökonomische Aufgabe zwingend, nach 
Wegen zu suchen, seine Verkaufsleistung im Dienste seiner Kunden 
ergiebiger zu machen. Das heißt konkret, wirtschaftliche Reibungs­
verluste zu vermeiden, den Warenweg zu beschleunigen, den Umsatz 
zu erhöhen und den Preis der Ware zu verringern. Wenn die Indu­
strie, so könnte man sagen, durch Organisation produziert, so muß 
der Kleinkaufmann durch Organisation verkaufen. Das Beispiel des 
„Wie“ haben ihm die Großformen des Einzelhandels lange schon 
gegeben. Im Eifer des Kampfes hat der Kleinkaufmann diese Tat­
sache zu seinem Schaden übersehen.

Bis in die jüngste Gegenwart richtete er alle seine Anstrengungen 
darauf, sich mit den Konsumgenossenschaften, den Warenhäusern 
und den Filialbetrieben politisch auseinanderzusetzen, indem er diese 
„kapitalistischen“ oder „sozialistischen“ Sonderformen des Handels 
bekämpfte. Es war übrigens ein nicht ergebnisloser Kampf. Es gelang 
dem mittelständischen Einzelhandel immerhin während der Zeit der 
nationalsozialistischen Diktatur, die „verhaßten“ Sonderformen 
gründlich zu treffen. Jede Expansion wurde ihnen strikt untersagt 
und ihre Liquidation war beschlossene Sache. Für den Kleinkaufmann 
aber war es ein kostspieliger Triumph, denn der aufgehobene Wett­
bewerb wirkte schließlich nur dahin, daß er sich der Notwendigkeit 
enthoben sah, eine moderne Technologie des Absatzes zu entwickeln.

Erst nach Wiederherstellung normaler Verhältnisse begann sich im 
Einzelhandel unter dem Druck der Konkurrenz der sich rasch er­
holenden und mächtig aufholenden wettbewerbsfreudigen Groß­
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formen des Einzelhandels die Einsicht zu entwickeln, daß Anpassung 
an moderne Vertriebsformen unumgänglich sei. Die verschiedenen 
Branchen sind von der daraus sich ergebenden Entwicklung in ver­
schiedener Weise berührt worden. Überall aber ist zu beobachten, 
wie eine „industrielle“ Form des Vertriebs sich ausbreitet.

Zugleich ist allerdings auch hier die Beobachtung zu machen, daß 
mit fortschreitender Entwicklung die Autonomie des selbständigen 
Mannes im Wege der Kooperation beträchtüch eingeschränkt wird. 
Der Lebensmitteleinzelhandel ist dafür das eindrucksvollste Beispiel.

Die Entwicklung des Einzelhandels mit Lebensmitteln hat früh­
zeitig schon sogenannte Einkaufsgenossenschaften hervorgebracht, 
deren Aufgabe es war, einen Vorteil der Großform nachzuahmen: den 
Einkauf in großen Partien und unmittelbar vom Erzeuger unter ent­
sprechenden Preisabschlägen, die damit verbunden sind. Erst in 
jüngster Zeit lernte man erkennen, daß der Einkauf im Großen zwar 
ein wichtiger, längst aber nicht der wichtigste Faktor im Handel sei. 
Man kam dahinter, daß für die Notwendigkeit, sich im Wettbewerb 
zu behaupten, die rationelle Betriebsführung im Ganzen zu verwirk­
lichen sei. Diese Erkenntnis hat dazu geführt, daß man beginnt, die 
Handelsleistung auszumessen und zu untersuchen, ob die im Betrieb 
wirksamen Faktoren, nämlich Arbeitskraft, Raumkapazität und in­
vestiertes Kapital optimal ausgenutzt werden. Man beginnt sich für 
folgende Fragen zu interessieren: Welchen Umsatz an Ware vermag 
eine im Verkauf tätige Person in einer bestimmten Zeit zu bewältigen ? 
Welcher Umsatz läßt sich auf einem Quadratmeter Verkaufsfläche 
erzielen? Wie oft kann der Lagerbestand in einer bestimmten Zeit­
spanne umgeschlagen werden ?

Solche Fragestellungen werden für den Bereich von Lebens- und 
Genußmitteln etwa durch das Institut für Handelsforschung in Köln 
untersucht, und die entsprechenden Vergleichsergebnisse wirken sich 
mit ganz ungewöhnlicher Intensität auf höchst wirksame Bemühungen 
aus, den selbständigen Einzelhändler voll wettbewerbsfähig zu 
machen.

Von den Einkaufsgenossenschaften war schon die Rede. Sie ent­
wickeln sich eben weit über den ursprünglichen Rahmen hinaus in 
der Weise fort, daß sie immer neue Dienste für ihre Mitglieder über­
nehmen. Sie beraten und helfen bei der Einrichtung und Organisation 
eines umsatzintensiven Ladens, gleich ob es sich dabei um einen
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Bedienungsladen überkommener Form oder einen Selbstbedienungs­
laden handelt (der nach dem Stande der Erkenntnis in überraschender 
Weise Kosten, Umsatz und Umsatzgeschwindigkeit in höchst wirk­
same Beziehungen setzt). Sie geben Hinweise für die Zusammen­
setzung jeweils passender und den Umsatz fördernder Sortimente. Sie 
beraten bei der betriebswirtschaftlichen Durchleuchtung und Kon­
trolle der Handelsleistung ihrer Mitglieder, sie entwickeln für sie 
vielerlei Werbungsfaktoren und machen sie mit der Psychologie des 
Verkaufs vertraut.

Sieht man solche Anstrengungen von ihrer prinzipiellen Seite her 
an, so lassen sich diese Einkaufsgenossenschaften durchaus als eine 
betriebswirtschaftlich abgewandelte Form des Großbetriebes ansehen. 
Juristisch sind sie eine Vereinigung von selbständigen Kaufleuten und 
gesellschaftlich verwirklichen sie das Prinzip der Zusammenarbeit. 
Unter welchem Gesichtspunkt man aber die Sache auch immer an­
sehen will, eine Tatsache läßt sich nicht übersehen: gewisse Aufgaben 
und Kompetenzen werden an übergeordnete Organe abgegeben, 
denen man dazu noch das Recht der Kontrolle einräumt, damit das 
einzelne Mitglied .die Interessen und den Erfolg aller nicht verletzen 
oder verderben kann. Auf diese Weise wird die Selbstbestimmung 
des einzelnen Kleinkaufmanns, der — übrigens nach sorgfältiger 
Auslese — der Genossenschaft freiwillig beitritt, eingeengt, und zwar, 
wie sich nicht übersehen läßt, in zunehmendem Maße. Zugleich 
werden freilich seine Möglichkeiten vervielfacht. In aller Regel wäre 
er außerstande, alle die vielen Funktionen sachverständig zu erfüllen, 
die heute zu einem modernen Einzelhändler gehören: Einkaufs­
dispositionen nach der Gunst der Verhältnisse auf dem inländischen 
und ausländischen Markt, Warenkenntnis, Sortimentspolitik, Laden­
organisation, Leistungskontrolle durch Betriebsvergleiche, Werbung, 
Verkaufspsychologie, Abrechnung, Kenntnis verwickelter Steuer­
gesetze und dergleichen mehr. Für den Großbetrieb sind das selb­
ständige Aufgaben, die von entsprechenden Spezialisten wahrge­
nommen werden, die jeweils für ihren Bereich jedem Einzelhändler 
weit überlegen sind. Indem aber viele selbständige Einzelhändler ihre 
ökonomischen Interessen genossenschaftlich organisieren, haben sie 
jeder für sich die Chance, daß auch sie durch eine zentrale Organi­
sation diese fachlich entscheidenden Funktionen wahrnehmen können.
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In ganz ähnlicher Weise, wenn auch juristisch in ganz anderer 
Form, entwickelt sich eben mit ungewöhnlicher Raschheit ein 
weiteres System von Zusammenarbeit: die Freiwillige Kette. Die 
Initiative dazu geht vom Großhandel aus, der sich, wie die Einzel­
händler, einer gründlichen Verwandlung seiner Struktur unter den 
Gesetzen der industriellen Rechnung unterzieht. Hier sammeln einige 
Großhändler oder Gruppen von Großhändlern Kleinkaufleute um 
sich und bieten ihnen im Prinzip die gleichen Vorteile, die auch die 
Genossenschaft ihren Mitgliedern anzubieten hat. Auch hier verwirk­
licht sich ein in seiner Leistung höchst ergiebiges Filialsystem, das einer­
seits nach den Prinzipien der Großbetriebe organisiert ist, anderseits die 
Selbständigkeit in durchaus zureichender Weise unangetastet läßt.

Wie nachdrücklich sich diese Systeme von Zusammenarbeit ent­
wickeln, läßt sich für den Lebensmitteleinzelhandel an der Ent­
wicklung der Marktanteile seiner verschiedenen Betriebsformen sicht­
bar machen: die Großbetriebe hatten im Jahre 1956 bei Lebensmitteln 
einen Umsatzanteil von 22%, die Freiwilligen Ketten waren mit 30% 
beteiligt, die Mitglieder von Einkaufsgenossenschaften mit 22% und 
Einzelhändler ohne Bindung an kooperative Organisationen hatten 
einen solchen von gerade noch 26%.

Aus dieser Entwicklung muß man folgende Schlußfolgerung 
ziehen: Wo entweder der Anschluß an kooperative Organe nicht 
möglich ist oder wo Wissen und Können nicht einen hohen Standard 
erreichen, wo also nicht durch straffe, systematisierte Betriebsführung 
unter Anwendung wissenschaftlicher Methoden die Ergiebigkeit der 
Handelsleistung der „industriellen“ Leistung angepaßt werden kann, 
da wird die Unerbittlichkeit der Konkurrenz das Feld bereinigen.

Die Integration der Bauernschaft in die industrielle Wirtschaftsordnung

Die Probleme der Anpassung der Bauernschaft an die Bedingungen 
einer industriellen Wirtschaft und Gesellschaft sind am schwersten 
zu lösen, weil das konservative Beharrungsvermögen unter den 
Bauern besonders kräftig entwickelt ist. Das potenziert geradezu 
traditionelle Versäumnisse, durch die ebenso in der weit zurück­
liegenden Vergangenheit der Abstand zwischen Stadt und Land nicht 
verkürzt wurde. Es gibt nur wenige europäische Länder, die in dieser 
Beziehung Ausnahmen machen.
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Zwei Tatsachen tragen hauptsächlich Schuld an der beunruhigen­
den Ungleichheit von Stadt und Land, die dazu führte, daß die posi­
tiven Vorzeichen konservativer ländlicher Grundhaltungen in ihr 
genaues Gegenteil sich verkehren.

1. Die Trennung von Stadt und Land hört unter der Wirkung der 
modernen Verkehrs- und Nachrichtenmittel auf, was notwendiger­
weise zu erschreckenden Verwirrungen im Dorf führen muß. Der 
Kontrast zwischen einer fortschreitenden industriellen Gesellschaft 
und einer erstarrten, tief im 19. Jahrhundert wurzelnden ländlichen 
Gesellschaftsordnung entwickelt ein beunruhigendes Gefühl der 
sozialen und ökonomischen Minderleistung, für die es für viele 
Rettung nur durch Flucht aus dem Milieu zu geben scheint.

Diese Flucht zu verhindern, gibt es unausweichlich nur zwei ein­
ander ergänzende Mittel: die Angleichung des ländlichen Bildungs­
niveaus an die erkennbaren Bildungsbedürfnisse der industriellen 
Gesellschaft und die ökonomische Integration des Dorfes in die 
industrielle Wirtschaftsweise und -Ordnung.

Von welcher Bedeutung die Entwicklung des Bildungswesens ist, 
zeigt sich am Beispiel der dänischen Landwirtschaft. Dort ist bekannt­
lich in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts die Volkshochschule 
zur Sache des Landvolks gemacht worden. Ihre Wirkung äußerte sich 
darin, daß der dänische Bauer durch seine Bildungsbemühungen zu 
jenem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bewußtsein kam, das 
ihm heute erlaubt, seine betriebswirtschaftlichen Probleme optimal 
zu lösen. Er lebte nicht fernab aller Entwicklungen, er lebte und 
erlebte sie gleichsam als Mithandelnder. Alle modernen Erkenntnisse, 
Einrichtungen und Erfahrungen konnte er daher ganz unmittelbar 
für sich selber anwenden.

2. Die andere Seite des dörflichen Dilemmas ist weithin eine Folge 
der Abwesenheit zureichender Bildung und Bewußtseinshaltung: das 
Strukturproblem des Dorfes und des bäuerlichen Betriebes. Das 
Thema ist zu umfangreich, um es hier in seinen Einzelheiten zu be­
handeln. Ich beschränke mich daher auf die mehr betriebswirtschaft­
liche Frage. Sie ist eine unter mehreren Voraussetzungen, die ver­
wirklicht werden muß, um die zwischen Industrie und Landwirt­
schaft bestehende ökonomische und gesellschaftliche Disparität zu be­
seitigen. Das Prinzip der industriellen Produktionsweise, dieses Mehr,
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Besser, Schneller, Billiger, läßt sich trotz der Abhängigkeit von Klima 
und Wetterbedingungen auch in der Landwirtschaft anwenden, wenn 
dazu die nötigen organisatorischen Bedingungen geschaffen werden. 
Das gilt einerseits für die Geschlossenheit des zu bearbeitenden 
Areals, wobei nach Möglichkeit der Betrieb wegen der beträchtlichen 
Transportleistungen mitten in ihm liegen sollte. Um diese Bedingung 
zu schaffen, muß rasch und durchgreifend die Flurbereinigung ver­
wirklicht werden. Sie stößt in Deutschland auf den Widerstand der 
Bauernschaft aus Mangel an Einsicht, auf die Umständlichkeit der 
dazu nötigen Verfahren und auf den Mangel an verfügbaren materiellen 
Mitteln. Dann ist der Betrieb selber derart zu organisieren, daß ein 
durchlaufender, weithin technisierter Arbeitsfluß bei sparsamster An­
wendung von menschlicher Kraft möglich wird. Das ist in den 
üblichen Betrieben mitten in der engen Dorflage in aller Regel nicht 
zu verwirklichen. Mit anderen Worten: die Betriebe müssen zu­
sammen mit der Flurbereinigung aus dem Dorfverband gelöst 
werden und mitten in ihrer Feldmark neu und nach modernen 
arbeitstechnischen und zugleich auch hygienischen Mustern er­
richtet werden.

Es gibt inzwischen schon eine beträchtliche Zahl von Fällen, die 
man auf ihre Wirksamkeit studieren kann. Die Ergebnisse sind 
überraschend, und zwar nicht bloß hinsichtlich der Ertragslage. Wo 
solche Betriebe sich etabliert haben, gewinnen ihre Besitzer zugleich 
mit den ökonomischen Möglichkeiten ein ganz neues Lebensgefühl. 
Söhne solcher Bauern, die unter den obwaltenden Bedingungen den 
Hof nicht übernommen hätten, sind nach seinen strukturellen Ver­
änderungen mit Überschwang bereit, auf dem Hof zu bleiben. Sie 
hören auf, ihre in der Industrie arbeitenden Altersgenossen zu be­
neiden, weil sie jetzt unter vergleichbaren Bedingungen arbeiten, 
wirtschaften und leben und als Hoferben unter besseren gesellschaft­
lichen Zukunftsaussichten die eigene Initiative und das eigene Können 
zum Zuge bringen. Zugleich wächst mit der Aufhebung des Minder­
wertigkeitsgefühls das Bedürfnis nach fachlicher Ausbildung und all­
gemeiner Bildung. Kein Wunder, daß solche Vorbilder, wo sie ge­
geben werden, beträchtliche Neigungen entzünden, sich dem Bei­
spiel anzuschließen, zumal hierfür von staatswegen zureichende Hilfen 
geleistet werden. Sie sind so hoch, daß die Umstellung ohne Schwie­
rigkeiten durchgeführt werden kann. Sie werden innerhalb eines
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sogenannten „Grünen Planes“  geleistet, dessen übrige Maßnahmen 
allerdings unter dem Druck der bäuerlichen Interessenverbände ganz 
wesentlich in reinen Subventionen bestehen.

Der bäuerliche Hof nach industriellem Muster und mit einer 
leistungsfähigen Struktur bewirkt nach den vorhegenden Erfahrungen 
dreierlei: Verringerung der nötigen Arbeitskräfte durch Einsparung 
an-.Wegezeiten, insbesondere wenn zugleich die Pferde- oder gar 
Kuhanspannung durch den Traktor ersetzt wird; Verringerung 
körperlicher Anstrengungen im Wege der Anwendung richtiger 
Organisation, Technisierung und Intensivierung der Arbeit; Ver­
ringerung der durchschnittlichen Arbeitszeit. Das alles bei zugleich 
wesentlich verbesserter Ertragslage des Hofes im Ganzen. Weitere 
Folge ist, daß die richtige Betriebsplanung die Fähigkeit entwickelt, 
durch Denken zu arbeiten. An die Stelle der Beanspruchung der 
robusten Muskelkraft tritt dadurch die Wirksamkeit wohlüberlegter 
und wohlerwogener geistiger Durchdringung wirtschaftlicher Zu­
sammenhänge, und das ist dem Wesen nach genau die Arbeitsweise 
der modernen industriellen Produktion.

Diese erfolgreichen Versuche, den bäuerlichen Betrieb zu revolu­
tionieren, reichen freilich nicht aus, um das Problem der Disparität 
zwischen industrieller und agrarischer Leistung zu lösen. Dazu sind 
noch weitere Schritte zu tun, um das Dorf auf Zusammenarbeit hin 
gründlich zu verändern, seine Bildungs- und Ausbildungsmöglich­
keiten und seine ökonomische Wirksamkeit entschieden zu verbessern. 
Es gibt dafür Ansatzpunkte. Sie bestehen im ländlichen Genossen­
schaftswesen, das sich derzeit in der Hauptsache auf Einkauf, Verkauf 
und Kredit beschränkt, weitere wichtige Aufgaben aber erst zaghaft 
annimmt.

Indes, es gibt auch hier sehr fortschrittliche Entwicklungen in 
Teilbereichen. Das gilt zum Beispiel von den „Winzergenossen­
schaften“ , Zusammenschlüssen der kleinen und kleinsten Wein­
bauern, die den größten und schwierigsten Teil der Weinbearbeitung 
in modernen Kelleranlagen und zugleich noch die auch üblichen 
genossenschaftlichen Aufgaben des Absatzes bewältigen. Hier ist 
eine produktive Organisation gefunden, die ein gewisses Maß von 
Selbständigkeit erlaubt und dabei trotzdem die Schwäche des kleinen 
Betriebes überwindet, der nicht in der Lage ist, moderne technische 
Betriebsmittel anzuschaffen und rentabel anzuwenden. Auf diese
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Weise wird sogar das Problem der Betriebsgröße gelöst, was erklärt, 
warum die kleinen Weinbauern nicht längst zugrundegegangen sind. 
Es war die unmittelbare Existenzbedrohung, die sie angetrieben hat, 
sich so weitgehend neuer Methoden zu bedienen.

Das Prinzip sollte auch für die Zusammenarbeit des Dorfes ange­
wandt werden. Die Kooperation mehrerer oder gar vieler Betriebe 
schafft erst die organisatorischen und technischen Voraussetzungen, 
um, auf die Bedingungen der Landwirtschaft abgewandelt, den Pro­
duktionsstil einer industriellen Gesellschaft zu verwirklichen. Denn 
nur auf diese Weise läßt sich eine wirkungsvolle arbeitsteilige Land­
wirtschaft einrichten, die in vollem Sinne das jeweils höchste Maß 
ihrer Ergiebigkeit erreichen kann. Denn es gibt jetzt nicht mehr den 
Landwirt, der zugleich alle Sparten seines Berufs sachverständig be­
herrschen könnte, der Kenntnisse und Erfahrungen in der Technik, 
in der Chemie, der Vieh- und Pflanzenzucht, der Bodenbearbeitung, 
des Einkaufs, des Verkaufs, der Arbeitsorganisation usw. in gleicher 
Weise hätte und der in der Lage wäre, Betriebswirtschaft nach wissen­
schaftlichen Grundsätzen zu treiben. Entsprechende Fachleute kann 
sich der einzelne Betrieb angesichts seiner Größenordnung nur in den 
seltensten Fällen leisten. Rentieren werden sie sich erst, wenn viele 
Betriebe sich zu gemeinschaftlicher Zusammenarbeit verbinden. Da 
es derzeit nicht annähernd in zureichendem Maße geschieht, fehlen 
natürlich auch die entsprechenden tüchtigen Spezialisten in der Land­
wirtschaft, so groß auch immer ihre Chancen sein könnten und so 
bedeutsam sie als Bildungselemente innerhalb des Dorfes wären.

Es wäre also das Problem von Zusammenarbeit auch in diesem 
Bereich des Mittelstandes zu lösen, um auf eine „optimale Betriebs­
größe“ zu kommen, ohne die gesamte Besitzstruktur umzustoßen. 
Wird man es nicht tun, wird es zu schmerzlichen Veränderungen 
unter dem harten Druck des zunehmenden Wettbewerbs früher oder 
später kommen. Immerhin ist die Zahl der landwirtschaftlichen Be­
triebe in Westdeutschland seit dem Jahre 1939 um rund 80000 
zurückgegangen und es wird unter den herrschenden Verhältnissen 
immer schwieriger, tüchtige und aufgeschlossene junge Leute als Hof­
nachfolger im Dorf zu halten.

Derzeit ist die Ungleichheit von Stadt und Land noch sehr be­
drohlich. Dort vermindert sich ständig der Anteil körperlicher An­
strengungen: Muskelarbeit wird durch Kopfarbeit erübrigt, so daß
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im Gefolge von Disposition, Organisation und Kontrolle die Er­
giebigkeit der produktiven Leistung mächtig anwächst — mit allen 
materiellen Folgen, die sich daraus für diejenigen ergeben, die an 
diesem Fortschritt teilhaben. Die Arbeitszeit verringert sich und das 
Einkommen wächst. Die 40-Stunden-Woche steht in Aussicht. Der 
Urlaubsanspruch ist selbstverständlich und wird erweitert. Es ist 
vorauszusehen, daß die Kybernetik diese Entwicklung weitertreiben 
wird. Darauf suchen nun in Anfängen da und dort auch Bauern eine 
Antwort. Es gibt die Maschinengenossenschaft, und es gibt technische 
Dienstleistungsunternehmen, die bestimmte Arbeiten, wie das 
Dreschen des Getreides etwa, übernehmen. Es gibt die ersten fahr­
baren Melkstationen, es gibt da und dort den Dorf-Schweizer (wie 
es schon immer die Bullenstation gegeben hat). Die Form ist im 
Prinzip schon vorgezeichnet, aber die möglichen Formen werden nur 
ungenügend angewandt. Daß die Entwicklung so langsam vorangeht, 
so zögernd, so zäh, hegt nächst dem mangelnden Bewußtsein an den 
Subventionen, die die Landwirtschaft in einem so beträchtlichen Maß 
genießt, daß die ökonomischen Randbetriebe überdauern und die 
mäßig bis rentabel arbeitenden Betriebe sich an ihnen wärmen können. 
Es ist nötig, deutlich zu machen, daß Subventionen im Konkurrenz­
kampf eine böse Medizin sind. Was die Landwirtschaft wirklich 
braucht, sind Hilfen, die es ihr erlauben, den Anschluß an einen 
durchschnittlichen industriellen Leistungsstandard zu finden. Nur 
auf diese Weise lassen sich die ökonomischen und vor allem die gesell­
schaftlichen Probleme des Dorfes und des bäuerlichen Mittelstandes 
lösen. Subventionen, um den Bauern in seiner Rückständigkeit zu 
konservieren, müssen auf ziemlich kurze Dauer dahin führen, daß die 
Reste von intelligenten, tüchtigen, aufgeschlossenen, auf Selbständig­
keit vertrauenden Kräften die Höfe verlassen. Das würde zwar auch 
zu einer Industrialisierung der Landwirtschaft führen, aber sie wäre 
mit der Vernichtung des Bauerntums als einem wichtigen Stabili­
sierungsfaktor unserer Gesellschaft fraglos zu teuer erkauft.

Sonderprobleme der freien Berufe

Neben den großen Gruppen des selbständigen Mittelstandes gibt 
es noch den Bereich der freien Berufe. Sie sind für das Gesamt­
problem von Bedeutung und müssen in unserem Zusammenhang
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wenigstens angeleuchtet werden. Ihre Sorgen sind unterschiedlicher 
Natur und haben verschiedene Ursachen. Da gibt es die beträchtliche 
und sich ständig nach Zahl und Art vergrößernde Gruppe von freien 
Berufen, die in einem unmittelbaren Zusammenhang zur industriellen 
Gesellschaft stehen: Werbefachleute, Wirtschaffs- und Steuerberater, 
Marktanalytiker, Wirtschaffsorganisatoren und -berater, Berater für 
Public Relations, Wirtschaftsanwälte, Patentanwälte und so fort. Es 
handelt sich dabei um sehr bestimmte, sehr qualifizierte Dienst­
leistungen, die die industrielle Wirtschaftsweise unumgänglich braucht. 
Tendenzen, sie als Funktionsträger in den Unternehmungen zu 
etablieren, sie anzustellen, sind spürbar, zugleich aber scheint sich die 
Einsicht durchzusetzen, daß daneben der freie, unabhängige, gegen 
Betriebsblindheit immune Partner als von außen kommender Berater 
in keiner Weise überflüssig wird. Hier gibt es in aller Regel keine 
wirklich materiellen Probleme und gesellschaftliche höchstens inso­
weit, als sich diese ganze Gruppe in mächtiger Ausdehnung befindet, 
wobei noch immer neue Dienstleistungen hinzuwachsen. Innerhalb 
der Gruppe machen sich Formen von Teamarbeit und Kooperationen 
bemerkbar: indem sich etwa verschiedene Spezialisten aus dem Be­
reich der Werbung koalieren oder sich Gemeinschaften von An­
wälten bilden. Das heißt, auch in diesem Bereich entwickelt sich 
spürbar das Prinzip kollektiver Zusammenarbeit, mit der sich eine 
Arbeitsteilung im Sinne höchster qualitativer und quantitativer 
Leistung bewirken läßt. Im Ganzen macht sich hier ein sehr be­
trächtlicher Zuwachs an selbständigen Existenzen bemerkbar. Daß 
dabei wesentlich geistige Leistungen im Spiele sind, keine im engeren 
Sinne produktiven, ist durchaus kennzeichnend für die Fortent­
wicklung der industriellen Gesellschaft, in deren Wesen es liegt, 
geistige Anstrengungen zu machen, um naive körperliche Anstren­
gungen zu vermeiden.

Ungleich schwieriger sind die Probleme anderer Gruppen, ins­
besondere die der Ärzte. Nicht, daß es zu viele von ihnen gäbe, ist 
die Ursache für eine vielfach höchst unbefriedigende materielle und 
soziale Situation. Schlimmer ist das für eine industrielle Gesellschaft 
freilich unaufhebbare System der obligatorischen Krankenkassen. 
Von der erwünschten Rentabilität her entwickeln sie eine spezifische 
Neigung, den freien Arztberuf in eine Angestelltentätigkeit umzu­
wandeln, was weder im Interesse der Ärzte, noch in dem der Patienten,
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noch in dem einer -wohlausgewogenen gesellschaftlichen Struktur 
liegen kann. Die Bewältigung des Problems ist auf verschiedenen 
Wegen prinzipiell ohne tiefgreifende Reformen möglich, weil hier 
keine Strukturveränderungen erforderlich und keine Anpassungsvor­
gänge in dem Sinne zu bewältigen sind, wie sie sich für die anderen 
mittelständischen Bereiche stellen.

Schaltet man die Lösung des von Staatswegen angestellten Arztes 
aus, die nur für eine Minderheit im staatlichen und industriellen 
Gesundheitsdienst nötig und vernünftig ist, so bleibt zu untersuchen, 
in welcher Weise die obligatorischen Krankenkassen und die freien 
Ärzte eine sachlich richtige und für beide Teile tragbare Zusammen­
arbeit im Dienste der Kranken zuwege bringen. Dafür gibt es im 
einzelnen konkrete Vorschläge. Sie berühren aber nicht eigentlich 
Strukturprobleme für den Arzt in einer industriellen Gesellschaft.

In dieser Beziehung erscheinen höchstens Versuche von Interesse, 
ärztliche Dienstleistungen dadurch wirksamer zu machen, daß sich 
Spezialisten-Mannschaften bilden. Das wäre also eine arbeitsteilige 
Praxis mit verschiedenen Abteilungen, etwa der Art wie ein modernes 
Krankenhaus organisiert ist. Da wird der Kranke von einem Spe­
zialisten für Diagnosen untersucht und dann an den zuständigen oder 
die zuständigen Fachärzte innerhalb der einen Praxis weitergeleitet, 
die zugleich über alle notwendigen therapeutischen und diagno­
stischen Einrichtungen verfügt und über die nötige gemeinsame Ver­
waltung, was alles zusammen Wirksamkeit und Rentabilität des 
Ärzte-Teams ganz wesentlich erhöhen kann. Private ärztliche Ver­
rechnungskassen sind für das Gebiet des ärztüchen Honorarwesens 
Vorläufer solcher Entwicklungen.

Die dritte Gruppe der geistig Freischaffenden müssen wir in 
unserem Zusammenhang außer Betracht lassen. Dichter, Schrift­
steller, Maler, Bildhauer, Komponisten sind zwar ihrer Natur nach 
freie und selbständige Existenzen, aber sie zielen nicht auf irgendeine 
mittelbare oder unmittelbare Beteiligung an ökonomischen Prozessen. 
Sie sind keine Kleinunternehmer, sie können sich schlechterdings 
nicht zum Mittelstand rechnen, es sei denn sie betreiben ihr Metier 
rein handwerklich. Aber damit sind sie wieder keine geistig Frei­
schaffenden. Ihre Probleme, und sie sind materiell höchst dringend 
und gesellschaftlich zweifellos ganz entscheidend, lassen sich durch 
noch so gute Maßnahmen einer Mittelstandspolitik nicht im geringsten

5
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lösen. Für diese Gruppe gibt es auch nur geringe Möglichkeiten, sich 
nach industriellem Muster arbeitsteilig zur Erhöhung qualitativer und 
quantitativer Leistung zusammenzuorganisieren. Ihre Chance beruht 
immer auf der individuellen schöpferischen Leistung, und Aufgabe 
der Gesellschaft ist es, in ihrem Interesse, zur Manifestierung ihrer 
Würde ebenso wie zur Anreicherung ihrer geistigen Potenz dafür 
zu sorgen, daß die Kräfte im Bereich des Immateriellen ihre Funk­
tionen wahrnehmen können.

IV. Die Aufgaben einer positiven M ittelstandspolitik

Will man einen Katalog der Anstrengungen aufstellen, die nötig 
sind, um die Probleme des Mittelstandes nach vorn hin zu lösen, 
ihm die zureichende und zutreffende Anpassung an die Bedingungen 
der industriellen Wirtschaft und Gesellschaft zu ermöglichen, so wird 
man folgende Aufgaben zu stellen haben:
1. Bewußtsein ist zu wecken für die wirtschaftlichen und gesell­

schaftlichen Tatbestände, innerhalb welcher der selbständige Mittel­
stand sich zu behaupten hat und sich zugleich durch die Wahr­
nehmung teils überkommener, teils ganz neuer Aufgaben be­
haupten und entwickeln kann.

Für diese Aufgabe ist es von größter Wichtigkeit, Bildung und 
Ausbildung so einzurichten, derart zu intensivieren, daß alsbald 
Kräfte verfügbar sind, die aus einer neuen Bewußtseinshaltung und 
mit einer besseren sachlichen und geistigen Grundlage sich als 
Mittelständler aktiv und formend in die Entwicklung unserer Wirt­
schaft und Gesellschaft mischen können. Um die Bewußtseins­
bildung zu fördern und zu ermöglichen, ist es dringend nötig, daß 
konkrete Untersuchungen über entwicklungsfähige Modelle der 
Kooperation mittelständischer Unternehmungen und Betriebe 
untereinander und mit industriellen Unternehmungen angestellt 
werden. Solche Untersuchungen würden zeigen, daß es praktische 
Ansatzpunkte für die Selbstrettung des Mittelstandes durch zu­
treffende Anpassung an die industrielle Wirtschaftsweise die Fülle 
gibt.

2. Wirtschaftliche Diskriminierung ist überall da zu beseitigen, wo 
gesetzliche Maßnahmen in unzulässiger Weise verschiedenartige
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Unternehmungsformen ungleich behandeln. Das gilt insbesondere 
für das Steuersystem. Der Grundsatz prinzipiell gleicher Existenz- 
und Startbedingungen muß in jedem Falle gewahrt sein.

3. An die Stelle einer staatlichen Subventionspolitik, die den Mittel­
stand bestenfalls in einem Reservat konserviert, müssen um­
fassende, wohlerwogene und wirksame Hilfen entwickelt und 
geleistet werden, um dem selbständigen Mittelstand die Möglich­
keiten zu bieten, sich der industriellen Wirtschaft und Gesellschaft 
anzupassen und in ihr die Funktionen anzunehmen und zu erfüllen, 
die er seiner Eigenart gemäß sachgerecht erfüllen kann.

Diese drei Aufgabenbereiche der Bewußtseinsbildung, der Beseiti­
gung von Diskriminierungen und der Hilfen für die Anpassung sind 
Inhalte eines Programmes, dessen Überschrift nicht „Rettung des 
Mittelstandes“ ; vor der industriellen Gesellschaft, sondern „Inte­
grierung des lebenstüchtigen Mittelstandes“ in die industrielle Ge­
sellschaft heißen muß. Der Begriff „Rettung“ verführt zu dem Miß­
verständnis, als ob der Mittelstand ohne sie zum Untergang verurteilt 
sei, als ob er nicht mehr genug Energien, nicht mehr genug Daseins­
berechtigung'besäße, sich in dieser Welt zu behaupten. Der Begriff 
„Rettung des Mittelstandes“  verursacht Minderwertigkeitskomplexe 
und läßt die Meinung zu, für ihn genügten einer gewissen Übergangs­
zeit angepaßte Fürsorgemaßnahmen, in dem Sinne, wie etwa eine 
„Alterspension“ genügt. Die Aktion, die in Bewegung zu setzen ist, 
bedarf eines positiven Vorzeichens. Sie braucht einen Anruf, der 
keinen Zweifel darüber zuläßt, daß die industrielle Gesellschaft auf 
einen selbständigen Mittelstand in ihrem Konzept und in ihrer Struk­
tur wegen der Aufgaben nicht verzichten kann, die, wenn auch in 
neuen Formen, von ihm ganz in der passenden Weise erfüllt werden 
können. Industrielle Gesellschaft und selbständiger Mittelstand sind 
keine Widersprüche. Der moderne selbständige Mittelstand ist einer 
der Partner unter den anderen Partnern der Wirtschaft und Gesell­
schaft unseres Jahrhunderts.



H E IN Z  M Ü LLE R

DER BEGRIFF DES GEWERBLICHEN M ITTELSTANDES 

IN DER INTERNATIONALEN STATISTISCHEN PRAXIS

Holland

zählt zum gewerblichen Mittelstand die Betriebe bis zu 10 Beschäf­
tigten. Weitere Anhaltspunkte sind beim Handwerk der mechanische 
Kraftbedarf bis zu 10 PS und eine Betriebsleitung ohne besondere 
kaufmännische Abteilung.

Dänemark

führte eine Positivliste von Handwerks- und Industriezweigen ein. 
Die Unterscheidungsgrenze zwischen Gewerben, die sowohl hand­
werklich als industriell betrieben werden können, liegt bei der Be­
schäftigtenzahl von sechs Arbeitnehmern.

Frankreich

beschränkt das Handwerk auf Betriebe mit einer Beschäftigtenzahl 
von fünf Personen, wobei Lehrlinge und Gesellen mitgerechnet 
werden. Das Handwerk ist bestrebt, die Meßzahl auf zehn herauf­
zusetzen. Gegenwärtig beträgt der Anteil des Handwerks an der 
gesamten Beschäftigtenziffer der verarbeitenden Gewerbe etwa 
32%.
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Schivei\
In der Schweiz umfaßt das „Gewerbe“ (Gewerbe entspricht in der 
Bundesrepublik Deutschlands dem gewerblichen Mittelstand) das 
Handwerk, den Kleinhandel, das Gaststätten- und das Verkehrs­
gewerbe. Etwa 45 Prozent aller Beschäftigten sind in ihm tätig. 
Gewerbebetriebe sind dann gegeben, wenn die Handarbeit des Unter­
nehmers eine ausschlaggebende Rolle spielt oder wenn der Produk­
tionsvorgang überblickbar ist und vom Unternehmer in allen Einzel­
heiten beherrscht wird.

USA
Die USA haben eine weit elastischere Lösung als die europäischen 
Länder. Entsprechend der im Juni 1947 erschienenen und vom 
Committee for Economic Development (CED) in Auftrag ge­
gebenen Abhandlung über die besonderen Probleme des Small 
Business („Meeting the Special Problem of Small Business“) muß 
ein Unternehmen dieser Art mindestens zwei der nachstehenden 
Merkmale aufweisen.

1. Der Eigentümer ist im Regelfall zugleich Betriebsführer.
2. Das Betriebskapital stammt meistens von einer Person oder einer 

kleinen Personengruppe.
3. Nur eine Betriebsstätte ist vorhanden.
4. Das Unternehmen ist klein im Vergleich zum größten Unter­

nehmen des gleichen Wirtschaftszweiges.

Die Begriffsbestimmung ist absichtlich allgemein gehalten, damit die 
Unterschiede zwischen den einzelnen Wirtschaftszweigen berück­
sichtigt werden können. Die letzte Entscheidung über die Zurechnung 
eines Unternehmens zu den Mittel- und Kleinbetrieben liegt bei der 
zuständigen Behörde, die bei ihrer Beurteilung auch von der Zahl 
der Beschäftigten und dem wertmäßigen Absatzvolumen ausgehen 
kann. Regelmäßig fallen nach dieser Praxis Betriebe bis zu 500 Be­
schäftigten unter den Begriff des Small Business.

Deutschland
Der deutsche Mittelstandsblock (mittelständischer Gemeinschafts­
ausschuß der CDU/CSU) zählt zum Mittelstand alle Betriebe bis zu 
200 Beschäftigten.
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1950 und 1939
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Betriebsgröße
Arbeitsstätten Beschäftigte

1950 1939 1950 1939

Kleinbetriebe
1950 1—19 Beschäftigte

1—20 Beschäftigte ................ 96,4 97,1 45,8 43,5

Mittelbetriebe
1950 20—199 Beschäftigte
1939 21—200 Beschäftigte . . . . 3,3 2,6 27,3 23,6

Großbetriebe
1950 200 u. mehr Beschäftigte 
1939 201 u. mehr Beschäftigte . . . 0,3 0,3 26,9 32,9

insgesamt 100 100 100 100

1 Ohne Bundespost, Bundesbahn, Verwaltungsdienst des Wasserstraßen- und Hafenwesens, öffent­
liche Verwaltung, Sozialversicherung sowie die öffentlichen Ämter der Gesundheitspflege und des 
Veterinärwesens.
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P R O B L E M E  D E S  

MITTELSTÄNDISCHEN UNTERNEHMERTUMS1

Einleitung

Im Dezember 1955 bestanden in Großbritannien etwa 216000 
Fabrikbetriebe, wovon 70% weniger als 11 und über 90% weniger als 
100 Personen beschäftigten. Nur in 79 Betrieben waren über 5000 
Personen beschäftigt. Im typischen Industriebetrieb sind demnach 
nur 10 Personen angestellt.

In der gleichen Zeit arbeiteten 8 Millionen Erwerbstätige in Fabrik­
betrieben mit über 10 Beschäftigten. Davon entfielen auf Betriebe mit 
weniger als 100 Arbeitnehmern 20%, mit weniger als 250 40% und 
auf Betriebe mit unter 500 Beschäftigten 50%.

Es will also scheinen, daß der mittelständische Unternehmer einen 
bedeutenden und wertvollen Beitrag für die Wohlfahrt Großbritan­
niens leistet, sowohl als Produzent wie auch als Arbeitgeber. Die 
Probleme des mittelständischen Unternehmertums sollten daher durch 
die Gemeinschaft nicht verkannt werden, ebensowenig wie jedes 
Individuum einen Organdefekt in seinem Organismus vernachlässigen 
sollte.

1 Für die Hilfe bei der Ausarbeitung des Berichts sind wir dem British Institute o f Management und 
der National Union o f Manufacturers besonders zu Dank verpflichtet. Die in dem Bericht vorge­
tragenen Meinungen sind jedoch unsere eigenen.
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1. Tatsachen

a) Nachteile: Eine Tendenz wachsender Betriebsgröße kann man 
in der Zeit von 1952 bis 1955 feststellen. Betriebe mit 11 bis 24 Be­
schäftigten verminderten sich um 2000 oder 1,3%, während jene mit 
500 und mehr Beschäftigten um 350 oder 14% anstiegen. Das Er­
gebnis dieser Entwicklung war, daß die durchschnittliche Beschäf­
tigtenzahl der Betriebe mit mehr als 10 Personen von 127 auf 140 
anstieg.

Diese Zahlen machen allerdings keine Angaben über Betriebe, die 
zu einer einzigen Firma gehören. Sie geben darum auch keinen Auf­
schluß, in welchem Maße kleinere Firmen rapid abgenommen haben. 
Tatsächlich gibt es Beispiele dafür, wie kleine Firmen durch größere 
zur Kettenbildung aufgekauft worden sind, so im Bäckereigewerbe, 
wo die Wirtschaftlichkeit der Massenproduktion die alte Arbeits­
methode überwunden hat.

Die grundlegende Schwierigkeit, der sich der mittelständische 
Unternehmer gegenübersieht, ist nicht das Großunternehmen als 
solches. Viel bedeutender ist die Tatsache, daß sich der mittelstän­
dische Unternehmer schwieriger Kapital zu beschaffen vermag als der 
Großunternehmer. Noch bis zu den zwanziger Jahren war das Eigen­
kapital großenteils die Basis für unsere industrielle Entwicklung. 
Diese Quelle wurde aber weithin zum Versiegen gebracht durch die 
verschiedenen Steuersysteme, welche die Gewinne stark beschnitten 
und Verluste hinterließen, die getragen werden mußten. Das Risiko 
blieb, aber der Gewinn mußte mit dem Fiskus geteilt werden. Die 
Folge davon war, daß private Ersparnisse in relativ sicheren Anlagen, 
z. B. Anleihen des Staates, der Bausparkassen und großen Industrie­
unternehmen angelegt wurden. Das Kapitalmarkt ist, von wenigen 
Ausnahmen abgesehen, auch heute nicht für die Kapitalbeschaffung 
im Interesse der mittelständischen Betriebe organisiert. Diese sind 
dabei ihrer eigenen Kapitalbildung überlassen, wenn sie sich am Leben 
und unabhängig halten wollen.

Verglichen mit den Großunternehmen sehen sich die Mittelstands­
betriebe noch vier anderen Nachteilen gegenüber:

I. Der m ittelständische Unternehmer und die großen Industrieunternehmen
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1. In der heutigen Zeit besteht ein Mangel an technischen Fach­
kräften (Ingenieuren usw.), und es besteht in der Industrie ein starker 
Wettbewerb um ihre Dienste. Da die Großunternehmen leichter 
Sicherheiten in Form von Pensionszusagen geben können, wandern 
manche Fachkräfte dorthin ab. Dazu kommt noch, daß in diesen 
Betrieben günstigere Aufstiegsmöglichkeiten bestehen, die Arbeit 
abwechslungsreicher ist und der Betrieb moderner gestaltet und ein­
gerichtet ist. Nicht zuletzt ist es für den Arbeitnehmer auch ver­
lockend, eine Rolle in einem Unternehmen von nationalem oder 
internationalem Ruf zu spielen. „Wer wagt, gewinnt“ ist nicht mehr 
das Motto, das die Mehrzahl der jungen Leute in der heutigen, von 
Sorge erfüllten Gesellschaft begeistert. Das mittelständische Unter­
nehmen vermag keine Ersatzvorteile in einer solchen Atmosphäre 
anzubieten, wenngleich es immer noch solche gibt, die das Risiko und 
die Intimität des kleinen Betriebes vorziehen.

2. Die großen Unternehmen können sich leichter Informationen 
besorgen, seien es nun technische oder wirtschaftliche Unterlagen. 
Ein Mittelstandsbetrieb kann sich das für gewöhnlich nicht leisten. 
Dadurch ist er stark benachteiligt. Zur Behebung dieser Mängel be­
steht für ihn nur die Möglichkeit über den Staat oder irgendeine 
Form genossenschaftlichen Zusammenschlusses.

3. Die Großunternehmung ist so organisiert, daß ihre Direktoren 
die alltäglichen Aufgaben an untergeordnete Angestellte weitergeben 
und sich so kaufmännischen Tätigkeiten außerhalb des Betriebes 
widmen und dadurch die Interessen ihrer Unternehmung wahren 
können, und zwar direkt durch Gewinnung neuer Aufträge, indirekt 
durch ihre Arbeit an führender Stelle von Handelsverbänden usw. 
Der mittelständische Unternehmer jedoch muß die meiste Zeit für 
Routinearbeiten in seinem Betrieb opfern und hat so wenig Möglich­
keiten, sich hervorzutun, höchstens durch Vermittlung seiner mäch­
tigeren Kollegen.

4. Es ist für einen Mittelstandsbetrieb nicht immer leicht, mit 
einem größeren Konzern in Geschäftsverbindung zu kommen. Der 
Einkauf ist zentralisiert und der Käufer ist persönlich, und off auch 
räumlich, entfernt. Persönlichen Kontakt aufzunehmen, ist daher 
schwierig. Selbst bei großen Aufträgen springt noch nicht unbedingt 
ein hoher Gewinn heraus. Er hat nicht nur mit großen Anlaufkosten 
zu rechnen und, möglicherweise zum Nachteil der kleineren und
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regelmäßigen Kunden, für längere Zeit sämtliche Barmittel einzu­
setzen, vielmehr wirken sich auch plötzliche Abbestellungen und der 
Wechsel der Bedarfswünsche sehr lähmend auf das Unternehmen aus.

b) Vorteile: Die Vorteile des mittelständischen Unternehmers 
wurden vor etwa 70 Jahren durch den Nationalökonomen Alfred 
Marshall mit folgenden Worten sehr gut formuliert: „Der mittel­
ständische Arbeitgeber hat seine eigenen Vorteile. Das Auge des 
Chefs ist überall, es gibt keine ,Drückebergerei' eines Meisters oder 
Arbeiters, keine aufgeteilten Verantwortungsbereiche, kein Hin und 
Her halbverstandener Aufträge und Anweisungen von einer Ab­
teilung zur anderen. Er bewahrt sich vor dem lästigen und beschwer­
lichen Überwachungssystem, das nun einmal im Großunternehmen 
notwendig ist.“  Tatsächlich sucht auch der Großbetrieb, den Vorteil 
dieser überschaubaren Kleinräumigkeit für sich nutzbar zu machen, 
wo Befehle und Kontrolle verhältnismäßig einfach sind und die 
Anweisungen durch Angestellte und Arbeiter unmittelbar verstanden 
und flotter ausgeführt werden.

Der mittelständische Unternehmer ist imstande, sich auf die an Ort 
und Stelle gegebenen marktmäßigen und industriellen Bedingungen 
einzustellen. Mit einer Kenntnis, die alles weiß — „das Auge des 
Chefs ist überall“  — kann er bis ins einzelne seine Kunden direkt und 
persönlich beraten und, wenn gewünscht, kleinere Versuchsserien 
unternehmen. Das Großunternehmen mit seiner unbeweglicheren 
Organisation und den hohen Regiekosten vermag solche Hilfsdienste 
nicht zu leisten. Dank dieser Beweglichkeit kann sich der mittelstän­
dische Unternehmer den Nachfrageänderungen anpassen, ohne sich 
darum zu sorgen, wie hohe Fixkosten abzubauen oder übermäßige, 
durch Neuanlagen oder Massenproduktion entstandene Kapitalkosten 
wieder hereinzuholen sind.

2. Überwindung der Nachteile

Es gehört zu den allgemein menschlichen Fehlern, fremde Ur­
sachen für das eigene Versagen und die eigenen Schwächen zu suchen. 
Man erwartet und verlangt, daß andere unsere Probleme lösen. Jedoch 
gilt auch hier: „Hilf dir selbst, dann hilft dir Gott.“  Indem wir aber 
ehrlich unsere eigenen Schwächen erkennen, ist schon viel im Hin­
blick auf unsere Selbsthilfe getan.
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Der selbständige Unternehmer, der gewohnt ist, alle Vorfälle seines 
Geschäfts zu kontrollieren, mag sich bewußt oder unbewußt einer 
Betriebserweiterung widersetzen, da diese eine Aufspaltung der 
Kompetenz und einen Verlust an persönlicher Macht und persön­
lichem Gewinn mit sich bringen würde. Wenn er nur in einem ein­
zelnen Bereich des Betriebs Erfahrung besitzt, z. B. auf technischem, 
finanziellem oder kaufmännischem Gebiet, führt das leicht zu Ein­
seitigkeiten. Ein solcher Unternehmer verschließt sich der Not­
wendigkeit, daß da und dort neues Blut in das Unternehmen 
gepumpt werden muß. Schließlich kann der Stolz auf seine 
eigene Leistung dazu führen, neue Methoden und Vorschläge 
abzulehnen.

Wie wir gesehen haben, ist für jenes mittelständische Unternehmen, 
das sich zu entwickeln wünscht, Raum und Gelegenheit genug. 
Voraussetzung hierfür ist jedoch, daß die Kapitalbeschaffungs- 
Schwierigkeiten überwunden werden können. Der mittelständische 
Unternehmer wird sich wohl zunächst an eine Bank wegen einer 
Kreditaufnahme wenden. Hat er hierbei keinen Erfolg, muß er die 
Aufnahme eines Gesellschafters erwägen, sogar eine außenstehende 
Kontrolle auf sich nehmen. Er wird sich naturgemäß einer solchen 
Änderung widersetzen, um die persönliche Leitung nicht zu ver­
lieren. Der mittelständische Unternehmer kann sich keine Ausgaben 
leisten, die sich nicht direkt bezahlt machen. Es wird ihm darum nicht 
möglich sein, einen lang- oder mittelfristigen Produktionsprozeß 
durchzuführen oder Spezialisten einzustellen. Er ist daher von Anfang 
an gezwungen, sich auf seine eigenen Mittel zu verlassen, d. h. seine 
Aktiva so flüssig wie möglich zu halten und sie möglichst rationell 
einzusetzen. Er sollte daher technische Verfahren auswerten und 
weiter entwickeln, um einen günstigen Ein- und Verkauf, eine wirk­
same Kontrolle der Lagerbestände, Ausgaben und Fertigungskosten, 
Standardisierung seiner Produkte, rasches und sorgfältiges Angebot 
und ordentliche Beratung zu sichern.

Um dies zu erreichen, braucht er aber Hilfe, die mannigfacher Art 
sein kann. Zuerst sind da jene Organisationen zu erwähnen, die In­
formationen über rationelle Betriebsführung erteilen, die sich bereits 
bei anderen Firmen bewährt haben. Zweitens gibt es fachlich ausge­
richtete Institutionen, wie Organisationen des Handels oder Wirt­
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schaftsberatungsbüros, die beraten und für Ausbildungsmöglichkeiten 
sorgen, und drittens gibt es Erfahrungsaustauschgruppen, auf deren 
Sitzungen praktische Erfahrungen diskutiert werden.

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß das Haupthindernis für den 
mittelständischen Unternehmer die Kapitalknappheit und die organi­
satorischen Schwierigkeiten beim Ausbau der Firma sind. Es ist zu 
beachten, daß man nicht der Gefahr erliegt, die erstgenannte Schwie­
rigkeit für die zweite verantwortlich zu machen. Das Management 
kann weitgehend durch Körperschaften unterstützt werden, die für 
Information, Beratung und Gruppenarbeit sorgen.

II. W irtschaftspolitik zugunsten des Mittelstandes

Der mittelständische Unternehmer ist, wie wir bereits gesehen 
haben, so sehr durch Routinearbeiten in Anspruch genommen, daß er 
keine Zeit dafür findet, Einfluß auf die Wirtschaftspolitik zu nehmen. 
Er muß daher über seinen Berufsverband wirken, wenn schon einer 
besteht, oder sich mit gleichgesinnten Kollegen zusammenfinden, 
um einen zu gründen, falls noch keiner besteht.

1. D as Gesetz

Über das Thema „Gesetz und Mittelstand“ könnte sehr viel 
gesagt werden. Es würde sogar einen eigenen Bericht rechtfertigen, 
doch wollen wir uns auf einige allgemeine Gesichtspunkte beschrän­
ken. Jedes Gesetz, das den Mittelstand als privilegierte Schicht zu 
konstituieren sucht und ihn auf Kosten des Konsumenten vom Wett­
bewerb abschirmen will, wird ihm nicht lange nützlich sein können. 
Der mittelständische Unternehmer hat keine gottgegebenen Rechte, 
die ihn über die anderen Gesellschaftsglieder stellen. Er hat durch 
eigene Leistung seinen Mitmenschen gegenüber seine Existenz zu 
rechtfertigen.

2. Staatl iche Maßnahmen

Eine Reihe von Mittelstandsproblemen verdanken wir dem über­
aktiven Staat. Dann und wann würde man sich mehr Lethargie auf 
Seiten der Regierenden wünschen.
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Es gibt zwar in Großbritannien vom Staat geschaffene Anleihe­
emissionen, jedoch für besondere Bereiche, wie z. B. Verbesserung der 
Brennstoffleistung und Erhöhung der Produktivität. Es muß aber 
festgestellt werden, daß der Staat weder mittelbar noch unmittelbar 
dem Mittelstand als solchem hilft. Er könnte ihm helfen, wenn er 
Steuerermäßigungen bei Neuanlagen gewährte und Abschreibungs­
möglichkeiten begünstigte (allerdings käme das natürlich auch den 
Großunternehmen zugute), wenn er ferner den Banken die Möglich­
keit gäbe, besonders kleine Kreditwünsche zu berücksichtigen und 
wenn er schließlich einem Finanzierungsinstitut, das im Gegensatz 
zu den bestehenden Instituten, die die Interessen der großen und mitt­
leren Unternehmen pflegen, gerade für die bescheideneren Bedürfnisse 
der kleinen Betriebe besorgt sein sollte, Bürgschaft leisten würde.

Zwei Steuerarten belasten den Mittelstand schwer. Die erste und 
ernsteste ist die Erbschaftssteuer. Beim Todesfall eines Geschäfts­
inhabers müssen seine Erben die Steuergelder beschaffen, was auf den 
Betrieb sehr nachteilig, sogar ruinierend wirken kann. Wenn die 
Steuersätze für das kleinere Vermögen herabgesetzt werden könnten, 
würde dem unternehmerischen Mittelstand eine große Belastung 
genommen werden.

Die zweite Last ist die Einkaufssteuer, die, gestaffelt nach den ein­
zelnen Gütern, zwischen 60 und 5% des Großhandelspreises variiert 
(für die meisten Güter ist der Satz 30%). Diese Steuer wird zwar auf 
den Verkaufspreis abgewälzt, sie vermindert aber den Absatz und 
erhöht die Kosten der Güter, nach denen eine elastische Nachfrage 
besteht. Allgemein ist es schwer, auf Weltmärkte zu exportieren, 
wenn nicht der Großteil der Produktion auf dem Inlandsmarkt ab­
gesetzt werden kann. Die Einkaufssteuer im Binnenhandel raubt aber 
dem Unternehmer die breite Basis, deren er bedarf, um auf dem 
Weltmarkt konkurrenzfähig zu sein und seinen Teil an die allgemeine 
Deckung des Imports zu leisten. Wenn auch bis vor kurzem noch die 
Steuersätze höher als oben angegeben lagen (also in den Zahlen be­
reits eine Entwicklung zum Besseren enthalten ist) und Unternehmen 
mit einem Jahresumsatz von weniger als £ 500 von der Steuer befreit 
sind, wäre eine weitere Ermäßigung, wenn nicht sogar Abschaffung 
dieser Steuer und eine Heraufsetzung der Befreiungsgrenze sehr zu 
begrüßen.
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Die soziale Sicherheit des mittelständischen Unternehmers hängt 
in hohem Maße von einer befriedigenden Lösung der oben erwähnten 
Probleme ab. Wenn durch neue gesetzliche Regelungen Steuer­
begünstigungen für seine Prämienzahlungen in eine Pensionskasse 
gewährt werden, so ist dies nicht mehr als gerecht, nachdem ähnliche 
Vorteile seinen Angestellten schon längst zugute kamen. Er wird 
jedoch erst dann das Vollmaß an Sicherheit erhalten, wenn ihm durch 
eine neue Finanzgesetzgebung die Möglichkeit geboten wird, Rück­
lagen aus seinem Gewinn zu bilden, so daß er nicht nur für den Be­
stand des Unternehmens, sondern auch für sein Alter und die Erzie­
hung seiner Kinder sorgen kann.

Abschließend müssen wir daran erinnern, daß die soziale Sicherheit 
des mittelständischen Unternehmers und die seiner Familie engstens 
Zusammenhängen. Wenn wir als Christen unsere Kinder im Geist der 
Liebe und Sorge erzogen haben, dann werden auch sie in unserem 
Alter so für uns zu sorgen versuchen, wie wir uns verpflichtet fühlen 
gegenüber denen, die vor uns waren.

III. Soziale Sicherheit des mittelständischen Unternehmers



H U B E R T U S  L U D E W I J K  J A N S E N

D IE  S E L B S T H I L F E  

D E S  M I T T E L S T Ä N D I S C H E N  U N T E R N E H M E R S

Die fortschreitende Industrialisierung, die sich in der ganzen Welt 
beobachten läßt, wirft viele Fragen auf. Sie bringt allerhand Ände­
rungen mit sich in der sozialen und wirtschaftlichen Struktur der 
neuen wie der alten Länder. Nicht nur erfordert sie Anpassung auf 
vielen Gebieten, sie beeinflußt auch die materiellen Lebensverhältnisse 
der Menschen wie ihre geistige Einstellung zu vielerlei Dingen. Darf 
es wundern, daß sie auch die Frage aufwirft nach der Möglichkeit 
der weiteren Existenz des Mittelstandes, einer gesellschaftlichen 
Klasse also, die in Betätigung und Lebensstil noch soviel von den 
gesellschaftlichen Verhältnissen der Vergangenheit in sich trägt?

Begriffliche Abgrenzung

Der Mittelstand ist eine soziale Gruppe breiten Umfangs und 
großer Vielgestaltigkeit. Er umfaßt verschiedene Kreise der Be­
völkerung, die oft nur in einigen Punkten gemeinsame Merkmale 
zeigen, sonst aber bezüglich der Wesenseigenschaften und in den 
Interessen weit auseinandergehen. Die verschiedenen Kreise haben 
daher ihre eigene Problematik, und diese mangelnde Einheitlichkeit 
des Mittelstandes hat dazu geführt, daß Versuche zu einer einwand­
freien Begriffsbestimmung des Mittelstandes bisher ohne Erfolg ge­
blieben sind.



80 Hubertus Ludewijk Jansen

Es hat wenig Sinn, hier zu den vielen Begriffsbestimmungen noch 
eine neue hinzuzufügen. Dieser Versuch bliebe so erfolglos wie alle 
bisherigen. Wer vom Mittelstand spricht, verwendet einen sozialen 
Sammelbegriff. Um zu genaueren Aussagen zu kommen, sind erst 
einige nähere Unterscheidungen und Einschränkungen zu machen.

Wenn im folgenden der Existenz des Mittelstandes im Hinblick 
auf die wachsenden sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse einige 
Betrachtungen gewidmet werden, so beschränken wir uns auf einen 
bestimmten Teil dessen, was man sonst unter Mittelstand versteht: 
den selbständigen Unternehmer im kleinen und mittleren Handwerks­
und Handelsbetrieb. Das soll hier vorausgeschickt werden, um Miß­
verständnisse zu vermeiden. Zum Teil können die hier gewonnenen 
Erkenntnisse allerdings auch von weiterem Interesse sein, nämlich 
für die Beurteilung der Lage anderer Gruppen, die sonst auch unter 
den Sammelbegriff „Mittelstand“ fallen. Diese anderen sogenannten 
Mittelstandsgruppen, zu denen die Unternehmer der Landwirtschaft, 
die in freien Berufen Tätigen, der neue formell unselbständige Mittel­
stand und andere gehören, haben daneben jedoch viele eigene 
Probleme, die eine besondere Behandlung erfordern. Im folgenden 
werden wir uns damit nicht befassen und auch dann, wenn wir der 
Einfachheit wegen das Wort „Mittelstand“ verwenden, meinen wir 
die selbständigen Handwerker und kleineren Kaufleute.

Der Gedanke, daß die aufstrebende Industrialisierung den Mittel­
stand verdrängen könnte, ist durchaus nicht neu. Er fand sich auch 
schon am Anfang des neunzehnten Jahrhunderts, als die Maschine 
allgemeiner in Erscheinung zu treten begann. Die industrielle Revo­
lution, die sich in einer ersten Phase im vorigen Jahrhundert vollzog, 
hat die Theorie der fortschreitenden Konzentration aufkommen 
lassen, wonach die kleinen Wirtschaftseinheiten langsam, aber unauf­
haltsam in die großen aufgehen würden. Die Erfahrung, daß die 
Maschine vielerorts die Handarbeit ersetzte und so dem auf der 
Handarbeit beruhenden Handwerk die Existenzmöglichkeit nahm, 
schien diesen Konzentrationsgedanken zu bestätigen. So nimmt es 
nicht wunder, daß eine Panik im Mittelstand eine erste Folge der 
neuen Entwicklung war. Vor allem das Handwerk sah mit der Ein­
führung der Dampfmaschine seinen nahen Untergang, und erst die 
fortschreitende technische Entwicklung beruhigte die Gemüter, da 
auch dem Handwerk neue Möglichkeiten der Technik geboten wurden.
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Eine ähnliche Lage hat sich später auch für den kaufmännischen 
Mittelstand ergeben. Die Ausdehnung der Großbetriebe des Einzel­
handels, wie sie in den ersten Jahrzehnten unseres Jahrhunderts statt­
fand, versetzte den friedlichen Ladenbesitzer ebenso in Bestürzung 
wie den Handwerker der Eintritt der Maschine. Auch hier waren 
Untergangsprophezeiungen im Schwange, die Reaktionen zeigten 
dieselbe Panik. Die einstmalige Forderung des Verbots der Maschinen 
fand ein Abbild im Ruf nach dem Verbot von Niederlassung oder 
Vergrößerung der Warenhäuser und anderer Großbetriebe.

Liegen vielleicht in der tatsächlichen Entwicklung von einst Hin­
weise zur Beurteilung der heutigen Verhältnisse? Um diese Frage 
beantworten zu können, müssen wir uns etwas näher mit der Ge­
schichte befassen.

Geschichtlicher Rückblick

Die Neuerungen der Technik, vor allem die fabrikmäßige Ferti­
gung, ermöglichten und erschlossen in erster Linie völlig neue 
Gebiete wirtschaftlicher Betätigung. Neben dem Handwerk entstand 
eine ganz neue Industrietätigkeit, die also nicht an die Stelle der bis­
herigen Handwerkstätigkeit trat. Die Energiewirtschaft, die Her­
stellung der für diese benötigten Maschinen, die sogenannte Schwer­
industrie und die mit dem Ausbau der neuen Verkehrsmittel zu­
sammenhängende Produktion sind Beispiele dafür.

Diese neue Industrietätigkeit hat wahrscheinlich einigen Branchen 
die Versorgungsaufgabe in der Bedürfnisbefriedigung genommen. 
Gewiß ist aber, daß sie Existenzmöglichkeiten für neue Zweige im 
Kleingewerbe, im produzierenden wie im verteilenden Sektor der 
Wirtschaft, eröffnet hat. Einmal geschah dies durch die Hebung des 
Wohlstandes. Die neu gewonnene Kaufkraft breiter Schichten konnte 
sich den kleineren Unternehmern zuwenden. Weiter schuf die In­
dustrie unmittelbar, und besonders dem Handwerk, die Möglichkeit 
zur Modernisierung des Betriebes durch Anwendung industriell her­
gestellter Apparate. Die Stellung, die der Elektromotor im Klein­
betrieb eingenommen hat, ist dafür das allgemein bekannte Beispiel.

Aber es steht auch fest, daß die emporkommende mechanische 
Produktion allerlei Handwerksbetriebe verdrängt hat. In der Textil­
produktion zum Beispiel ist die Konkurrenz zwischen dem herkömm-
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liehen Handwerksbetrieb und dem neuen Industriebetrieb für das 
Handwerk bald aussichtslos geworden. So ging es auch in anderen 
Branchen. Von der primären Produktion ist das Handwerk in seiner 
alten Form verdrängt worden. Nur die tüchtigsten Unternehmer 
dieses Sektors haben ihre Existenz gerettet, indem sie aus eigener 
Initiative die mechanische Fertigung im Großen in die Hand nahmen.

Es wäre falsch, die Ursache der Verschiebungen, die sich im Pro­
duktionssystem ergeben haben, ausschließlich auf die Rechnung des 
technischen Fortschritts zu setzen. Vielmehr handelt es sich um eine 
Wechselwirkung verschiedener Umstände. Der technische Fort­
schritt schuf lediglich die Bedingungen dafür, daß die Umwandlung, 
die sich schon seit langem angebahnt hatte, in rascherem Tempo ver­
wirklicht wurde. Schon längst war die Grundlage der Handwerks­
wirtschaft, die Fertigung auf Bestellung, abgelöst worden durch ein 
neues Prinzip, die Marktorientierung. Wachsende Bevölkerung und 
deren Konzentration in den Städten, Auflösung alter politischer Ver­
bände zugunsten größerer Einheiten und die Erschließung neuer 
Kontinente gaben Möglichkeiten breiter Entwicklung der Handels­
funktion. Der Handel hat in erster Instanz das geschlossene Zunft­
system des Handwerks durchbrochen. Zuerst und am stärksten hat 
das handwerkliche Produktionssystem in jenen Gebieten gelitten, wo 
Kaufleute ihre Handelshäuser errichteten. Anfangs noch Abnehmer 
bestellter Handwerksprodukte, legten sie in vielen Fällen die Basis 
der industriellen Produktion. Neben dem bestehenden Handwerk und 
unter Umgehung der Zunftvorschriften organisierten und finanzierten 
sie die Heimarbeit. Sie führten die ersten Lohnarbeiter ein, die über 
den Manufakturauftrag schließlich aus ihren Wohnungen in den 
Fabrikbetrieb zogen. Sowohl für die einheimischen Produkte wie für 
die Veredelung der von Übersee eingeführten Waren ist die Fabrik 
durch den Handel an die Stelle des Handwerksbetriebs gesetzt worden. 
So ist es erklärlich, daß vor allem in England und den europäischen 
Gebieten entlang der Weltmeere das Fertigungshandwerk zu einem 
großen Teil verschwunden ist. Die Freiheitsideale, die mit der 
französischen Revolution zum Ausdruck kamen, haben durch das 
Zunftverbot auch noch den organisatorischen und traditionellen Zu­
sammenhalt zwischen den selbständigen Handwerkern abgebaut. Nur 
in den mitteleuropäischen Ländern ist der ideologische Zusammenhalt 
gebheben und bilden Tradition und Standesbewußtsein nicht nur die
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Grundlage für eine in den westeuropäischen Ländern unbekannte 
kräftige Handwerksorganisation, sondern auch eine starke Stütze zur 
Sicherung der Position des selbständigen Unternehmers in einem 
Handwerk neuer Prägung.

D as Handwerk neuer Prägung

Dieses Handwerk neuer Prägung zeigt sozialwirtschaftlich wenig 
Ähnlichkeit mehr mit dem alten Handwerksstand. Ohne Zweifel ist 
wie früher das technische Können für den Leiter des Handwerks­
betriebes noch von größter Bedeutung. Aber eine andere Funktion 
ist daneben fast genau so wichtig geworden. Fertigung oder Dienst­
leistung auf Bestellung oder feste Kunden sind nicht mehr bezeichnend 
für das heutige Handwerk. Der Leiter des Handwerksbetriebs ist ein 
selbständiger Unternehmer geworden, der seine Unternehmertätigkeit 
auf die Einschaltung seiner Waren und Dienstleistungen in den Markt 
richtet. Das bedeutet Konkurrenz mit anderen Unternehmern und 
fordert kaufmännisches Verständnis und betriebswirtschaftliches 
Können. Die Handwerksunternehmung unserer Zeit hat andere 
Merkmale als der Handwerksbetrieb von einst.

Auch das Betätigungsfeld des Handwerksunternehmens ist ein 
anderes geworden. Die Warenproduktion für die Befriedigung pri­
märer Bedürfnisse ist für das Handwerk verloren gegangen. Sie ist 
Arbeitsgebiet der Industrie geworden. Dafür sind dem Handwerk 
neue Aufgaben gewachsen. Die Anwendung technischer Neuerungen 
in größerem Umfang erfordert meist industrielle Fertigung der 
Maschinen, Werkzeuge und Endprodukte. Diese Mengenfertigung 
sichert jedoch nicht die Verwendung der Produkte; dazu bedarf es 
einer Ergänzung. In vielen Fällen muß das Endprodukt, sei es eine 
Maschine, ein elektrotechnischer Bedarfsartikel oder Baumaterial, am 
Verwendungsort montiert, den Verhältnissen angepaßt und später 
instandgehalten oder repariert werden. Die zentralisierte Industrie­
fertigung erfordert für unzählige Artikel als notwendige Ergänzung 
die dezentralisierte Anpassung an individuelle Bedürfnisse. Diese 
Ergänzungsleistung ist die typische Aufgabe einer Reihe von Hand­
werken. Beispiele dafür sind das Elektrohandwerk, Schmiede und 
Schlosser, Klempner, Optiker, Schuster und andere. Unter gewissen 
Bedingungen kann die Industrie solche Ergänzungsarbeit durch
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eigene Kundendienststellen besorgen, in weitaus den meisten Fällen 
ist sie jedoch angewiesen auf den gut geführten und durch besonderes 
Fachkönnen ausgezeichneten Handwerksbetrieb.

Auf diese Form der ergänzenden Arbeitsleistung, die für die Be­
dürfnisbefriedigung individueller Wünsche unentbehrlich ist, be­
schränkt sich das moderne Handwerk jedoch keineswegs. Auch für 
die Industrie selbst bietet der fachmännisch geführte kleinere Betrieb 
durch sein Anpassungsvermögen gegenüber Sonderwünschen die 
Möglichkeit zur Verdingung von Teilarbeiten.

Der gewaltige Umfang der Industriebetriebe zwingt diese zu einer 
gewissen Dezentralisation und zum Abstoßen von Teilproduktionen, 
die sich durch vorübergehenden Charakter oder besondere Eigenart 
nicht für bleibende Aufnahme in die gleichförmige Produktion 
eignen. Solche Arbeiten werden in steigendem Umfang von Hand­
werksbetrieben übernommen, nicht nur wenn es sich um gelegent­
liche, besonders anspruchsvolle Arbeit handelt, sondern ebenso wenn 
kleinere Serien bestimmter Teile für eine Produktion beschafft 
werden müssen. Diese Rolle des Handwerks als Zulieferer für die 
Industrie gewinnt immer größeren Umfang und hält sich meistens 
im Rahmen einer vielseitigen Handwerksproduktion.

Schließlich ist dem Handwerk noch ein breites Arbeitsfeld ge­
bheben in der Produktion von Gütern, die sehr viel und hoch quali­
fizierte Arbeit erfordern, und von Dienstleistungen für individuelle 
Bedürfnisse persönlicher und geschäftlicher Art.

Überblickt man die Entwicklung des Handwerks, so zeigt sich, 
daß zweifellos durch den technischen und sozialwirtschaftlichen 
Fortschritt Verluste entstanden sind. Der Charakter der Handwerks­
betriebe hat sich geändert, da sie von der veralteten geschlossenen 
Handwerkswirtschaff gelöst und als Unternehmen in den Wettbewerb 
des Marktes gestellt worden sind. Auch sind viele Produktionsmög­
lichkeiten für den Handwerksbetrieb verloren gegangen. Im Gesamt­
bild der Befriedigung menschlicher Bedürfnisse spielt das Handwerk 
jedoch eine immer noch äußerst wichtige Rolle. Man darf sogar 
sagen, eine unentbehrliche Rolle, weil grade die vereinheitlichte 
Massenproduktion eine ergänzende Verfeinerung erfordert, die der 
fast unendlichen Vielfalt und Abstufung der individuellen Bedürfnisse 
entspricht. Darin hegt die Funktion des Handwerks unter modernen 
Wirtschaftsbedingungen, und das erklärt auch, daß es sich in der Ent­
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wicklung zwar geändert hat nach Struktur und Arbeitsverfahren, 
aber in der Gestalt des kleineren, durch persönliche fachmännische 
Führung auf Einzelleistung eingestellten Betriebs nicht unterge­
gangen ist, sondern sogar größeren Umfang erreicht hat.

Die Entwicklung im Einzelhandel

In der Skizzierung des Entwicklungsganges des selbständigen 
kleineren Unternehmens im Einzelhandel können wir uns nach dem 
bisher Gesagten kurz fassen. Die Aufgabe des Handels hegt in der 
Überbrückung der Unterschiede in Zeit, Ort und Menge zwischen der 
Produktion einer Ware und dem Übergang dieser Ware in die Hände 
des Konsumenten. Damit ist schon ausgedrückt, daß auch für das 
kleinere Unternehmen des Handels und im besonderen des Einzel­
handels, also für das Ladengeschäft, eine wichtige Stellung erhalten 
bleiben mußte. Denn die Überbrückung der genannten Unterschiede 
erfordert wiederum Anpassung, Differenzierung im Hinblick auf das 
bunte Mosaik der Konsumentenwünsche. Dort, wo die Nachfrage 
stark konzentriert ist und wo sie einen hohen Grad der Einheitlichkeit 
erreicht hat, kann die Überbrückung zwischen Massenangebot und 
Massennachfrage durch den Großbetrieb der Verteilungswirtschaft 
geschehen. Wo aber die Nachfrage dezentralisiert ist oder wo sie in 
sehr differenzierten Formen auftritt, öffnet sich dem kleineren Betrieb 
ein natürliches Arbeitsgebiet. Die Verfeinerung in der Verteilung, 
besonders die fachgerechte Anpassung an die individuellen Wünsche 
der Konsumenten ist bislang Aufgabe des selbständigen kleineren 
Unternehmens geblieben. Auch in diesem Bereich des Einzelhandels 
haben sich ähnliche Verlagerungen ergeben wie im Handwerk. Das 
Standardprodukt, das notwendiger Gebrauchs- oder Verbrauchs­
artikel der breiten Massen ist, wurde sowohl in der Produktion wie 
in der Verteilung zum großen Teil dem kleineren Betrieb entzogen. 
Damit hat das mittelständische Unternehmen einen Teil seines Ver­
sorgungsgebietes verloren. Aber grade die Mengenfertigung und der 
Massenabsatz haben dem Konsumenten in diesem Teil seiner Bedürf­
nisbefriedigung Ersparnisse gebracht, die es ihm möglich machen, 
kaufkräftige Nachfrage auf die Erfüllung individuellerer Wünsche zu 
richten. Damit sind wieder neue Existenzmöglichkeiten für kleinere 
spezialisierte Ladengeschäfte entstanden.
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Es läßt sich noch eine andere Parallele zur Entwicklung ziehen, 
wie wir sie vorher für das Handwerk umrissen. Auch auf dem Gebiet 
des Einzelhandels sind Großbetriebe erschienen, die ganz neue 
Artikel brachten, oft auf einem Gebiet, in dem bis dahin die Ver­
braucher meist Selbstversorger waren. Die Kaufhäuser der Beklei­
dungsbranche etwa haben in Wechselwirkung mit der Industrie Mög­
lichkeiten geschaffen, zu denen die kleineren Betriebe nie fähig 
gewesen wären. In diesen Fällen wurden so auch keine Mittelstands­
betriebe verdrängt.

Immerhin hegt für den Mittelstand im Einzelhandel in einer Be­
ziehung die Situation schwieriger als für das Handwerk. Das Groß­
unternehmen kann sich auf bestimmten Gebieten der Verteilungs­
wirtschaft den besonderen Vorsprung des Mittelstandes zu eigen 
machen durch die Ausübung der kleinen Betriebsform unter Bei behalt 
der Vorzüge des Großbetriebes. Die Nachfrage für bestimmte mehr 
oder weniger gleichförmige Artikel kann konzentriert vorhanden 
sein, sie kann aber auch vom Unternehmen konzentriert werden. Im 
Großunternehmen mit kleinen Ladenbetrieben als Zweignieder­
lassungen (Filialbetriebe) kann eine weitgehende Anpassung an 
dezentralisierte Nachfrage erfolgen, während Einkauf oder Pro­
duktion doch massiert werden können. Die Filialen kommen zu den 
Kunden, kombinieren deren Nachfrage zu zentralem Einkauf oder 
Massenfertigung und erhalten damit einen Vorsprung im Wett­
bewerb mit den alleinstehenden selbständigen Kleinunternehmen. 
Die Gefahr der Verdrängung ist daher für den Mittelstand im Einzel­
handel größer als im Handwerk und zwar hauptsächlich auf jenen 
Gebieten, wo es sich um Lieferung standardisierter Artikel handelt. 
Diese erfordern im Laden keine nähere Bearbeitung und verlangen 
auch in der Auslieferung keine besonderen Fachkenntnisse.

Die wirtschaftliche Daseinsberechtigung des heutigen mittelständischen Betriebes

Die industrielle Entwicklung hat trotz aller Prophezeiungen den 
Mittelstand nicht verdrängt. Sie hat uns in Produktion und Ver­
teilung die Großbetriebe gebracht, die noch weiterhin an Zahl und 
Bedeutung wachsen. Aber auch das mittelständische Gewerbe wächst 
weiter. Es fallen Unternehmen ab, es verschwinden Branchen in 
Handwerk und Einzelhandel. Jedoch bedeutet dies einen Verlage­
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rungsprozeß, keinen Untergang. Die Erklärung dafür muß in der 
Erfüllung einer Funktion liegen, die in wirtschaftlichem Sinne dem 
mittelständischen Betrieb Existenzberechtigung gibt. Haben wir also 
Anlaß, von einem „Gesetz der existenziellen Konstanz des selb­
ständig produzierenden Mittelstandes“ zu sprechen? Wenn man den 
Umfang des selbständig produzierenden Mittelstandes global be­
trachtet, scheint sich dieses Gesetz tatsächlich zu bestätigen. Bei ge­
nauerer Prüfung müssen aber Einschränkungen gemacht werden. Die 
Struktur des Mittelstandes bleibt beweglich. Daß der Mittelstand 
bleibt, hat sich bisher erwiesen, aber das bedeutet nicht, daß jeder 
Zweig des Mittelstandsgewerbes bleibt, und noch weniger, daß jedes 
Mittelstandsunternehmen seine Stellung behält.

Auch in der jüngsten Phase der industriellen Entwicklung sind 
keine Anzeichen zu finden, daß der Mittelstand verschwinden müsse. 
Es bleibt ihm weiterhin eine wichtige wirtschaftliche Funktion. Wir 
sahen diese Funktion in der Verfeinerung der Produktion und der 
Verteilung in Richtung der Vielfältigkeit und Vielgestalt der mensch­
lichen Bedürfnisse. Der Umfang dieser Aufgabe nimmt unter den 
neuen Verhältnissen eher zu als ab. Je breiter der Wohlstand, um so 
größer der Raum für individuelle Wünsche auf dem Gebiet der Be­
dürfnisbefriedigung, um so mehr Möglichkeiten für individuelle 
fachmännische Dienstleistung zur Erfüllung dieser Wünsche. Weniger 
in der weiters ehr eitenden Industrialisierung des Wirtschaftsge­
schehens als in einer Beschränkung der Konsumfreiheit entweder 
durch direkte einschränkende Maßnahmen oder durch abnehmenden 
Wohlstand liegt die Gefahr für die Existenz des Mittelstandes. Es 
besteht jedoch wenig Anlaß, in dieser Beziehung Befürchtungen zu 
hegen. Die fortschreitende wirtschaftliche Expansion wird die zu­
nehmende Hebung des Lebensstandards immer breiteren Bevölke­
rungsschichten ermöglichen. Die Arbeitszeitverkürzung stellt die 
Frage der Freizeitverwendung. Auch in der Freizeitverwendung 
liegen große Möglichkeiten. Sie läßt sich auf viele Dinge richten, die 
Dienstleistung nach individuellen Wünschen erfordern. Es würde zu 
weit führen, auf diese spezielle Möglichkeit für ein auf individuelle 
Dienstleistung eingestelltes Unternehmertum einzugehen. Wir er­
wähnen sie hier, weil darin eine aussichtsreiche Perspektive liegt, die 
bei der Beurteilung der Zukunftsmöglichkeiten des Mittelstandes 
nicht unbeachtet bleiben darf.
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Aus der in kurzen Umrissen geschilderten Lage des mittelstän­
dischen Gewerbes in Vergangenheit und Gegenwart folgt, daß bei 
Erhaltung der Konsumfreiheit dem Mittelstand eine wichtige Wirt­
schaftsfunktion bleibt. Der Mittelständler ist somit selbst der Schmied 
seines Schicksals. Die Rechtfertigung für das Fortbestehen seines 
Unternehmens und dessen Gedeihen hegt nicht in der Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten Gesellschaftsklasse des Inhabers, sondern in der 
zweckmäßigen Erfüllung der wirtschaftlichen Funktion. In dieser 
Beziehung hört man noch manche gefährliche Äußerung, die auf 
Schutz des Mittelstands drängt mit der Begründung, daß es sozial 
wichtig sei, einen Ausgleichsfaktor zwischen Kapital und Arbeit in 
Funktion zu halten. Abgesehen von den deutlich vorhandenen Ten­
denzen zur Verringerung des alten Gegensatzes zwischen Kapital und 
Arbeit, bleibt die Frage, ob es nun gerade der unternehmerische 
Mittelstand sein muß, der diesen Ausgleichsfaktor stellen soll. Kann 
nicht auch der sog. neue Mittelstand, obgleich formell abhängig, 
aber materiell oft kaum weniger unabhängig als der unternehmerische 
Mittelstand, diese Mittelstellung einnehmen? Das Denken vieler 
scheint uns hier allzu traditionsgebunden und zu wenig eingestellt 
auf die modernen gesellschaftlichen Verhältnisse, die genau so im 
Fluß sind wie die Organisation des Wirtschaftslebens. Dieses tradi­
tionelle Denken macht noch einen zweiten, ernsteren Fehler, wenn es 
den unternehmerischen Mittelstand als geschlossene Ganzheit im 
Wirtschaftsleben sieht, als Reservat, mehr oder weniger durch staat­
liche Maßnahmen abgezäunt, und damit imstande, aus eigener Kraft 
und nach eigenen Regeln den Wohlstand des Standes zu sichern. 
Das wäre eine Verkennung der Wirklichkeit, in der nicht industrielles 
und mittelständisches Gewerbe getrennt nebeneinander arbeiten, son­
dern bei der Tätigkeit in der gesellschaftlichen Bedürfnisbefriedigung 
komplementär geworden ist. In der Theorie kann man, um zur Beur­
teilung von Verhältnissen, Ursachen und Folgen zu kommen, 
zwischen beiden Formen unterscheiden. Im praktischen Leben aber 
diesen Unterschied bis zur Scheidung weiterzuziehen, ist für das 
mittelständische Gewerbe lebensgefährlich, da Industrie und Mittel­
standsgewerbe sich auf dem Markt der Bedürfnisbefriedigung in 
Zusammenarbeit und in Konkurrenz begegnen.

Eine Mittelstandspolitik, welche die Abschirmung des Mittelstands­
gewerbes gegenüber dem Großgewerbe bezweckt, gleich ob vom
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Staat oder von den Mittelstandsverbänden selbst geführt, kann den 
Mittelstand auf die Dauer nur schwächen. Dagegen wird eine Mittel­
stand spolitik, die von der Gegebenheit ausgeht, daß dem mittel­
ständischen Unternehmer auf dem Markt eine eigene Rolle zukommt, 
Erfolg haben können, weil sie sich auf die Stärkung der Konkurrenz­
lage des Mittelständlers einzustellen vermag, gerade in den Punkten, 
wo die Ausübung des Kleingewerbes eine gewisse Schwäche zeigt. 
Diese Politik hat zudem den Vorzug, daß sie den Tüchtigsten unter 
den Mittelständlern die Bahn frei macht, ihr Unternehmen auszu­
bauen, vielleicht in ganz neuer Richtung, jedenfalls zu einer führenden 
Stellung in Produktion oder Verteilung.

Im Mittelständler sehen wir einen Unternehmer, der bewußt eine 
Funktion in der gesellschaftlichen Bedürfnisbefriedigung auf sich 
nimmt und diese gut zu erfüllen sucht. Man kann nicht sagen, daß 
die Mittelständler sich selbst auch immer so sehen. Die bereits ge­
nannten falschen traditionellen Auffassungen sind daran zum Teil 
schuld. Sie haben dazu geführt, daß die Wünsche sehr vieler Mittel­
ständler und das Streben ihrer Verbände einseitig auf Schutz und 
Konservierung gerichtet sind. In sehr vielen Organisationen des 
Mittelstands sieht man deren Aufgabe fast ausschließlich in der För­
derung staatlicher Maßnahmen zugunsten des Mittelstandes und ver­
gißt man, daß es ein breites Gebiet gibt, auf dem sich der Mittelstand 
selbst zur Genüge helfen kann, wenn seine Aufmerksamkeit nur voll 
auf seine Leistung gerichtet wird. Damit sagen wir nicht, daß für 
Maßnahmen der Obrigkeit kein Platz wäre. Unsere Warnung richtet 
sich gegen die grobe Überschätzung ihrer Bedeutung. Mittelstands­
politik der Obrigkeit kann unserer Meinung nach nur dann fruchtbar 
sein, wenn ihr Ausgangspunkt die individuelle und verbandsmäßige 
Selbsttätigkeit der Mittelständler ist, die ihrerseits auf Verständnis für 
die wirtschaftliche Funktion des Mittelstandes beruhen und auf die 
zweckmäßigste Erfüllung dieser Funktion gerichtet sein muß.

Eine Ausarbeitung von Stellung und Aufgabe der Mittelstands­
politik der Obrigkeit lassen wir hier beiseite. Im Rahmen unserer 
Betrachtungen geht es vielmehr um die Herausstellung der Eigen­
tätigkeit.
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Wie aus dem Gesagten hervorgeht kann der Mittelständler seine 
Existenzberechtigung nicht einfach der Tatsache entnehmen, daß er 
nun einmal zu dieser sozialökonomischen Bevölkerungsgruppe ge­
hört, vielmehr muß er seine Existenzberechtigung durch die zweck­
mäßige Ausübung einer wirtschaftlichen Funktion tagtäglich unter 
Beweis stellen. In den Mittelpunkt des Kampfes ums Dasein des 
Mittelstands kommt somit die Person dieses Unternehmers und die 
Leistung, die er im Wirtschaftsverkehr vollbringt.

Bessere Ausbildung

Es läßt sich schwer leugnen, daß bis in unsere Tage vielen Mittel­
ständlern das Verständnis für Platz und Aufgabe gefehlt hat. Das 
erklärt zum großen Teil die Schwierigkeiten, denen sie in ihrer 
Existenz begegnet sind. Ein besonders beachtenswerter Grund dieser 
Schwierigkeiten ist die mangelhafte Bildung vieler Mittelständler. Weit­
aus die meisten haben zur allgemeinen Bildung nur die Grundschule 
besucht. Die Handwerker haben danach in Berufsschule oder Praxis 
eine fast ausschließlich fachtechnische Ausbildung bekommen, die 
Händler sind meistens bei durchschnittlicher Praxis, oft noch ganz 
außerhalb ihrer Branche, stehen gebheben. Gerade dasjenige, was als 
Grundlage eines richtig geübten Unternehmertums erforderlich ist, 
Allgemeinbildung und breitere kaufmännische Schulung, fehlt. Darum 
ist es für den Mittelstand so schwer geworden, den Übergang von der 
einfacheren Wirtschaftsstruktur der Jahrhundertwende zu den kom­
plizierten Wirtschaftsverhältnissen unserer Zeit mit Erfolg mitzu­
machen. Die überlieferten Formen und Geschäftsverfahren passen 
nicht mehr in die veränderten Verhältnisse dieses Jahrhunderts. Das 
wird noch viel zu wenig eingesehen. Geräuschloser Untergang oder 
Radikalismus in den Auffassungen über Schutzmaßnahmen sind 
die überall spürbaren Folgen.

Von Selbsthilfe beim Mittelstand sprechen bedeutet daher in erster 
Linie die Ausbildung für den Mittelstand fordern. Das Interesse dafür 
ist gerade in Mittelstandskreisen viel zu gering. Noch immer werden 
in Mittelstandsfamilien die Kinder mit größerer Intelligenz für die 
Ausbildung zu den intellektuelleren Berufen bestimmt und die
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Kinder, die in der Schule nicht so gut mitkommen, für die Nachfolge 
im Betrieb. Natürlich braucht die Gesellschaft solche, die in intellek­
tuellen Berufen tätig sind, aber wie viele bleiben nicht auf der sozialen 
Leiter in einer mäßigen und wenig befriedigenden abhängigen 
Existenz stecken, während sie mit oder ohne akademische Bildung in 
einem blühenden Mittelstandsunternehmen ein reichliches Aus­
kommen und breite Möglichkeit zur Entfaltung ihrer Talente ge­
funden hätten? Der Ausgangspunkt ist falsch. Das gesunde Mittel­
standsunternehmen fordert heute fähige Führung, um unter modernen 
Marktverhältnissen gesund und erfolgreich bleiben zu können.

Wir übersehen bei dieser Bemerkung nicht, daß sich in Handwerk 
und Einzelhandel immer und überall Kleinstbetriebe finden, die eine 
bescheidene Wirtschaftsfunktion ausüben, darum eine bescheidene 
Existenz bieten und durchaus keine hohen intellektuellen Ansprüche 
an ihre Inhaber stellen. Solche Kleinstbetriebe, die in der diffe­
renzierten Bedürfnisbefriedigung eine ganz eigene Stellung ein­
nehmen, sind jedoch nicht typisch für den Mittelstand. Man darf 
ihren Inhabern ruhig den Unternehmertitel abstreiten. Durch be­
sondere persönliche oder gesellschaftliche Umstände dazu gezwungen, 
können sie im Schutz örtlicher Verhältnisse ihren Lebensunterhalt 
verdienen oder ein vorhandenes geringes Einkommen ergänzen. 
Kontinuität des Betriebs wird nicht bezweckt, noch weniger seine 
Vergrößerung. Mit dem Leben des Inhabers, oder wenn eine andere 
ergänzende Einkommensquelle entsteht, endet das Leben des Be­
triebes. In spärlichen, rühmlichen Ausnahmefällen erweist sich ein 
solcher Kleinstbetrieb für den Inhaber als erster Schritt auf der 
sozialen Leiter, die das so vielgeartete Mittelstandsgewerbe darstellt. 
Dies mag ein Grund mehr sein, diesem Marginalgewerbe nicht grund- 
weg allen Wert abzusprechen.

Für den Mittelstand als Unternehmergruppe ist ein ordentlicher 
Bildungsstand notwendig. Die Allgemeinbildung sollte darin eine 
viel wichtigere Stellung haben, als es bisher der Fall ist. Mit tech­
nischem Können und einer gewissen Handelskenntnis ist das Maß 
der Berufseignung nicht voll. Der Inhaber eines gesunden Mittel­
standsunternehmens muß sich in der Gesamtheit der menschlichen 
Beziehungen bewegen können. Dann löst er sich aus dem engen Kreis, 
in dem er bisher mehr oder weniger isoliert lebte, er erhält einen 
weiteren Blick für das Weltgeschehen und Erkenntnis seiner Stellung
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und Aufgabe in der Gesellschaft. Es ist eigentlich merkwürdig, daß 
man so lange das Fortbestehen des Mittelstands mit dem Hinweis auf 
seine gesellschaftliche Ausgleichsfunktion zwischen „Kapital“ und 
„Arbeit“ verteidigt hat, während der Mittelstand selbst, indem er 
sich in seine beschränkte Denkwelt einschloß, sich soviel wie möglich 
von dieser Funktion distanziert hat. Es scheint uns von größter 
Wichtigkeit, daß er diese Isolierung durchbreche. Ein naheliegendes 
Mittel dazu ist, dem Mittelstand zu einem höheren Allgemeinbildungs­
grad zu verhelfen, wodurch das Interesse nicht nur für die Probleme, 
die sich unmittelbar aus der Unternehmertätigkeit ergeben, geweckt 
wird, sondern auch für Fragen, welche die Stellung in Staat und 
Gesellschaft ihm vorlegen.

Bezüglich der speziellen Ausbildung des Mittelständlers ergibt sich 
durch das Wachsen seiner Unternehmerfunktion eine Verlagerung. 
Die Betriebswirtschaft rückt immer mehr in den Vordergrund, auch 
beim Handwerk. Die Führung des Unternehmens unter den heutigen 
Wirtschaftsverhältnissen kann nicht mehr ausschließlich von tech­
nischer Fachkenntnis getragen werden. Die Ausrichtung auf den 
Markt wirft Fragen interner und externer Organisation, der Finan­
zierung, Kostenrechnung und Einkaufspolitik auf, die genau so 
wichtig geworden sind wie die Kenntnis von Werkstoff, Arbeitsver­
fahren und Endprodukt. Qualitätsware im Laden oder ordentliche 
Ausführung der Aufträge im Handwerk sind keine ausschließliche 
Garantie für den wirtschaftlichen Erfolg mehr. Die Qualität der 
Waren und der Leistungen ist heute dem Wunsch der Verbraucher 
untergeordnet. Gebrauch und Verbrauchergewohnheiten wechseln in 
schnellem Tempo und gleichen sich veränderter Kaufkraft, Wohn­
verhältnissen, Ernährung und dergleichen an. Die Absatzmöglich­
keiten für Güter und Dienste sind damit der entscheidende Gesichts­
punkt für das Mittelstandsunternehmen geworden. Der Mittelständler 
wird sich ihnen mit Sortiment und Leistungen anpassen müssen und 
gleichzeitig versuchen, die Initiative zu behalten. Eine zusätzliche 
Schwierigkeit bilden die Preise, die nicht mehr freier individueller 
Vereinbarung unterliegen, sondern Resultat der Marktverhältnisse 
sind, während sie außerdem in eine Lohn- und Preisstruktur passen 
sollen, die den größtmöglichen bleibenden Wohlstand für alle sichert. 
Diese Situation erfordert mehr allgemeines Verständnis des Unter­
nehmers für die sozialökonomischen Verhältnisse als in der Ver­
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gangenheit und dazu eine betriebswirtschaftliche Schulung, die ihn 
befähigt, seine Betriebsführung nach den Regeln der Wirtschaftlich­
keit und fortwährender Steigerung der Produktivität zu richten.

Zulassungsbeschränkung auf Grund von Befähigungsnachweis?

Die Erfahrung, daß Selbsthilfe nicht genügt, den Ausbildungsgrad 
des Mittelstands zu heben, hat in einigen Ländern zu gesetzlichen 
Vorschriften geführt, welche seitens des Unternehmers die Gründung 
von Mittelstandsbetrieben von einem Befähigungsnachweis abhängig 
machen.

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit sei doch mit einigen Hin­
weisen etwas zu diesem Bestandteil einer Mittelstandspolitik, nämlich 
der Zulassung, gesagt. Der größte Vorteil der Zulassungsvor­
schriften besteht darin, daß sie eine Schwelle vor den Zutritt zur 
Betriebsausübung legen und so verhüten, daß in Zeiten schlechter 
Konjunktur ein Zulauf von solchen neuen Gewerbetreibenden ent­
steht, die ohne jede Ausbildung in der Ausübung eines Mittelstands­
gewerbes ein anderswo verlorenes Auskommen wiederzufinden 
suchen. Die Betriebsführung solcher Neulinge ist meist unsachgemäß 
und birgt damit eine große Gefahr für die Existenz des gesunden vor­
handenen Gewerbes. Von gesetzlichen Vorschriften über die Zu­
lassung darf man jedoch keine gründliche Förderung des Bildungs­
standes der Mittelständler erwarten. Zum ersten dürfen die An­
forderungen nicht zu hoch sein, weil sonst dem Grundprinzip der 
Gewerbefreiheit zuviel Gewalt angetan würde und eine prohibitive 
Wirkung die Folge wäre. Ferner müssen die Anforderungen des 
Befähigungsnachweises beschränkter Art bleiben, weil sie sonst not­
wendigerweise in Einzelheiten der verschiedenen Branchen eintreten 
müßten und so die Anpassungsmöglichkeit des Mittelstandsbetriebs, 
seine Lebensfunktion, selbst angreifen würden. Nur für einen Teil 
des Handwerks, wo eine deutliche Abgrenzung voraus sichtlich 
bleiben wird, können die Forderungen weitgehend präzisiert werden. 
Dort, wo die Art der Bedürfnisbefriedigung selbst in Bewegung ist, 
darf dem Mittelständler nicht die Gelegenheit genommen werden, 
auch ohne Befähigungsnachweis die Leistungen seines Betriebs in 
eine neue Richtung zu führen, die bis dahin vielleicht zum Gebiet 
anderer Gewerbezweige gerechnet wurde. Die Bedeutung einer
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gesetzlichen Zulassungsvorschrift ist daher gering, wenn es sich darum 
handelt, das Niveau und den Inhalt der Ausbildung für den Mittel­
stand zu verbessern. Die Erfahrung zeigt auch, daß die Vorbereitung 
auf die gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen von weitaus den 
meisten Kandidaten nur als notwendiges Übel betrachtet wird und 
kein Mittel ist, Interesse für weitere Fortbildung oder breiter ge­
haltenen Unterricht zu wecken. So zeigt sich die bessere Schulung 
des Mittelstandes doch vor allem als Angelegenheit, die in eigenem 
Kreise entwickelt werden muß. Bedingungen dazu sind die Beseiti­
gung veralteter Auffassungen über die Anforderungen, die an Leiter 
von Mittelstandsbetrieben gestellt werden, und die Errichtung einer 
genügenden Zahl leicht erreichbarer Unterrichtsinstitute für den 
Mittelstand, die allgemeinbildenden Unterricht, Fachtheorie und 
Betriebspraxis vereinigen.

*

Schwierigkeiten in der Betriebsführung

Der Kern der individuellen Selbsthilfe für den Mittelstand liegt in 
der Ausbildung guter Unternehmer. Passender Unterricht ist dazu 
eine unerläßliche Bedingung. Aber schon auf den ersten Blick ist 
klar, daß einzig damit die gleichwertige Konkurrenz mit dem Groß­
unternehmen nicht erreicht werden kann. Allerdings steht in der 
Praxis nicht jedes kleinere Unternehmen auf dem Markt in unmittel­
barem Wettbewerb mit dem Großunternehmen. Wir haben bereits 
darzulegen versucht, daß beide Gewerbeformen verschiedene Auf­
gaben erfüllen und in vielen Fällen sich bei der Bedürfnisbefriedigung 
ergänzen. Das hindert jedoch nicht, daß ihre Tätigkeiten auf be­
stimmten Märkten unmittelbar in Konkurrenz stehen und daß in sehr 
vielen Fällen ihre Arbeitsgebiete sich teilweise überschneiden. Das 
kleinere Unternehmen hat dann durch seinen beschränkten Umfang 
eine Reihe von Vorzügen. Das Anpassungsvermögen des gut ge­
leiteten kleineren Unternehmens ist größer, es kann der Entwicklung 
der Nachfrage und vor allem dem individuellen Faktor leichter folgen. 
Nachteile sind aber genauso vorhanden. Der Umstand, daß das Mittel­
standsunternehmen auf kleinerem Raum seine verschiedenen Funk­
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tionen ausübt, läßt ihm einige Vorteile entgehen, die in jenem Wirt­
schaftsverkehr, der mit Massenaufträgen rechnet, gegeben sind. Ein 
einleuchtendes Beispiel ist der Einkaufs vorteil, den die Vergebung 
sehr großer Industrieaufträge bringt. Ein weiteres ernstes Problem 
fürjdie Mittelständler ist die immer umfangreicher werdende Aufgabe 
der Unternehmensführung, die sich bei ihrer Unternehmensform 
nicht dezentralisieren läßt. Es fehlen ihnen die Spezialisten im Be­
trieb, denen sie die Vorbereitung oder Durchführung bestimmter 
Aufgaben übertragen könnten. Nicht nur die Entscheidung in allen 
Einzelheiten, sondern auch die Vorbereitung und die Durchführung 
liegt in ihren Händen. Unter den heutigen, immer komplizierteren 
Verhältnissen auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet bedeutet dies, 
daß in Mittelstandsbetrieben von ansehnlichem Umfang die Unter­
nehmeraufgabe den Inhabern über den Kopf zu wachsen droht. 
Jedoch brauchen auch hier die Aussichten für den Mittelstand nicht 
pessimistisch zu sein. Von Fall zu Fall, von einem Gewerbe zum 
ändern liegen die Umstände in Vor- und Nachteil anders und wird 
die Folgerung aus den Umständen abgestuft sein müssen. In weitaus 
den meisten Fällen lassen sich die Wege finden, die zur Verringerung 
des eventuellen Rückstandes führen. Kollektive Selbsthilfe kann die 
Ungleichheit der Wettbewerbslage stark verringern, wenn nicht be­
seitigen. Wenn der Mittelständler sein persönliches Leistungsver­
mögen durch solide Ausbildung und aktives Mitleben mit der 
Dynamik seiner Umstände auf hohen Stand bringt und gleichzeitig 
sich der Stütze bedient, die Zusammenarbeit mit Kollegen ihm bieten 
kann, dann gibt es für ihn wenig Veranlassung, um die Zukunft 
besorgt zu sein.

Der Fachverband

Die erste und nächsthegende Form kollektiver Selbsthilfe ist die 
Zusammenarbeit im Fachverband. Der Fachverband ist auf vielerlei 
Gebieten tätig. Er vertritt die Belange der Branche gegenüber der 
Obrigkeit und gegenüber ändern organisierten Gruppen. So hat er 
großen Einfluß in der Erstehung eines Rahmens, innerhalb dessen 
sich der Wettbewerb abspielen soll. Er ist ein wichtiger Partner im 
Gespräch über die Spielregeln, die sowohl für den wirtschaftlichen 
wie für den sozialen Verkehr in der Branche gelten sollen. Durch
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sein Dazwischentreten können gesetzliche Maßnahmen, die den 
Interessen des Mittelstands schaden, verhütet werden. Er kann außer­
dem die Wettbewerbslage der kleineren Unternehmer verbessern 
helfen, indem Hindernisse beseitigt oder Mängel ergänzt werden.

Bedingung für eine zweckmäßige Tätigkeit des Verbandes ist je­
doch die aktive Mitarbeit der Mitglieder. Der Verband wird in seiner 
Politik gewisse Richtlinien einhalten und den Mitgliedern Auf­
klärung bieten müssen. Grundlage für beides bildet der gegenseitige 
Austausch der praktischen Erfahrung hinsichtlich der Forschungs­
ergebnisse der Spezialisten, die im Dienst des Verbandes stehen. Läßt 
diese aktive Mitarbeit der Mitglieder zu wünschen übrig, dann wird 
der Verband zwar wohl nicht zugrunde gehen, aber seinen Charakter 
der organisierten Zusammenarbeit und damit die Wurzeln im Ge­
werbezweig verlieren. Man kann dann feststellen, daß die echten 
Unternehmer sich zurückziehen, während die Tätigkeit des Ver­
bandes sich immer mehr auf die Interessenvertretung der schwachen 
Unternehmen und auf die politische Einflußnahme verlegt. Der mit 
und aus den Mitgliedern lebende Fachverband ist von großer Be­
deutung für den Mittelstand. Zusammenarbeit ergibt dort, was indivi­
duell nicht erlangt werden kann. Er bildet die Machtkonzentration, 
die unter modernen gesellschaftlichen Verhältnissen, wo die Gruppen­
bildung dominiert, notwendig ist. In der Diskussion der sozialen 
Gruppen kann er verhüten, daß Lösungen auf Kosten des Mittelstands 
erreicht werden. Für das einzelne Mitglied ist der Fachverband 
Informationsquelle für viele Dinge, über die sich der Unternehmer 
selbst nur durch zeitraubendes Studium orientieren könnte. Man kann 
diese Aufklärung über die allgemeinen Bedingungen technischer, 
sozialer, wirtschaftlicher und rechtlicher Art, unter denen der Unter­
nehmer arbeiten muß, nicht leicht überschätzen. Die Ausübung der 
Unternehmerfunktion wird bedeutend erleichtert.

Handelsorganisationen

Der Fachverband des Mittelstandes kommt seinen Mitgliedern in 
der Erfüllung ihrer Aufgabe durch Aufklärung allgemeiner Art ent­
gegen. Weiter aber tritt er nicht in die Unternehmerfunktion ein. 
Er kann dies auf Grund seines allgemeinen Charakters auch nicht tun. 
Je mehr die Zusammenarbeit besondere Gebiete der Unternehmer­
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tätigkeit betrifft, umso spärlicher werden die allgemeinen Ziel­
setzungen der Gemeinschaften sein müssen. Die sogenannten kom­
merziellen Verbände oder Organisationen sind daher klar zu unter­
scheiden von den Fachverbänden und werden meist auch von diesen 
getrennt gehalten. Für die Organisation kommerzieller Zusammen­
arbeit bedarf es zwischen den beteiligten Unternehmen einer größeren 
Ähnlichkeit, als dies etwa für die allgemeineren Fachverbände not­
wendig ist.

Reich sind die Möglichkeiten kommerzieller Zusammenarbeit. So­
wohl den gelegentlichen gemeinschaftlichen Einkauf von zwei Ge­
schäftsfreunden, wie auch die Tätigkeit großer Einkaufsgenossen­
schaften, z. B. Edeka in Deutschland oder Usego in der Schweiz, 
kann man dazu rechnen. Die gemeinschaftliche Werbewoche der 
Ladeninhaber eines Stadtviertels gehört genauso dazu wie die Ver­
kaufsorganisation der Freiwilligen Kette. Und im Handwerk darf man 
den Erwerb bestimmter Maschinen zu gemeinschaftlichem Gebrauch 
ebenso dazu zählen wie gemeinschaftliches Backen mehrerer Bäcker 
bei einem ihrer Betriebe. Die anfängliche Absicht der kommerziellen 
Zusammenarbeit war rein defensiv. Durch das Zusammenlegen be­
stimmter Tätigkeiten wollte man groß auftreten können, wie es die 
Konkurrenz der Großbetriebe tut. Auf diese Weise sollten dieselben 
Vorteile und daher eine gewisse Ebenbürtigkeit in den Konkurrenz­
verhältnissen erreicht werden. Erst allmählich ist auch eine andere 
Seite hervorgetreten: die Übernahme bestimmter Teile der Unter­
nehmertätigkeit. Selbstverständlich besteht dabei nicht die Absicht, 
den eigenen Entscheidungen der Unternehmer ein Ende zu bereiten. 
Wohl aber wird die Vorbereitung dieser Entscheidungen vereinfacht, 
da sie in die Hände von Spezialisten der kommerziellen Organisation 
gelegt wird. Damit wächst die Zusammenarbeit aus der defensiven 
Haltung in die Atmosphäre gemeinschaftlich offensiven Auftretens.

Das bald klassische Beispiel der kommerziellen Zusammenarbeit 
stellt die mittelständische Einkaufsgenossenschaft dar. Sowohl im Hand­
werk wie im Einzelhandelsunternehmen ist die Einkaufsfunktion 
eines der wichtigsten Elemente der Betriebsführung. Auf der Grund­
lage der im Verkauf gemachten Erfahrung müssen die Waren in den 
gängigen Qualitäten und Anwendungsmöglichkeiten ausgewählt und 
in den nötigen Mengen beschafft werden. Diese Mengen sind pro 
Unternehmen klein und bieten nur geringe Möglichkeit, besondere

7
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Einkaufsvergünstigungen zu erzielen, die sich ein konkurrierender 
Großbetrieb mit seinen Massenaufträgen ausbedingen kann. Wenn 
jedoch die relativ kleinen Einkaufsmengen zusammengelegt werden, 
entsteht der große Auftrag und kann die damit erzielbare Einkaufs­
vergünstigung auch für die kleinen Einkaufsmengen ganz oder teil­
weise verwirklicht werden. Die Zusammenarbeit beim Einkauf bildet 
daher einen wichtigen Faktor in der Stärkung der Konkurrenzlage 
des Mittelstandes.

Die Rechts- und Organisationsformen, in denen der Einkauf ge­
meinschaftlich geübt wird, sind vielfältig. Die allgemeine Leitung der 
Einkaufsstelle liegt bei einem Vorstand, der von den teilnehmenden 
Mittelständlern ernannt wird. Für die Geschäftsführung werden in 
der Regel Spezialisten engagiert, die den betreffenden Warenmarkt 
gründlich kennen und damit die Fähigkeit besitzen, die vorbereitende 
Auswahl von Waren und Einkaufsbedingungen zu treffen. In vielen 
Fällen werden diese Spezialisten in ihrer Arbeit unterstützt durch 
Mittelständler, die in den Einkaufskommissionen durch ihre Orien­
tierung über den Konsumentenmarkt mitarbeiten und damit eine 
wichtige Stimme in der Wahl der Artikel haben.

Es würde zu weit führen, auf Einzelheiten der Arbeit der Einkaufs­
organisationen einzugehen. Sie bieten nicht überall das gleiche Bild, 
da sie der Branche angepaßt sind. So ist die Organisation des gemein­
schaftlichen Einkaufs im Lebensmittelhandel technisch anders ge­
staltet als im Textilhandel, und dieser ist seinerseits wieder verschieden 
vom gemeinschaftlichen Materialeinkauf bei Handwerksbetrieben. 
Wesentlich für allen gemeinschaftlichen Einkauf ist jedoch, daß das 
selbständige Entscheidungsrecht der Teilnehmer nicht geschmälert 
wird. Sie kaufen schließlich immer noch selbst ein. Jedoch wird die 
Vorbereitung des Einkaufs von anderen geleistet. Die Übersicht des 
Angebots ist größer, als sie der teilnehmende Mittelständler allein je 
hätte gewinnen können.

Nicht alles kann gemeinschaftlich eingekauft werden, und nicht 
jeder Mittelständler wird zu einer Einkaufsgenossenschaft zugelassen. 
In der Regel sind nur die sogenannten Standardartikel, die Waren, 
in denen große Umsätze erreicht werden, zu gemeinschaftlichem Ein­
kauf geeignet. Ferner muß die Organisation selbst billig bleiben, 
damit die Einkaufsvergünstigungen nicht zusammenschrumpfen. 
Darum ist es in mehreren Branchen interessanter, kleinere oder
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regionale Organisationen aufzubauen, als große Zentralorgane. Dies 
bewahrheitet sich besonders in jenen Branchen, deren Geschäfte deut­
liche Unterschiede im Charakter aufweisen, wie etwa die Mode­
betriebe. In solchen Fällen werden nur Geschäfte eines gleichen Typs 
sich in einer passenden Einkaufsorganisation zusammenfinden. Daher 
sind solche Einkaufsgruppen weniger umfangreich als etwa im 
Lebensmittelhandel, wo nahezu alle Geschäfte dieselben standardi­
sierten Artikel führen. Doch wird auch hier noch eine gewisse Aus­
wahl bezüglich der Teilnehmer gepflogen. Man vermeidet, daß Ge­
schäfte, die im Umfang und finanzieller Tragfähigkeit allzu ver­
schieden sind, in die gleiche Einkaufsorganisation eintreten. Auch 
wird die Zahl der Teilnehmer pro Wohnort oft beschränkt, tum zu 
vermeiden, daß Teilnehmer ein und derselben Einkaufsorganisation 
gegenseitig in unmittelbare Konkurrenz treten.

Eine viel umfangreichere Erscheinung kommerzieller Zusammen­
arbeit stellen die Freiwilligen Filialbetriebe oder Freiwilligen Ketten dar. 
Bisher ist deren Entwicklung ziemlich auf den Lebensmittelhandel 
beschränkt geblieben. Es ist jedoch keineswegs ausgeschlossen, daß 
diese Zusammenarbeit auch in anderen Branchen mit standardisierten 
Artikeln Bedeutung erlangen könnte. Ein besonderes Merkmal der 
freiwilligen Filialbetriebe ist der vertikale Charakter der Zusammen­
arbeit. Diese beschränkt sich nämlich nicht auf die Einzelhändler 
untereinander, sondern zieht auch das vorhergehende Glied der Ver­
teilungskette mit ein, also die Lebensmittelgroßhandlung.

Damit hat diese kommerzielle Organisation eine Bedeutung erlangt, 
die weit über ein organisiertes defensives Auftreten einiger mittel­
ständischer Einzelhändler hinausragt. Sie ist ein wichtiger Faktor 
geworden im Bestreben nach Vereinfachung und Kostensenkung in 
der Verteilungswirtschaft.

Der Entstehung nach kann man zweierlei Arten freiwilliger Filial­
betriebe unterscheiden, wobei die Art, in der das Verhältnis Groß­
händler-Einzelhändler geregelt wird, entscheidend ist. Nach dem Vor­
bild der amerikanischen „voluntary chains“ ist in Holland ein frei­
williger Filialbetrieb ursprünglich von den Großhändlern aufgezogen 
worden. Sie bildeten mit ihren Abnehmern (Einzelhändlern) ein 
organisatorisches Gefüge mit dem Ziel, durch Zusammenarbeit im 
Verkauf Vorteile zu erreichen. Die angeschlossenen Einzelhändler 
verpflichteten sich, die gleichen Marken, gleiche Preise und gleiche
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Verkaufsmethoden anzuwenden und auch nach außen ein einheit­
liches Kennzeichen zu führen, damit den Konsumenten deutlich 
werde, daß man es mit einer kräftigen Organisation zu tun habe. 
Dagegen verpflichten sich die Großhändler, Einkauf und Auswahl 
der zu führenden Artikel zu besorgen, weitere Teilnehmer unter den 
Einzelhändlern zu gewinnen und für die angeschlossenen Händler 
verschiedene Dienste zu leisten wie Buchführung, gemeinschaftliche 
Werbung, Modernisierung der Ladenausstattung. Auf diese Weise 
werden die ausgedehnten wirtschaftlichen Kenntnisse und die Er­
fahrung des Großhändlers, sowie seine finanziellen Mittel eingesetzt, 
um direkten kommerziellen Vorteil für Großhändler und Einzel­
händler zu erzielen, zu stabilisieren und nach Möglichkeit durch ge­
wisse geschäftliche Erziehung des Einzelhändlers zu vergrößern.

Neben diesen freiwilligen Filialbetrieben, die aus der Initiative eines 
oder mehrerer Großhändler entstanden sind und daher stark das 
Merkmal ihrer Führung tragen, sind später Vereine gegründet 
worden, in denen Einzelhändler mit einigen Großhändlern zusammen 
eine Zentralstelle gründeten, wodurch die einseitige Führung seitens 
der Großhändler in Dingen, die nicht den Einkauf betrafen, ver­
mieden wurde. Diese Form ist jetzt nahezu allgemein übernommen 
worden. Die Zentralstelle besorgt Werbung, Beratung in Verkauf 
und Ladenausstattung, Buchführung und dergleichen. Die beteiligten 
Großhändler besorgen den Einkauf.

Der freiwillige Filialbetrieb hat in Westeuropa großen Aufschwung 
genommen. In Holland, Belgien, Frankreich, Deutschland, Österreich 
und Dänemark findet man die Spar-, Centra-, Vivoläden, die dem 
Mittelstand im Lebensmittelhandel soviel Stütze bieten, daß sie der 
Konkurrenz der Großunternehmen mit Filialen gut widerstehen 
können. Diese freiwilligen Filialbetriebe haben sogar einen wichtigen 
Beitrag zur Produktivitätssteigerung im Handel geliefert. Der Erfolg 
der freiwilligen Filialbetriebe hat dazu geführt, daß in der Lebens­
mittelbranche auch Einkaufsgenossenschaften immer mehr in der­
selben Richtung, wie es im Filialbetrieb geschieht, ihre Dienste den 
angeschlossenen Unternehmern zugute kommen lassen. Die gemein­
schaftliche Werbung wird immer häufiger Gegenstand der Zu­
sammenarbeit. Immer mehr wird auch die betriebswirtschaftliche 
Beratung eine Aufgabe der Organisation, in der zusammengearbeitet 
wird. Damit tritt deutlicher hervor, daß die kommerzielle Organi­
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sation nicht mehr ausschließlich auf direkte materielle Gewinne ab­
zielt, sondern sich bemüht, dem Unternehmer auf breitestem Gebiet 
in der Ausübung seiner Unternehmeraufgabe beizustehen.

Aus unserer bisherigen Betrachtung ist wohl deutlich geworden, 
daß die richtige Geschäftsführung, welche die eigenen Fähigkeiten zu 
schätzen weiß und für Zusammenarbeit offen steht, dem Mittel­
ständler unter den heutigen Wettbewerbsverhältnissen weithin gute 
Chancen bietet. Es wird dabei wohl klar geworden sein, daß unserer 
Meinung nach die persönliche Leistung entscheidend bleibt, jene per­
sönliche Leistung, die durch richtige Anwendung der Mittel kollek­
tiver Selbsthilfe gesteigert werden kann. Von diesen Mitteln haben 
wir einige angedeutet.

Auswertung der wissenschaftlichen Forschungsarbeit

Es ist wohl im Rahmen dieser Betrachtung nützlich, noch auf die 
Resultate wirtschaftlicher Forschungsarbeit aufmerksam zu machen, 
die dem Mittelständler als Erkenntnismittel einer richtigen Betriebs­
politik dienen. Wir brauchen dabei nicht die allgemeine Bedeutung 
soziologischer und wirtschaftlicher Forschung zu wissenschaftlichen 
Zwecken oder zur Information der Behörden oder der Mittelstands­
verbände zu erörtern. Hier geht es uns um die Tätigkeit der Mittel­
ständler als Unternehmer, als Leiter eines Betriebes, in dem eine 
bestimmte wirtschaftliche Leistung vollbracht wird.

Aus dem modernen Großunternehmen läßt sich die Statistik nicht 
mehr wegdenken. Die allgemeinen statistischen Unterlagen externer 
Art müssen der Führung den Einblick in die Entwicklung des Marktes, 
der Preise, der Löhne und aller jener Umstände geben, die für eine 
Beurteilung der Wettbewerbsmöglichkeiten von Interesse sind. Die 
interne Statistik ist für die Leitung von gleichem Interesse, da auf 
diese Weise der Geschäftsgang in allen Abteilungen wie im Film fest­
gehalten wird und eventuelle Spannungen im Betriebsvorgang kurz­
fristig aufgedeckt werden. Im Laufe der Jahre gibt diese interne 
Statistik Gelegenheit zum notwendigen internen Betriebsvergleich.

Auch der kleine Unternehmer kann zur Behauptung seiner Stellung 
auf dem Markt die Statistik nicht entbehren. Die allgemeineren Unter­
lagen außerbetrieblicher Art stehen ihm dabei ebenso zur Verfügung
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wie den Großunternehmern. Viel schwieriger ist es für ihn, einen 
Kompaß zu finden, nach dem er seine eigene interne und externe 
Betriebspolitik richten kann, weil ihm die notwendigen Vergleichs­
punkte fehlen. Hier bieten die speziell für den Mittelstand ins Leben 
gerufenen Forschungsinstitute Hilfe. In vielen Ländern bestehen nun 
solche Institute, oft mit Unterstützung der Regierung von den mittel­
ständischen Verbänden gegründet. Das Arbeitsgebiet ist unter­
schiedlich. Es gibt Brancheninstitute, aber auch solche, die für den 
Einzelhandel oder das Handwerk als Ganzes arbeiten, selbst solche, 
die für den ganzen Mittelstand des Landes tätig sind. Drei Forschungs­
gebiete sind dabei von besonderem Interesse: die Kostenstatistik, der 
Betriebsvergleich und die Untersuchungen über die Möglichkeiten 
zur Produktivitätssteigerung.

Die beiden ersteren Forschungsbereiche bieten mit ihren Resultaten 
dem Mittelständler die Möglichkeit zur bewußten Einschaltung in den 
Markt. Er braucht nicht mehr blindlings, nach Gefühl und in Er­
wartung erst später sich einstellender finanzieller Ergebnisse zu 
arbeiten, sondern kann durch Anpassung seiner Kostenrechnung an 
die Basis der Kostenstatistik regelmäßig diese gefahrvolle Ausgaben­
seite seines Betriebs überprüfen und in der Hand halten. Der Betriebs­
vergleich, den er an Hand der vollständigen Übersichten der Betriebs­
ergebnisse ähnlicher Unternehmen der Branche durchführen kann, 
zeigt ihm die Stellung seines Unternehmens im Zusammenhang mit 
dem Markt. Hat sein Betrieb einen Vorsprung gegenüber anderen, 
unter nahezu denselben Bedingungen arbeitenden Unternehmen? 
Gehört sein Betrieb zur Mittelgruppe oder liegt er vielleicht schon 
zurück? Die Detailzahlen der Ergebnisse, bezüglich der Betriebskosten 
durch die vollständig aufgeschlüsselte Betriebskostenstatistik noch 
ergänzt, gibt in der Folge die Möglichkeit, die Betriebslage zu über­
prüfen. Die Abweichung kann bis in Einzelteile der Betriebsführung 
lokalisiert werden. Damit wird der Weg zur Feststellung und Ver­
besserung der Fehler geöffnet, zugleich auch zur Erkenntnis, inwie­
weit ein bestimmter Vorsprung zufälliger oder bleibender Art ist.

Mit Recht kann man den Betriebsvergleich, bis in Einzelteile im 
Kostenvergleich ausgearbeitet, einen Kompaß nennen, nach dem der 
Unternehmer seinen Kurs richten kann. Als Mittel zu guter Betriebs­
führung kann er nicht hoch genug bewertet werden. Einzig der noch
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immer mangelhafte Bildungsgrad des Mittelstands ist schuld daran, 
daß nicht alle Handwerker und Einzelhändler sich dieses Instrument 
zunutze machen.

Die Forschungsinstitute sind im Rahmen des allgemeinen Be­
strebens nach Förderung der Wirtschaftsproduktivität keineswegs bei 
der Wiedergabe jenes Zahlenmaterials stehen geblieben, das die Er­
hebungen in den Betrieben ihnen brachten. In wachsendem Umfang 
wird das zutage geförderte Material — durch eingehendere Forschung 
bezüglich bestimmter Punkte noch ergänzt — zur allgemeinen Auf­
klärung und Beratung über zweckmäßigere Betriebsführung ver­
wendet. Dabei überläßt man die Ausarbeitung von Folgerungen aus 
dem Zahlenmaterial nicht einfach dem einzelnen Mittelständler, son­
dern erteilt systematisch Rat und Auskunft über betriebswirtschaftlich 
zweckmäßige Verwaltung und Rationalisierung im Betrieb. In vielen 
Ländern sind zu diesem Zweck in den einzelnen Branchen Beratungs­
dienste gegründet worden, die kollektiv und individuell beraten. Man 
darf sagen, daß diese Branchenberatungsdienste die wissenschaftliche 
Forschung mit letzter Konsequenz der Praxis dienstbar machen.

Neben dieser Forschungs- und Beratungsarbeit auf betriebswirt­
schaftlichem Gebiet darf bezüglich des Handwerkes noch auf die tech­
nische Forschung und die technische Beratung hingewiesen werden. 
Auch diese bildet eine sehr wichtige Stütze für die Unternehmer, die 
dadurch von zeitraubendem persönlichem Studium entbunden wer­
den oder von der Anstellung kostspieliger Spezialisten, die der 
Betrieb meist nicht tragen kann, befreit werden. Für den Unter­
nehmer, der guten Willens ist, wird hier der Weg geöffnet, auch das 
kleinere Unternehmen technisch auf der Höhe zu halten und damit 
das erfolgreiche Fortbestehen in der modernen industriellen Pro­
duktionsweise zu sichern.

*

Schlußfolgerung

Der Mittelstand scheint uns auch in der modernen industrialisierten 
Gesellschaft nicht gefährdet. Dagegen sind viele Mittelständler in 
Gefahr. Die Ursache Hegt nicht etwa darin, daß dem Mittelstands­
unternehmen in der heutigen Wirtschaft die wirtschafthche Funktion 
genommen wird. Die heutige Wirtschaftsorganisation bildet ein
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differenziertes Ganzes sowohl in Produktion wie in Verteilung. Klein- 
und Großunternehmen ergänzen sich in diesem System. Das Klein­
unternehmen kann nicht die standardisierte Massenproduktion und 
deren Absatz besorgen. Anderseits ist das Großunternehmen nicht für 
die Anpassung an jene individuellen Wünsche geeignet, die vom zu­
nehmenden Wohlstand hervorgerufen werden. Die Ursache dafür, daß 
viele Mittelständler gefährdet sind, sehen wir darum im Mangel an 
der Einsicht, daß in den heutigen Wirtschaftsverhältnissen nur jene 
als Unternehmer aufzutreten die Möglichkeit und das Recht haben, 
die durch persönliche Leistung und unter Verwendung der Mittel, 
die Zusammenarbeit bieten kann, ihre Existenzberechtigung zu be­
weisen imstande sind. Nicht in der Bildung eines von der Obrigkeit 
geschützten Reservats auf Grund vermeintlicher sozialer Bedeutung, 
sondern in der aktiven Einschaltung in den Wirtschaftsvorgang hegt 
die Rettung des Mittelstands.

Mit einigen Notizen, die sich in vieler Hinsicht noch ergänzen 
ließen, haben wir dies nachzuweisen versucht.
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DIE PROBLEME DES MITTELSTANDES 

IN DER MODERNEN WIRTSCHAFT 

(mit besonderer Berücksichtigung der unterentwickelten Länder)

Der Sinn des Ausdruckes „ Mittelstand“  im weiteren Sinne

Nach einer Definition des Mittelstandes in einem bestimmten Lande 
suchen zu wollen, scheint ein Rätselraten zu sein, derart vielfältig ist 
die soziologische Wirklichkeit, die sich hinter diesem Begriff verbirgt. 
Während wirklich ein relativ homogener und damit klar charakteri­
sierbarer „Arbeiterstand“ besteht, gibt es eigentlich keinen Mittel­
stand als genau umschriebene soziologische Gruppe. Darum spricht 
man, wenigstens in Frankreich, vom Mittelstand nur im Plural 
(classes moyennes). Er umfaßt tatsächlich eine unübersehbare Vielfalt 
soziologischer Schichten, von denen jede ihre eigene geistige Ver­
fassung besitzt: Bürger, Kleinbürger, Bauer, Handwerker, Kaufmann, 
Künstler, Lehrpersonal, Mitglieder der verschiedenen freien Berufe 
usw.

Unter all diesen „mittleren“  Leuten gibt es Reiche und Arme, 
Akademiker und Handarbeiter, Produzenten, Konsumenten und 
Dienstleistende mit diametral verschiedenen Interessen, Idealisten und 
Materialisten. Ihre politische Färbung reicht von der äußersten 
Rechten bis zur äußersten Linken. Man könnte die Aufstellung dieser 
Kontraste noch bis ins Unendliche erweitern.
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Entscheidend scheint aus dieser soziologisch so starken Ver- 
scliiedenheit als gemeinsamer Zug eine gewisse Form von Unab­
hängigkeit hervorzutreten. Wie P. Bleton bemerkte, „ist es die durch 
das Einkommen, die berufliche Tätigkeit und die Lebensart bedingte 
Unabhängigkeit, welche die Zugehörigkeit zum Mittelstand be­
stimmt“ l.

Zwischen der wenig zahlreichen, aber sehr mächtigen Klasse der 
Hyperkapitalisten und der großen Manager einerseits und der Klasse 
der Proletarier, die ohne eigene Initiative in wesentlich abhängigen 
Bedingungen arbeiten, andererseits befindet sich der Mittelstand, der 
eine gewisse Autonomie genießt, persönliche Verantwortung trägt 
oder zu tragen sich müht und sich sein wirtschaftliches Wohl aus 
eigener Initiative zu sichern bestrebt ist. Die Leute, so verschieden 
wie der Arzt, der Bauer, der Handwerker, der kleine Spezereihändler, 
weisen diesen gemeinsamen Zug auf.

Notwendige Begrenzung des Begriffes ,,Mittelstand“

Die sozialen und ethisch-politischen Probleme, die sich hinsichtlich 
dieses so weit begriffenen Mittelstandes ergeben, sind sehr verwickelt, 
zahlreich und unterschiedlich. Sie gestalten sich übrigens schon im 
Hinblick auf das Land, um das es sich jeweils handelt, ganz ver­
schieden entsprechend der Gesamtstruktur der Bevölkerung2. Es ist 
umso schwieriger, sie zu umreißen und statistisch fundiert gültig zu 
lösen, als mangels eines genauen und sicheren Kriteriums, wer zum 
Mittelstand in diesem weiteren Sinne gehöre, die statistische Er­
hebung des Mittelstandes in einer gegebenen Bevölkerung ein ge­
wagtes Unternehmen ist3.

Es ist darum in unserem Bericht notwendig, den Begriff des Mittel­
standes enger zu fassen. Dies scheint auch im Hinblick auf die

1 P. B L E T O N , Contribution ä l’etude des classes moyennes, Bulletin de Recherches Economiques 
et Sociales, Paris, November 1934, 23.

2 E s scheint, daß zum Beispiel (unter Berücksichtigung der Bedeutung des Agrarsektors und der 
augenblicklichen Formen bäuerlicher Betriebe in Frankreich) Frankreich über einen viel höheren 
Prozentsatz von Personen verfügt, die dem Mittelstand zugehören, als etwa die Bundesrepublik 
Deutschland.

3 Vgl. Cahiers d’Action Religieuse et Sociale, Paris, 1. Juni 1935, Les classes moyennes dans la 
vie economique et sociale, 323. Die verschiedenen Versuche der methodischen Erhebungen in 
Frankreich gelangen gemäß den beibehaltenen Kriterien zu völlig verschiedenen Prozentsätzen, 
die von 1/10 bis 1/3>2 auf das Gesamt der französischen Bevölkerung reichen.
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Problematik des Kongresses angezeigt zu sein. Wir verstehen also 
unter Mittelstand hier einfach die Gesamtheit der kleinen und mitt­
leren Betriebe im Bereich der Industrie, des Handels und des Hand­
werks, wobei der landwirtschaftliche Sektor ausgeklammert bleibt. 
Diese Begrenzung des Begriffs erscheint unabdingbar, damit der 
Gedankenaustausch auf eine scharf umrissene Problematik sich be­
ziehe und nicht in Verwirrung ausarte. Wer zuviel zusammen­
schnüren will, schnürt schlecht.

Allerdings besagt dies zugleich — und darauf hinzuweisen, ist 
ebenso wichtig —, daß bei der so präzisierten und begrenzten Dis­
kussion die soziologische und sozialethische Analyse des Mittel­
standes nur einen Ausschnitt aus dem Gesamtproblem bedeutet.

Was ist unter „ kleinen“ und „  mittleren “ Unternehmen %u verstehen ?

Noch eine weitere begriffliche Bestimmung muß vorgenommen 
werden: was ist unter „kleinen“ und „mittleren“ Betrieben zu ver­
stehen? Es scheint mir nicht angebracht, daß man weiter noch am 
Kriterium der Klassifizierung gemäß Höhe des Umsatzes oder des 
Einkommens festhalte, sondern vielmehr die Struktur des Unter­
nehmens seihst betrachte. Es werden als kleine und mittlere Unter­
nehmungen in Produktion und Verteilung jene Betriebe bezeichnet, 
in denen der Unternehmer seine berufliche Tätigkeit unabhängig aus­
übt (der Chef steht nicht unter der Autorität oder Überwachung 
eines Unternehmers oder eines Verwaltungsrates, er arbeitet vielmehr 
auf sein eigenes Risiko) und einen ganz persönlichen Charakter bewahrt 
(der Manager ist imstande, die Tätigkeit seines Personals selbst zu 
kontrollieren, die Beziehungen mit der Kundschaft und den Liefe­
ranten haben ebenfalls in einem gewissen Sinn den Charakter persön­
licher Beziehungen von Mensch zu Mensch). Es ist klar, daß dieser 
doppelte Charakter — Unabhängigkeit und Personalismus — in den 
Großunternehmungen im allgemeinen überhaupt nicht oder doch nur 
sehr vermindert besteht, ohne daß es damit schon möglich wäre, die 
Grenzen genau zu beziffern, bei welchen das mittlere Unternehmen 
zum Großunternehmen wird. Das Grenzmaß variiert in beträchtlichem 
Maße je nach der Natur des Betriebes.
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Die einzelnen Probleme, die sich im Hinblick auf die kleinen und mittleren 
Betriebe stellen

Aufgrund der begrifflichen Abgrenzung geht es also hier um 
folgende Probleme:

1. Kommt den kleinen und mittleren Betrieben normalerweise in 
der gegenwärtigen großindustrialisierten Wirtschaft noch ein eigener 
Platz zu ?

2. Welches ist, wenn die vorherige Frage positiv beantwortet 
wird, die Politik, welche die Regierungen im Hinblick auf die kleinen 
und mittleren Unternehmungen verfolgen müssen, um die allge­
meinen Bedingungen zu schaffen, daß die kleinen und mittleren 
Betriebe vollgültig jene Funktion erfüllen können, welche ihre 
Existenz rechtfertigt und ihnen einen normalen Platz in der wirt­
schaftlichen Tätigkeit eines Landes zuweist?4

3. Welches sind, sofern die erste Frage positiv ausgefallen ist, die 
Maßnahmen, welche die kleinen und mittleren Betriebe ihrerseits 
ergreifen müssen, um in normaler Weise diesen Platz in der Wirt­
schaft einzunehmen und vollgültig ihre Rolle zu spielen ?5

4 A u f französische Verhältnisse übertragen, würde man diese Frage allgemein folgendermaßen 
formulieren können: Welches muß die Wirtschaftspolitik sein, die von der C o m m iss io n  N a ­
t io n a le  T e c h n iq u e  d e s  C la s se s  M o y en n es  begünstigt und verfolgt werden muß? Diese 
durch ein Dekret vom 16. Dezember 1950 eingesetzte Kommission ist nicht zu verwechseln mit 
dem C.N.C.M ., wovon in Anmerkung 5 die Rede ist. Diese Kommission ist gemischt: sie umfaßt 
zehn Beamte und zehn Persönlichkeiten, die durch das C.N.C.M . gestellt werden. Der Wirtschafts­
minister ist ihr Präsident und der Vizepräsident des C.N.C.M . Ihre Rolle besteht darin, die wirt­
schaftlichen, sozialen, finanziellen oder fiskalischen Fragen zu studieren, die Regierung über alle 
Projekte, Gesetze oder Verordnungen aufzuklären, die ihrer Natur nach irgendeinen Einfluß auf 
die Tätigkeit des Mittelstandes haben könnten, Vorschläge zu unterbreiten und ein Programm für 
Regierungsmaßnahmen aufzustellen.

5 Im  Rahmen der französischen Verhältnisse gesehen, könnte man diese Frage etwa folgendermaßen 
formulieren: Welches müssen die Richtlinien der Tätigkeit des C o m ite  N a t io n a l  de l ia is o n  
e t d ’ a c t io n  d e s  c la s s e s  m o y en n e s sein? E s ist wohl bekannt, was dieses Komite ist: unter 
der Regierung des „Front Populaire“  im Jahre 1936, zur Zeit der großen Konflikte zwischen den 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern spielte der Mittelstand keinerlei wirksame Rolle mangels ent­
sprechender Repräsentation: seine zerstückelten Organisationen konnten sich in keiner Weise mit 
den mächtigen Organisationen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber, besonders nicht mit dem 
C o m it6  N a t io n a l  d u  P a tr o n a t  F ra n g a is  (N.C.P.F.) messen. Aus dieser bitteren Erfahrung 
ergab sich der Versuch zu verbandlichem Zusammenschluß. Im  Jahre 1937 wurde die C o n fe d e -  
r a t io n  G e n e ra le  d e s  C la s se s  M o y e n n e s und im Januar 1938 vor allem die C o n fe d e -  
r a t io n  G e n e ra le  d es S y n d ic a ts  d e s  C la s se s  M o y en n e s und die C o n fe d e r a t io n  G e ­
n e ra le  d es A s s o c ia t io n s  d e  C la s se s  M o y en n es , die die nicht fachberuflichen Verbände 
zusammenschloß, gegründet. Die beiden letzten Parallelorganisationen koordinierten ihre Tätigkeit 
in dem C o m ite  de l ia iso n . Alle diese Verbände verschwanden in dem großen Umsturz von 1940. 
Das Gesetz vom 22. Mai 1946, welches die Regelung der sozialen Sicherheit auf die Nicht-Lohn­
empfänger ausdehnte, ließ die Frage der Repräsentation des Mittelstandes wieder aktuell werden.
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Ich betrachte hier nur die erste dieser drei Fragen. Die Aus­
arbeitung der beiden letzten Punkte überlasse ich Herrn Fournier 
le Ray, dem Vertreter des französischen Wirtschaftsministers und 
Sekretär der Nationalen Technischen Kommission des Mittelstandes. 
Die zwei letzten Fragen sind von sehr technischem Charakter. Auch 
setzen sie notwendigerweise ein großes Maß freier politischer Ent­
scheidung voraus, wenigstens dann, wenn man auf die Ausarbeitung 
von näheren Bestimmungen und konkreteren Vorschlägen eingehen 
will. Als kirchlicher Vertreter fürchte ich, wenn ich mich zu sehr auf 
dieses Gebiet begebe, den Eindruck zu erwecken, als würde ich den 
Standpunkt der Kirche in Fragen vertreten, bezüglich deren eigentlich 
die kompetenten Laien zur verantworteten Stellungnahme berufen 
sind6.

Im  Juni 1947 organisierte ein provisorisches Komitee einen Gründungskongreß, aus dem das augen­
blickliche C o m ite  N a t io n a l  de L ia i s o n  e t d ’ A c t io n  d e s  C la s se s  M o y e n n e s (C .N .C .M .) 
hervorging, als dessen Präsident R O G E R  M IL L O T  ernannt wurde, der dieses Amt augenblicklich 
noch innehat. D as französische C. N . C. M. ist dem I n s t i t u t  I n te r n a t io n a l  d es C la s se s  
M o y en n es, dessen Sitz in Brüssel ist, angegliedert. Seit ihrer Gründung hat das C. N . C. M. es 
als seine Aufgabe betrachtet, den Mittelstand als soziale Gruppe offiziell zur Anerkennung zu 
bringen. D as C. N . C. M . ist eine Dachorganisation sämtlicher bestehender oder noch zu grün­
dender französischer Vereinigungen oder Verbände. E s gibt hierbei keine individuelle Mitglied­
schaft. E s  gruppiert mehr als fünfzig Organisationen, unter ihnen vor allem die C o n fe d e ra t io n  
G e n e ra le  d es P e t ite s  e t M o y e n n es  E n tr e p r i s e s .  Seit 1951 hat das C. N . C. M. zwei Sitze 
im Wirtschaftsrat der Republik inne, wo seine Delegierten sich bemühen, eine Aktionsgemeinschaft 
unter den Organisationen des „Mittelstandes“  zu begründen, die bereits ihrerseits im Wirtschaftsrat 
vertreten sind.

6 Eigentlich müßte noch eine vierte Frage studiert werden: Welches muß die internationale Politik 
im Hinblick auf den Mittelstand sein? Konkret ausgedrückt: Welches muß die internationale Politik 
sein, die das Internationale Institut des Mittelstandes vorschlägt? D a dieser Bericht sich nur an 
französische Verhältnisse halten will, wird diese Frage nicht berührt. Dies besagt aber nicht, daß 
sie nicht etwa erstrangige Bedeutung hätte. Die Gründung der Montanunion, des Gemeinsamen 
Marktes der Sechs, die eventuelle Erstellung einer Zone des freien Zahlungsaustausches der Sieb­
zehn stellt gerade auch bezüglich des Mittelstandes ganz deutlich das schwerwiegende Problem der 
Harmonisierung der nationalen Politik, besonders in Europa. Ich werde übrigens weiter unten 
einige Bemerkungen machen bezüglich der die unterentwickelten oder in der Entwicklung be­
griffenen, besonders afrikanischen Länder betreffenden Probleme.
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Können die kleinen und mittleren Betriebe noch für sich in Anspruch

nehmen, eine gültige Rolle in der modernen Wirtschaft zu spielen ?

Vor der eigentlichen Behandlung dieses Themas seien zwei Vor­
bemerkungen angebracht.

1. Vorbemerkung: Die Natur der erwarteten Antwort

Es handelt sich hier um ein normatives Urteil, das sich in einem 
Imperativ ausspricht. Dies heißt, daß, wie A. F. Utz in seinem ein­
leitenden Referat „Der Mittelstand und die ethischen Normen der 
Wirtschaft“ bemerkt, das Urteil nicht einfach das Ergebnis aus einer 
Situationsanalyse sein darf, sondern vielmehr aus einer Analyse der 
Gemeinwohlwerte folgen muß, die die kleinen und mittleren Betriebe 
unter Umständen in Frage stellen. Die wesentliche Frage ist also 
diese: Verlangt das Gemeinwohl die Existenz, die Einordnung und 
den Fortbestand der kleinen und mittleren Betriebe im Hinblick auf 
den allgemeinen wirtschaftlichen Ablauf? Im übrigen hat man dabei 
den Begriff des Gemeinwohls in seiner ganzen Ausdehnung und seiner 
ganzen Tiefe zu nehmen. Es handelt sich also grundsätzlich nicht 
darum, das Gemeinwohl dieser oder jener nationalen Gemeinschaft 
zu betrachten, sondern das Wohl der menschlichen Gemeinschaft als 
solcher, der internationalen Gemeinschaft im Gesamten. Im Schöße 
dieser Gemeinschaften ist nicht nur das Wohl dieser oder jener 
sozialen Schicht (Kleinbetrieb, Großbetrieb, Lohnempfänger, Kon­
sumenten, Lieferanten, Händler, Importeure, Exporteure usw.) ins 
Auge zu fassen, sondern das Wohl der gesamten Gesellschaft, das 
zwar das Wohl der einzelnen Schichten einschließt, aber doch zu­
gleich auch übersteigt.

Um auf die Frage zu antworten, kann man nicht einfach ausschließlich 
vom Gesichtspunkt wirtschaftlichen Ertrages, wirtschaftlicher Pro­
duktivität, wirtschaftlicher Expansion usw. ausgehen, denn damit 
würde man sich stillschweigend zur Ansicht bekennen, die in der 
Gesellschaft zu verwirklichenden Werte seien vollständig durch die 
Maßstäbe wirtschaftlichen Ertrages, wirtschaftlicher Produktivität, 
wirtschaftlicher Expansion bestimmt oder diesen doch vollständig 
untergeordnet. Eine solche Wertung würde eine mit christlichem 
Denken jedenfalls nicht mehr vereinbare Umkehrung der Werte be­
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deuten, einen „wirtschaftlichen Materialismus“ , durch den unsere 
gegenwärtige Zivilisation nur zu stark geprägt ist. Man würde als 
Grundsatz unterstellen, der Mensch sei für das wirtschaftliche Spiel 
da, während gemäß dem ethischen Grundsatz das wirtschaftliche 
Spiel, das heißt die Organisation der Produktion, des Kreislaufes und 
der Verteilung der materiellen Güter, der Entfaltung der mensch­
lichen Person im Raume der menschlichen Gemeinschaft dient.

Diese letzte Bemerkung soll aus unseren Überlegungen in keiner 
Weise die wirtschaftlichen Normen des Ertrages, der Produktivität 
und der Expansion ausschalten. Sie verweist diese nur an ihren Platz, 
bewahrt aber durchaus ihre Dringlichkeit. Eine wirtschaftliche Orga­
nisation, die den wirtschaftlichen Ertrag, die Produktivität und die 
Expansion aus dem Auge verlöre, würde das menschliche Gemein­
wohl verraten. Denn wie es gemäß dem Evangelium wahr ist, daß der 
Mensch nicht vom Brot allein lebt, so ist es ebenso wahr, daß er doch 
zuerst vom Brote lebt. Eine menschliche Gesellschaft im Zustand der 
wirtschaftlichen Unterentwicklung oder schwerer und stets sich 
wiederholender Krisen ist eine menschlich unausgeglichene Gesell­
schaft, in der die höchsten menschlichen Werte (durch Reaktion der 
Massen gegen das so entstandene Elend) schwerstens bedroht sind. 
Die wirtschaftliche Gesundheit einer Nation stellt einen menschlichen 
Wert dar, einen Wert der natürlichen Ethik.

Die gestellte Frage teilt sich also in zwei Einzelprobleme:

1. Ist die Existenz der kleinen und mittleren Betriebe im Gesamten 
der modernen Wirtschaft eine notwendige oder doch begünstigende 
Bedingung dafür, daß bestimmte menschliche Werte, die den Mittel­
schichten spezifisch eigen sind, gewahrt werden ?

2. Ist diese Existenz vereinbar mit den Normen einer gesunden 
Wirtschaft, die in Funktion mit der gegenwärtigen Weltwirtschaft 
erarbeitet sind und ohne deren Befolgung man zu einer wirtschaft­
lichen Unordnung gelangen würde, welche in der Folge die Gesell­
schaft zutiefst erschüttern und auf diesem Wege zu guter Letzt das 
wahre Menschenbild verraten würde ?
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2. Vorbemerkung: Bedeutung der in dieser Weise formulierten Frage

Diese beiden Fragen haben, von Frankreich aus gesehen, eine 
unüberschätzbare Bedeutung, denn die kleinen und mittleren Betriebe 
nehmen in Frankreich tatsächlich eine ganz ansehnliche Stellung ein. 
Gewiß sind die statistischen Angaben in der augenblicklichen 
Situation nicht bis zum Letzten vollständig möglich. Entsprechend 
den Feststellungen des Jahres 1954 können wir in allgemeinen Daten 
sagen, daß 85% der industriellen und 92% der Handelsbetriebe 
weniger als 6 Lohnempfänger beschäftigen. Somit gehören ohne 
jeden Zweifel 30—35% der Lohnempfänger in Handel und Industrie 
zu kleinen und mittleren Betrieben7. Wenn es wahr wäre, daß man 
um der ethischen Werte des Gemeinwohles willen die kleinen und 
mittleren Unternehmungen einfach ausmerzen müßte, dann bedeutete 
dies, daß beträchtliche Massen von Personen in Frankreich zu einem 
dramatischen Arbeitsplatzwechsel verurteilt würden.

Ob man auf diese Frage mit ja oder nein antworte, so hat man zu 
bedenken, daß außerdem sämtliche Normen der Sozial- und Wirt­
schaftspolitik in Frage gestellt sind, welche im Hinblick auf jene 
außereuropäischen Gebiete befolgt werden, die noch in Frankreichs 
Obhut stehen und mit denen Frankreich aller Wahrscheinlichkeit nach 
über kurz oder lang eine französisch-afrikanische Gemeinschaft mit 
mehr oder weniger föderativem Charakter wird herstellen müssen. 
Wenn die kleinen und mittleren Betriebe gemäß guter Wirtschafts­
und politischer Ethik Parasiten, schädliche Überbleibsel und Ana­
chronismen wären, dann wäre in jenen Gebieten einzig eine auf die 
Entwicklung großindustrieller Einheiten und großer Import-Export- 
Handelsgeschäfte abzielende Politik zu befolgen. Im Falle einer von 
der Wirtschaftsethik gegenteilig zu formulierenden Antwort wäre es 
vielmehr angezeigt, für eine Reihe von kleinen und mittleren Be­
trieben des sekundären und tertiären Sektors um die Großbetriebe 
herum besorgt zu sein. Solche Probleme können nicht leicht ge­
nommen werden8. Sie können es umso weniger, als durch den Ver­
trag von Rom, der die allmähliche Integration der außereuropäischen

7 Diese Angaben sind dem Bericht von M. M E E SE M A E C K E R , L ’importance economique et sociale 
des classes moyennes, „France-Document“ , Mai 1954, entnommen.

8 V gl. J .  V IB E R T , L ’industrialisation de l ’Afrique, in: Revue de 1’Action Populaire, Dezember 1957, 
1197 ff.
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Gebiete in den Gemeinsamen Europäischen Markt der Sechs vor­
sieht, die gesamte Politik dieser europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft durch diese Antworten in Mitleidenschaft gezogen wird.

Nach dieser Klarstellung des Problems sollen nun nacheinander die 
beiden in der ersten Vorbemerkung gestellten Fragen behandelt 
werden.

Erste Frage: Ist die Existenz der kleinen und mittleren Betriebe im 
Gesamten der gegenwärtigen Wirtschaft die notwendige oder doch begünstigende 
Voraussetzung dafür, daß bestimmte menschliche Werte, welche der soziolo­
gischen Gegebenheit des Mittelstandes spezifisch eigen sind, in der augen­
blicklichen industriellen Zivilisation gewahrt werden ?

a) Mehrere Verlautbarungen des Papstes, der im Namen der natür­
lichen Werte spricht, als deren privilegierter Hüter er sich betrachtet 
und erklärt, geben eine bejahende Antwort auf diese Frage. Ich 
möchte hier nur auf die Ansprache an die Delegierten des Inter­
nationalen Mittelstandsinstituts (25. Oktober 1956) hinweisen.

b) Wenn man aus der Gesamtheit der päpstlichen Verlautbarungen 
die spezifisch sozialen Werte herausschält, deren Bewahrung im 
Raum einer Gesamtwirtschaft die Existenz der kleinen und mittleren 
Betriebe gewährleistet oder zumindest begünstigt, dann muß man 
vor allem folgende wesentliche Werte unterstreichen:

1. Bewahrung eines Minimums von Privateigentum als wesent­
liche Bedingung der Achtung vor der Person und der Familie.

2. Bewahrung des personalistischen Charakters der zwischen­
menschlichen Beziehungen auf dem Gebiet der wirtschaftlichen 
Organisationen.

3. Bewahrung des schöpferischen Sinnes, der in der Arbeit liegt, 
die nicht einfach auf eine bloß mechanisch ausgeübte, aufgespaltene, 
zum voraus bestimmte und auferlegte Handhabung herabgesetzt 
wird, wie dies in den Großunternehmungen für die Masse der 
subalternen Arbeiter geschieht.

4. Bewahrung des Sinnes für Sparen und Vorsorge.
Zusammenfassend kann man sagen, daß gemäß den Aussagen der

Päpste die Existenz eines gewissen „Volumens“ von kleinen und 
mittleren Betrieben im Schöße der großindustrialisierten Wirtschaft 
die Achtung und Verwirklichung von wirtschaftlichen Beziehungen 
gewährleistet, welche tief menschlicher Natur sind.
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c) Jedoch würde es, so glauben wir, eine Verfälschung der päpst­
lichen Gedanken bedeuten, wenn man sich mit solchen schematischen 
Feststellungen begnügen wollte. Man würde den Rahmen, in welchem 
die päpstlichen Hinweise stehen, verkennen. Man würde der Gefahr 
einer Art bedingungsloser „Verehrung“ des mittelständischen Be­
triebes erliegen, die in der Folge in den Mittelständlern selbst eine 
mißbräuchliche Tendenz zu bedenkenlosem Protektionismus nach 
sich ziehen würde.

d) In Wirklichkeit stellt der Papst fest, daß das Gebilde des kleinen 
und mittleren Betriebes keine Art soziologischen Sakramentes dar­
stellt, das gewissermaßen ex opere operato wirkt und aus sich heraus 
das soziale Gleichgewicht herstellt, in welchem das Gemeinwohl besteht.

In derselben Ansprache vom 25. Oktober 1956 bemerkt der Papst, 
daß es sich mit diesem Gebilde genau so wie mit anderen natürlichen, 
durch eine gerechte Beurteilung der Sachlage geforderten Gebilden 
verhält: sie enthalten in sich eine gewisse Ambivalenz. Mit anderen 
Worten, sie können, wenn die institutioneile Seite nicht von einer 
geistigen Leistung, welche die innere Einstellung des Menschen in 
Ordnung bringt, als Mittel zum Mißbrauch gegen das Gemeinwohl 
dienen. Ohne die Aktivierung der spezifisch religiösen Kräfte können 
die Mittelständler gerade auch in ihrer typisch beruflichen Betätigung 
die sittlichen Werte verraten, die sie aufgrund ihrer Lage an sich 
zu pflegen imstande und verpflichtet wären.

e) Andere ergänzende Überlegungen gehen in dieselbe Richtung 
und müssen den Mittelständler davor bewahren, die Werturteile des 
Papstes zu verfälschen und als systematischen Angriff gegen die 
Organisationen, Aufwände und Institutionen, die zur gegenwärtigen 
Großindustrie gehören, umzudeuten.

Mit P. Bigo könnte man in gültiger Weise zwei „Ränge“ von 
Eigentum unterscheiden: das Eigentum an Produktionsgütern und 
das Eigentum an den für das persönliche und familiäre Leben not­
wendigen Gütern. Gewiß besteht kein Zweifel darüber, daß die 
Kirche sich gegen eine allgemeine und systematische Verkollekti- 
vierung der Produktionsgüter ausspricht. Ihre gegensätzliche Ein­
stellung gegenüber dem Marxismus ist in diesem Punkte unbestreit­
bar. Jedoch ist es unter der Bedingung gewisser Vorsichtsmaßnahmen, 
die hier aufzuzählen zu weit führen würde, wohl denkbar, daß in 
einem bestimmten Stadium der wirtschaftlichen Entwicklung eine
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Art und Weise der Organisation der Produktion oder der Zirkulation 
der Güter besteht, gemäß der weite Sektoren der Produktions- oder 
Distributionsmittel der persönlichen oder zumindest der unbe­
schränkten Aneignung entzogen sind, ohne daß damit das für die 
Entfaltung der Person und der Familie unentbehrliche „Eigentum 
zweiten Ranges“  unmöglich gemacht würde. Man könnte sehr leicht 
Beispiele aus der Organisation dieses oder jenes gegenwärtigen Unter­
nehmens, das einer halböffentlich-rechtlichen Verwaltung untersteht 
(regie usw.), anführen, wo die ethischen, durch die Kirche ver­
teidigten Normen des persönlichen und Familienprivateigentums in 
keiner Weise angetastet wird.

Außerdem ist folgendes zu bedenken. Es ist nicht ausgemacht, daß 
die Großindustrialisierung notwendigerweise alle im Betriebe sich 
vollziehenden zwischenmenschlichen Beziehungen austilge. Man 
könnte zum Beispiel den Fall der Schwefelgesellschaft von Aqui­
tanien anführen, die in großem Ausmaße den Schwefel, angefangen 
vom Gas von Lacq, produziert und dank der Automation nur etwa 
ein Dutzend Angestellte beschäftigt. Wenn allerdings die Fälle dieser 
Art in einem Lande zur Allgemeinheit werden würden, dann würde 
das Problem der Beschäftigung sehr kompliziert. Es gibt also wirk­
liche Fälle (man denke nur auch an die elektrischen Zentralen usw.), 
die beweisen, daß der im Produktionsvolumen und im Umsatz große 
Betrieb, in welchem zudem die Produktionsmittel der strengen 
privaten Aneignung und Verfügung entzogen sind, ein zahlen­
mäßig so begrenztes Personal beschäftigt, daß die zwischenmensch­
lichen Beziehungen im Betrieb keineswegs an persönlichem Charakter 
etwas einbüßen. Der Fall der zentralen Wasserkraftwerke ist in dieser 
Hinsicht eindeutig.

Ähnliche Überlegungen könnten auch analog bezüglich der anderen 
menschlichen Werte angestellt werden, die als typische Werte des 
Mittelstandes angesehen sind und darum die Existenz des kleinen und 
mittleren Betriebes im Gesamtzusammenhang der Wirtschaft fordern. 
Auch da würde man zum gleichen Ergebnis kommen, nämlich zur 
Verurteilung jener Haltung, welche die legitime Verteidigung des 
mittelständischen Betriebes in eine bedingungslose Idolatrie ver­
fälscht und so einen unbegrenzten Protektionismus verteidigt, der 
jedes Geschäft zu schützen und zu retten hat, das sich als „unab­
hängig“ und „personalistisch“ bezeichnet.
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Zu einer im gleichen Sinne gemäßigten Schlußfolgerung wird uns 
das Studium der zweiten Frage führen.

Zweite Frage : Ist der kleine und mittlere Betrieb noch vereinbar mit den 
Prinzipien der Rentabilität, der Produktivität, der wirtschaftlichen Expan­
sion, der Vollbeschäftigung, mit den Normen einer gesunden Wirtschaft, die 
in der gegenwärtigen Weltwirtschaft beachtet werden müssen, um nicht einem 
wirtschaftlichen Widersinn zu verfallen, der als Konsequenz nur eine tief­
greifende Unordnung in den nationalen Gemeinschaften hervor rufen und auf 
diesem Wege schließlich den Menschen selbst verraten würde ?

1. Man weiß, daß die Leugnung dieser Vereinbarkeit eine der 
wesentlichen Thesen des Marxismus darstellt. Gewisse Wirtschaftler, 
die sich zwar durchweg nicht auf den Marxismus berufen, sind eben­
falls geneigt, ihn in dieser Hinsicht zu unterstützen: kleine und 
mittlere Betriebe seien in jeder Form schädliche wirtschaftliche 
Anachronismen. Die Verurteilung ist sozusagen endgültig und unter­
schiedslos.

2. Korrekte Analysen der Gegebenheiten beweisen jedoch, daß 
solche Anklagen unüberlegte Behauptungen bedeuten. Ich möchte 
hierzu nur einige Punkte aufführen, die die Sache aufhellen:

a) Die Nicht-Marxisten sind darin einig, weit entfernt, die Notwendig­
keit von kleinen und mittleren Betrieben in Frage zu stellen, sogar zu 
unterstreichen, daß die Großindustrie in bestimmten Sektoren über­
haupt nicht ohne die kleinen und mittleren Betriebe auskommt. In 
vielen Fällen verlangt das reibungslose Funktionieren großer Unter­
nehmungen die Existenz von kleinen und mittleren Nebenbetrieben. 
K. Boetticher hat sich in seinem Bericht mit besonderem Hinweis auf 
die Automobilindustrie in ausgezeichneter Weise geäußert, so daß ich 
mir weitere Erörterungen ersparen kann.

b) Ferner sind unzweifelhaft bestimmte Formen der Produktion 
(Uhrenindustrie, Präzisionsmechanik usw.) von solcher Beschaffen­
heit, daß auch die strengsten Prinzipien der Rentabilität, der Pro­
duktivität, der wirtschaftlichen Expansion und der Vollbeschäftigung 
in keiner Weise den kleinen und mittleren Betrieb ausschalten. In 
jedem Lande lassen sich viele Beispiele solcher kleinen und mittleren 
Betriebe aufzählen, die von diesem Gesichtspunkt aus völlig gesund 
sind. Sie entsprechen in ihrem Sektor den Normen der gesunden 
Gesamtwirtschaft.
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c) Ein Fall scheint mir in diesem Zusammenhang solcher Auf­
merksamkeit würdig, daß er die europäischen Mächte dringend be­
schäftigen müßte: die Flilfe, die man den unterentwickelten Ländern 
zu leisten hat. Es wäre wahrhaftig engstirnig und auch parteiisch und 
schädlich, wenn man das Problem des mittelständischen Betriebes in 
der gegenwärtigen Wirtschaft nur im Hinblick auf die entwickelten 
Länder sehen wollte. Die aus dieser engen Sicht sich ergebenden 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen würden sich auf dem Feld der 
Hilfe gegenüber den unterentwickelten Ländern als völlig falsch er­
weisen. Dies soll an einem Beispiel dargestellt werden. Viele möchten 
momentan glauben, daß der wirtschaftliche Fortschritt der afrika­
nischen Länder ausschließlich durch die Schaffung von großen in­
dustriellen Einheiten in jenen Gebieten garantiert würde und daß 
eine rationelle Planung zugunsten der unterentwickelten Länder 
Afrikas in keiner Weise die Schaffung von mittelständischen Betrieben 
in jenen Gebieten vorzusehen und zu fördern habe. Die auf fran­
zösischen Erfahrungen aufbauenden Ergebnisse legen aber eine ganz 
andere Stellungnahme nahe9. Die Tatsachen bestätigen, daß die Er­
stellung großer industrieller Einheiten im schwarzen Teil Afrikas 
noch nicht bis in die Tiefe des Problems der Unterentwicklung vor­
zustoßen vermag, wenn nicht um diese Großindustrie herum viel­
fältige kleine und mittlere Betriebe gegründet und im „Busch“ ver­
teilt werden (kleine Betriebe zur Herstellung von Haushaltsartikeln 
mit Hilfe der halbfertigen Produkte der großen Aluminium-schaffen­
den Industrie: Edea, Konkoure usw.). Diese Gründung von ver­
streut liegenden und durch Eingeborene geleiteten kleinen und 
mittleren Betrieben scheint unentbehrlich aus folgenden Gründen: 
1) Zur Gewährleistung einer gewissen Streuung von Einkommen und 
Kaufkraft in den afrikanischen Gebieten selbst. Die großen indu­
striellen Unternehmungen profitieren eigentlich auf dem schwarzen 
Gebiet selbst durchweg nur sehr spärlich, denn die großen Pro­
duktions- und Handelsgesellschaften, deren Produkte in Europa 
fertiggestellt werden, nachdem diese als halbfertige Ware aus Afrika 
eingeführt worden sind, haben die Tendenz, den erzielten Gewinn in 
möglichst geringem Ausmaße im schwarzen Gebiet selbst neu zu 
investieren. Die wirtschaftliche Substanz des schwarzen Erdteils steht

8 Vgl. J .  V IB ER T , a. a. O.
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darum in Gefahr, durch das Mutterland, bzw. durch die großen 
Gesellschaften des Mutterlandes aufgesogen zu werden. — 2) Grün­
dung und Ausbau der kleinen und mittleren Betriebe scheinen eben­
falls unentbehrlich, um in jenen Ländern Verteilung und Entwicklung 
der Beschäftigung zu garantieren. Die Großunternehmungen be­
schäftigen meistens nur einige hundert Personen (Alumcam be­
schäftigt zum Beispiel nur einige hundert kameruner Arbeiter). — 
3) Der Ausbau der mittelständischen Betriebe erscheint unabdingbar, 
um dem Ansteigen der überzähligen Arbeitskraft in den Groß­
städten zu wehren. Dieses Übel, das eine der schweren Wunden des 
schwarzen Erdteils darstellt, ist teilweise durch die ausschließliche 
Existenz von städtischen Großunternehmungen in Industrie und 
Handel verursacht. Eine Großfabrik oder eine große Handelsfirma 
zieht tatsächlich — aufgrund eines irrationalen, nicht zu verhindern­
den Reflexes — alle Arten von Arbeitsuchenden an, die mangels 
beruflicher Ausbildung keinerlei Aussichten auf eine Anstellung 
haben. Das Großunternehmen in den unterentwickelten Städten 
erzeugt damit von selbst „Wasserkopfstädte“ . — 4) Einzig Unter­
nehmungen „mit menschlichem Charakter“ , in den Territorien ver­
teilt, sind fähig, die fortschreitende wirtschaftliche Erziehung der 
afrikanischen Massen zu erzielen und allmählich den Geist der im 
Busch verlorenen Eingeborenen für die Einsicht in die „Markt­
wirtschaft“ zu öffnen.

Ich könnte aufgrund von mehreren Reisen durch den schwarzen 
Erdteil noch tausende von Beispielen anführen, die diese schematisch 
vorgetragenen Gedanken zu bestärken imstande sind. Als Schluß­
folgerung scheint sich aufzudrängen, daß die Tatsache der Unter­
entwicklung und die Forderung der Wirtschaftsethik, die sich daraus 
auf dem internationalen Plan ergibt, von den wirtschaftlich ent­
wickelten Mächten verlangen, jenseits Europas den kleinen und 
mittleren Betrieb als Ausgleich zu den Bemühungen um die Groß­
unternehmungen zu fördern.

3. Auch hier gilt jedoch wiederum: alle diese Überlegungen über 
die wirtschaftlichen Normen, die sich aus der gegenwärtigen welt­
wirtschaftlichen Lage ergeben, dürfen in keiner Weise in einer blinden 
Idolatrie des kleinen und mittleren Betriebes zu einem regellosen 
Protektionismus führen.



Die Probleme des Mittelstandes in der modernen Wirtschaft 119

Es gibt nämlich Produktionssektoren, die den Einsatz von so 
großen Finanz- und Produktionsmitteln verlangen (zum Beispiel die 
Atomenergie), daß in diesen Sektoren der kleine und mittlere Betrieb 
ganz offenbar eine Häresie oder ein Märchen bedeutete. Ebenso gilt 
(und Frankreich ist wohl in der Lage, dieses Phänomen zu beur­
teilen): sowohl ein übersteigerter Liberalismus als auch ein Protek­
tionismus gegenüber nicht konkurrenzfähigen Unternehmungen, be­
sonders im Hinblick auf die kleinen und mittleren Handelsgeschäfte, 
würde einen Engpaß für eine rationelle Preispolitik schaffen. Wenn 
die französischen Preise allzu selten auf dem Weltmarkt konkurrenz­
fähig sind, wenn die französische Handelsbilanz in chronischer Weise 
negativ ist, dann ist dies %um Teil einer gewissen Anarchie der Handels­
unternehmungen zu verdanken. Eine sachgerechte Berücksichtigung 
der kleinen und mittleren Handelsgeschäfte darf also nicht darauf 
hinauslaufen, jenen Vermittler-Handelsgeschäften Blankovollmachten 
zu erteilen, die nur deswegen im Verteilersektor auftauchen, weil ihre 
Unternehmer sich daraus Gewinn schlagen wollen. Solche Betriebe 
bewirken eine Preiserhöhung zum Schaden der wirtschaftlichen Ge­
sundheit der Nation.

Dies alles beweist, daß die von der Wirtschaftsethik geforderte, 
ausgegüchene Berücksichtigung der kleinen und mittleren Betriebe 
im Rahmen der nationalen und Weltwirtschaft sowohl die Politik der 
Regierungen wie auch die Disziplin der Unternehmerverbände ein­
schließt.



JE A N -P IE R R E  D E  CRA Y EN CO U R

DER MITTELSTAND UND DIE SOZIALE ENTWICKLUNG

I. Teil
Vorbemerkung

Dem Wunsch des Internationalen Instituts für Sozialwissenschaff 
und Politik entsprechend, sei in den folgenden Ausführungen die 
Situation des Mittelstandes in Handel, Handwerk und Industrie in 
Belgien dargestellt.

Dabei geht es weniger um eine Studie als um Stellungnahmen und 
Vorschläge. Ohne auf Einzelheiten näher einzugehen und ohne fertige 
Lösungen bringen zu wollen, handelt es sich mehr um einen Beitrag 
zum Gedankenaustausch und zur Diskussion.

Begriffsbestimmungen

Nachdem so viele kompetente Autoritäten sich um die Definition 
des Mittelstandes bemüht haben, kann ich mir diese Mühe sparen. 
Ich brauche darum nur einleitend darzulegen, was ich unter „Mittel­
stand“ verstehe.

Ich halte diesen Ausdruck für sehr vieldeutig. Einmal gebraucht 
man ihn im Singular („la classe moyenne“) und nimmt dann das 
Bestehen einer homogenen Klasse an, obschon es in Wirklichkeit sehr 
zahlreiche und verschiedene Gruppen gibt. Sodann verwendet man 
ihn im Plural („les classes moyennes“) und denkt dann — nicht ohne 
Beeinflussung durch den Marxismus —• in der für die gegenwärtige 
Zeit kennzeichnenden Denkweise meist nur an die Wirtschaft und
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versteht unter diesen „Mittelschichten“ nur die Gruppen zwischen 
der Arbeiterklasse und dem Großkapital. Mit diesem künstlichen 
Begriff des „Mittelstandes“  glaubt man dann, die ganze Vielschichtig­
keit des Sozialen abgesteckt zu haben, vergißt dabei aber, daß die 
Gesellschaft eine Vielseitigkeit in sich schließt, die sich weder im 
Begriffspaar „Kapital — Arbeit“  noch in der Wirtschaft im allge­
meinen erschöpft.

Schließlich hat das Wort „moyennes“  einen etwas üblen Beige­
schmack. Was man eigentlich sagen möchte, wäre besser mit „me­
dianes“  ausgedrückt1.

Dennoch muß man sich damit abfinden, daß der Ausdruck „Mittel­
stand“ („classes moyennes“) nun einmal im soziologischen Wörter­
buch steht. Es scheint mir nun das Einfachste, genau den Sinn fest­
zulegen, in dem ich ihn gebrauche.

Meines Erachtens umschließt der Begriff „Mittelstand“ drei soziale 
Gruppen:
1. Betriebe des Handels, des Handwerks, der Industrie und der 

Landwirtschaft,
2. die Angehörigen der freien Berufe,
3. das führende Personal der öffentlichen und privaten Unternehmen 

Es ginge zu weit, diese Auffassung zu rechtfertigen. Man müßte
sich dabei vor allem mit der Integration des leitenden Personals der 
öffentlichen und privaten Unternehmen in den Mittelstand befassen. 
Weil dies jedoch nicht zum Thema gehört, halte ich mich hier nicht 
damit auf.

Das Internationale Institut für Sozialwissenschaff und Politik 
wünscht von uns Ausführungen über den „produktiven“ Mittelstand. 
Es scheint mir darum richtig, nicht von „Mittelstand“ , sondern ein­
fach von „mittleren“ und „kleineren“ Unternehmen zu sprechen.

Das mittlere und kleinere Unternehmen

Die neueste Entwicklung der Dinge rückt einen bisher wenig 
beachteten Gesichtspunkt in den Vordergrund: die Größe des Unter­
nehmens. Angesichts der Konzentration in der Wirtschaft mit ihren 
bisweilen gigantischen Ausmaßen tritt das Phänomen des mittleren
1 Das französische Wort „moyenne“  heißt auch „Durchschnitt“ , während „median, e“  „ in  der 

Mitte befindlich“  besagt, also dem deutschen „Mittelstand“  näher steht. (Die Redaktion)
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und kleineren Unternehmens immer mehr hervor. Seine Existenz in 
sich ist nichts Neues, jedoch im Ganzen der wirtschaftlichen Ent­
wicklung gewinnt es eine neue Bedeutung. Vielleicht hat dies der 
Gesetzgeber noch nicht genügend beachtet, jedenfalls kommen viele 
Schwierigkeiten daher, daß unsere Gesetze und Verordnungen dem 
sehr großen Unterschied zwischen einem kleineren und mittleren 
Betrieb einerseits und einem großen andererseits nicht genügend 
Rechnung tragen.

Die Begriffsbestimmung des Klein- und Mittelbetriebs ist tatsäch­
lich nicht leicht. Die belgische Gesetzgebung kennt keine offizielle 
Definition. Eine gewisse Anzahl gesetzlicher Maßnahmen ist nicht 
auf die kleinen Unternehmen oder nicht auf die kleinen und mittleren 
zusammengenommen anwendbar. Um irgendein Unterscheidungs­
merkmal zu haben, hat man sich auf die Beschäftigtenzahl geeinigt. 
So gilt das Betriebsratsgesetz nur für Betriebe mit mindestens 
50 Arbeitnehmern.

Dieser Gesichtspunkt genügt aber sicher nicht, um die Klein- und 
Mittelbetriebe zu charakterisieren. Es kommt nämlich häufig vor, daß 
ein Betrieb mit 25 Arbeitern ein sehr großes Unternehmen darstellt, 
während ein Betrieb von 100 Arbeitern sich noch durchaus in kleinen 
Verhältnissen befinden kann.

Lange hat man den Familiencharakter des Klein- und Mittelbetriebs 
betont. Das gilt gewiß noch für die Handwerks- und Handelsbetriebe, 
wo mehrere Familienangehörige mitarbeiten und wo das Familien­
eigentum als Eigenkapital eingesetzt wird. Doch gilt dies weniger für 
Industriebetriebe, und die soziale Entwicklung tendiert dahin, die 
wirkliche Bedeutung der Familienbetriebe zurückzudrängen.

Zwei Elemente sind wohl für die Begriffsbestimmung des Klein- 
und Mittelbetriebs vor allem maßgebend:

1. Der Chef des Unternehmens ist der eigentliche Schöpfer, er be­
schafft das Kapital und hat die technische Leitung des Unter­
nehmens inne.

2. Das Unternehmen überschreitet nicht eine bestimmte Größe be­
züglich der Beschäftigtenzahl, der investierten Kapitalien und des 
Umsatzes.

Aufgrund dieser Gegebenheiten sollte man eigentlich zu einer 
Legaldefinition des Klein- und Mittelbetriebs gelangen. Eine solche
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Definition würde aufgrund ihrer Beweglichkeit eine systematische 
Anpassung der Gesetze und Verordnungen im Hinblick auf die 
besondere Situation der Klein- und Mittelbetriebe gestatten.

Dadurch würde man vermeiden, daß diese Anpassung, wie zum 
Beispiel heute, nachhinkt und dann selten und zwar fast immer nur 
auf politischen Druck hin realisiert wird.

Die Schwierigkeiten der Klein- und Mittelbetriebe 

Allgemeine Bemerkungen

Aus welcher Sicht sollen nun die Probleme der Klein- und Mittel­
betriebe angegangen werden? Um sehr häufig auftretenden falschen 
Ansichten vorzubeugen, mache ich einige einleitende Bemerkungen:

1. Man trifft im Mittelstand wie in politischen Kreisen oft die An­
sicht, daß die Probleme der Klein- und Mittelbetriebe einzig und 
allein durch den Staat gelöst werden können. Dies ist jedoch eine 
falsche Sicht. Bei jedwedem Problem der Wirtschafts- und Sozial­
ordnung wird man sich klugerweise zunächst fragen, welchen Bei­
trag jeweils der Unternehmer, der Berufsverband und der Staat zu 
leisten vermag. Diese scheinbar selbstverständliche Bemerkung 
setzt indessen eine Reihe von vorrangigen Grundthesen voraus, 
die alles andere als unbedeutend sind, so das Vertrauen in die 
Eigeninitiative, die Anerkennung der berufsständischen Ordnung 
und die positive Einstellung zum Staat.

2. Es erscheint mir gefährlich, die Probleme der Klein- und Mittel­
betriebe isoliert von denen des allgemeinen Wirtschaftslebens 
eines Landes zu betrachten. Diese Probleme sind wirtschaftlicher 
und sozialer Natur, ehe sie Fragen des Mittelstandes sind. Isoliert 
man sie, wird die gestellte Aufgabe unlösbar. Es ist beispielsweise 
meines Erachtens unangebracht, öffentliche Organisationen zu 
errichten, die ausschließlich Probleme der Klein- und Mittel­
betriebe untersuchen. Sollte man nicht vielmehr danach streben, 
die Situation der Klein- und Mittelbetriebe dann und dort zu 
erörtern, wo gesetzliche oder Verwaltungsmaßnahmen im allge­
meinen vorbereitet werden?

3. Es ist nicht gut, soziale Anliegen von den wirtschaftlichen Zielen 
zu trennen. Es ist zwar begreiflich, daß um der Veranlagung des
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menschlichen Geistes willen Soziologie und Wirtschaftswissen­
schaften als zwei unterschiedene Gebiete betrachtet werden. Auf 
der Ebene der Politik im hohen Sinne des Wortes ist es jedoch 
notwendig, beide Aspekte des Problems in einer Synthese zu ver­
einigen. Sonst würde man die Wirtschaft entmenschlichen und das 
Soziale zu einer Art unwirksamen Pflasters machen.

Wirtschaftliche Aspekte der Situation der Klein- und Mittelbetriebe

Die ins Riesenhafte steigende technische Entwicklung bestimmt 
die gegenwärtige Situation der Klein- und Mittelbetriebe. Aus wirt­
schaftlicher Sicht ist die Technik das Zusammenwirken von Ver­
fahren, die möglichst viel und möglichst billig zu produzieren ermög­
lichen. Es ist nicht notwendig, eine solche Zielsetzung näher zu be­
gründen und den ungeheuren Fortschritt darzustellen, den die 
Menschheit den technischen Errungenschaften verdankt. Die meisten 
von ihnen beginnen überhaupt erst, das tägliche Leben zu beein­
flussen. Die Umwälzungen, die sie mit sich bringen, sind solcher Art, 
daß es fast unmöglich ist, sich eine Vorstellung davon zu machen, 
wie unser tägliches Leben in 10 oder 20 Jahren aussehen wird.

Ein Grundprinzip der Technik liegt in der Wirtschaftlichkeit, be­
sonders im wirtschaftlichen Umgehen mit der menschlichen Arbeit, 
denn diese ist am teuersten. Auf diesem Wege hat die Technik den 
Menschen belehrt, daß beim menschlichen Tun die Organisation der 
Arbeit von entscheidender Bedeutung ist.

Das Prinzip der Wirtschaftlichkeit und der Sinn für Organisation 
wurden in den Großunternehmen, wo die entsprechenden Mittel die 
notwendigen Untersuchungen möglich machten, mit Erfolg ange­
wandt. Mangels dieser Mittel vermochten die Klein- und Mittel­
betriebe dieser Entwicklung nicht zu folgen. Es ist aber klar, daß sie 
auf das Prinzip der Wirtschaftlichkeit und auf den Sinn für Organi­
sation ebensowenig verzichten können wie der Großbetrieb.

Es gab einen Augenblick, da man glauben konnte, die wirtschaft­
liche Konzentration drohe die Klein- und Mittelbetriebe zu unter­
drücken. Jedoch hat sich schnell die gegenläufige Bewegung, d. h. 
die der Dezentralisation, entwickelt. Es steht heute fest, daß der 
Klein- und Mittelbetrieb den Großbetrieb ergänzt. Zweifellos ist der
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Mangel an Rentabilität, der mit dem Gigantischen gegeben ist, der 
Grund für die gegenwärtige Bewegung der Dezentralisation. Die 
durch die Technik ermöglichte Massenproduktion scheint demnach 
das Wirtschaftsleben tatsächlich nicht zu vereinfachen, sondern im 
Gegenteil zu verkomplizieren. Diese Feststellung kann man bereits 
auf dem Produktionsniveau machen, wo die größtmögliche Verein­
heitlichung der Planung und Organisation in Wirklichkeit mit einer 
sehr großen Verschiedenheit der Produktionstätigkeit rechnen muß. 
Das Phänomen ist aber noch augenscheinlicher im Distributions­
bereich, der an Bedeutung die Produktion noch übersteigt.

In diesem sich dauernd verändernden Ganzen, in welchem der 
industrielle Rhythmus vorherrscht, fragt man sich, ob das Handwerk 
nicht auf dem Weg zum Aussterben sei. Die Entwicklung, die wir 
durchleben, ist tatsächlich so tiefgehend, daß sie bis in unsern Wort­
schatz eingedrungen ist. Nach dem Sinn, den man dem Wort Hand­
werk beilegt, kann man ebenso gut von seinem Untergang wie von 
seiner Erneuerung reden. Wenn der Handwerker ein Mensch sein 
soll, der Rohmaterialien in schöpferischer Phantasie und vollkommen 
unabhängig bearbeitet — unter der Voraussetzung, daß ein solcher 
Handwerker je existiert hat —, dann ist es klar, daß er heute am Ver­
schwinden ist. Aber wenn dieser Handwerker jener ist, der, ein bereits 
vorbereitetes Material übernehmend, an seinem Platz innerhalb eines 
gemeinsamen Bemühens um die Schaffung materieller Güter seine 
ganz persönliche Rolle spielt, wobei er die neuen wissenschaftlichen 
Erkenntnisse (ebenfalls eine Frucht gemeinsamer Arbeit!) nutzt, dann 
müssen wir sagen, daß das Handwerk von heute blühe wie nie zuvor.

Die Zukunft des Handwerks hängt also — wie man schon öfters 
betont hat — von seiner Fähigkeit ab, sich an eine Entwicklung an­
zupassen, die durch den industriellen Rhythmus gekennzeichnet ist. 
Was man meines Erachtens weniger unterstrichen hat, ist die unge­
heure Kompliziertheit dieser Anpassung und die Tragweite der sich 
hieraus ergebenden menschlichen Probleme.

Wenn man sich nur damit begnügt, diese Anpassung unter wirt­
schaftlichen Aspekten zu erfassen, wird die Untersuchung bald be­
endet sein. Anpassung bedeutet Rationalisierung, die durch Kredit­
aufnahme und Investition gekennzeichnet ist. Wollte man den Ideen 
des wirtschaftlichen Liberalismus folgen, dann bräuchte man nur das
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Laissez-faire sich auswirken lassen. Mit anderen Worten, die finanziell 
Gesicherten würden sich anpassen, die ändern würden verschwinden. 
Die sozialen Verheerungen, die diese Theorie anrichtet, sind bekannt.

Soziale Aspekte der Situation der Klein- und Mittelbetriebe

Wenn man über soziale Probleme spricht, denkt man vor allem, 
wenn nicht sogar ausschließlich an die Beziehungen zwischen Arbeit­
geber und Arbeitnehmer. Das Soziale, mit dem wir uns nunmehr zu 
befassen haben, ist anderer Natur. Es betrifft die Lage desjenigen, 
der einen Klein- und Mittelbetrieb führt.

Wir haben gesehen, daß die Technik die materiellen Güter verviel­
facht. Die Groß Unternehmung nutzt diese Technik gemäß dem 
doppelten Prinzip der Wirtschaftlichkeit und der Organisation. Wie 
kann sich nun der Klein- und Mittelbetrieb auf seine Art anpassen?

Welche Vorbehalte man auch in seiner Antwort machen mag, man 
muß schließlich vom Chef des Klein- und Mittelbetriebes doch ein 
Verhalten erwarten, das weit über das Technisch-Wirtschaftliche 
hinausgeht und seine innerste seelische Einstellung anrührt. Aus­
gehend von einfachen wirtschaftlichen Tatsachen, stoßen wir also 
unversehens auf den Menschen.

Ohne Zweifel ist das zentrale Problem des mittelständischen Be­
triebes eigentlich kein wirtschaftliches, also im einzelnen keine Frage 
der Finanzierung und des Kredites, sondern vielmehr eine Frage der 
Unabhängigkeit und der Freiheit. Unser Thema berührt hier die 
Demarkationslinie, wo die Technik sich mit dem Menschlichen trifft. 
Das Problem wäre bedeutend einfacher, wenn hinter der Rationali­
sierung des Unternehmens nicht der Mensch stände, der schafft und 
lenkt. Wenn man nur ins Unendliche hinein zu produzieren hätte, 
müßte man die menschliche Gesellschaft lediglich als eine große 
Fabrik auffassen. Die Probleme wären also rein technischer Natur. 
Das ist vielleicht gerade die dauernde Versuchung, welcher alle 
Formen von Gigantismen ausgesetzt sind, nämlich die Gesellschaft 
wie eine Fabrik zu betrachten. Wenn die Situation des mittelstän­
dischen Unternehmens so verwickelt ist, dann deswegen, weil wir 
hier mehr als anderswo dem tief menschlichen Problem gegenüber­
stehen.
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Es geht hierbei nicht nur um den Menschen, der arbeitet — das 
wäre ja nur das Arbeiterproblem —, sondern um den Menschen, der 
etwas zu tun unternimmt. In dieser Weise das Problem stellen, heißt, 
nach der Unabhängigkeit fragen. Es wird heute allgemein anerkannt, 
daß man den Begriff der Unabhängigkeit neu zu formen hat. Wir 
bewegen uns aus einer Zeit heraus (und zwar wie mühsam!), in der 
die Unabhängigkeit etwas Absolutes an sich hatte. Man bezeichnet 
heute diese Unabhängigkeit als Egoismus und vergißt dabei, daß sie 
am Anfang des Auftriebes steht. Ohne Zweifel wäre es gerechter zu 
sagen, daß eine gewisse Auffassung von Unabhängigkeit Egoismus 
geworden ist, weil die soziale Entwicklung sie unwirksam gemacht 
hat. Wir brauchen heute eine neue Form von Unabhängigkeit, die sich 
nicht nur in die Zusammenarbeit und Solidarität schickt, sondern 
sogar in mancher Hinsicht aus dieser Solidarität geboren wird.

Es scheint mir nicht übertrieben zu sagen, daß man dem mittel­
ständischen Unternehmer damit den größten Dienst erweist, daß man 
in ihm einen neuen Sinn von Unabhängigkeit wachruft. In manchen 
Kreisen des Mittelstandes besteht man derart hartnäckig auf der 
Unabhängigkeit, daß es sachlich nicht mehr vertretbar ist. Wie weit 
kann überhaupt heute noch ein Handwerker, ein Kaufmann, ein 
Industrieller unabhängig produzieren oder verteilen, wie er es nach 
seinem Begriff der Unabhängigkeit eigentlich sich vorstellt? Sind 
nicht alle Menschen in ein ausgedehntes Netz der gegenseitigen Ab­
hängigkeit verwoben? Sie hängen nicht mehr einzig von ihren 
Klienten ab, wie es zu vergangenen Zeiten der Fall war, sondern 
außerdem und noch mehr von der Technik und dem wirtschaftlichen 
Leben im allgemeinen. Ihre persönliche Leistungskraft ist weithin 
durch ihre starke Einschaltung in den Stromkreis des gesamten wirt­
schaftlichen Lebens bedingt.

Die bestimmte Art der Einkommensbildung ist ohne Zweifel das 
wesentliche Element der Unabhängigkeit. Es ist unbestreitbar, daß 
der Umstand, ob man unter einem Arbeitsvertrag steht oder nicht, 
eine ganz verschiedene Psychologie erzeugt. Allerdings ist auch hier 
bereits eine Entwicklung spürbar. Es ist festzustellen, daß eine stetig 
wachsende Zahl von Unabhängigen ihre Unabhängigkeit mit irgend­
einer Art von Arbeitsvertrag koppelt. Ein beträchtlicher Prozentsatz 
von Einzelhandelsgeschäften wird von einem Glied des Haushalts 
betrieben, während der Mitbeschäftigte bereits im Arbeitsvertrag
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steht. In zahlreichen Handwerksbetrieben ist der Unternehmer durch 
Verträge und sonstige Abmachungen gebunden, die ihn in größere 
und bedeutendere industrielle Komplexe eingliedern.

In vieler Hinsicht kann diese sehr bezeichnende Entwicklung 
glückliche Folgen nach sich ziehen. Andererseits darf man nicht aus 
dem Auge verlieren, daß der Sinn für das Risiko, der dem Unter­
nehmer wesentlich ist, von einer psychologisch und menschlich un- 
überschätzbaren Bedeutung ist. Er stellt ohne Zweifel zusammen mit 
dem Gewinn, der ihn begleitet, einen der mächtigsten Hebel des 
menschlichen Fortschrittes dar. Eine zu weit vorangetriebene Orga­
nisation des wirtschaftlichen Lebens, die jedem einen Platz anweist, 
an dem seine Verantwortung einzig auf die Ausführung beschränkt 
wäre, würde leicht die Quelle der schöpferischen Energie zum Ver­
siegen bringen. Diese Gefahr ist durchaus nicht nur imaginär.

Ohne Zweifel besteht des Rätsels Lösung in dem glücklichen 
Gleichgewicht von gesellschaftlicher Interdependenz und persön­
licher Autonomie. Dabei aber muß offenbar die Betonung auf die 
gesellschaftliche Interdependenz gelegt werden.

Die größte Zah] der unabhängig Tätigen, das heißt der Chefs der 
mittelständischen Unternehmungen, bleibt zu isoliert und sperrt sich 
gegen die Verwirklichung von Solidarität und kollektiver Organi­
sation. Sie fürchten von dieser den Untergang ihrer Unabhängigkeit, 
während sie doch im Gegenteil daraus ein mächtiges Mittel zur Festi­
gung ihrer Autonomie sehen sollten.

Mit anderen Worten, ich glaube, daß unter den gegebenen Um­
ständen die richtige Art und Weise, eine wirkliche Unabhängigkeit 
zu bewahren, darin besteht, die verschiedenen Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit auszunützen. Allerdings ist, soll diese Entwicklung 
zum Fortschritt führen, eine gründliche geistige Umstellung Voraus­
bedingung. Die Reaktion auf die neuen wirtschaftlichen Gegeben­
heiten muß von innen kommen. Irgendwelche von außen auferlegte 
Formen der Zusammenarbeit würden nur neue Formen künstlich 
zusammengestellter Gruppen bedeuten. Im Grunde ist das ganze 
Problem eine Frage der Erziehung. Es handelt sich nicht nur um eine 
bessere berufliche Ausbildung. Die Mittelständler müssen auch 
Gelegenheit haben — ohne Zweifel im Laufe ihrer schulischen und 
akademischen Laufbahn —, den Sinn der augenblicklichen Sozial­
entwicklung zu begreifen. Sie müssen mehr Verständnis für das



Der Mittelstand und die soziale Entwicklung 129

Gemeinschaftliche in unserem Leben bekommen. Wir werden noch­
mals am Schluß auf diesen mehr gemeinschaftlichen Sinn unseres 
Lebens in der Gesellschaft zurückkommen.

Die Stellung des mittelständischen Betriebes in der gesamten Wirtschafts­
gesellschaft

Die Entwicklung der neuen Arbeitsmethoden schafft eine neue 
Idee der Unabhängigkeit. Diese stellt ihrerseits das Problem der 
Organisation, das im Grunde ein politisches Problem ist. Dabei 
bedeutet das Wort „politisch“ im weiten Sinne die innere Organi­
sation des gesamten Staatswesens. Es handelt sich also keineswegs 
um Politik im Sinne des Parteiwesens.

Der Begriff der Organisation geht den Mittelständler auf dreifacher 
Ebene an: auf der Ebene des Betriebes, des Berufsstandes und der 
Nation.

Auf der Ebene des Betriebes ist, vom Gesichtspunkt des Organi­
satorischen aus gesehen, die Bewegung zum Genossenschaftswesen 
besonders bemerkenswert (bei den mittelständischen Betrieben noch 
mehr als bei den Großbetrieben). Man hat dabei etwa an die Einkaufs­
und Verkaufsgenossenschaften zu denken, an die Zentren für For­
schung und Statistik, an die gegenseitige Kredithilfe.

Auf der Ebene des Berufsstandes handelt es sich um eine Soli­
darität zwischen den Unternehmungen ein- und desselben Zweiges, 
wobei zugleich an eine gewisse „Macht“ -übertragung an den Berufs­
stand gedacht ist. Allerdings wirkt der Hinweis auf eine Kompetenz­
übertragung an den Berufsstand auf viele, die sonst den organi­
satorischen Fragen gegenüber sehr aufgeschlossen sind, wie ein 
Schreckgespenst. Sie sehen darin eine Form von Korporativismus im 
üblen Sinn des Gruppenegoismus und des Malthusianismus. Gewiß, 
die Gefahr des numerus clausus ist nicht zu übersehen. Jedoch hieße 
das, den wahren Sinn der Organisation völlig verkennen, wenn man 
diese auf der Ebene des Berufsstandes nur als Form eines beruflichen 
Egoismus auffassen würde. Im Gegenteil müssen wir uns darüber 
Rechenschaft geben, daß, wenn wir der staatlichen Übermacht ent­
gehen wollen, nur die Lösung bleibt, den Berufsstand fähig zu 
machen, diese Dinge, die beruflicher Natur sind, vor allem das, was 
die Ausbildung betrifft, zu entscheiden.

9
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Auf der Ebene des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens 
im gesamten ist die dringliche Form der Organisation jene, welche 
die Belange sämtlicher Gruppen, die an der wirtschaftlichen und 
sozialen Korporation teilnehmen, vertritt: Arbeiter, selbständig Er­
werbende, Großunternehmer, oder mit anderen Worten: Produktion, 
Verteilung und Verbrauch.

Dieses Gesetz der Organisation, das nur sehr oberflächlich, viel­
leicht allzu schematisch dargestellt werden konnte, möchte wohl 
manchem als reichlich gekünstelt Vorkommen. Jedoch sollte das 
Schema zum Bewußtsein bringen, was man allgemein zu wenig 
bedenkt, daß nämlich die Organisation in diesem Aufbau gerade das 
ist, was dem mittelständischen Unternehmer am meisten nottut. Man 
möge sich dabei erinnern, daß die Entwicklung der mittelständischen 
Unternehmungen weithin durch Gesetze und Verordnungen gelenkt 
sind. In unseren parlamentarischen Ländern sind aber diese Gesetze 
und Verordnungen das Werk von Gesetzeskörperschaffen, die mehr 
und mehr für diese Art Arbeit ungeeignet sind. Wenn es uns nicht 
gelingt, das Wirtschaftliche von dem spezifisch Politischen zu unter­
scheiden, wobei die letztüche Unterordnung des wirtschaftlichen 
Sektors unter die Politik durchaus belassen sein soll, dann werden 
wir die völlige Einschrumpfung der Wirtschaft nicht mehr vermeiden 
können. Die mittelständischen Betriebe werden die ersten Opfer 
dieser Fehlentwicklung sein, in welcher die staatliche Bürokratie den 
Sieg davontragen wird.

II. Teil

W esentliche Maßnahmen zugunsten  des M ittelstandes

Anpassung an den Rhythmus der industrialisierten Wirtschaft, 
geistige Umstellung im Sinne des Verzichtes auf individualistische 
Unabhängigkeit und Hinwendung zu einer Autonomie, die sich 
sozial verpflichtet fühlt, Bildung konkreter Formen der Organisation 
auf allen Ebenen, das sind, allgemein gesprochen, die Mittel, die dem 
Mittelstand aufhelfen sollen.

Wie aber sind diese Forderungen konkret zu formulieren im Sinne 
von Maßnahmen zugunsten des Mittelstandes? Da Vollständigkeit 
im Hinblick auf die Vielseitigkeit der Probleme nicht möglich ist,
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hat man nur zwischen einer rein förmlichen Aufzählung von Fragen 
und Lösungen einerseits und einer klugen Auswahl von Themen 
andererseits zu entscheiden. Ich wähle das letztere. Über folgende 
fünf Punkte, die für die Mittelstandspolitik von Bedeutung sind, soll 
gesprochen werden: berufliche Ausbildung, Kredit, finanzielle Be­
lastung durch Administration und Fiskus, Regulierung des Wett­
bewerbs, soziale Sicherheit.

Berufliche Ausbildung

Der technische und berufliche Unterricht müßte in größerem Maß 
die sozialen Aspekte des heutigen wirtschaftlichen Lebens berück­
sichtigen. Die Geschichte der technischen Erfindungen, der Einfluß 
dieser Erfindungen auf den Rhythmus des wirtschaftlichen Lebens, 
die Möglichkeiten der Massenerzeugung und massenmäßigen Ver­
teilung der lebensnotwendigen Güter, die Möglichkeiten der Ein­
ordnung unabhängiger Unternehmer in den Prozeß einer hoch­
industrialisierten Wirtschaft, die Forderungen der Zusammenarbeit 
und der Solidarität, die Finalität der wirtschaftlichen Entwicklung, 
in der das Schicksal des Menschen in höchstem Maße auf dem Spiele 
steht, das sind einige Themen, die meines Erachtens allzu leicht in 
der Ausbildung des Mittelständlers vernachlässigt werden. Zu aus­
schließlich beschäftigt man sich in einem etwas individualistischen 
Geiste mit den unmittelbar praktischen und den Einzelnen als Ein­
zelnen angehenden Fragen.

Andererseits ist natürlich auch an die unmittelbar berufliche Aus­
bildung zu denken. Sollte man da nicht ein Minimum fordern? Ich 
denke dabei gar nicht an die typisch fachmännische Ausbildung. Hier 
drückt der Schuh weniger. Auch halte ich es nicht für nützlich, daß 
man in der Berufsausbildung jene Kenntnisse vermitteln soll, die 
bereits in der Grundschule erledigt werden. Vielmehr sollte man von 
dem, der sich neu einzurichten wünscht, einen Grundstock jenes 
Wissens verlangen, das sich auf das wirtschaftliche und soziale Leben 
bezieht: Buchführung, Marktgesetze, Lagerhaltung, Kalkulation, 
Grundzüge des Steuerrechts und der Sozialgesetzgebung. Tatsächlich 
läßt sich feststellen, daß die Unkenntnis bezüglich dieser sozialwirt­
schaftlichen Gegebenheiten die Hauptursache des Niedergangs des 
Mittelstandes ist.
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Die Dringlichkeit dieser Kenntnisse macht ein berufliches Zu­
lassungsgesetz notwendig. Allerdings lehnen viele eine solche Gesetz­
gebung unter dem Vorwande ab, daß man dadurch zum Korporati­
vismus und zum numerus clausus zurückkehre. Jedoch bedeutet es 
einen Irrtum, jegliche textliche Formulierung von minimaler Berufs­
ausbildung der Maßnahme des numerus clausus gleichzustellen. Ein 
numerus clausus besteht immer nur dann, wenn eine Autorität über 
die Maximalzahl der in einem Beruf Tätigen entscheiden kann. Die 
gesetzliche Maßnahme, von der ich hier spreche, hat jedoch nichts 
mit einer solchen Bestimmung zu tun. Sie legt einzig die für alle in 
einem Beruf Tätigen minimalen Zulassungsbedingungen fest, denen 
jedermann, der zu einer vernünftigen Leistung fähig ist, genügen 
kann.

Man hat sich nun einmal darüber klar zu sein, was man will: ent­
weder man sieht resigniert zu, wie der mittelständische Betrieb 
stagniert und zu einer schweren Belastung in der raschen Entwicklung 
unserer Gesellschaft wird, oder aber man gibt ihm die Mittel an die 
Hand, den täglich anwachsenden Schwierigkeiten des wirtschaftlichen 
Lebens zu begegnen. Viele europäische Länder kennen heute ein 
Gesetz dieser Art. Diejenigen, die sich dagegen sträuben, bringen 
ihre Staatsbürger wettbewerbsmäßig ins Hintertreffen. Diese Über­
legung ist von geradezu grausamer Wirklichkeit, wenn man an die 
Bedingungen denkt, in welchen die Mittelständler demnächst im 
Gemeinsamen Markt wirtschaften müssen.

Die berufliche Ausbildung ist das Hauptanliegen der kommenden 
Jahre. Es mag übertrieben erscheinen, sie für bestimmte Branchen 
als obligatorisch zu verlangen. Jedoch hängt diese Notwendigkeit 
nicht von uns, sondern von den Tatsachen ab. Die technische Ent­
wicklung wie auch die nationale und übernationale Organisation 
machen eine bessere Ausbildung der mittelständischen Unternehmer 
unentbehrlich. Wenn wir sie nicht klug als Pflicht auferlegen, werden 
die Tatsachen grausamer sein als wir. Wir werden dann mit Bedauern 
die soziale Anpassungsfähigkeit jener großen Massen feststellen, die 
durch Verwirrung und Elend leicht zur Beute des Kollektivismus 
werden könnten.

Im Hinblick auf die Dringlichkeit dieses Problems könnte man sich 
fragen, ob die Lösung auch auf andere Weise gefunden werden 
könnte als dadurch, daß man von den Chefs der mittelständischen
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Betriebe ausgedehntere Kenntnisse verlange. Während es einerseits 
unerläßlich ist, den Geist der Mittelständler gegenüber der gesell­
schaftlichen Verwicklung unserer heutigen Wirtschaft zu öffnen, so 
könnte man andererseits darauf hinweisen, daß es da und dort über­
trieben wäre, Kenntnisse über Gesetze, wirtschaftliche, steuerrecht­
liche oder sozialrechtliche Regiemente zu fordern, die selbst der Chef 
eines Großbetriebs zumeist nicht kennt und deshalb einem speziali­
sierten Bureau überläßt. Könnte man daher nicht daran denken, dem 
Mittelständler die Wahl zu überlassen zwischen einem Nachweis 
seiner persönlichen Kenntnisse bezüglich seiner Branche und der Zu­
gehörigkeit zu einer spezialisierten und rechtlich anerkannten Körper­
schaft, die zu seinen Lasten jenen Teil an Pflichten und Verant­
wortung übernimmt, der diese Kenntnisse unentbehrlich macht?

Persönlich neige ich zu der Auffassung, deren Verwirklichung den 
Bestand des Unternehmens gewährleisten würde, ohne daß der Chef 
persönlich alle in Frage kommenden Kenntnisse besitzen muß. Auf 
diese Weise wären die Mittelständler gewissermaßen zu verband- 
lichem Zusammenschluß gezwungen, der ihnen von größtem Vorteil 
sein könnte. So wäre es schließlich möglich, auch in anderer Hinsicht 
einen Fortschritt zu erzielen, so auf dem Gebiet der Statistiken und 
der wissenschaftlichen Untersuchungen, wie auch bezüglich der Ver­
knüpfung zwischen Buchhaltung und Kreditbewilligung, schließlich 
bezüglich der Verbreitung modernerer Erzeugungs- und Verteilungs­
verfahren. Mit anderen Worten: eine solche Lösung würde der Ent­
wicklung einer echten berufsständischen Organisation sehr dienlich 
sein.

Der Kredit

Das Kreditproblem hängt einerseits mit der Steuergesetzgebung 
und andererseits mit der beruflichen Ausbildung zusammen. Da es 
dem Mittelständler um die Rationalisierung des Betriebes geht, sollte 
der Fiskus weitgehende Steuererleichterungen für produktive In­
vestitionen gewähren. Bei der Kreditverleihung sollte man neben den 
Garantieleistungen und der Vertrauenswürdigkeit auch die realen 
Aussichten der Rationalisierung und Modernisierung des Betriebes 
berücksichtigen.



!
! Wenn der Kredit zum Zwecke der Betriebseinrichtung und 
rationelleren Ausrüstung verlangt wird, sind die augenblicklich funk­
tionierenden Kreditorganisationen im allgemeinen nicht kompetent 
dazu, das Projekt der Rationalisierung zu überprüfen. Wir verfügen 
übrigens über ein „Produktivitätsamt“ , dessen Aufgabe das Studium 
solcher Projekte darstellt. Man müßte Produktivität und Kredit eng- 
stens zusammenketten, indem man den Kreditsuchenden verpflichtet, 
seine Investitionspläne durch eigens hierfür spezialisierte Organe 
begutachten zu lassen. Falls das Gutachten günstig ausfällt, sollte der 
Staat den Zinsfuß großzügig herabsetzen.

Man könnte vielleicht einwenden, es sei ungesund, eine finanzielle 
Intervention zu fordern, wo es sich gerade um Berufe handle, die 
unabhängig bleiben wollen. Jedoch basiert ein solcher Einwand auf 
einer falschen Vorstellung von Unabhängigkeit und von der Rolle 
des Staates in der modernen Gesellschaft. Von der Unabhängigkeit 
wurde bereits weiter oben gesprochen. Was nun die Rolle des Staates 
angeht, so hat man zu bedenken, daß diese um vieles erweitert ist. Die 
Auffassung vom reinen Polizeistaat ist glücklicherweise überwunden. 
Gewiß bleibt der Etatismus eine Gefahr unserer Wirtschaft und 
unseres sozialen Lebens. Jedoch zieht die Intervention der Gesamtheit 
nicht notwendigerweise den Etatismus nach sich. Die Gefahr des 
Etatismus droht aus einer bestimmten Methode der Intervention, 
nämlich aus dem Anwachsen der Staatsbürokratie. Wir stehen somit 
wieder dem Problem der Organisation gegenüber, wovon bereits die 
Rede war.

Wenngleich sich im Kreditwesen die staatliche Intervention zu­
gunsten der mittelständischen Betriebe in gleichem Maße rechtfertigt 
wie in den anderen Formen zugunsten sonstiger sozialer Gruppen, 
so gilt doch auch hier wie allgemein, daß sie nur mit Vorbedacht 
gehandhabt wird. Wo immer das Gemeinwohl auf dem Spiele steht, 
ist Krediterleichterung zugunsten welchen Betriebes auch immer zu 
vermeiden. Es gibt Sektoren, die durch die Entwicklung der Wirt­
schaft zum Untergang verurteilt sind, und es gibt Rationalisierungs­
pläne, die technisch nicht realisierbar sind. Darum ist, wie bereits 
gesagt, die enge Verknüpfung von Kredit und Produktivität heute 
nötiger als je.

134 Jean-Pierre de Crayencour
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Es ist zu offenbar, daß das tägliche Leben des Mittelständlers durch 
die Belastung oder die Inanspruchnahme seitens der Behörden 
geradezu erstickt wird. Die Forderung nach Vereinfachung stellt sich 
hier überaus dringend, wenn man nicht weiterhin noch viel Zeit für 
völlig unproduktive Arbeit verlieren soll. Noch mehr als die tech­
nische Entwicklung bedrückt den Mittelständler die allgemeine Un­
fähigkeit unserer Behörden, Verwaltungsmethoden zu erfinden, die 
einigermaßen auf den Stand der modernen Technik kommen. Man 
sollte, um zu einem einigermaßen haltbaren Resultat zu kommen, von 
den Behörden jene Überprüfung der Produktivität verlangen, die 
man von der Privatwirtschaft erwartet.

Über diese Forderung der behördlichen Vereinfachung hinaus stellt 
sich aber noch ein schwerwiegenderes Problem. Im Gefolge der tech­
nischen Entwicklung, besonders der Automation, liegen die Sozial­
lasten viel schwerer auf den auf Arbeitskraft angewiesenen Betrieben 
als auf den anderen. Wie ist hier eine Ungerechtigkeit zu vermeiden, 
an der zwar nicht allein die Mittelständler leiden, die ihnen aber doch 
viel härter zusetzt als den ändern ?

Ich sehe meinerseits kein anderes Heilmittel gegenüber dieser 
Situation als eine Änderung im gesamten System der Sozialver­
sicherung, es sei denn, daß die Steuerexperten ein neues Verfahren 
zu erfinden imstande sind, aufgrund dessen die übertriebenen Sozial­
lasten durch entsprechende Steuererleichterungen ausgeglichen 
werden.

Aus dem weiten Gebiet der Steuer möchte ich nur einen Punkt 
herausgreifen, der mir wesentlich scheint. In einem mittelständischen 
Betrieb, dessen Kapital im allgemeinen persönliches Eigentum des 
Chefs ist, belastet der Fiskus unterschiedslos Kapitaleinkommen, 
persönliches Einkommen des Unternehmereigentümers und Gewinn, 
und zwar alle in der Höhe des für den Reingewinn geltenden Steuer­
satzes. Man müßte die notwendigen Unterscheidungen einführen, die 
nur jenen eigentlich überschüssigen Teil, der wirklich dem Gewinn 
entspricht, mit dem hohen Satz und im übrigen Kapital- und Unter­
nehmereinkommen proportional belasten.

Administrative und steuerliche Belastung des mittelständischen Betriebes
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Die Freiheit auf dem Markt fordert einen wirtschaftlichen Kodex, 
eine „Spielregel“ . Die Aufgabe, diesen Kodex zusammenzustellen, 
fällt den Berufsverbänden zu, die sich an die Tradition und an die 
Gewohnheiten zu halten haben. Solange die berufsständischen Orga­
nisationen in unserem Geiste und in unseren Gesetzen noch nicht 
Fuß gefaßt haben, ist eine Pflichtenlehre zwecklos und ist die Freiheit 
auf dem Markt das, was sie in der hberahstischen Wirtschaftsauffassung 
gewesen ist: das Privileg der Starken.

Die Achtung vor einer wirklichen Konkurrenzfreiheit wirft eine 
Reihe von Einzelproblemen auf: Preisvorschriften, Sonderverkäufe, 
Prämien, Ausverkäufe usw. Alle diese Probleme kommen im Grunde 
auf die wesentliche Frage nach dem Mißbrauch der wirtschaftlichen 
Macht hinaus.

Eine Gesetzgebung ist in diesem Bereiche, um dessen ungeheure 
Kompliziertheit jeder weiß, eine dringende Notwendigkeit. Es handelt 
sich nicht darum, systematisch gegen wirtschaftliche Absprachen und 
wirtschaftliche Macht vorzugehen, sondern vielmehr Mißbräuche zu 
verfolgen. Die Bestimmung dessen, was Mißbrauch ist, die Organi­
sation der Kontrollen und die Festlegung der Strafen sind heikle Auf­
gaben, die deutlich zeigen, wie wichtig eine gesetzgeberische Ab­
klärung der Frage wäre. Grundlagen des Vorgehens gegen Mißbrauch 
sind die Schiedsgerichte innerhalb der Berufsverbände und schließlich 
der stets offenstehende Rekurs an ordentliche Gerichte.

Neben den Mißbräuchen eigentlicher wirtschaftlicher Macht kennen 
wir zur Genüge den Mißbrauch jener Macht, die zwar das Wirt­
schaftliche benützt, aber im Grunde in den Sozialorganisationen 
beheimatet ist, in den sog. „pressure groups“ . Ich möchte keineswegs 
die Gewerkschaften angreifen oder die Verbrauchergenossenschaften 
kritisieren. Dies wäre umso mehr gegen alle Logik, nachdem ich für 
eine bessere Erziehung zum Zusammenschluß unter den mittel­
ständischen Unternehmern aufgerufen habe. Doch soll auf die Tat­
sache hingewiesen sein, daß die Konsumgenossenschaften dank ihrer 
wirtschaftlichen Macht gewisse finanzielle Vorteile errungen haben, 
die es ihnen gestatten, den mittelständischen Unternehmern illoyale 
Konkurrenz in der Verteilung und selbst in der Produktion zu 
bereiten.

Die Regelung des Wettbewerbs
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Schließlich ist noch auf das schwere Unrecht hinzuweisen, das jene 
Lohnempfänger begehen, die nach ihren Arbeitsstunden oder zur 
Zeit der Arbeitslosigkeit ihren Beruf auf eigene Faust ausüben, ohne 
dafür die sozialen und steuerlichen Lasten zu tragen. Es geht nicht 
darum, einem Lohnempfänger grundsätzlich zu verbieten, auf dem 
Wege über eine unabhängige Beschäftigung einen Ausgleich seines 
Lohnes zu suchen oder irgendwie in dieser Form einer Liebhaberei 
nachzugehen. Solche Beschäftigungen sind im Gegenteil selbstver­
ständlich und wünschenswert. Auf diese Weise gelingt es dem 
Arbeiter, auf der Leiter des gesellschaftlichen Lebens emporzusteigen. 
Jedoch hat man ein Recht darauf, von ihm zu verlangen, daß er die 
sozialen und steuerlichen Lasten trage, die nun einmal mit dieser 
Nebenbeschäftigung verbunden sind. Das Problem wäre übrigens 
leicht zu lösen, wenn man einerseits die Löhne erhöhen würde und 
andererseits die Lasten des mittelständischen Betriebes herabsetzte.

Die soziale Sicherheit

Gewisse Angehörige der „unabhängigen Bourgeoisie“ , die noch 
an alten, bereits überholten sozialen Vorstellungen festhalten, glauben, 
daß eines der typischen Merkmale der unabhängig Beschäftigten — 
also in unserem Falle des Chefs des mittelständischen Betriebes — 
darin bestände, in keiner Weise auf eine Sozialgesetzgebung ange­
wiesen zu sein, da der selbständig Beschäftigte weitsichtig und fleißig 
genug sei, um dieses sein Problem persönlich zu lösen.

Diejenigen, die so sprechen, sind im allgemeinen genügend ge­
sichert, sodaß sie niemals in die Lage gekommen sind, eine tief­
greifende Unsicherheit zu verspüren. Sie verstehen den Sinn der Ge­
setzgebung schon für die Lohnempfänger nicht, geschweige denn 
jene zugunsten der unabhängig Beschäftigten.

Die soziale Schicht der Mittelständler gruppiert sich jedoch mehr 
und mehr aus Kaufleuten, Handwerkern und Industriellen, die ein 
lebhaftes Bedürfnis nach organisierter Sicherheit empfinden. Ich 
spreche gar nicht von den Alten, deren Situation geradezu katastrophal 
geworden ist, sei es deswegen, weil sie nicht in der Lage waren zu 
sparen oder weil ihr Erspartes durch die Inflation vernichtet worden 
ist. Unter den in der Blüte des Lebens stehenden Mittelständlern ver­
gleichen viele ihre Situation mit der ihrer lohnempfangenden Nachbarn.
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Worum immer es sich handeln mag, ob um Lasten, die aus der 
Familie, aus Krankheit, Alter, Erholungszeit stammen, der Vergleich 
steht in solcher Disproportion, daß in den Augen vieler der Preis 
für die Unabhängigkeit viel zu hoch erscheint. Kürzlich durchgeführte 
Befragungen haben die tiefe Verwirrung der unabhängig Beschäf­
tigten aufgedeckt, ihre Unruhe bezüglich der Zukunft ihres Betriebes, 
ihre Ruhelosigkeit im Betrieb. Mehr als 50% erklärten, daß sie für 
ihre Kinder auf jeden Fall diese wirtschaftliche Beschäftigung nicht 
wünschen.

Es gibt also ohne Zweifel ein schwerwiegendes Problem der 
sozialen Sicherheit der Mittelständler. Auch hier gilt wiederum, daß 
ein steifes Beharren auf Unabhängigkeit nichts anderes bedeutet als 
Verlust dieser Unabhängigkeit, wo man sie doch unter anderen 
Formen wieder aufleben lassen könnte.

Es kann sich natürlich nicht darum handeln, die für die Lohn­
empfänger getroffene Regelung auf die Unabhängigen anzuwenden, 
umsoweniger, als nach allgemeiner Ansicht das für die Lohnempfänger 
geltende System überholungsbedürffig ist.

Jedoch ist sowohl für die Lohnempfänger wie für die Unab­
hängigen Quelle der Sicherheit die Solidarität. Die Schwierigkeit be­
steht einzig darin, die Grenzen dieser Solidarität zu bestimmen.

Es ist merkwürdig, daß die Sozialversicherung ursprünglich als 
eine Art Notbehelf für ungenügenden Lohn angesehen wurde. Seit­
dem hat man mehr Gewicht auf die Sicherheit als auf die Löhne gelegt. 
Es gibt sogar solche, die glauben, Sicherung für den äußersten Not­
fall müßte durch absolute Garantie abgelöst werden.

Sollte sich eine ähnliche Entwicklung auf Seiten der Unabhängigen 
anbahnen, dann wäre dies von schwerwiegenden Folgen. Der Grund 
des Bedürfnisses nach sozialer Sicherheit ist teilweise mit dem Rück­
gang des Ertrags aus dem Unternehmen verbunden. Bei den Mittel­
ständlern würde also das Unternehmereinkommen zurückgehen, wie 
bei den Lohnempfängern das Einkommen aus Arbeit ungenügend 
war. Das hieße also, auf weite Sicht würde die Sozialversicherung 
sich zu einer Art Magie entwickeln, die materielle Güter hervor­
zaubern müßte, die niemand mehr produzieren würde.

Im Hinblick auf die augenblickliche, zum Teil sogar unabänderliche 
Entwicklung erscheint es als das Dingendste, die Grenzen der obli­
gatorischen Sozialversicherung abzustecken. Das Minimum müßte
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noch hoch genug sein, um alle vor dem Elend zu bewahren, und tief 
genug, um jeden anzueifern, diese obligatorische Regelung durch 
private Versicherung zu ergänzen. Würde man sich für eine solche 
Lösung entscheiden, dann wäre nicht einzusehen, warum dieses 
Minimum nicht auf alle, sowohl Lohnempfänger wie unabhängig 
Tätige, auszudehnen sei. Auch bestände dann kein Bedenken, eine 
solche Regelung der öffentlichen Verwaltung anheimzugeben.

Das ganze Problem besteht also darin, die Festlegung dieses Mini­
mums vorzunehmen. Die Politiker scheinen eine unbesiegliche Nei­
gung zu haben, dieses Minimum stets zu erhöhen. Setzt man aber 
damit nicht schließlich die ganze soziale Zukunft aufs Spiel?

Es sei zum Abschluß dieses Themas nur noch kurz bemerkt, daß 
man heute beim Wort „soziale Sicherheit“ durchweg an Sozial­
gesetzgebung denkt, während die eigentliche Sicherheit aus einer 
anderen Quelle zu kommen scheint. Was dem Menschen eigentlich 
das Gefühl der sozialen Sicherheit gibt, ist weniger das Netz der Ver­
sicherungen, sondern mehr noch das Eigentum, besonders das Eigen­
heim. Die Gesetzgebung sollte gerade den Eigenbesitz von Woh­
nungen und von Volksaktien begünstigen.

Zusammenfassung
Die Zukunft des mittelständischen Betriebes hängt zunächst davon 

ab, inwieweit die neue Konzeption des wirtschaftlichen und sozialen 
Lebens in den Geistern Fuß zu fassen imstande ist. Der Wirtschaftler 
wird sagen, dies sei eine reine Frage der Anpassung an die Forde­
rungen der industriellen Technik. Das ist wahr, doch völlig unge- 
gügend. Es handelt sich in Wirklichkeit nicht nur um die Betriebe, 
sondern noch viel tiefer um die Unternehmer, das heißt um die 
Menschen. Die Anpassung, um die es geht, würde sich in reicherer 
Vielfalt verwirklichen durch Anpassung der Menschen an das Soziale 
in unserem gesamten Leben, ein Gedanke, der den überlieferten An­
schauungen unserer westlichen Kultur etwas schwer fällt.

Wenn es darum geht, einen neuen Geist zu erzeugen, der die Aus­
wüchse des Individualismus verabscheut und die Autonomie inner­
halb des Gemeinschaftslebens der absoluten Unabhängigkeit vorzieht, 
dann handelt es sich andererseits auch darum, diese Umgestaltung 
der Werte so zu suchen, daß der Mensch dabei noch der Angel­
punkt bleibt.



140 Jean-Pierre de Crayencour

Die mittelständischen Betriebe sind in eine Entwicklung gestellt, 
die von ihren Unternehmern höchste Anstrengung in der Anpassung 
und schwerste Opfer verlangt. Die stärkere gegenseitige Abhängig­
keit der Menschen, der offenbare Verzicht auf Unabhängigkeit zu­
gunsten einer echten Autonomie, die tiefmenschliche Solidarität, all 
das verlangt entsprechende Einsicht in den Sinn der Geschichte und 
in den Fortschritt der Menschheit. Nur von hier aus können die 
schweren Opfer gebracht werden, die vom Mittelständler verlangt 
werden. In dem Maße, als wir zu einem engeren Zusammenschluß 
im Leben aufgerufen sind, bedürfen wir der lebendigen Vergegen­
wärtigung des letzten gemeinsamen Zieles des Lebens, einer Aus­
richtung auf das Jenseits, von wo her diese irdischen Anstrengungen 
erst Sinn bekommen.

Vielleicht setzt diese Blickrichtung am Schluß unserer Darlegungen 
etwas in Erstaunen. Jedoch ist nur auf diese Weise der wahre Sinn 
des Sozialen gewahrt, der uns instand setzt, sowohl den egoistischen 
Individualismus wie den gottlosen Sozialismus zu umgehen.

Die letzten Werte des Lebens sind es doch im Grunde, die der 
Mittelständler zu verteidigen vorgibt. Allerdings verteidigt er sie 
manchmal schlecht. Er verliert sich im ideologischen Wortschwall, 
indem er falsche Vorstellungen von Freiheit und Unabhängigkeit 
verteidigt. Er vergeudet seine Energie im Kampf gegen unvermeid­
liche Erscheinungen und Tatsachen der sozialen Entwicklung, aus 
denen er im Gegenteil, wenn er sie besser verstände, größten Nutzen 
ziehen könnte, indem er ganz „er selbst“  bliebe.



M A RCEL LA LO IR E

GEDANKEN ÜBER DIE AUGENBLICKLICHE SITUATION 

DES MITTELSTANDES

I. Abgrenzung des Gegenstandes

Der Begriff „Mittelstand“ kann in sehr verschiedenem Sinne ver­
standen werden. Die einen fassen im Mittelstand alle jene Personen 
zusammen, die eine „unabhängige“ Tätigkeit in der Industrie, im 
Handel, in der Landwirtschaft und in den freien Berufen ausüben. 
Dabei muß der Ausdruck „unabhängige Tätigkeit“ im juristischen 
Sinne verstanden werden: als Freisein von einem Kontrakt der 
Unterordnung. Nach anderen gehören auch die in leitender Stellung 
stehenden Angestellten, die mehr oder weniger den Hauptverant­
wortlichen der Unternehmung zugesellt sind, zum Mittelstand. In 
einem engen Sinne schließlich umfaßt der Mittelstand nur die Per­
sonen, die eine unabhängige Berufstätigkeit in der Industrie, im 
Handel und im Handwerk ausüben.

Der Einfachheit halber schließe ich mich in meiner Darlegung 
dieser letzten Auffassung an, obwohl sie genauso diskutierbar ist wie 
die anderen.

Ich betrachte also hier — zur Klarheit sei dies nochmals gesagt — 
als zum Mittelstand gehörig die Gesamtheit der Personen, die eine 
berufsmäßige Tätigkeit in Handwerk, Handel oder Industrie ausüben, 
ohne unter einer Autorität oder Überwachung durch einen Unter­
nehmer zu stehen, die auf ihre eigene Rechnung, mit ihrem eigenen 
Kapital (oder mit dem ihrer Familie), allein oder mit Hilfe von einigen 
Mitarbeitern und/oder Angestellten arbeiten. Ich schließe also in
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meiner Darlegung — und zwar einzig aus praktischen Gründen, nicht 
etwa aus irgendwelchen vorgefaßten doktrinären Überlegungen — 
die freien Berufe, die Landwirte, die Betriebsführer (les cadres 
dirigeants), die Geschäftsführer, die Zweitunternehmer und unter­
geordneten Leiter aus, die auf Rechnung eines ändern arbeiten (selbst 
wenn sie im unmittelbaren Kontakt mit dem endgültigen Verbraucher 
stehen, wie etwa Öl- und Benzintankstellenwärter und Verkäufer von 
Getränken, die von großen Firmen abhängen).

Entsprechend dem allgemeinen Thema des Kongresses stehen also 
unter all diesen Unabhängigen die Erzeuger (Handwerker und Klein­
industrielle) im Brennpunkt meiner Aufmerksamkeit.

II. Die Situation dieser ausgewählten Gruppe

1. Unter dem w irtschaftlichen  Ges ichtspunkt

Wer eine kleinere oder mittlere Unternehmung handwerklicher 
oder industrieller Art führt, hat mit ernsten Schwierigkeiten zu 
kämpfen: mit dem Mangel an Kapital, dem Mangel an Rentabilität 
und dem Mangel an beruflichen Kenntnissen.

a) Der Kapitalmangel

Um ein Geschäft zu gründen, um es auf der Höhe zu halten, es 
zu entwickeln, der Konkurrenz zu begegnen, sich dem technischen 
Fortschritt anzupassen, die Ausrüstung zu modernisieren, braucht 
man sehr viel Kapital. Dabei wollen wir noch gar nicht den extremen 
Fall der Anschaffung einer, wenn auch nur kleinen automatischen 
Maschine (muß man überhaupt sagen: „automatisch“ ?) ins Auge 
fassen, die sehr viel kostet. Nur wenige Handwerker haben aus­
reichende Mittel, um sich, selbst auf Kredit, sehr vervollkommnete 
Maschinen zu leisten. Übrigens stellt sich hier ein sehr ernstes Problem. 
Die Automatisierung begünstigt wegen der enormen Kosten der 
Maschinen die Großindustrie und treibt zur Konzentration. Man 
wird Lösungen finden müssen — wie etwa die Zusammenarbeit —, 
um dem Handwerk und der Kleinindustrie die Möglichkeit zu geben, 
sich vor der vollständigen Ausschaltung durch diese zweite indu­
strielle Revolution zu bewahren.
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Doch bleiben wir in bescheideneren Grenzen. Der Handwerker, 
der sein primitives Handwerkzeug durch eine moderne Maschine mit 
Elektroantrieb ersetzen will, braucht Kapital. Der Kleinindustrielle, 
der die Arbeitsbedingungen seiner Arbeiter durch die Einrichtung 
von helleren, saubereren und gesünderen Räumen verbessern möchte, 
braucht Kapital. Der Unternehmer, der zur rascheren Bedienung 
seiner Klienten eine weitere Maschine anschaffen will, braucht 
Kapital. Diese Aufzählung könnte noch fortgesetzt werden. Kurz 
gesagt, man braucht Kapital bei der Gründung und während des 
ganzen Lebens der Unternehmung. Je geringer die Produktionsmittel 
der Unternehmung sind, umso größer sind die Schwierigkeiten, sich 
Kapital zu besorgen. Der Spruch: „Man leiht nur an Reiche“ findet 
die genaue Anwendung in der vielfältig gemachten Beobachtung, daß 
es leichter ist, eine Million zu leihen als tausend Mark. Die Banken 
haben lange Zeit große Abneigung gegen kleine Operationen ge­
zeigt, deren Verwaltungskosten ihrer Ansicht nach die Gewinne 
übersteigen.

b) Der Mangel an Rentabilität

Viele kleine Unternehmungen sind das, was man in der Sprache 
der Nationalökonomen „Randbetriebe“ nennt. Sie leben nur deshalb 
weiter oder schwimmen nur deshalb noch oben auf, weil sie für ihre 
Inhaber eine Zusatzbeschäftigung bedeuten. Die kleine Werkstatt ist 
in vielen Fällen ein wirtschaftlicher Unsinn, denn sie bringt ihrem 
Besitzer nicht genügend Gewinn. Wie hält sie sich dennoch? Einer 
der Angehörigen führt die Werkstatt, der andere ist irgendwo als 
Arbeiter, als Angestellter, bei der Bahn oder als Beamter beschäftigt. 
Auf dem Lande bestehen viele solcher Kleinwerkstätten nur dank 
dieser Verquickung von Handwerk und Lohnarbeit.

Allzu leicht war man geneigt, diese Unternehmen zu verurteilen. 
Die Nationalökonomen möchten sie gerne ausmerzen, weil sie jedem 
Begriff von Rentabilität Hohn sprechen. Glaubt man indessen nicht, 
daß das ländliche Milieu ohne diese „Randbetriebe“ noch ärmer, 
noch verlassener und noch weniger anziehend für die junge Gene­
ration wäre und daß ihre Austilgung den Verarmungsprozeß des 
Landes und die Landflucht beschleunigt?
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Allerdings muß man zugeben, daß wegen mangelnder Buch­
führung viele Handwerksunternehmungen schlecht betrieben 
werden, daß sie mit Verlust arbeiten, bevor der Handwerker es recht­
zeitig merkt, daß die allgemeinen Unkosten viel zu hoch sind, daß 
ihre Steuerlast eigentlich heruntergesetzt werden könnte, wenn die 
Buchführung besser wäre und so die von der Einkommenssteuer ab­
zuziehenden Betriebslasten besser erscheinen könnten, daß die 
sozialen Lasten in den hauptsächlich mit Lohnkosten rechnenden 
Unternehmungen verhältnismäßig höher sind. Dieser Gedanke führt 
uns zum dritten Punkt.

c) Der Mangel an beruflichen Kenntnissen

Es ist wohl überflüssig, lange bei diesem Gesichtspunkt zu ver­
weilen. Viele kleine und mittlere Unternehmer haben ihren Betrieb 
ohne elementare berufliche Fähigkeiten aufgemacht. Viel Verdruß 
kommt von dieser schweren Lücke. Diese Tatsache wurde in Holland 
bei der großen Wirtschaftskrise der dreißiger Jahre spürbar. Sie hat 
den holländischen Gesetzgeber veranlaßt, strenge Vorschriften für 
den Zugang zu den handwerklichen und kaufmännischen Berufen zu 
erlassen. Um das Vorhandensein dieser Schwäche zu erkennen, bedarf 
es wohl kaum langer Erörterungen und Untersuchungen.

Es handelt sich dabei weniger um den Mangel an technischem 
Wissen als vielmehr um Lücken auf dem kaufmännischen und ver­
waltungsmäßigen Gebiet. Dabei braucht man durchaus nicht von der 
Diplommanie besessen zu sein. Man kann ein ausgezeichneter Weber, 
ein hervorragender Schreiner sein, ohne die Schule besucht zu haben. 
Den „Handgriff“ erlernt man im unmittelbaren Kontakt mit der 
Materie selbst, indem man sich der Maschine bedient, und durch 
praktischen Unterricht, den man vom Meister erhält. Die Lehre 
„am Amboß“ bewährt sich vom technischen Gesichtspunkt aus als 
sehr erfolgreich. Und dort, wo das Handwerk vom Vater auf den 
Sohn übergeht, wie dies durchweg der Fall in zahlreichen hand­
werklichen Unternehmungen ist, scheint mir diese Form der Lehre 
immer noch unersetzbar zu sein.

Meine Bemerkungen möchten aber auf zwei Dinge besonderen 
Wert legen. Zunächst ist zu beachten, daß schon unter dem tech­
nischen Gesichtspunkt die Lehre in der Werkstatt beim augenblick­
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liehen Rhythmus des in allen industriellen Sektoren verwirklichten 
Fortschrittes nicht mehr genügen kann. Die Technik ist äußerst ver­
wickelt und wird es immer mehr. Ihr Unterricht setzt eine immer 
wichtiger werdende didaktische Ausrüstung voraus und verlangt 
sehr qualifizierte Lehrmeister. Die schulmäßige Unterweisung erweist 
sich als unabdingbar. Das Handwerk ist in Gefahr, durch die In­
dustrie zurückgedrängt zu werden, wenn die handwerklichen Unter­
nehmer die neuen Forderungen nicht zu begreifen imstande sind.

Sodann fasse ich die kaufmännische Ausbildung des zukünftigen 
Unternehmers ins Auge. Der Handwerker muß seine Produkte, die er 
fabriziert, verkaufen. Um gut zu verkaufen, d. h. um mit entsprechen­
dem Gewinn zu verkaufen, muß er sein Unternehmen vom buch­
halterischen, finanziellen und kaufmännischen Gesichtspunkt aus gut 
führen. Er muß seinen Markt kennen. Er muß sich gegen die Wechsel- 
und Umsturzerscheinungen des Marktes abschirmen. Macht ein aus­
schließlich lokaler Markt einem ausgedehnteren Markte Platz, so 
werden die Konkurrenten zahlreicher und die kaufmännische Rivali­
tät entwickelt sich lebhafter. Gibt sich der Handwerker nur damit 
zufrieden, seine Arbeit mit Eifer und Hingabe zu verrichten und auf 
den Klienten zu warten, dann läuft er Gefahr, daß er vom Markt ver­
drängt wird. Diese kaufmännische Geschicklichkeit fehlt nur zu 
häufig, und hier liegt eine der hauptsächlichen Ursachen jener 
Schwierigkeiten, die heute das Handwerk im wirtschaftlichen Raume 
plagen.

2. D er soziale Gesichtspunkt

Stellt nun der Mittelstand, so wie wir ihn geschildert haben, wirk­
lich ein einheitliches soziales Milieu dar ? Nicht ohne Grund gebraucht 
man nämlich im Französischen allgemein den Ausdruck „die Mittel­
klassen“ , also den Plural anstelle des Singulars. Es gibt keine einheit­
lich und klar umschriebene „Mittelklasse“ , die homogen wäre, son­
dern eine Gesamtheit von sozialen Kategorien, die sich einander 
nähern aufgrund ihrer Lebensart, ihrer Lebensauffassung, ihrer Be­
ziehungen und ihres Umganges, ihres Aufsicheinwirkens, ich möchte 
sagen: ihrer sozialen Reflexe und vielleicht noch mehr durch das, 
was sie von anderen sozialen Gruppen abhebt.

10
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Haben diese „Mittelklassen“ ein gemeinsames Klassenbewußtsein ? 
Ich erinnere mich, daß man in Belgien sich diese Frage in einer Zeit­
schrift des christlichen Mittelstandes Flanderns gestellt hat. Der 
Autor dieses Artikels bemühte sich, die Elemente zusammenzu­
stellen, die seiner Ansicht nach das „Klassenbewußtsein“ dieser 
Gruppe ausmachten.

In Wirklichkeit sind es die Leiter von Mittelstandsorganisationen 
und die Theoretiker, die Soziologen, die sich mit diesen Gruppen 
beschäftigen und sich Rechenschaft geben sowohl über die allge­
meinen Züge, die diesen Gruppen eigen sind, als auch über den 
Platz, den sie in einer ausgeglichenen Gesellschaft einnehmen oder 
den sie nicht einnehmen und einnehmen sollten. Die Masse selbst hat 
nur ein sehr vages Selbstbewußtsein. Und das ist es übrigens, was 
die „Mittelklassen“ von der Arbeiterklasse unterscheidet. Die Ar­
beiterklasse, das Proletariat, hat aus verschiedenen Gründen, die wir 
hier nicht weiter zu erörtern brauchen, ein vollkommenes Bewußt­
sein davon, daß sie eine homogene soziale Gruppe mit gleichen 
Bedürfnissen und gleichen Aspirationen bildet, obwohl es in diesem 
Proletariat ganz verschiedene soziale Kategorien und eine ganze 
Hierarchie von Qualifikationen gibt.

Um auf die erwähnte „Elite“ der unabhängigen Gruppen zurück­
zukommen, muß ich sagen, daß diese das Bewußtsein von der ganz 
besonderen Rolle jener Gesellschaftsgruppen besitzt. Worin besteht 
diese Rolle? Die unabhängigen Kreise bilden einen Faktor und ein 
Element des Gleichgewichtes in der Gesellschaft, sie sind ein Element 
sozialer Osmose, sie sind im allgemeinen die Anreger der freien 
Initiative, und schließlich stellen sie die Wahrung gewisser Werte 
sicher, die wir als wichtig beurteilen: die Privatinitiative, die Hoch­
achtung vor dem Privateigentum, das Familienunternehmen.

In einer Zeit, in der die Arbeit sich immer mehr spezialisiert, in der 
die zerstückelten Aufgaben denen, die sie erfüllen, jede persönliche 
Genugtuung nehmen, müßte man noch den kulturellen Gesichtspunkt 
der handwerklichen Tätigkeit unterstreichen. Bezüglich der seelischen 
Not des Industriearbeiters verweise ich auf das Zeugnis eines Schrift­
stellers, der vor seiner schriftstellerischen Tätigkeit Arbeiter war: 
„Was wird aus dem Straßenkehrer und dem spezialisierten Arbeiter ? 
Die Welt der Kultur ist vielleicht nie so weit von der Welt der Arbeit 
entfernt gewesen. Die Arbeiterschriftsteller des 19. Jahrhunderts be­
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herrschten immer oder fast immer einen echten Beruf und besaßen 
deshalb auch eine echte Kultur. Sie waren mehr Handwerker, 
Schaffende, schöpferisch Schaffende als Proletarier. Gibt es diese 
Menschen des Berufes noch?“ 1

Ja, es gibt sie noch, aber im Handwerk, und darum müssen wir so 
besorgt sein, die kulturellen Reichtümer, die Reichtümer der Zivili­
sation, die in den handwerklichen Berufen verborgen sind, zu 
bewahren.

3. Ist der Mittelstand im Abnehmen oder im Zunehmen?

Quantitative Betrachtung. Die Statistiken zahlreicher Länder be­
stätigen die Voraussagen von Clark und Fourastie bezüglich der 
stetigen Entwicklung des „Dritten Standes“ . Obgleich die Zahl der 
kleineren und mittleren Unternehmungen sich zu halten scheint, stellt 
man in diesem Sektor doch eine sehr große Beweglichkeit fest. Unter 
dem Einfluß des technischen Fortschrittes verschwinden bestimmte 
Berufe und andere kommen neu auf. Auch innerhalb der verschie­
denen Berufe sieht man einen gewissen Wandel. Die Geschäfte für 
Reparaturen und Maschinenpflege entwickeln sich in beträchtlichem 
Ausmaß, selbst im Schatten großer Unternehmungen. So bringt also 
die Industrialisierung bei weitem nicht notwendigerweise das Ver­
schwinden des Handwerks mit sich. In Wirklichkeit sind Industrie 
und Handwerk sehr oft gegenseitig sich ergänzende Faktoren.

Qualitative Betrachtung. Eine Untersuchung der gegenwärtigen 
Situation berechtigt zu einem gewissen Optimismus. Gut beraten, 
gut für ihre Aufgaben vorgebildet, unterstützt durch die Berufs­
organisationen und die in ihrem Interesse geschaffenen Studien- und 
Forschungsinstitute, vermögen die Chefs der kleinen Unternehmungen 
ihre wirtschaftliche Position bedeutend zu verbessern. Man kann mit 
Genugtuung feststellen, daß die unabhängig Schaffenden mehr und 
mehr die Nützlichkeit ihrer Berufsorganisationen, Einkaufs- und Ver- 
kaufsgenossenschaften und Ausbildungsstätten begreifen. Bedeu­
tende Fortschritte sind auf diese Weise in der Führung von kleinen 
und mittleren Betrieben erreicht worden, vor allem unter buchungs- 
und handelstechnischem Gesichtspunkt.

1 B E N IG N O  C A C ERES in der Ztschr. „Cooperation“ , Paris, Dez. 1957.
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Alle diese Bemerkungen gelten fast ausschließlich für die ent­
wickelten und industrialisierten Länder, in denen der sich gegen­
seitig ergänzende Charakter der Industrie, des Handwerks, der Ver­
teilung und der Dienstleistungen mehr und mehr klar in Erscheinung 
tritt.

In den weniger entwickelten und unterentwickelten Ländern liegen 
die Verhältnisse jedoch ganz anders. Ein internationaler Kongreß 
kann sich, selbst wenn er sich auf europäische Länder beschränkt, 
diesen unterentwickelten Ländern gegenüber, für welche die reichen 
Nationen schwerste Verantwortung tragen, nicht teilnahmslos zeigen.

Ein Auftrag, den ich kürzlich für eine internationale Institution 
im Mittleren Osten zu erfüllen hatte, gab mir Gelegenheit, die 
interessantesten Eindrücke über das Handwerk zu sammeln, wie es 
sich in einer Wirtschaft und in einer Gesellschaft entwickelte, die in 
äußerst raschem Tempo vom Feudalsystem zur höchsten Indu­
strialisierung vordrang, indem sie in 25 Jahren jene Etappen durch­
schritt, für die wir zwei Jahrhunderte gebraucht haben. In ihrer Hast, 
sich von der wirtschaftlichen und politischen Unterwerfung durch die 
Kolonialmächte zu befreien und den beträchtlichen Rückstand, dessen 
sie sich mehr und mehr bewußt werden und worunter sie auch 
leiden, aufzuholen, geben sich diese Völker alle Mühe und setzen 
ihre gesamte Investitionskraft für die Großindustrie ein, im be­
sonderen für die Ausrüstung der Grundstoffindustrie, und opfern 
dabei Landwirtschaft und Handwerk. Das Handwerk — ich denke 
dabei vor allem an das künstlerische Handwerk —, das in der Ver­
gangenheit, wie eine Menge wunderbar ausgeführter Arbeiten aufs 
deutlichste bezeugt, eine so außerordentliche Blüte erlebt hatte, 
leidet durch eine Art Mißkredit, weil es nach der Meinung der 
jungen, ungeduldig hochstrebenden Generation an gewisse ver­
gangene Formen gebunden ist, an Traditionen, die der Ausländer 
als malerisch und originell beurteilt, die aber die jungen Leute ebenso 
mißachten, wie sie den Aberglauben ihrer Vorfahren zurückweisen. 
Übrigens vollzieht sich die industrielle Entwicklung ebenfalls auf 
Kosten der Lebensfähigkeit und Rentabilität der Landwirtschaft. In 
einem Lande des Mittleren Orients war die Oliven- und Piniennuß­
kultur wesentlich eine landwirtschaftliche Angelegenheit. In vielen 
Dörfern gab es in der Nähe dieser Kulturen kleine Ölmühlen im 
Sinne eines wesentlich landwirtschaftlichen Handwerks.
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Augenblicklich werden in den Städten große Ölmühlen gegründet, 
in welche die Bauern die Produkte ihrer Kulturen abliefern. Die 
kleinen landwirtschaftlichen Betriebe verschwinden, die Dörfer ver­
armen noch mehr (und Gott allein weiß, wie arm sie schon sind), 
das Handwerk verproletarisiert, die Frauen und Töchter des Landes 
gehen in die Stadt, um Arbeit zu suchen, während man doch, zwar 
nicht in den Dörfern selbst, aber doch in den bedeutenderen Provinz­
orten mittelständische Betriebe hätte gründen können, die den 
doppelten Vorteil gehabt hätten, einmal den Bauern eine einträgliche 
Arbeit zu sichern und zweitens sie zu Hause zu halten.

Dort, wo das durch die Konkurrenz der Industrie unruhig ge­
wordene Handwerk sich zu verteidigen sucht, tut es dies bisweilen 
in einer sehr ungeschickten Weise. Was habe ich doch für Dis­
kussionen gehört oder selbst gehalten über den unersetzbaren Wert 
der Handarbeit! Sicherlich müssen bestimmte Präzisionsarbeiten (wie 
z. B. Goldschmiedearbeiten, Schmuckarbeiten, Holzschnitzereien) mit 
der Hand ausgeführt werden, und niemals wird wohl eine Maschine 
soweit kommen, diese Buchmalereien und diese Einlegearbeiten aus 
Elfenbein und Gold, die wir in Aleppo oder Damaskus bewundern 
konnten, mit einer solchen Geschicklichkeit und Feinheit, wie sie der 
menschlichen Hand eigen sind, auszuführen. Aber wozu Arbeiter und 
Arbeiterinnen dazu verpflichten, Webmaschinen mit der Hand zu be­
dienen, die ein Motor viel schneller in Bewegung setzen kann, dazu 
noch viel genauer, abgesehen von sonstigen wirtschaftlich günsti­
geren Bedingungen?

In diesen Ländern stellt sich also eine doppelte Aufgabe. Die 
öffentliche Gewalt, die Industriellen und die Handwerker müssen 
überzeugt werden, daß es einerseits wirklich möglich ist, zugleich 
eine Politik der Industrialisierung und der Rettung oder der Wieder­
erweckung des traditionellen Handwerks zu betreiben, und daß es 
andererseits notwendig ist, die Modernisierung der Arbeitsmethoden 
und die Mechanisierung eines Teiles der handwerklichen Verrich­
tungen vorzunehmen.
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Um die Frage eindeutig zu stellen: ist der Staat oder sind die 
Berufstätigen selbst dazu gehalten, die Initiative einer solchen Politik 
in die Hand zu nehmen?

Wir haben uns in unseren Gegenden daran gewöhnt, den Etatismus 
zu verdammen und der privaten Initiative eine unersetzbare Kraft 
zuzuschreiben. Und selbst dann, wenn wir den Individualismus 
zurückweisen, dessen üble Folgen wir ausreichend kennen, ziehen wir 
den Rückgriff auf eine berufsständische Organisation noch dem 
Staate vor.

Ich glaube nicht, daß man sich da mit absoluten Formeln aus- 
drücken, noch irgendwelche einheitlich überall geltenden Regeln auf­
stellen kann. Ich gebe zwar ebenfalls der berufsständischen Organi­
sation den Vorzug, wobei allerdings dem Staat unbedingt die Pflicht 
zufällt zu verhindern, daß die Berufsverbände in einen Verbands­
egoismus ausarten. Jedoch muß man auch bestimmten Situationen, 
in denen der Staat eine anregende Rolle zu übernehmen hat, Rech­
nung tragen. Er muß, um überhaupt die Wirtschaft in Gang zu 
bringen, den Anstoß geben, gesetzlich klar umschriebene Körper­
schaften ins Leben rufen, in deren Schoß sich eine fortschreitend zur 
Selbstverantwortung erzogene öffentliche Meinung bilden kann, die 
langsam in die Lage versetzt wird, Freiheit und Initiative zu über­
nehmen. In den armen Ländern, die nur geringe Ersparnisse besitzen 
— und bedenken wir wohl, daß diese armen Länder zwei Drittel der 
Menschheit ausmachen! —, erreichen die privaten Investitionen einen 
verschwindend kleinen Teil der notwendigen Investitionen. Wenn 
man auf sie warten soll, um den Lebensstandard der unterentwickelten 
Völker auch nur um einige Prozent zu erhöhen, dann hieße dies, sie 
zu einem langsamen Tod ohne Hoffnung verdammen.

Nur die öffentliche Gewalt, unterstützt durch bereits geschaffene 
oder — wie der ehemalige Präsident der wirtschaftlichen und sozialen 
Kommission der Vereinten Nationen, Scheyven, es verlangt — noch 
zu gründende internationale Finanzinstitute, denkt überhaupt daran, 
die ungeheuren Summen, die eine solch schnelle wirtschaftliche Ent­
wicklung verlangt, zu investieren. Diese Investitionen dürfen sich 
nicht mit kleinlichem Flickwerk abgeben. Sie müssen vielmehr einem 
Gesamtplan dienen, indem sie zugleich alle Sektoren der Wirtschaft

III. Wer muß die Initiative zur M ittelstandspolitik ergreifen ?
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berücksichtigen, also eine Universalplanung auf weite Sicht im Auge 
haben. Die Worte „Plan“ , „Planifizierung“ , „Planwirtschaft“ , die in 
liberalen Ohren so unangenehm klingen, setzenmich nicht in Schrecken. 
Man gebraucht sie durchweg synonym für „Sozialisierung“ und „Ver­
staatlichung“ , und in der Praxis ist es auch oft so. Aber man muß den 
Weitblick und die Objektivität haben zu erkennen, daß die Inter­
vention von Seiten des Staates unvermeidlich und sogar gefordert ist, 
daß sie wohl geführt werden muß und daß sie neue politische und be­
hördliche Strukturen verlangt, die dem organisierten Beruf die Mög­
lichkeit geben, ein Gegengewicht zum blinden Parteistaat zu bilden.

Es sei nur eben angemerkt, daß selbst in den wirtschaftlich hoch 
entwickelten Ländern das heutige Streben nach Großraumwirtschaft 
(Gemeinsamer Markt von Klein-Europa; der in den Staaten des 
Sowjetblocks bereits verwirklichte gemeinsame Markt) dem Staat 
eine ganz beträchtliche Rolle zuteilt.

Es ist wünschenswert, daß in dem Maße, als die Voraussetzungen für 
einen normalen Wirtschaftsablauf geschaffen werden, der Staat die 
wirtschaftlichen Aufgaben der Privatinitiative überlasse. Er tut dies, 
indem er die Berufsverbände immer mehr an seiner Aktivität teil­
nehmen läßt. Zu diesem Zwecke müssen besondere Organe ge­
schaffen werden, wie z. B. Handwerkskammern, berufsständische 
Räte, nationale Wirtschaftsräte, die zunächst mit beratender Funk­
tion, dann mit stets erweiterten Vollmachten, vor allem im Sinne der 
Selbstverwaltung, ausgerüstet werden, wobei das Recht der Ent­
scheidung in letzter Instanz beim Staate verbleiben würde.

Allerdings möchte ich nicht bestreiten, daß wir damit einer doppel­
ten Gefahr ausgesetzt sind. Zunächst ist es sehr schwierig für den 
Staat, rückwärts zu schreiten und dabei Gewalten wieder abzugeben, 
die er sich durch den Zwang der Verhältnisse angeeignet hat. Unser 
Wunsch nach Dezentralisierung und Abgabe der Mitbestimmung 
könnte leicht nur ein frommer Wunsch bleiben, und selbst die Vor­
kehrungen, die man gleich zu Beginn zur Vermeidung zu starker 
staatlicher Eingriffe in die Wirtschaft treffen würde, könnten sich als 
illusorisch erweisen.

Andererseits müssen wir auch das Aufkommen einer neuen Klasse, 
nämlich die der Technokraten befürchten, die ohnehin in den na­
tionalen und internationalen Institutionen schon sehr zahlreich ist.



152 Marcel Laloire

Dies scheint der unvermeidbare Tribut an den stetig anwachsenden 
technischen Charakter der wirtschaftlichen und sozialen Probleme 
zu sein, die sich heute der Menschheit stellen.

Gegen diese Vermehrung der unpersönlichen und unverantwort­
lichen Technokratie müssen wir mit wachsendem Nachdruck den 
persönlichen Charakter unserer handwerklichen Betriebe unter­
streichen und in ihnen den Sinn für Verantwortung und persönlichen 
Einsatz pflegen.

Schlußfolgerung

Welches sind nun die Schlußfolgerungen aus diesen verschiedenen 
Beobachtungen ?

Die Lage des produktiven Mittelstandes erscheint nicht in einem 
solch katastrophalen Licht, wie es viele beschreiben. Wirtschaftlich 
und sozial kann sich dieser Mittelstand aufrechterhalten und bewahrt 
er seine Existenzberechtigung trotz der großen technischen und wirt­
schaftlichen Veränderungen, die durch die zweite industrielle Re­
volution erfolgt sind.

In den wirtschaftlich entwickelten Ländern sind es die Unternehmer 
selbst und die sie vertretenden und zusammenschließenden Berufs­
organisationen, denen es obliegt, die Hauptaufgabe in der Anpassung 
und Entwicklung zu leisten, wobei der Staat einzig subsidiär einzu­
greifen hätte oder zu dem Zweck, die Rahmengesetze zu schaffen, 
innerhalb deren sich die freie Initiative entfalten kann. Anders hegen 
die Dinge in den wenig entwickelten Ländern. Diese bedürfen, um 
sich auf einen höheren wirtschaftlichen Stand heraufzuarbeiten, in 
erster Linie der staatlichen Intervention. Wir möchten uns darum im 
Hinblick auf die unleugbar verschiedenen Verhältnisse, in welchen 
sich die einzelnen Wirtschaften befinden können, vor einer allge­
meinen Verurteilung staatlicher Eingriffe hüten.
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M I T T E L S T A N D  U N D  W I R T S C H A F T S O R D N U N G

1. Mittelstand als Ergebnis der industriellen Entwicklung

In einer Zeit, in der die Stände im alten Sinn untergegangen sind, 
tritt das Problem des „Mittelstandes“ stark in den Vordergrund. 
Stand und „Mittelstand müssen also hier doch in einem verschie­
denen Sinn gebraucht werden. Mit zunehmender Ausprägung der 
Gesellschaft als einer industriellen Gesellschaft ist der Begriff des 
Mittelstandes aufgetaucht.

Wenn man fragt, um wen es in der Mittelstanddiskussion eigentlich 
geht, bekommt man die verschiedensten Antworten. Der eine nimmt 
als Maßstab für die Zugehörigkeit zum Mittelstand die Höhe des 
Einkommens, ein anderer geht von der Produktionsweise im Betrieb 
aus, usf. Wenn man aber unter Anlegung dieser Maßstäbe die Men­
schen zusammenfaßt, stellt man fest, daß wir es dabei gar nicht mit 
einem Stand, mit einer einheitlichen Gruppe zu tun haben.

Wir kommen daher zu einem Mittelstand, der kein Stand ist, der 
vielmehr ein „Residualstand“ ist, oder besser „Residualstände“ oder 
„Residualgruppen“ , von denen wir zwar eine Reihe von Merkmalen 
aufzählen können, ohne sie aber fest in einen Begriff zu bekommen. 
Wovon ist der Mittelstand ein Residuum ? Ein „Überbleibsel“  von 
einer alten Ordnung? Überbleibsel, das man noch aus Gnade und 
Barmherzigkeit leben läßt? So dürfen wir den Begriff sicher nicht 
fassen, sondern in dem anderen Sinn, daß in dem Umbau unserer 
Gesellschaft, der in erster Linie von der technischen Entwicklung 
bestimmt ist, gewisse Gruppen so bestimmend sind, daß sie der
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ganzen Gesellschaft das Gepräge geben, während andere diese Be­
deutung nicht haben. „Mittelstand“  bedeutet in dem Sinne weder 
eine besonders bedeutsame Funktion noch eine disquabfizierende 
Aussage über die Gruppen und Stände, die ihm nicht angehören oder 
angehören. Vielleicht bedeutet er aber doch so viel, daß ohne ihn 
ein wesentliches Element in der Gesellschaft unterdrückt würde.

Wenn wir „Mittelstand“ als geschichtliches Phänomen sehen, 
könnte man sich darunter alle die Gruppen vorstellen, die nicht in die 
moderne Industriegesellschaft zufriedenstellend integriert wurden, 
die bei diesem Prozeß eine subjektiv empfundene oder objektiv 
gegebene Benachteiligung ihrem früheren Status gegenüber erfahren 
oder doch in dieser Industriegesellschaft nicht genügende Sicherungen 
ihrer Gesamtexistenz geboten erhalten. Durch diese gemeinsame Not­
lage, die zugleich ein strukturelles Problem ist, ergibt sich das Ge­
meinsame des „Mittelstandes“ .

2. Ordmngsfunktion des Mittelstandes

Aber nicht nur von den Betroffenen her stellt sich das Problem' 
sondern auch vom Gemeinwohl her. Es erhebt sich die Frage, 
ob die Struktur der modernen Industriegesellschaft, die vornehmlich 
durch die großen Arbeitsmarktparteien bestimmt wird, mit Hinsicht 
auf das Gemeinwohl günstig oder die günstigste oder aber doch viel­
leicht eine fragliche ist, in die man bestimmte korrektive Elemente, 
vielleicht mit Hilfe des „Mittelstandes“ , einbauen kann.

In dieser genetischen Betrachtung wäre der Mittelstand das Er­
gebnis der industriellen Entwicklung und zugleich eine neue Potenz, 
die temperierend und integrierend in den Gegensätzen der modernen 
Industriegesellschaft ausgebaut werden könnte.

Wenn wir den Mittelstand als Residualstand auffassen, erklären 
sich auch die vergeblichen Bemühungen, für ihn feste Merkmale 
zu finden, wie es etwa in Deutschland vom Bundesarbeitsministerium 
versucht worden ist, das in einer internen Ausarbeitung folgende 
Merkmale anführte:

der Unternehmer ist zugleich Betriebsführer, 
der Unternehmer ist unmittelbar am Produktionsprozeß be­
teiligt,
es ist nur eine Betriebsstätte vorhanden,
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das Betriebskapital wird nur von der Familie aufgebracht, bzw. 
von einer kleinen Gruppe,
im selben Wirtschaftszweig sind größere Unternehmen vor­
handen,
der Betrieb beschäftigt nicht mehr als 49 Arbeiter, im Höchst­
fall 99, in besonderen Ausnahmefällen bis 199,
Verhältnis von Anteil des Eigenkapitals und Fremdkapitals.

All diese Kriterien bringen zwar einen richtigen Grund zum Aus­
druck, sind aber weder einzeln noch gemeinsam ein Anhaltspunkt für 
eine sachliche oder organisatorische Abgrenzung. Der Betriebsführer, 
der zugleich Unternehmer ist, paßt nicht auf viele Familienunter­
nehmen, die oft mehrere Geschäftsführer haben. Die Unternehmer 
auch „mittelständischer“ Betriebe sind oft nicht mit ausführender 
Tätigkeit beschäftigt, sondern vielfach nur dispositiv tätig. Die Be­
schränkung auf eine Betriebsstätte ist z. B. nicht anwendbar auf das 
Baugewerbe, bei dem oft an mehreren Stellen zugleich gearbeitet 
wird. Die Familiengebundenheit der Kapitalaufbringung läßt sich 
z. B. nicht auf Genossenschaften anwenden. Auch die Beschränkung 
auf eine bestimmte Zahl von Arbeitskräften ist unzureichend, weil 
das Ausmaß der Kapital- oder Lohnintensität in den einzelnen 
Branchen ganz verschieden ist. Es gibt heute viel Betriebe mit ganz 
wenig Arbeitern, die einen Markt vollkommen beherrschen können.

3. Einordnung des Mittelstandes in das gesamte Wirtschaftsgefüge

Bei aller Schwierigkeit, den Mittelstand definitorisch in den Griff 
zu bekommen, scheint er als Residualgröße am leichtesten zu erfassen. 
In unserer modernen Industriegesellschaft gibt es führende Wirt­
schaftsgruppen, die in ihrem Vorgehen mittlere und kleine Unter­
nehmen aus Gründen des Allgemeinwohles selbst berücksichtigen 
müssen, es sei denn deren Situation werde durch wirtschaff s- und sozial­
politische Maßnahmen anderer Art Rechnung getragen. Zugleich wird 
darauf zu achten sein, daß organisatorisch starke Gruppen sich keine 
Privilegien erobern, die gegen den Gleichheitssatz verstoßen. Weiter 
wird bei gesellschaftspolitischen Erwägungen zu beachten sein, ob 
andere als wirtschaftliche Gründe vorliegen, bestimmte, von der 
wirtschaftlichen Entwicklung nicht bevorzugte Gruppen aus anderen, 
nicht wirtschaftlichen Gründen zu fördern.
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Bei der Einheitlichkeit des gesamten Wirtschaftslebens kann es 
bei allen Maßnahmen um Besserstellung minder gut gestellter 
Gruppen nur darum gehen, ihnen mit einer vorübergehenden Hilfe 
in die Nähe der allgemeinen Produktions- und Leistungstrends der 
Gesamtwirtschaft zu verhelfen; es soll ihnen die Anpassung an den 
technischen und wirtschaftlichen Fortschritt erleichtert werden, und 
ungleich große Besserstellungen von Großunternehmen, oft durch 
Machteinsatz erobert, sollen abgebaut werden.

Mittelstandspolitik in diesem Sinne hat also nichts zu tun mit einem 
auf Dauer angelegten Schutzpark bestimmter Gruppen, die ihre alt­
hergebrachten Produktionsmethoden nicht aufgeben wollen und sich 
dabei auf mehr oder weniger undurchsichtige moralische Begrün­
dungen für ihre Ansprüche berufen. Es kann bei einer gesunden 
Mittelstandspolitik nur darum gehen, den nicht vom Trend der 
industriellen Aufwärtsentwicklung getragenen Gruppen die An­
passung oder Umstellung auf die gesamte wirtschaftliche Produk­
tivität zu erleichtern. Das kann geschehen durch Förderung der 
eigenen Zusammenarbeit, Schaffung günstigerer Kreditbedingungen 
durch Aktivität von seiten der Kreditnehmer wie der Kreditgeber, 
durch Erhöhung des Produktions- und Absatzpotentials.

4. Heilmgskräfte aus dem Wirtschaftssystem seihst

Neben dieser mittelstandspolitischen Hilfe ist zugleich auf die Hilfe 
zu achten, die aus der industriellen Entwicklung selbst kommt, die 
nicht unterschätzt werden darf. Ähnlich wie wir von der industriellen 
Entwicklung her am Wendepunkt der Berufsentleerung durch die 
Arbeitsteilung stehen und nun durch fortschreitende Entwicklung 
in Richtung der Automation die Wirtschaft aus sich heraus eine Auf­
füllung des Berufsinhaltes fördert und die Nachfrage nach dem unge­
lernten und angelernten Arbeiter zugunsten des Facharbeiters, des 
„Spezialisten“ zurückgeht, so bietet auch die Entwicklung der 
industriellen Arbeit, in der die Arbeitszeit komprimiert wird, wodurch 
vermehrte arbeitsfreie Zeit anfällt, wie auch das durchschnittliche 
Arbeitseinkommen sich erhöht, gerade für die bisherigen Mittel- und 
Kleinbetriebe neue Produktionschancen, abgesehen von den Arbeits­
aufträgen, die im Schatten der Großindustrie an viele Kleinunter­
nehmungen gerichtet sind. Im Zuge dieser Entwicklung steigt die
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Nachfrage nach individuellem Bedarf, der nicht serienmäßig im Groß­
unternehmen hergestellt wird, die Dienstleistungsauffräge in der Ge­
sellschaft steigen, die wiederum im Lieferungsbereich der Mittel­
betriebe liegen, wie auch endlich differenzierte Kleinaufträge verstärkt 
anfallen, auf die wegen der Schwierigkeit einer serienmäßigen Her­
stellung von Großunternehmen gern verzichtet wird.

5. Stellung %ur Industrialisierung als entscheidendes Moment

Etwas ist den mittelständischen Betrieben gemeinsam, und daran 
gehen sie zugrunde oder genesen sie: ihre Stellung zur Industriali­
sierung. Der Schuhmacher wurde zum Flickschuster, weil die Schuh­
fabrik die Schuhe billiger produzierte, als es der Schuhmacher bislang 
tat, und da, wo nun die Kosten für ein Paar neue Schuhe in die Nähe 
des Preises für Neubesohlung der Schuhe kommen, wird auch der 
Flickschuster langsam überflüssig. Ähnlich geht es dem Schneider, 
der mit seinem Maßanzug in Konkurrenz tritt zur Konfektions­
produktion. — Aber auch den umgekehrten Vorgang können wir 
beobachten, etwa bei dem Friseur; mit Erhöhung des Lebensstandards 
kann nun auf die Körperpflege ein großes Gewicht gelegt werden, 
besonders stieg durch die Wünsche der weiblichen Welt hier die Nach­
frage. Ähnliches gilt etwa von dem Anstreicher; die Nachfrage nach 
gesteigerter Wohnkultur setzte mit der Erhöhung des Lebensstandards 
ein. So könnte man die verschiedenen Handwerke durchgehen. Hier 
stellt sich immer die gleiche Frage, nach der Stellung des betreffenden 
Berufes zur Industrialisierung und ihren Folgen. Entweder ist das 
entsprechende Handwerk mit seinen Leistungen nicht industrialisier­
bar (wie beim Friseur), oder aber die ganze Branche wird umge­
wandelt in eine Industriefabrik — wie die Schneiderei zur Kleider­
fabrik, oder die Bäckerei zur Brotfabrik, die Schlosserei zur Kraft­
fahrzeugwerkstatt —, oder ganz neue Nachfragewünsche treten auf, 
die von den Großunternehmen wegen ihrer Differenziertheit nicht 
erfüllt werden können.

6. Einfluß des wirtschaftlichen Strukturwandels auf den Mittelstand

Im jeweiligen Augenblick hat die industrielle Gesellschaft feste 
Konturen, in ihr aber herrscht ein lebhafter Aufstieg und Abstieg. 
So erfährt durch die fortschreitende betriebliche Organisationstechnik
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das innerbetriebliche Gefüge einen Zug der Unruhe. Der Angestellte, 
der bislang an der dispositiven Tätigkeit in der Nähe des Unter­
nehmers teilnahm, steht nun, seinem Einkommen und seiner Tätigkeit 
nach, nahe oder in dem Bereich des Arbeiters. Die Angestellten ver­
suchen ihre gesellschaftliche Sonderposition noch zu sichern, werden 
jedoch durch die aufsteigende Facharbeiterschaft eingeholt. Bei dieser 
Wirtschaftsdynamik ändert sich der Standpunkt einer Gruppe, wenn 
sich der Standort einer anderen Gruppe ändert. Dadurch ist auch das 
Staunen der betroffenen Gruppen so groß: sie sollen nun auf einmal 
in der Gesellschaft eine andere Stellung einnehmen, ohne daß sie 
selbst ihren Standort von sich aus geändert haben. Wir haben es in 
diesen Prozessen mit einer gesellschaftlichen Relativitätssituation zu 
tun, in der es keine konservierbaren Privilegien gibt; die Tendenz 
geht vielmehr dahin, solche Privilegien abzubauen.

Jeder, der die Früchte dieser Gesellschaftsordnung beanspruchen 
will, muß sich ihrer Rationalität und Rentabilität unterwerfen. Die 
Rationalität zwingt in feste Handlungsregeln, die der individuellen 
Spontaneität Grenzen setzen, und der Zwang zur Rentabilität setzt den 
ganzen Arbeitsprozeß unter Zeitdruck. Diese Einengung nach 
Methode und Zeitablauf ist das Opfer, das der Mensch für die an­
fallende Produktivität bringen muß. Ob die unter solchen Gesetzen 
stehende Wirtschaftsordnung von uns als Ideal anerkannt wird oder 
nicht, ist eine andere Frage. Für das wirtschaftliche Verhalten gibt 
es grundsätzlich diese zwei Möglichkeiten, daß entweder der Lebens­
stil die Arbeit ordnet oder daß die auf Rationalität und Rentabilität 
abgestellte Wirtschaft in einen permanenten Standeswechsel hinein­
zieht. Man könnte vielleicht versucht sein, eine gesunde Mischung 
beider Prinzipien vorzuschlagen, eine Mischung zwischen Rationalität 
mit Rentabilität und festen Regeln ständischer Art. Sofern neben dem 
Prinzip der Rationalität und Rentabilität Regeln hinzukommen, die 
durch den Berufsstand bestimmt werden, um vielleicht dadurch eine 
ungesunde Dynamik des Prozesses zu dämpfen, besteht die Schwierig­
keit dann doch in der Festlegung solcher Spielregeln, die nicht im 
ökonomischen Vorgang unmittelbar verankert sind, wie das bei dem 
Prinzip der Rentabilität der Fall ist. Hier befinden wir uns in dem 
Raum einer möglicherweise ungesunden gesellschaftlichen Zusammen­
ballung, die nur schwer zu kontrollieren ist, wie sie beispielsweise in 
der spätmittelalterlichen Zunftordnung ihre Ausprägung fand. Je
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stärker und enger die wirtschaftlichen Zusammenhänge miteinander 
verflochten werden, umso größer muß ihre rechnerische Faßbarkeit 
sein, damit das Risiko des wirtschaftlichen Grenzverhaltens der 
Unternehmen in tragbaren Grenzen bleibt. Ein anderes ist es, die 
gesamte Verhaltensweise der Wirtschaftssubjekte zu beeinflussen, so 
daß es als festes Datum in die Wirtschaftsrechnung eingehen kann. 
Hier ist zu gleicher Zeit auch die Nahtstelle der wirtschaftlichen 
Wertwelt mit dem Bereich des Ethischen.

Ferner ist zu beachten, daß die Verhaltensweise in der Wirtschaft 
nicht von einer Branche, noch von einem Volke festgelegt ist. Je 
einfacher und berechenbarer die Verhaltensweise in den großen 
Wirtschaftsgebieten ist, umso leichter ist eine Verzahnung der ver­
schiedenen Wirtschaften und Wirtschaftsgebiete miteinander. Eine 
„Freie Marktwirtschaft“ braucht deshalb nicht nur „liberal“  ver­
standen zu werden, sondern läßt sich auch im naturrechtlichen 
Denken verankern.

7. Soziologische Bedeutung des Mittelstandes

Vom Wirtschaftssystem her lassen sich daher auch noch Begrün­
dungen zugunsten einer Mittelstandspolitik ableiten. Ohne der 
Illusion zu verfallen, der Mittelstand wäre heute die gesellschafts­
tragende Klasse, kann doch vom Gedanken einer freiheitlichen 
Wirtschaftsordnung zugunsten eines gesunden Mittelstandes vieles 
angeführt werden.

Denken wir uns einmal jeden Mittelstand aus unserer Gesellschaft 
weg, so würde das bedeuten, die ganze Gesellschaft wäre durch die 
Gegenüberstellung zwischen den Arbeitsmarktparteien gekenn­
zeichnet. Jeder wäre entweder Arbeitgeber oder abhängiger Arbeit­
nehmer. Eine so gegliederte Gesellschaft stünde leicht in Gefahr eines 
Klassenkampfes, der mit der Unterwerfung einer Klasse enden würde. 
Diese Klassengegensetzlichkeit würde wahrscheinlich durch Vererbung 
der gesellschaftlichen Stellung noch verschärft. Die Partner einer so 
gegliederten Gesellschaft leben ständig in der Versuchung, ihre 
Macht zum Einsatz zu bringen, um sich selbst in Monumental­
aktionen zu dokumentieren. Die Kosten solcher Dokumentierung 
trägt die unterworfene Gruppe. Da aber, wo eine starke Gruppe von 
selbständigen Existenzen ist, hat die Gesellschaft ein neutrales Infor­
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mations- und Diskussionsfeld, wie auch ein Feld, auf dem ein Aus­
tausch der gesellschaftlichen Kräfte erfolgen kann. Der Mittelstand 
des selbständigen Unternehmers ist auch deshalb so wertvoll, weil 
wir hier auf engem übersichtlichem Raum unter tragender Verant­
wortung einer Person die Fülle der mit dem Eigentum gegebenen 
Funktionen zusammen haben: Verfügungsgewalt, Risiko und Haf­
tung. Diese relative Unabhängigkeit ist zugleich ein Hort der freiheit­
lichen Gesellschaftsordnung überhaupt. Der „Mittelstand“ steht 
zwar in der Gefahr, infolge seiner supplementären Stellung in der 
Gesellschaft anderen Gruppen gegenüber im Verteilungsprozeß 
wesentlich benachteiligt zu werden; er vermag aber auch bei einer 
Gesunderhaltung als gesellschaftliches Kontrollorgan der Sozialgebilde 
mit mehr kollektivartigem Gepräge wirksam zu werden. Für die 
Gesunderhaltung der modernen Industriegesellschaft — so könnte 
man vielleicht formulieren — ist eine „kritische Masse“ von selb­
ständigen Existenzen notwendig, die den Umschlag in ein kollek­
tivistisches Sozialgebilde allein durch ihre Anwesenheit verhindern.

8. Aufgaben der Selbsthilfe

Daraus folgt zu gleicher Zeit, daß ein Mittelstand mit einer solchen 
strukturpolitischen Aufgabe nicht der Privilegien-Kostgänger der 
industriellen Großgruppen sein darf. Im wesentlichen muß er den 
gleichen Wettbewerbseinflüssen ausgesetzt bleiben wie die übrige 
Wirtschaft. Nur so kann er sich seine Gleichberechtigung sicher­
stellen. Um dies zu erreichen, muß er sich an die Wirksamkeit der 
von der Großindustrie entwickelten Methoden heranarbeiten, was 
wiederum nur durch enge zwischenbetriebliche Beziehungen erreicht 
wird, sei es für den Bereich einer wirksamen Werbung, der betriebs­
wirtschaftlichen Beratungen und Vergleiche oder der Ausfuhrzu­
sammenschlüsse. Das, was der Großbetrieb kraft seiner Größe an 
Effizienz in den verschiedenen Bereichen des Unternehmens (Betrieb, 
Geschäft, Finanz) entwickeln kann, muß im Zusammenwirken der 
verwandten selbständigen Mittelstandsexistenzen erst ermöglicht 
werden. Dabei geht es nicht nur um eine Hilfe von außen, sondern 
ebensosehr um die Aktivierung der Selbsthilfe des Mittelstandes 
selbst. Dieser Aufbau der Selbsthilfe ist nicht zu verwechseln mit dem 
Aufbau eigener Machtstellungen und Privilegien, die den schon
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unvollkommenen Wettbewerb noch mehr denaturieren würden; der 
Mittelstand erzielt vielmehr auch für sich den größten Nutzen, wenn 
er seinerseits alles einsetzt, um bestehende Wettbewerbsbeschrän­
kungen und einseitig unbegründete Präferenzen abzubauen.

9. Aussicht für den Mittelstand

Mit einer so gearteten Großwirtschaft kann der Mittelbetrieb 
durchaus Zusammenleben. Man sieht das Verhältnis Großbetrieb zu 
Mittelbetrieb durchaus falsch, wenn man glaubt, der Großbetrieb 
untergrabe den Mittel- und Kleinbetrieb. In den hochindustrialisierten 
Staaten ist seit der industriellen Revolution der Mittelstand zahlen­
mäßig nicht zurückgedrängt worden, im Gegenteil, ihm gehören 
heute mehr Menschen an als vor Beginn dieser Entwicklung. Infolge 
der technischen Entwicklung vermochten die Großunternehmen den 
überwiegenden Teil der Gesamtversorgung an sich zu ziehen, die 
Mittel- und Kleinbetriebe waren aber nicht aus allen Stellungen zu 
vertreiben; es eröffnete sich ihnen vielmehr ein weites Feld neuer 
Betätigung. In den USA, wo die Industrialisierung am weitesten fort­
geschritten ist, stieg in den letzten Jahrzehnten die Anteilnahme der 
mittelständischen Betriebe am Gesamtumsatz nicht nur zahlenmäßig, 
sondern auch prozentual. Die industrielle Entwicklung entreißt zwar 
dem Mittelstand immer wieder alte Tätigkeitsbereiche, schafft aber 
zugleich auch immer neue Aufgabengebiete, wenn auch diese nicht 
gerade von denen übernommen werden, die die Verluste hinnehmen 
mußten. Die Großfabrikation strahlt ihre Wirkungen auch auf die 
bäuerlichen und handwerklichen Klein- und Mittelbetriebe aus. In 
dem Umkreis der Großbetriebe wächst eine Großzahl von selb­
ständigen Betrieben empor: Einzelhändler, Wäschereien, Reinigungs­
anstalten, Handwerker, Dienstleistungsbetriebe, weiterverarbeitende 
Betriebe. Hinzu kommt die große Zahl der Zulieferbetriebe, die 
selbst miteinander im Wettbewerb stehen und dadurch der Groß­
industrie einen günstigen Einkaufspreis erzielen, der seinerseits wieder 
den Preis des Endproduktes mitbestimmt. Die fortschreitende Groß­
industrie führt zugleich mit ihrer Entwicklung neue Chancen für den 
Klein- und Mittelbetrieb herauf. Die Großindustrie als volkswirt­
schaftliche Preisführerin sorgt für die Ausweitung des Güterstromes 
und zugleich für den Anstieg der Kaufkraft. Die erhöhte Kaufkraft

11
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in den Händen der Konsumenten erzeugt ihrerseits wiederum 
differenzierte Nachfrage, die vermehrt bei den Mittelbetrieben oder 
im Dienstleistungsgewerbe anfällt. Auch da, wo auf den ersten Blick 
eine Benachteiligung der Kleinbetriebe durch den Großbetrieb vor­
handen zu sein scheint, ergibt sich bei näherem Zusehen ein anderes 
Bild. Eigenartigerweise verdrängen so z. B. die großen Warenhäuser, 
Filialgeschäfte und Konsumvereine nicht die Einzelhandelsgeschäfte 
aus ihrer Umgebung; statt dessen stellt man fest, daß es nirgends so 
viele kleine und mittlere Einzelhandelsgeschäfte gibt wie in der Nach­
barschaft dieser „feindlichen“ Großbetriebe.

10. Mittelstand und politische Ordnung

Im Rahmen einer Wettbewerbswirtschaft hat der Mittelstand eine 
lebenswichtige Funktion. Er schafft den individuellen Freiheitsraum, 
ohne den eine Wettbewerbswirtschaft nicht funktionieren kann. 
Überall da, wo man in eine zentral gesteuerte Wirtschaftsordnung 
überwechselt, wird auch in Kürze dem Mittelstand der Kampf an­
gesagt. Wenn der Mittelstand ausgeschaltet ist, ist ein wesentlicher 
Lebensraum der Unabhängigkeit und Selbständigkeit beseitigt. Die 
zentrale Führung hat dann die Möglichkeit, den technischen Fort­
schritt zu forcieren; dazu benötigen dann die Lenkungsstellen weit­
gehende Machtbefugnisse, die die Freiheit des einzelnen stark ein­
schränken können. Die ganze Wirtschaft wird zu einem verfügbaren 
Kräftespiel einer kleinen Führungsschicht, die dann leicht in der Ver­
suchung steht, alles nur auf den technischen Fortschritt abzustellen, 
um mit seiner Hilfe eine Machtsteigerung zu erreichen. So ist auch 
aus staatspolitischen Gründen ein gesunder Mittelstand notwendig.

11. Mittelstand und Gesellschaftspolitik

Aber auch aus gesellschaftspolitischen Überlegungen heraus sollte 
der Mittelstand gepflegt werden, weil er als Brücke für den sozialen 
Auf- und Abstieg dient. Der Lohnarbeiter eines Großunternehmens 
kann, auch mit den notwendigen Kenntnissen, kaum zum Unter­
nehmer werden, wohl aber kann er die niedrigere Stufe in den Mittel­
stand ersteigen. Die Gesellschaft muß auf eine reiche Aufstiegsmög­
lichkeit achten, damit die Fähigkeiten, die sich in ihrem Schöße ent­
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wickeln, auch mit den ihnen entsprechenden Funktionen betraut 
werden können; im anderen Fall entstehen gesellschaftliche Über­
schußkräfte, die, gehindert an einer positiven Mitgestaltung, zu 
Oppositionskräften der Gesellschaft entarten und in die Versuchung 
geraten, sich als Funktionäre einer Großgruppe zur Verfügung zu 
stellen. Je mehr selbständige Existenzen eine Gesellschaftsordnung 
ermöglicht, umso geringer ist die Gefahr, daß sie funktionalisiert 
wird. Aus der freien Tätigkeit vieler selbständiger Existenzen er­
wächst auch ein größerer Reichtum an Lebensformen. Das Schwer­
gewicht der Gesellschaft bleibt in Richtung der Einzelpersönlichkeit 
gelenkt, die in voller Funktionsauslastung steht und so aus unmittel­
barem Erlebnis Kenntnis hat von den Werten der Freiheit, des Wohl­
standes, des Fortschrittes wie der Familie und des Volkes. Eine 
solche Struktur täuscht die Gesellschaft nicht über die Opfer hinweg, 
die im Interesse der Ordnung gebracht werden müssen. Zugleich ist 
aber auch der Mittelstand ein Übungsfeld, auf dem die Kräfte geschult 
werden, die einmal das gesamte Gemeinwohl eines Volkes und 
Staates in die Hand nehmen.

Das Strukturprinzip einer Gesellschaft ist für uns nicht vom 
Funktionalen her bestimmt, sondern vom Personalen. Hier liegt der 
sozialethische Ansatzpunkt aller Überlegungen auch über den Mittel­
stand.
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D IE  S IT U A T IO N  D E S  H A N D W E R K S 

IN  D E R  M O D E R N E N  W IR T SC H A FT

Die gegenwärtige wirtschaftliche Entwicklung und die Aufsehen 
erregenden Fortschritte der Großindustrie stellen dem Handwerk 
eine Reihe von Fragen, die vornehmlich an das allgemeine Problem 
anknüpfen: Hat das Handwerk noch eine Chance unter dem Einfluß 
der Umwälzung, die wir gegenwärtig feststellen können ?

Es besteht zur Zeit eine gewisse Besorgnis, die man summarisch 
wie folgt ausdrücken kann: Führt die gegenwärtige Entwicklung 
nicht zur Ausweitung der Produktionsweisen der Großbetriebe? 
Und sind daher nicht, auf mehr oder minder lange Sicht, gewisse 
Zweige des Handwerks und gewisse Hersteilverfahren der handwerk­
lichen Betriebe zum Ausscheiden verurteilt ?

Die technischen Erfolge der Großbetriebe wecken in denen, die 
außerhalb des Handwerks stehen, den Gedanken, der Handwerks­
betrieb und die Kleinbetriebe seien überholte Arbeitsmethoden. Es 
kommt sogar vor, daß die staatliche Wirtschaftspolitik sich dieser 
Ansicht anschließt und so das Handwerk vernachlässigt und die 
Konzentration der Großbetriebe fördert.

Mit dieser Frage, nämlich der Rolle, die dem Handwerk noch zu­
kommt und zukommen wird, wollen wir uns zunächst beschäftigen, 
um im Anschluß daran die hauptsächlichen Probleme zu besprechen, 
denen sich das Handwerk gegenübersieht.
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I. Die Stellung des H andwerks in der Wirtschaft

Die Ansicht, daß die Großindustrie den Tod für das Handwerk 
bedeute, ist nicht neu. Sie geht zurück auf den ersten Einsatz der 
Dampfmaschine und die Entstehung der ersten großen Fabrikbetriebe. 
Dennoch, trotz aller Vorteile, die man als Aktiva zugunsten der 
Großunternehmen buchen kann, muß man unumwunden zugeben, 
daß der Mittelstand heute einen bedeutenden Sektor in der Wirtschaft 
einnimmt. Von diesem Paradox sei die Rede.

Die wirtschaftliche Überlegenheit der Großbetriebe ist so hinrei­
chend bekannt, daß es nicht notwendig ist, näher darauf einzugehen. 
Die Vorteile sind wirtschaftlicher wie technischer Art. Beim Verkauf 
der Fertigprodukte wie beim Einkauf der Werkstoffe und Betriebs­
mittel können die Manager der Großunternehmen ihre bessere Markt­
kenntnis und -Übersicht verwerten; da sie mit großen Quantitäten 
arbeiten und über große finanzielle Mittel disponieren, ist es ihnen im 
allgemeinen auch möglich, preisgünstiger einzukaufen und zu gün­
stigeren Bedingungen zu verkaufen. Im technischen Bereich kann der 
Großbetrieb die Kosten und sonstigen Lasten auf eine größere 
Produktion verteilen. Daher die geringeren Selbstkosten pro Stück. 
Dieser Vorteil kann sich mit dem technischen Fortschritt noch er­
höhen, denn die immer besser werdenden Maschinen gestatten ein 
wirtschaftlicheres Arbeiten, wodurch die Selbstkostenpreise sinken, 
was wiederum eine Vergrößerung der Produktionsstätten zur Folge 
hat.

Der Handwerker und der Kleinindustrielle, die nur wenige Gesellen 
beschäftigen, könnten im Hinblick auf diese Vorteile der Groß­
industrie von oberflächlichen Beurteilern als Restbestände eines über­
lebten Zustandes angesehen werden. Eine solche Folgerung beruht 
indessen auf falschen Voraussetzungen, nämlich auf einer unvoll­
ständigen Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung. Zweifellos 
fördert der technische Fortschritt die Konzentration der Unterneh­
mungen und die Massenfertigung. Trotz allem bleibt aber eine große 
Anzahl von Produkten und Dienstleistungen übrig, für die diese 
Gesetzmäßigkeit nicht gilt. Andererseits ist die Konzentration von 
Betrieben oft mit einer Spezialisierung verbunden. Der Betrieb, der 
sehr große Auflagen produziert, benötigt im allgemeinen einen kost­
spieligen Anlagenpark, der auf wenige Fabrikate eingestellt ist. Er
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kann sich nicht leicht umstellen und ist auch nicht in der Lage, ein 
breites Sortiment von Produkten anzubieten, von denen gewisse 
Typen nur in kleinen Auflagen hergestellt werden können. Dieses 
Großunternehmen hat daher im Rahmen seiner Sparte oft ein Inter­
esse, die Fabrikation von gewissen Zubehörteilen nach außen zu 
vergeben! So hat z. B. General Motors in den USA etwa 10000 kleine 
Zulieferanten. Dies zeigt, daß das Handwerk sich an die wirtschaft­
liche Entwicklung anpassen konnte und daß es heute ein wichtiges 
Element der Wirtschaft und einen bedeutenden Faktor des steigenden 
Lebensstandards darstellt.

1. Die Lage des Handwerks in der Wirtschaft europäischer Länder

Um die Bedeutung der Handwerksbetriebe in den europäischen 
Volkswirtschaften zu würdigen, verwende ich aus einem bemerkens­
werten Aufsatz von M. Laloire, Direktor des Instituts für wirtschafts- 
und sozialwissenschaftliche Studien des Mittelstandes in Brüssel, die 
folgenden statistischen Angaben, die aus einer kürzlich durchgeführ­
ten Erhebung gewonnen wurden1.

Länder
Erwerbspersonen 

(in 1000)

Zahl der 
Handwerks­

betriebe

Zahl der im 
Handwerk 

Beschäftigten 
(in 1000)

BR Deutschland . . . ................  22074 865000 3700
Ö sterreich ................ ................ 3352 160000 600
Belgien........................ ................ 3481 221405 415
D än em ark ................ ................ 2118 89446 —

Frankreich ................ ................ 20520 900000 1475
Luxemburg................ ................ 135 6520 28
Ita lie n ........................ ................ 20140 800000 3000
Niederlande................ ................ 3866 171023 439
S c h w e iz .................... ................ 2148 97354 298

Für die Länder mit Handwerksgesetzgebung (BR Deutschland,
Österreich, Frankreich und Luxemburg) hat M. Laloire die amtlichen
Statistiken verwandt. Für die anderen Länder hat er in seiner Er-
hebung jene Industriebetriebe berücksichtigt, die weniger als 10 
Personen beschäftigen (ausgenommen Dänemark, wofür nur die 
Angaben der Betriebe mit 0-5 Personen beschafft werden konnten).
1 M . L A LO IR E , Problemes de l’Artisanat europden, Revue Internationale du Travail, octobre 1953*
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Aus dem Artikel von M. Laloire sind noch einige zusätzliche 
Bemerkungen zu erwähnen, die die Lebensfähigkeit des europäischen 
Handwerks verdeutlichen. In Westdeutschland hat sich die Zahl der 
Handwerksbetriebe von 1939 bis 1949 um 9% vermehrt und die 
Beschäftigtenzahl um 17%, von 1949 bis 1954 ist die Zahl der im 
Handwerk Beschäftigten von 3060000 auf 3795000 angestiegen, was 
einer prozentualen Steigerung um 24% in sechs Jahren gleichkommt. 
In Luxemburg haben sich zwar die Handwerksbetriebe von 9293 im 
Jahre 1907 auf 6420 im Jahre 1951 vermindert, die Zahl der im Hand­
werk beschäftigten Personen ist hingegen in dieser Zeit von 20917 
auf 22810 gestiegen. In Holland haben sich die Industriebetriebe mit 
weniger als 10 Beschäftigten von 147887 an der Zahl im Jahre 1930 
auf 150466 im Jahre 1950 hinaufbewegt, während dieser Zeit stieg 
die Beschäftigtenzahl von 359179 (1930) auf 439174 (1950). In der 
Schweiz bestanden 1929 85941 Handwerksbetriebe mit 200622 Be­
schäftigten und 1939 97351 Betriebe mit 293037 Beschäftigten, das 
sind 38% der in der Industrie beschäftigten Personen.

Die wichtigsten Gewerbezweige lassen sich in folgende Gruppen 
einteilen: Nahrungsmittel, Bauwirtschaft, Bekleidungsbranche, Textil- 
und Lederbranche, Metall- und Holzbranche. Die Bedeutung dieser 
Zweige ist jedoch in den einzelnen Ländern sehr verschieden. „Der 
Bedeutung nach rangiert das Nahrungsmittelgewerbe in Belgien an der 
Spitze, gefolgt vom Modistinnen- und Schneidergewerbe, dann den 
Schuhmachern. Die gleiche Reihenfolge gilt auch für Polen. In 
Westdeutschland dagegen stehen Bekleidungs-, Textil- und Leder­
gewerbe an der Spitze der Betriebe (274000 von 865 000), gefolgt vom 
Baugewerbe (178000 Betriebe), während in dieser letzten Gruppe die 
meisten Personen beschäftigt sind (1051000 im Jahre 1949). In 
Frankreich dominiert ebenfalls das Bekleidungs- und Textilgewerbe 
(18,80% der im Jahr 1944 gezählten Betriebe), es folgen Metall- und 
Maschinenbau (18,50%), Bau- (17,80%), Holz- (12,00%), Nahrungs­
mittel- (10,80%) und Ledergewerbe (10,70%)“ 2.

Zur Erleichterung der Analyse können wir die Handwerkszweige 
in zwei große Gruppen unterteilen: in das traditionelle Handwerk 
und in das die Industrie ergänzende Handwerk, das sich dauernd neue 
Arbeitsgebiete erschließt.

2 M. LA L O IR E , op. cit.
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In der modernen Wirtschaft macht sich eine gewisse Trennung 
zwischen den Arbeitsgebieten von Industrie und Handwerk bemerk­
bar. Die Industrie ist durch die Produktion von leicht lager- und 
transportfähigen Serienfabrikaten gekennzeichnet. Im Gegensatz 
hierzu behält das Handwerk überall dort seine Überlegenheit, wo 
z. B. das Produkt leicht verderblich und das Verkaufsgebiet be­
schränkt ist, wo die Produktion vielgestaltig oder individuell ist, wo 
qualitative, geschmackliche und den Termin betreffende Gesichts­
punkte den Preisüberlegungen vorgehen und wo die Produktion 
keine allzu umfangreiche Ausrüstung oder zu bedeutende Forschungs­
leistungen verlangt.

Die handwerklichen Berufe, die Schwierigkeiten haben, sind be­
sonders jene, die diesen Charakteristika nicht entsprechen oder mit 
ihrer Produktion unmittelbar den industriell gefertigten Gütern 
Konkurrenz machen möchten. Der typischste Fall ist der der Ga­
loschen- und Holzschuhmacher, deren Absatz stark zurückging, seit 
der Gummistiefel sich den Markt erobert hat. Meistens besteht für das 
ausscheidende Handwerk die Möglichkeit der Umstellung. Die Küfer 
beispielsweise können leicht ein neues Aufgabengebiet als Zimmer­
mann finden.

Jedoch sind gegenwärtig die Handwerksbetriebe, die vom Markt 
verschwinden oder mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen haben, 
nicht zahlreich. Im Gegenteil werden durch die gegenwärtige wirt­
schaftliche Entwicklung einige Berufszweige begünstigt. Dies ist 
besonders im Dienstleistungsgewerbe der Fall (Friseure, Wäschereien, 
Färbereien und Garageninhaber, die vom allgemeinen Ansteigen des 
Lebensstandards profitieren). Andererseits stehen dem Handwerk 
durch den technischen Fortschritt neue Produktionsmittel zur Ver­
fügung. In diesem Zusammenhang kann man sagen, daß die Elektri­
zität dem Handwerk wieder das zurückgegeben hat, was ihm durch 
die Dampfmaschine genommen wurde. Parallel zur wachsenden Ver­
wendung des elektrischen Stroms im täglichen Leben entstanden neue 
Berufszweige im Bereich der Konstruktion, Installation und Reparatur. 
Auch die Entwicklung von Rundfunk und Fernsehen begünstigt das 
Entstehen neuer Berufe.

2. Die Entwicklung des traditionellen Handwerks
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Der Aufschwung des traditionellen Handwerks ist also nicht in 
dem Bereich zu suchen, wo die Industrie unbestreitbar überlegen ist, 
sondern vielmehr in jenen Produktionssektoren, die auf eine begrenzte 
Kundschaft abgestimmt sind und die dem individuellen Bedarf und 
Geschmack der Verbraucher entgegenkommen. In jedem Fall stellt 
sich das Problem, dem Verbraucher eine befriedigende und wirt­
schaftliche Lösung anzubieten, die den neuen Bedürfnissen des mo­
dernen Lebens entspricht und seinen Sinn für die schönen Dinge des 
Lebens befriedigt. Die Handwerker sind besonders qualifiziert, dieses 
Ziel zu erreichen, da ja Phantasie, Scharfsinn und Sachkenntnis gerade 
sie in eigentümlicher Weise auszeichnen.

3. Das die Industrie ergänzende Handwerk

Die an die Industrie gebundenen handwerklichen Leistungen be­
treffen einerseits die Fabrikation für gewisse industrielle Sektoren, 
z. B. Maschinenbau, Automobil- und Flugzeugindustrie, wie auch 
gewisse Dienstleistungen.

Besonders die sich entwickelnde Automobil- und Flugzeugindu­
strie hat neue und wichtige Absatzgebiete für das Handwerk er­
schlossen. So ist es zum Beispiel üblich, daß Konstrukteure beim 
Versuch am Modell die Ausführung gewisser Teile dem Handwerk 
anvertrauen. Diese Aufträge werden allgemein auf mehrere Betriebe 
verteilt, damit die Geheimhaltung besser gewährleistet ist. Es kommt 
auch vor, daß zahlreiche Einzelteile und verschiedene Zubehörteile 
vom Handwerk gefertigt werden.

Auch neue Materialien sind für das Handwerk nicht uninteressant. 
Die zunehmende Verwendung von Plastikmaterial hat das Handwerk 
angeregt, neue Formen zu entwickeln und herzustellen.

Die Überlegenheit des für die Industrie beschäftigten Handwerks 
erklärt sich durchweg aus Faktoren, die nicht von nur vorüber­
gehender Dauer sind: Zu diesen Faktoren gehört zweifellos die hohe 
fachliche Qualifikation des Handwerkers. Dazu kommen noch jene 
Vorteile, die mit der Struktur des Handwerksbetriebes Zusammen­
hängen. Hierzu gehören die geringen Anlagen und die niedrigen 
Kosten. Die Arbeitskraft ist in der Fertigung vollgültig ausgenützt, 
wogegen in der Industrie mit wachsender Betriebsgröße dieser 
Teil prozentual sehr oft abnimmt. So besitzt für bestimmte
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Fälle der Handwerksbetrieb geradezu die optimale Betriebsgröße. 
Dies erklärt z. B., daß Handwerker Einzelteile für Autos billiger 
produzieren als Großbetriebe.

Diese Überlegenheit läßt sich ebenfalls in den Handwerks- und 
Kleinbetrieben der Holzbranche feststellen, bei der Fertigung vor­
bearbeiteter Materialien für die Bauwirtschaft oder bei der Herstellung 
von Möbeln für Großunternehmen. In diesen Fällen ist allerdings 
jener Handwerker, der nicht über die Mittel verfügt, ein eigenes 
Konstruktionsbüro zu organisieren und zu unterhalten, der Gefahr 
ausgesetzt, in technische Abhängigkeit von Großunternehmen zu 
kommen. Die Handwerker der gleichen Sparte sollten sich daher 
zur Gründung eines Konstruktionsbüros und einer Verkaufsorgani­
sation zusammenschließen, um gegenüber der Industrie unabhängiger 
zu bleiben.

Das die Industrie ergänzende Handwerk ist nicht nur in der Lage, 
weiterzuexistieren, sondern vielmehr auch sich mit dem technischen 
Fortschritt weiterzuentwickeln. Es repräsentiert ein beachtliches 
Produktionsvolumen und verdient daher eine eingehende Unter­
suchung ebenso wie den Einsatz von geeigneten Maßnahmen zur 
Verbesserung seiner Produktionsbedingungen.

II. Die Charakteristika des Handwerks

Bis in die neuere Zeit wurde der so vielfältigen und fruchtbaren 
handwerklichen Tätigkeit zu wenig Beachtung geschenkt. Die Auf­
merksamkeit konzentrierte sich vor allem auf die Industrie. Die mehr 
oder weniger deutlich ausgesprochene Überzeugung, daß ein unaus­
gleichbarer Gegensatz zwischen der industriellen Entwicklung und 
dem Fortbestehen der Handwerksbetriebe bestehe, hat weitgehend 
dazu beigetragen, diesen wesentlichen Sektor der Wirtschaft außer 
Sicht zu halten. Seit einigen Jahren können wir indessen überall in 
Europa ein zunehmendes Interesse für die handwerklichen Probleme 
feststellen. Diese Veränderung wurde teilweise durch die Handwerker 
selbst eingeleitet. Auch die Tätigkeit fachlicher und überfachlicher 
Organisationen, die zur Verteidigung der Interessen, zur beruflichen 
Ausbildung und zum Studium der das Handwerk betreffenden wirt­
schaftlichen, technischen und sozialen Fragen gegründet wurden, 
trugen wesentlich dazu bei. Heute bestehen in vielen europäischen
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Ländern Institute und Forschungszentren, gelegentlich Universitäten 
angegliedert, in denen sich Wirtschaftswissenschaftler, Soziologen 
und Juristen mit den verschiedenen Problemen des Handwerks 
auseinandersetzen. Nach und nach gibt man sich darüber Rechenschaft, 
daß neben der stetig vorausschreitenden Industrie sich in der heutigen 
Wirtschaft ein Handwerk einschaltet, das nicht etwa nur ein Über­
bleibsel aus der Vergangenheit darstellt, sondern bedeutende Funktio­
nen der Wirtschafts- und Sozialordnung erfüllt. Von diesen Funktio­
nen erscheinen uns einige besonders bedeutsam.

Man kann die Leistung und Bedeutung des Handwerks nicht aus 
einer Statistik umfassend ablesen, in der lediglich die Zahl der in 
den Betrieben Beschäftigten erfaßt ist. Die Betriebsgröße ist nur eines 
der verschiedenen Kriterien für die Leistungsfähigkeit des Handwerks. 
Was die Leistung wesentlich kennzeichnet, sind der Anteil des Hand­
werkers an der manuellen Arbeit, seine fachlichen Kenntnisse, seine 
Vielseitigkeit, seine Unabhängigkeit und sein Sinn für Verantwortung. 
Es erscheint mir notwendig, die Vielseitigkeit des Handwerks be­
sonders herauszustellen, vor allem deswegen, weil die Spezialisierung 
mehr und mehr die Grundregel der Industrie geworden ist. Einzig 
der Bestand an Werkstätten, die über jene Ausrüstung und jene 
menschliche Arbeitskraft verfügen, die eine vielseitige Produktion 
ermöglichen, vermag der Wirtschaft die notwendige Beweglichkeit 
zu geben, die Bedarfsdeckung entsprechend den Verbraucherwün­
schen zu sichern und sich rasch an Nachfrageänderungen anzupassen.

Eine der wichtigsten Gründe der Existenzberechtigung des Hand­
werks in der heutigen Wirtschaft liegt gerade darin, daß seine Arbeits­
methoden sich von denen der Industrie unterscheiden. Die Tatsache, 
daß sich der Handwerker neben der Geschäftsführung selbst an den 
Arbeiten im Betrieb beteiligt, die einfache und anpassungsfähige 
Betriebsorganisation, die Möglichkeit, die Arbeitszeit zu vermindern 
oder zu steigern, die geringe Lagerhaltung und häufig auch die ver­
hältnismäßig geringe Bedeutung der Kapitalausstattung, ermöglichen 
ihm geringere Kosten und gestatten ihm, verschiedenartige Produkte 
herzustellen und sich dem Wechsel in der Nachfrage anzupassen.

Die besondere Sachkenntnis garantiert dem Handwerker eine Über­
legenheit in jenen Arbeiten, die eine genaue Anpassung oder eine sehr 
weitgehende Perfektion erfordern. Seine Geschicklichkeit und seine 
Fachkenntnisse ermöglichen es, Dienstleistungen zu vollbringen und
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Produkte zu erzeugen, die sich durch ihre Qualität auszeichnen. Er 
beherrscht die Kunstgriffe, die in hohem Maße das tägliche Leben 
erleichtern und angenehm machen. Wer schon einmal außerhalb 
Europas gelebt hat, war sicherlich betroffen von der Schwierigkeit oder 
Unmöglichkeit in der Beschaffung jener vielseitigen Dienstleistungen 
und Qualitätsprodukte, an die wir uns so gewöhnt haben, daß wir uns 
gar nicht mehr bewußt sind, welcher Schatz an Erfahrung sich in 
ihnen verbirgt. Es wäre viel über die Bedeutung des Handwerks für 
eine Zivilisation zu sagen. Es ist offenbar nicht nur rein zufällig, daß 
die zwei großen Zivilisationen, die europäische und die chinesische, 
jenen Ländern angehören, in denen das Handwerk einen beachtlichen 
Stand erreicht hat.

Wenn man versuchen wollte, den Anteil des Handwerks an den 
vielfältigen Produkten und zahlreichen Dienstleistungen des häus­
lichen Lebens zu errechnen, würde man einen eindrucksvollen 
Prozentsatz erhalten. Die Höhe des Lebensstandards einer Nation 
steht sicherlich in großem Maße in Funktion zur Leistung der hand­
werklichen Berufe.

Unsere Zeit ist mehr als irgendeine fortschrittshungrig. Fast überall 
bemühen sich Staatsmänner, Ingenieure, Soziologen und Wirtschaft­
ler, die Bedingungen eines besseren Daseins und einer Steigerung des 
Lebensstandards für die breiten Massen zu ergründen und zu fördern. 
Man hat dabei aber bis heute den Beitrag des Handwerks zum all­
gemeinen Wohlstand zu wenig gewürdigt.

Westeuropa, wo es sich gut leben läßt, hat den Vorteil, noch ein 
bemerkenswert gesundes Handwerk zu besitzen. Möchte man es doch 
sorgsam hüten, indem man ihm alle notwendigen Anpassungsmög­
lichkeiten gestattet! Und wenn heute viel von den Hilfeleistungen 
zugunsten der unterentwickelten Länder gesprochen wird, soll man 
sich bewußt sein, daß die Ausbildung von Ingenieuern und die 
Kapitalbeschaffung allein nicht genügt, man muß auch Handwerker 
heranbilden.

Ebenso verdienen bestimmte soziale Aspekte herausgestellt zu 
werden, besonders der, daß das Handwerk die Brücke zwischen 
Arbeiterstand und Industrieführern darstellt. Häufig ist der Hand­
werker ein ehemaliger Facharbeiter, der sich selbständig gemacht hat, 
und nicht selten spezialisiert er sich nach längerer Führung eines hand­
werklichen Betriebes und wird zum Chef eines Industriebetriebes.
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Das Handwerk bildet also für viele eine Durchgangsstation, die dem 
Arbeiter den Aufstieg erlaubt und die Ausbildung und den Nachwuchs 
führender Persönlichkeiten in der Industrie sichert.

Schließlich ist der Handwerker durch menschliche Qualitäten ge­
kennzeichnet, deren Erhaltung ganz besonders wünschenswert ist. 
Der Handwerker, der bei jeder Arbeit mitwirkt, ist gleichzeitig Chef 
des Unternehmens, verantwortlich für seine Leistung und sehr oft 
unabhängig von Banken oder Industriegruppen. Die menschlichen 
Beziehungen zu den Arbeitern gestalten sich durchweg reibungslos, 
weil, wie gesagt, der Chef selbst mitarbeitet und seine persönliche 
Geschicklichkeit beweist. Er kennt seine Mitarbeiter, er kann sie 
beraten und ihnen wirkungsvoll helfen.

III. Die Anpassung des H andwerks an neue Gegebenheiten

Die schnellen Umwandlungsprozesse in der heutigen Wirtschaft 
stellen den Handwerker vor eine Reihe von Problemen, von denen 
folgende besonders erwähnt werden sollen: die Ausbildung, die In­
formation über technische Neuerungen und die Beschaffung der 
finanziellen Mittel.

1. Die Ausbildung und berufliche Eingliederung des Handwerkers

Verschiedene Dinge wirken sich heute hemmend auf den Hand­
werksnachwuchs aus. Zunächst ist es der Umstand, daß die Lehrlings­
ausbildung für den Meister eine schwere Belastung bedeutet. Weiter­
hin ist die Anwerbung von qualifizierten Lehrlingen durch die falsche, 
in der Öffentlichkeit weit verbreitete Meinung erschwert, das Hand­
werk sei durch die Industrie gefährlich bedroht. Dagegen steht fest, 
daß vom Handwerk ausgebildete Arbeiter häufig zur Industrie ab­
wandern, wo ihre Ausbildung besonders geschätzt wird.

Um diesem Umstand, der auf lange Sicht schwerwiegende Folgen 
nach sich ziehen kann, abzuhelfen, erscheinen drei Gruppen von 
Maßnahmen beachtenswert:

a) Die Lehrherrn durch bedeutende Vergünstigungen zu fördern.
b) Den Junghandwerkern vor allem hinsichtlich der Kreditbe­

schaffung die für die berufliche Eingliederung notwendigen Erleich­
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terungen zu bieten und den jungen Arbeitern in den Handwerks­
betrieben gute Arbeitsbedingungen zu sichern, um die zu häufige 
Versuchung zum Abwandern einzudämmen. Dies setzt im besonderen 
die Modernisierung der Werkstätten und Kleinbetriebe voraus.

c) Werbung in der Öffentlichkeit und besonders bei den Lehr­
kräften zugunsten des Handwerks. Auch Film und Fernsehen können 
hierfür wichtige Diens leisten.

2. Die Information der Handwerker

Die Anpassung des Handwerks an die neue Technik erfordert 
Forschungs- und Informationsstellen. Die Genossenschaften sind 
gewiß hierfür geeignet in Ländern, wo Genossenschaften bereits 
Boden gefaßt haben. In Frankreich, wo sich das Genossenschafts­
wesen nur sehr langsam im Handwerk entwickelt, scheint die Grün­
dung der „Centres professionnels de productivite“  auf kurze Sicht 
bessere Resultate zu gewährleisten.

Die Tätigkeit dieser Organisationen muß sich auf folgende Bereiche 
ausrichten:

a) Untersuchungen über neue Methoden und neue Werkstoffe für 
die einzelnen Berufe,

b) Studium der Organisationsprinzipien der handwerklichen Be­
triebe und Schaffung von Musterbetrieben,

c) Studium und Verbreitung jener Methoden der Buchhaltung und 
Betriebsführung, die vor allem ihrer Einfachheit wegen auf die hand­
werkliche Unternehmung passen,

d) Studium der Probleme, die sich im Hinblick auf das künstlerische 
Schaffen und die Anpassung der Produktion an die Bedürfnisse und 
den Geschmack der Verbraucher stellen,

e) Studium des ausländischen Marktes und eventuell möglicher 
technischer Hilfeleistungen, die das europäische Handwerk den unter­
entwickelten Ländern vermitteln kann,

f) Kenntnis der Berufe, ihrer wirtschaftlichen Konjunkturlage und 
ihrer sozialen Probleme.

Die Verbreitung der Arbeitsergebnisse wird den überfachlichen, 
regionalen Organisationen anvertraut werden können.



Die Situation des Handwerks in der modernen Wirtschaft 175

3. Der Handwerkskredit

Die Veränderungen in den Arbeitsbedingungen zwingen heute die 
Handwerker zur Aufnahme von Krediten, um die Ausrüstung zu 
beschaffen oder zu erneuern und den Finanzfonds aufzustocken. Die 
Banken können gemäß ihrer gewöhnlichen Geschäftspolitik keine 
große Hilfe leisten. Sie sind fast durchweg auf die Nachfrage der 
großen Industrie- und Handelsunternehmen eingestellt, die leicht 
finanzielle Mittel durch Diskontierung oder Vorauszahlungen erhalten 
und ihre Investitionen dadurch finanzieren, daß sie bei Kapitalgebern 
Anleihen aufnehmen oder sie an der Unternehmung beteiligen. Allge­
mein kennt der Handwerker den Weg über die Bank nicht. Von den 
Finanzierungsmöglichkeiten, die sie ihm gewähren kann, weiß er 
nichts. Außerdem haben die traditionellen Kreditinstitute wenig 
Interesse an einer Zusammenarbeit mit dem Handwerk, weil die 
geringen Kreditaufträge hohe Kosten verursachen, die zu den aus dem 
Darlehen erwarteten Zinsen in keinem Verhältnis stehen. Deshalb 
war die Gründung von Spezialinstituten, die besonders auf die Be­
dürfnisse des Handwerks ausgerichtet sind, eine überall empfundene 
N otwendigkeit.

Diese Institutionen wurden teils durch die Initiative der Interes­
senten geschaffen, wie in der Schweiz, teils durch staatliche Inter­
vention, wie in Frankreich. Ihr Charakter ist in den einzelnen Ländern 
verschieden. Es kann sich um eine Kasse handeln, die über Kapital­
rücklagen verfügt, aus der die Darlehen entnommen werden, oder 
um eine Körperschaft von Handwerkern in Form eines Vereins oder 
einer Genossenschaft, die einer Bank gegenüber Bürgschaft leistet. 
Meistens jedoch greifen öffentliche Körperschaften in verschiedenen 
Formen helfend ein, um die Liquidität zu erhöhen, die Operationen 
zu erleichtern und die Kreditkosten zu senken.

Die Kreditbewilligung müßte allgemein als Gelegenheit ausgenutzt 
werden, die Handwerker über die Technisierungsmöglichkeiten zu 
unterrichten und ihnen bei der Modernisierung ihrer Arbeitsmethoden 
an die Hand zu gehen. In England muß der auf dem Land wohnende 
Handwerker, der ein Darlehen nimmt, sich bei der Wahl seiner tech­
nischen Ausrüstung an das Urteil von Fachberatern halten. Ebenso 
gibt in Belgien die technische Abteilung der Mittelstandsbehörde 
(Service Technique de la Direction des Classes moyennes) bindende
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Anweisungen bei der Kreditbewilligung. Diese Intervention bildet 
für diese Behörde eines der Mittel, um ihre Aufgabe gegenüber dem 
Handwerker zu erfüllem, nämlich ihn über technische Neuerungen zu 
informieren und zu beraten. Solche Erfahrungen verdienen ohne 
Zweifel Beachtung. Jedoch ist bei dieser Orientierung zu beachten, 
daß zwar einerseits der Kredit der Produktivitätssteigerung und der 
Verbesserung der Arbeitsmethoden zu dienen hat, es aber andererseits 
bedauerlich wäre, wenn das Kreditbewilligungsverfahren infolge von 
Auflagen dazu führte, die Interessenten zu entmutigen.

Eine klare Analyse der gegenwärtigen wirtschaftlichen Verände­
rungen widerlegt also die falsche Idee, daß die Entwicklung einzig 
in Richtung auf die Konzentration der Großunternehmen gehen 
müßte. Das Handwerk verfügt über Eigenschaften, die es ihm ge­
statten, trotz der Vorteile, die der technische Fortschritt dem Groß­
unternehmen verleiht, eine eigene Tätigkeit neben der Industrie zu 
entfalten.

Doch kann der Handwerksbetrieb und der Kleinbetrieb ohne An­
passung nicht weiterbestehen. So wenig das gegenwärtige Handwerk 
als Überbleibsel des früheren angesehen werden kann, wird das Hand­
werk von morgen ein Restbestand des heutigen sein. Und wenngleich 
es zuerst den Handwerkern obliegt, ihren Platz in der zukünftigen 
Wirtschaft vorzubereiten, so ist es andererseits im Hinblick auf die 
Rolle, die das Handwerk in der Hebung des Lebensstandards ge­
spielt hat, doch notwendig, daß die Öffentlichkeit von den sozialen 
Leistungen des Handwerkers Kenntnis erhalte und daß die Wirt­
schaftspolitik der staatlichen Gewalt die eigenen Anstrengungen des 
Handwerks, sich an die neuen Bedingungen anzupassen, wirkungsvoll 
unterstütze.
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V E R A N T W O R T U N G  D E R  G R O S S B E T R IE B E  

G E G E N Ü B E R  D EM  M IT T E L S T A N D

Aufgrund seiner wirtschaftlichen Überlegenheit ist der Groß­
unternehmer zweifellos sittlich verpflichtet, auf die kapitalschwächeren 
mittelständischen Existenzen in Industrie und Handel Rücksicht zu 
nehmen, soweit sie an sich wirtschaftlich gesund und leistungsfähig 
sind. Dazu gehört vor allen Dingen auch ein verantwortungsbewußtes 
Verhalten seitens der Großbetriebe bei der Ausdehnung ihres Ge­
schäftsumfanges, dem schon vom Wirtschaftlichen her gewisse natür­
liche Grenzen gesetzt sind. Ist man sich ihrer nicht bewußt, so führt 
man unter Umständen einen übersteigerten Wettbewerbsdruck in 
einzelnen Branchen bzw. Städten herbei, durch den nicht nur die 
Existenz an sich gesunder kleinerer und mittlerer Unternehmen, 
sondern auch die eigene Rentabilität bedroht wird. Mit Recht weist 
deshalb die Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe 
des deutschen Einzelhandels in ihrem Geschäftsbericht für das Jahr 
1957 darauf hin, „daß Maßhalten ein vordringliches Gebot in Zeiten 
der wirtschaftlichen Expansion sei.“

Einen Verstoß gegen den eingangs aufgestellten Grundsatz stellt 
selbstverständlich jeder bewußt gegen den Kapitalschwächeren ge­
führte Vernichtungswettbewerb dar. Solche Auswüchse gehören aber 
heute erfreulicherweise zu den ganz seltenen Ausnahmefällen.

Eine wesentliche Hilfe kann der Großbetrieb aber dem mittel­
ständischen Gewerbe dadurch leisten, daß er ihm seine eigenen 
größeren wirtschaftlichen Erfahrungen, besonders auch auf dem

12
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Gebiet der Rationalisierung, zur Verfügung stellt, bzw. die Be­
mühungen um die wirtschaftliche Förderung der kleineren und mitt­
leren Unternehmungen unterstützt. Hierzu einige Beispiele aus 
Deutschland:

1. Rationalisierungsgemeinschaft des Handels im Dienste des Mittelstandes

Zur Förderung der Rationalisierungsbestrebungen im mittelstän­
dischen Handel wurde die Rationalisierungsgemeinschaft des Handels 
als Dachorgan aller Handelsverbände geschaffen. Ihre Träger sind 
nicht nur die Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels 
sowie der Gesamtverband des Deutschen Groß- und Außenhandels 
und die beiden Dachorganisationen der mittelständischen Selbsthilfe, 
nämlich der Zentralverband gewerblicher Einkaufsvereinigungen des 
Handels e. V. und der Zentralverband des genossenschaftlichen Groß- 
und Außenhandels für Nahrungs- und Genußmittel e. V. Einen 
wichtigen Beitrag leisten vielmehr auch die Bundesarbeitsgemein­
schaff der Mittel- und Großbetriebe, insbesondere die in ihr ver­
tretenen großen Warenhausunternehmungen, die Arbeitsgemeinschaft 
der Lebensmittelfilialbetriebe und der Zentralverband der Deutschen 
Konsumgenossenschaften. Dieser Beitrag beschränkt sich nicht nur 
auf eine finanzielle Unterstützung der Rationalisierungsgemeinschaft 
des Handels. Die in den Großbetrieben gesammelten Erfahrungen 
werden über diese vielmehr auch dem übrigen Handel zur Verfügung 
gestellt. Die Rationalisierungsgemeinschaft hat in den letzten Jahren 
eine solche Bedeutung gewonnen, daß jetzt auch die staatlichen Ge­
werbeförderungsmittel durch sie verteilt werden.

2. Institut für Selbstbedienung und Mittelstand

Zwischen der Rationalisierungsgemeinschaft des Handels und dem 
Institut für Selbstbedienung besteht eine enge Zusammenarbeit. 
Letzteres wurde auf Initiative der Arbeitsgemeinschaft der Lebens- 
mittelfilialbetriebe mit der ausdrücklichen Absicht gegründet, auch 
dem mittelständischen Einzelhandel, insbesondere der Lebensmittel­
branche, zu helfen, sich allmählich auf Selbstbedienung umzustellen. 
Der Zentralverband der Deutschen Konsumgenossenschaften hat sich 
dankenswerterweise dieser Aufgabe ebenso zur Verfügung gestellt
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wie die Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe, 
deren Mitgliedsbetriebe — abgesehen von den Lebensmittelab­
teilungen der Warenhäuser — nicht der Nahrungs- und 
Genußmittelbranche angehören und deshalb nicht ganz so stark an 
dem Problem der Selbstbedienung interessiert sind. Allerdings macht 
auch die Selbstbedienung in den Warenhäusern in letzter Zeit, und 
zwar nicht nur in den Lebensmittelabteilungen, einige Fortschritte. 
Selbstverständlich sind auch fast alle übrigen Organisationen des 
deutschen Handels, vor allem der Lebensmittelbranche, Mitglieder 
dieses Instituts. Durch regelmäßige Veröffentlichungen, Betriebs­
beratungen und andere Förderungsmaßnahmen wird den interessierten 
mittelständischen Einzelhandelsunternehmungen das zum großen Teil 
von den Lebensmittelfilialbetrieben und den Konsumgenossenschaften 
erarbeitete Material zur Verfügung gestellt. Darüber hinaus hat sich 
eine größere Anzahl von Lebensmittelfilialbetrieben bereit erklärt, 
mittelständische Unternehmer einige Monate in ihren Selbstbe­
dienungsfilialen arbeiten zu lassen, damit diese sich dort die nötigen 
Erfahrungen für die Umstellung ihrer eigenen Läden sammeln können. 
Von dieser Möglichkeit wird viel Gebrauch gemacht.

Wie die nachstehende Statistik über die Entwicklung der Selbst­
bedienungsläden in Deutschland zeigt, ist im Jahre 1957 die Zahl der 
von mittelständischen Unternehmungen betriebenen Selbstbedie­
nungsläden ganz erheblich stärker gestiegen als die Selbstbedienungs­
verkaufsstellen der Lebensmittelfilialbetriebe und der Konsumge­
nossenschaften. Ohne die Arbeit des Instituts für Selbstbedienung 
wäre dieses Resultat wahrscheinlich nicht erzielt worden, obwohl die 
Selbsthilfeorganisationen des mittelständischen Gewerbes, nämlich 
die freiwilligen Ketten und die Einkaufsgenossenschaften, ebenfalls 
einen entscheidenden Beitrag zu dieser Ausbreitung der Selbst­
bedienungsläden und damit zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit 
des mittelständischen Gewerbes geleistet haben.
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Betriebsform
15

Zahl

56

Anteil in %

151

Zahl

57

Anteil in %

Lebensmittelfilialbe- 
triebe und Waren­
häuser 709 51 1384 43

Konsumgenossen­
schaften 163 12 360 12

Selbständige Einzel­
händler 507 37 1439 45

Gesamt: 1379 100 3183 100

3. Ausbildung des mittelständischen Nachwuchses

Schon seit vielen Jahren bietet eine Anzahl großer Warenhaus­
unternehmungen und anderer Großbetriebe des deutschen Einzel­
handels den Söhnen und Töchtern mittelständischer Einzelhändler 
die Möglichkeit, ein Jahr oder länger als Volontär bei ihnen zu arbei­
ten. Dadurch erhält der mittelständische Nachwuchs die Gelegenheit, 
aufgrund eigener Erfahrungen die Methoden moderner Betriebs­
führung kennenzulernen. Den Einblick, den er auf diese Weise in die 
Geschäftspolitik seiner großen Konkurrenten erhält, stärkt natur­
gemäß seine eigene Wettbewerbsfähigkeit. Erfreulicherweise machte 
eine große Anzahl von mittelständischen Einzelhändlern von dieser 
Möglichkeit Gebrauch.

4. Kredithilfe

In wohl allen deutschen Bundesländern bestehen sogenannte 
Kreditgarantiegemeinschaften des Handels. Träger sind die Berufs­
organisationen des Groß- bzw. Einzelhandels. Diese Kreditgarantie­
gemeinschaften arbeiten aber auch sehr eng mit den zuständigen 
Landesregierungen und insbesondere auch mit den Banken und
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Sparkassen zusammen. Ihr Ziel ist, durch die Gewährung von Kredit­
garantien förderungswürdigen Einzelhändlern bzw. Großhändlern, 
die nicht über ausreichende eigene Sicherheiten verfügen, mittel- und 
langfristige Kredite zu tragbaren Bedingungen zur Verfügung zu 
stellen. Dafür sind ihnen in erster Linie öffentliche Mittel bereit­
gestellt. In einer Reihe von Bundesländern, insbesondere in Nord­
rhein-Westfalen, sind aber auch große Warenhausunternehmungen 
den Kreditgarantiegemeinschaften beigetreten und haben durch zur 
Verfügungstellung eines größeren Betrages den Garantiefonds noch 
zusätzlich aufgestockt und dadurch die für das mittelständische 
Gewerbe bereitstehende Kreditsumme vergrößert.

5. Auftragerteilung

Eine ebenso wichtige Hilfe kann der Großbetrieb dem mittel­
ständischen Gewerbe auch durch eine bewußt gelenkte Auftragspolitik 
gewähren. So haben z. B. die großen deutschen Warenhausunter­
nehmungen im Jahre 1957 für ca. 450 Millionen DM Aufträge an 
das mittelständische Gewerbe erteilt, und zwar vor allen Dingen an 
Handwerker aller Art (darunter nicht nur Bauhandwerker usw., 
sondern auch Bäcker, Metzger und Textilhandwerker), an mittel­
ständische Groß- und Einzelhandelsbetriebe, Druckereien und Spedi­
teure. In dieser Summe sind nicht die Aufträge an kleinere und mittlere 
Industrieunternehmungen enthalten. Der Gesamtwert der Aufträge, 
die diese von den Warenhausunternehmungen erhalten haben, ist noch 
ganz erheblich höher.

Der für den Außenstehenden sicherlich überraschend große Um­
fang der an das mittelständische Gewerbe erteilten Aufträge ist darauf 
zurückzuführen, daß die betreffenden Warenhäuser bewußt die 
Führung von Regiebetrieben aller Art auf ein Mindestmaß einge­
schränkt haben und statt dessen die in Frage kommenden Aufträge 
dem mittelständischen Gewerbe zukommen ließen. Daß man mit 
dieser konstruktiven Mittelstandspolitik gleichzeitig auch seinen 
eigenen Interessen dient, soll nicht verschwiegen werden. Man er­
reicht nämlich auf diese Weise in vielen Städten gute nachbarschaft- 
liche Beziehungen zum ansässigen Gewerbe, die letzten Endes auch 
den eigenen Filialen zugute kommen.
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Mit dem weitgehenden Verzicht auf eigene Regiebetriebe haben die 
Warenhausunternehmungen im übrigen auch einen grundsätzlichen 
Beitrag zur Lösung der Mittelstandsfrage geleistet. Der Abbau aller 
betriebswirtschaftlich nicht unbedingt notwendigen Regiebetriebe der 
Großunternehmungen von Industrie und Handel würde zweifellos 
mehreren tausend tüchtigen Kräften die Möglichkeit zu einer selb­
ständigen und auskömmlichen Existenz bieten. Häufig würde dies 
außerdem angesichts der tatsächlichen Unrentabilität vieler Regie­
betriebe zu einer Kostensenkung bei den betreffenden Unterneh­
mungen führen.



G. M. J .  V ELD K A M P

STAATLICHE MITTELSTANDSPOLITIK1

Die Mittelstandspolitik als eine an natürlichen Gegebenheiten ausgerichtete 
Wirtschaftspolitik

Die sozialwirtschaftliche Entwicklung des letzten Jahrhunderts hat 
sowohl in ihrem Trend als infolge plötzlicher Ereignisse zu bedeuten­
den Umschichtungen der gesellschaftlichen und volkswirtschaftlichen 
Grundlagen geführt. Zahlreiche technische, soziale und wirtschaftliche 
Ursachen könnten hier angeführt werden. Man denke an die stürmische 
Entwicklung der Technik, an die Folgen des Anwachsens sozialer und 
wirtschaftlicher Macht und die damit einhergehende Demokrati­
sierung in Staat und Gesellschaft und schließlich auch an die Ent­
wicklung des wirtschaftlichen Denkens und der wirtschaftlichen 
Praxis. Darüber hinaus wären noch mannigfache Ursachen zu nennen. 
Man braucht sich nur vor Augen zu halten, wie sehr die zwei großen 
Kriege die Lebensweise und den Lebensstand Europas beeinflußt 
haben und wie zahlreich ihre sozialen und wirtschaftlichen Rückwir­
kungen gewesen sind. Die Ordnung von Gemeinschaft und Volks­
wirtschaft wurde aus den verschiedensten Gründen heraus gewandelt. 
Dies führte wieder zu neuen Erscheinungen im wirtschaftlichen und 
sozialen Leben.

1 Der Begriff „middenstand“  bedeutet im Niederländischen soviel wie „g  e w e r b 1 i c h e r Mittelstand“ , 
vor allem Einzelhandel und Handwerk.
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All das hat man zu berücksichtigen, wenn man in einer kurzen 
Betrachtung die staatlichen Maßnahmen im Hinblick auf den gewerb­
lichen Mittelstand untersuchen will. Mittelstandspolitik ist in jedem 
Fall Politik, wobei die Wirtschaftspolitik den Grundton angibt. Politik 
heißt hier die praktische Anwendung von Erkenntnissen, Ansichten 
und Idealen auf einem bestimmten Gebiet des menschlichen Lebens, 
und zwar in diesem Falle durch den Staat.

Die Frage nach Art und Zielsetzung einer solchen Politik wurde in 
früheren und wird leider auch in manchen heutigen Betrachtungen 
allzusehr vereinfacht. Nur zu häufig vertrat man die Meinung, man 
habe die heutigen gesellschaftlichen Grundlagen einzig an Hand eines 
nach allgemeinen natürlichen, beziehungsweise ethischen Grundsätzen 
erstellten Idealtyps zu reformieren.

Auf diese Betrachtungsweise ist es in nicht geringem Maße zurück­
zuführen, daß vor allem auch das katholische Denken über Gesell­
schaft und Volkswirtschaft ernsthafte Mängel aufwies, zu wenig auf 
die Grundlagen der realen Existenz eingestellt war. Dadurch stand 
man zahlreichen Fragen des gesellschaftlichen Lebens ratlos gegen­
über. Wenn man aber eine Antwort zu geben versuchte, dann bewies 
man nur seine völlige Lebensfremdheit. Hieraus erwuchsen im eigenen 
Kreise Zweifel am Wert eines solchen Denkens und außerhalb unserer 
Kreise begründete Kritik, ja noch mehr als nur das.

Glücklicherweise ist hier eine wesentliche Änderung eingetreten. 
Ein bedeutender Fortschritt zu realistischem, mehr existentiell aus­
gerichtetem Sozialdenken ist spürbar. Mehr und mehr dringt die 
Erkenntnis durch, daß die ausschließliche Beschäftigung mit einem 
als natürlichen Idealtyp betrachteten Ordnungssystem unfruchtbar 
bleibt und daß die zahlreichen sozialwirtschaftlichen Probleme sich 
nicht einfach durch Anwendung allgemeiner Prinzipien auf konkrete 
Verhältnisse lösen lassen. Vielmehr muß man die Gemeinschaft in 
ihrer eigengearteten, konkreten Gestalt ins Auge fassen und die sich 
stellenden Fragen auf dem Wege über die Erfahrung beantworten. 
Die Lösungen sind also nicht einfach aus allgemeinen Prinzipien abzu­
leiten, so sehr sie von vorgegebenen Idealen inspiriert sein müssen.

Auf die staatliche Mittelstandspolitik angewandt, heißt dies: Aus­
gangspunkt hat die neue gesellschaftliche und volkswirtschaftliche 
Gegebenheit zu sein, nicht irgendein vorgefaßtes Ideal eines Stände­
systems oder eines wirtschaftlichen Gleichgewichts von Groß und
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Klein. Nicht Heimweh nach einem Ideal früherer Generationen darf 
die Triebfeder der Mittelstandspolitik sein. Vielmehr bedarf es eines 
objektiven Urteils über die gegebenen gesellschaftlichen und wirt­
schaftlichen Verhältnisse. Nur die tatsächliche Bedeutung, die der 
Mittelstand besitzt und besitzen kann, also sein in der heutigen 
Wirklichkeit noch möglicher Wert, spielt eine Rolle.

In weiten Kreisen zählt man zum Mittelstand neben den mittleren 
und kleinen Unternehmen auch die Landwirte, die Angestellten und 
die Beamten. Diese weitere Begriffsbestimmung ist sympathisch. 
Wenn die staatlichen Maßnahmen hinsichtlich der verschiedenen 
Gruppen des Mittelstandes auch einige für alle Gruppen geltenden 
Aspekte aufweisen, so sind sie in ihrer praktischen Verwirklichung 
doch von sehr verschiedener Art. Da eine abgerundete Betrachtung 
der Maßnahmen bezüglich der nichtagrarischen mittleren und Klein­
betriebe dagegen möglich ist, ist für den Zweck dieser Studie eine 
Beschränkung des Begriffs „Mittelstand“ in dem Sinn geboten, daß 
darunter nur die mittleren und kleinen Unternehmen ohne Berück­
sichtigung des agrarischen Sektors verstanden werden sollen.

Der wirtschaftspolitische Charakter der Mittelstandspolitik erklärt 
sich daraus, daß es sich bei diesem Mittelstandssektor um die mittel­
großen und kleinen Betriebe handelt. Diese Kategorie von Unter­
nehmen mag soziologisch mit anderen zum Mittelstand gehörenden 
Gruppen verwandt sein, ihre gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Stellung wird in erster Linie dadurch bestimmt, daß sie Unternehmen 
sind und ihr Betrieb im wirtschaftlichen Leben eine Aufgabe erfüllt. 
Damit sind einige Kriterien für die Ausgangspunkte der Politik be­
züglich des mittleren und Kleinbetriebes gegeben. Unternehmen dieser 
Art bilden in der Volkswirtschaft keine von Natur aus geschlossene 
Gruppe. Sie erfüllen ihre Aufgabe in Produktion, Verteilung und 
Verbrauch im gegenseitigen Wettbewerb mit anderen Betriebsformen, 
und gemeinsam mit diesen sind sie von der Nachfrage des Konsu­
menten abhängig.

Es wäre verkehrt anzunehmen, daß der Verbraucher eine natürliche 
Neigung besäße, sich zur Befriedigung seines Bedarfs an den mittle­
ren oder kleinen Betrieb zu wenden. Soweit der individuelle Ver­
braucher sich im wirtschaftlichen Leben durch rationale Erwägungen 
leiten, d. h. sich nicht durch die auf irrationalen Momenten beruhende 
Reklame, die das heutige Wirtschaftsleben so vielfältig kennzeichnet,
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verleiten läßt, wird er dabei als Kunde die eigenen Vor- und Nachteile 
der verschiedenen Betriebsformen abwägen. Er betrachtet die Vor- 
und die Nachteile des Einkaufs in Selbstbedienungs- gegenüber denen 
in Bedienungsgeschäften, des Bezuges vom Postversandgeschäft 
gegenüber dem im Laden, des Kaufes im Warenhaus im Vergleich zu 
dem im Einzelhandelsgeschäft, des Kaufes in einem gewöhnlichen 
Laden gegenüber dem in einem Spezialgeschäft. Ähnliche Erwägun­
gen stellt er bei der Wahl zwischen handwerklichen und industriellen 
Produkten wie auch auf dem Sektor der Dienstleistungen an. All diese 
Betriebsformen besitzen ihre eigenen Vorteile, auf die hier nur kurz 
hingewiesen sei. So hat z. B. das Warenhaus für den Verbraucher den 
Vorteil, daß er dort die verschiedensten Einkäufe tätigen kann, 
häufig eine reiche Auswahl vorfindet und schnell bedient wird. Der 
Nachteil ist, daß er einen Verkäufer findet, der ihn und seinen per­
sönlichen Geschmack nicht kennt und darum in mehr oder weniger 
unpersönlicher Weise bedient. In dieser Hinsicht bietet der Facheinzel­
handel einen wesentlichen Vorteil. Diese Verschiedenartigkeit in der 
Betriebsform wirkt sich günstig aus, wenn jeder Betrieb im Rahmen 
eines echten und gesunden Wettbewerbs dem Konsumenten durch 
Beseitigung der Nachteile und Vergrößerung der Vorteile weit­
möglichst entgegenkommt. Dieses Verhalten dient sowohl einer ge­
sunden Betriebsführung als auch der geordneten Bedarfsdeckung in 
der Volkswirtschaft.

Der Mittelstand hat soviel wirtschaftliche Bedeutung wie er in der 
Volkswirtschaft leistet. Gesellschaftlich besteht seine Rolle darin, 
innerhalb der ganzen Gesellschaft zwischen Groß und Klein zu ver­
mitteln. Diese letztere Bedeutung ist durchaus positiv zu werten. Die 
zugunsten des gewerblichen Mittelstandes angezeigte Politik hat 
gerade von diesen speziellen Aufgaben, die von den mittleren und 
kleinen Unternehmen erfüllt werden, auszugehen. Man muß jedoch 
beachten, daß der Mittelstand diese Rolle nur richtig spielt, wenn er 
seine Aufgabe in der Volkswirtschaft vollkommen erfüllt.

Daher kann man den mittleren und kleinen Betrieb nicht gesondert 
betrachten, sondern hat ihn stets in seinen Beziehungen zu den 
anderen Sektoren der Volkswirtschaft, wie auch zur Volkswirtschaft 
als Ganzem zu sehen. Für unsere Zwecke ergibt sich hier als erste 
wichtige Erkenntnis, daß die Mittelstandspolitik nicht von der all­
gemeinen Wirtschaftspolitik und umgekehrt die Wirtschaftspolitik



nicht vom mittleren und Kleinbetrieb absehen kann. Ich möchte das 
staatliche Eingreifen, soweit es sich unmittelbar an den gewerblichen 
Mittelstand selbst richtet, als „spezifische Mittelstandspolitik“ oder 
„Mittelstandspolitik im engeren Sinne“ bezeichnen, soweit es sich 
aber im Rahmen der allgemeinen Wirtschaftspolitik auf die Rolle, 
die dem gewerblichen Mittelstand innerhalb der Volkswirtschaft 
zukommt, bezieht, möchte ich ihm die Bezeichnung „allgemeine 
Mittelstandspolitik“ oder „Mittelstandspolitik im weiteren Sinne“ 
geben.

I. D ie staatliche M ittelstandspolitik 

von zwei extremen Gesichtspunkten aus betrachtet

Das Ziel der Wirtschaftspolitik kann man auf verschiedene Weise 
bestimmen. Kurz und bündig kann man sagen, daß die Wirtschafts­
politik auf die Expansion der Volkswirtschaft, also auf eine Erhöhung 
des Volkseinkommens durch Verwirklichung einer günstigen Zah­
lungsbilanz und eines eng damit zusammenhängenden hohen Be­
schäftigungsgrades hinstreben soll. Wirtschaftliche Expansion als 
Gegenstand der Wirtschaftspolitik besagt: Schaffung der Existenz- 
und Entwicklungsbedingungen für die Volkswirtschaft. Die Ziel­
setzung der Volkswirtschaftspolitik muß allerdings auf einer gerechten 
Einkommensverteilung aufbauen. Die staatliche Mittelstandspolitik 
hat sich also darauf einzustellen, gemäß diesen Grundsätzen ihre 
Zielsetzung vorzunehmen.

In der politischen Diskussion — und diese ist für unsere Betrach­
tungsweise des Mittelstandsproblems von besonderem Interesse — 
sind die zwei extremen Ansichten über das Ziel der Mittelstandspolitik 
noch stärker herausgestellt worden als etwa in der wissenschaftlichen 
Diskussion. Die eine Richtung sieht die Mittelstandspolitik vom Ge­
sichtspunkt der sozialen Sicherheit des Unternehmers aus, während 
die andere sie lediglich vom Unternehmerrisiko als solchem aus be­
trachtet. Zwischen beiden Extremen bestehen noch verschiedene 
Mischformen.
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1. D ie Forderungen der dirigist ischen Tendenz,  
dargelegt an den Instrumenten:  numerus clausus, 

Preisgarantie und staatl iche Sozial fürsorge

Die auf die soziale Sicherheit des gewerblichen Mittelstandes ausge­
richtete Mittelstandspolitik läßt sich u. E. nur schwer mit einer auf 
Expansionsbestrebungen beruhenden Wirtschaftspolitik in Einklang 
bringen. Denn was wird unter dieser sozialen Sicherheit verstanden ? 
Es handelt sich hier in erster Linie um die Sicherstellung einer be­
stimmten Einkommenshöhe auf Grund der Betriebsführung und in 
zweiter Linie um Fürsorge von seiten des Staates, wenn das Geschäft 
kein Einkommen mehr abwirft. Bei der Sicherung eines bestimmten 
Einkommens denkt man hauptsächlich an die Beschränkung des 
Wettbewerbs, z. B. durch Begrenzung der Niederlassungsbewilligung 
in der Form eines numerus clausus. Hiervor habe ich jedoch immer 
ernstlich warnen zu müssen geglaubt. Daraus, daß die Maßnahmen 
hinsichtlich des gewerblichen Mittelstandes in großen Zügen der 
allgemeinen Wirtschaftspolitik zu entsprechen haben, ergibt sich die 
Forderung, den Unternehmern ein Weiterkommen möglich zu 
machen, also eine solche Expansion zu fördern, durch welche kleine 
Unternehmen sich zu größeren und sogar zu sehr großen zu ent­
wickeln in den Stand gesetzt werden. Dies trägt zur Erhöhung des 
Wohlstandes bei und ist für den gewerblichen Mittelstand eine Lebens­
bedingung. Eine Einschränkung des Wettbewerbs, vor allem durch 
die Anwendung eines numerus clausus, bedeutet ein Abwürgen 
expansiver Potenzen in der Volkswirtschaft.

Dies ist jedoch nicht das einzige, wogegen wir Bedenken haben. 
Man könnte sich unter Umständen noch vorstellen, daß jemand einen 
Teil der expansiven Kräfte zu opfern bereit ist, wenn damit der Ge­
rechtigkeit bei der Einkommensverteilung gedient würde. Ich glaube 
jedoch, daß dieser Zweck nicht erreicht würde, daß sogar in gewisser 
Hinsicht das Gegenteil einträte. Zunächst führt die Handhabung eines 
numerus clausus der Niederlassungsbewilligung innerhalb eines Be­
triebszweiges leicht zu einer optischen Täuschung. Beschränkt man 
doch seine Aufmerksamkeit häufig auf das, was sich einzig in dem 
entsprechenden Betriebszweig abspielt, während man die Neben­
wirkungen an anderen Stellen des Wirtschaftslebens vernachlässigt.
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Um sich ein vollständiges Bild zu machen, sind diese anderen Sektoren 
mit in Betracht zu ziehen. Man muß vor allem auch die Lage jener 
künftigen Unternehmer ins Auge fassen, die in einem bestimmten 
Betriebszweig nicht zugelassen sind und nun anderswo eine Existenz 
aufzubauen versuchen. Vernachlässigt man diesen Gesichtspunkt, 
dann ist es keineswegs mehr sicher, ob der Gerechtigkeit bei der 
Einkommensverteilung gedient wird. Hierzu kommt noch, daß bei 
einer folgerichtigen Anwendung des numerus clausus nicht nur dieser 
oder jener Betriebszweig geschlossen werden dürfte, daß vielmehr die 
restriktive Politik für sämtliche Betriebszweige zu gelten hätte. Es 
könnte daraus eine Situation entstehen, bei der eine Geschäftsgrün­
dung überhaupt unmöglich würde. Ich halte diese Sachlage nicht für 
gerecht. Sie kann hinsichtlich der Einkommensverteilung zu unan­
nehmbaren Zuständen führen. Außerdem läßt sie sich mit den Grund­
sätzen des freien Warenverkehrs nicht vereinen.

Der numerus clausus erscheint aber auch deshalb unangebracht, 
weil er zu hart gegen die kleinen Betriebe (Randbetriebe) vorgeht, in 
denen sich eine besondere gesellschaftliche Differenzierung zeigt. Eine 
in verschiedenen europäischen Ländern bekannte Erfahrung beweist, 
daß diese Betriebe größtenteils lediglich um eines Nebenerwerbs 
willen geführt werden. Der Randbetrieb hat auf diese Weise in vielen 
Fällen die nützliche Funktion, das Einkommen einer stark differen­
zierten Gruppe von Personen, die ohne diesen Nebenverdienst in eine 
schwierige Lage kommen würden, zu ergänzen. Unter dem Gesichts­
punkt des wirtschaftlichen Bedarfs kann man zwar einen solchen 
Randbetrieb ausschalten, jedoch entzieht man damit einer Anzahl von 
Personen die Existenzgrundlage und ihre beschränkte nützliche 
Funktion. Ein solch hartes Vorgehen wäre daher übertrieben und 
darüberhinaus auch vermeidbar.

Das gelegentlich vorgebrachte Argument, daß die Inhaber solcher 
Geschäfte durch die von ihnen hervorgerufene Übersetzung des 
Gewerbezweiges das Einkommen hauptberuflich beschäftigter Kon­
kurrenten drücken und diese dadurch zum Randbetrieb machen wür­
den, ist im allgemeinen falsch. Ihr Anteil am Markt ist so gering, daß 
die Konkurrenten ihre Existenz nur wenig spüren. Die einzelnen 
Randbetriebe stehen durchweg niemandem im Wege. Nur wenn sie 
in großer Anzahl verschwinden würden, könnten die Übrigbleibenden 
spürbaren Nutzen ziehen. Aber dann würde ein großes soziales Un­
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recht denjenigen zugefügt, die aus ihrem Randbetrieb ihr allzu gerin­
ges Einkommen noch etwas ergänzen können. Überdenkt man das 
Problem in dieser Weise unter dem Gesichtspunkt einer gerechten 
Verteilung, kann man sich nur schwer zur Restriktion entschließen.

Ein drittes, etwas technisches Argument gegen die Anwendung 
eines numerus clausus besagt, daß derjenige, der ihn handhabt (z. B. 
der Staat), zur genauen Feststellung des Ausmaßes der Übersetzung 
eines bestimmten Gewerbezweiges verpflichtet wäre. Das aber be­
deutet unter Umständen eine praktisch undurchführbare Aufgabe. 
Die Schwierigkeit ergibt sich nämlich dann, wenn der Umsatz inner­
halb eines Betriebszweiges nicht gleichmäßig über die Unternehmen 
verteilt ist. Nehmen wir einmal an, ein bestimmter örtlicher Markt 
weise einen Gesamtabsatz auf, der für höchstens fünf Unternehmen 
genügt. Sind nun in Wirklichkeit zehn Betriebe vorhanden und ist der 
Umsatz über diese zehn gleichmäßig verteilt, so daß sie sämtlich einen 
zu geringen Umsatz und ein zu niedriges Einkommen haben, dann 
kann deutlich eine Übersetzung konstatiert werden. Fünf Betriebe 
erscheinen so als überflüssig. In Wirklichkeit ist die Situation häufig 
jedoch nicht so einfach. Sie wird sehr verwickelt, wenn die Größe 
der zehn Unternehmen verschieden ist. Setzen wir nur den Fall, ein 
Unternehmen habe einen so großen Umsatz, daß der übrig bleibende 
Marktteil nur noch für zwei weitere ausreicht, und setzen wir weiter 
voraus, daß von diesem übrig bleibenden Marktanteil nur wieder ein 
einziger Betrieb einen vollständigen Umsatz zu erzielen versteht, dann 
verbleibt in Wirklichkeit nur noch ein für ein Unternehmen ausreichender 
Umsatz. Gehen wir davon aus, daß tatsächlich zehn Unternehmen 
auf diesem Markt konkurrieren, so müssen sich also acht mit einem 
Umsatz begnügen, der eigentlich nur für eines ausreichend wäre. Es 
sind dann nicht fünf zuviel, wie dies bei gleicher Unternehmungs­
größe der Fall gewesen wäre, sondern offenbar sieben. Ist diese 
Diagnose nun aber richtig? Man kann dies mit Fug und Recht be­
zweifeln. Geht sie doch davon aus, daß die großen Unternehmen über 
eine derart große Konkurrenzfähigkeit verfügen, daß die kleinen 
ihnen nicht das Wasser zu reichen vermögen. Indem man von einer 
„Überzähligkeit“  von sieben Betrieben spricht, unterstellt man ohne 
weiteres, daß die kleinen Unternehmen sich nicht so weit herauf­
arbeiten können, um auf Kosten des Absatzes des großen Betriebes 
einen ausreichenden Umsatz zu erzielen. Anders gesagt: indem man
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den Begriff „Übersetzung“ in dieser Vorstellung quantifiziert, stellt 
man sich von vornherein auf einen pessimistischen Standpunkt hin­
sichtlich der künftigen Stoßkraft der Randbetriebe. Manchmal ist 
dieser Pessimismus gerechtfertigt, häufig aber auch nicht. Jedenfalls 
handelt es sich hier um eine schwierige Frage, welche die Diagnose 
in Zweifel stellt. Ich fürchte, daß man sich dieses Problems zu wenig 
bewußt ist und darum die praktische Durchführbarkeit einer theo­
retisch vielleicht richtig ausgedachten Anwendung eines numerus 
clausus häufig zu leicht nimmt.

Das Gesagte zeigt klar, daß die Handhabung eines numerus clausus 
durch die staatliche Mittelstandspolitik eine Anzahl Schwierigkeiten 
und Gefahren heraufbeschwört, die zu ernst sind, als daß ich eine 
solche restriktive Politik verteidigen könnte. Die Anwendung eines 
numerus clausus lädt dem Staat eine übermäßige Verantwortung auf. 
Will man den numerus clausus zum Prinzip erheben, so gelangt man 
zu einem Ausmaß von staatlichen Eingriffen, das sich mit der unter­
nehmerischen Produktion kaum in Einklang bringen läßt. Es wäre 
dann der Staat, der den Umfang des Marktes schätzt, die Wettbewerbs­
verhältnisse beurteilt, eine Norm für die Einkommensverhältnisse 
festsetzt und schließlich entscheidet, ob in einem Lande irgendwo 
noch ein Handelsgeschäft hinzukommen kann oder einem Metzger 
die Niederlassungsgenehmigung zu verweigern ist. Dies geht m. E. 
absolut zu weit. Es ist ernsthaft zu bedenken, daß eine solche alles 
umfassende Lenkung von behördlicher Seite die Gefahr in sich birgt, 
daß das Wirtschaftsleben einer Erstarrung auf niedrigem Niveau 
anheimfällt und dem Prinzip einer gerechten Verteilung in vielerlei 
Hinsicht zuwidergehandelt wird.

Als £weites Instrument für eine auf soziale Sicherheit des gewerb­
lichen Mittelstandes gerichtete Mittelstandspolitik ist ein gewisses 
System von Preisgarantien zu nennen. Auch dagegen bestehen ernst­
liche Bedenken. Es handelt sich hier gleichfalls um ein wirtschaftliches 
Mittel mit restriktivem Charakter, weil es nur dann funktionieren 
kann, wenn zugleich der Verkehr mit dem Ausland abgeriegelt wird.

Bereits aus technischen Gründen ist für eine Reihe von Produkten 
die Preisstützung nicht durchführbar. Außerdem ist eine solche 
Unterstützung kein Mittel, um dem Randbetrieb beizustehen, weil die 
Ursachen der niedrigen Einkommen nicht bei den Preisen, sondern
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bei den Umsätzen liegen. Man könnte auf den Gedanken einer Preis­
garantie nur im Zusammenhang mit einer Konjunkturpolitik, und 
zwar analog der der Landwirtschaft, kommen.

Die mittelständischen Betriebe in Einzelhandel, Handwerk und 
Dienstleistungsgewerbe haben unter Preisrückgängen im allgemeinen 
nicht besonders zu leiden. Ihnen wird eine Verringerung des Umsatzes 
durch den konjunkturbedingten Zufluß neu auffauchender, den 
Markt verderbender Nichtfachleute bedrohlich. Dem kann jedoch ein 
System von Preisgarantien nicht abhelfen. Ein Gleiches gilt für die in 
diesem Rahmen gelegentlich ebenfalls befürworteten Systeme der 
Gewinngarantien. Jedoch dürften jedermann staatlich garantierte Um­
sätze ohne weiteres als ein Unding erscheinen. Wer trotzdem staat­
liche Preis- oder Umsatzgarantien befürwortet, sei darauf hingewie­
sen, daß derartige Garantien für eine sozusagen unerschöpfliche 
Vielzahl von Handelsartikeln und Dienstleistungen festgesetzt werden 
müßten. Angenommen, man könnte solch einen bis ins einzelne 
gehenden Plan aufstellen und verwirklichen, so könnte man es von 
vornherein zugleich so einrichten, daß für eine auch nur einigermaßen 
selbständige Betätigung des Unternehmers im mittelgroßen und 
kleinen Betrieb kaum noch Raum wäre. Der Staat würde auf diese 
Weise den gewerblichen Mittelstand völlig seines eigenen Charakters 
berauben.

Daher bin ich der Meinung, daß sowohl Preis- wie Umsatzgarantien 
als Mittel zur Gewährleistung des Unternehmereinkommens im 
gewerblichen Mittelstand keine Empfehlung verdienen. Ihre Be­
trachtung hat auch bereits die Untauglichkeit der Mittelstandspolitik 
gezeigt, deren Verwirklichung sie zu dienen hätten.

Ich komme nunmehr zum dritten Instrument einer auf soziale 
Sicherheit des gewerblichen Mittelstandes gerichteten Mittelstands­
politik. Es handelt sich dabei um ein System staatlicher Sozialfürsorge 
für Zeiten, in denen die mittleren und kleinen Unternehmen kein 
ausreichendes Einkommen mehr ermöglichen. Auch dieses Instru­
ment geht von einer falschen Voraussetzung aus, nämlich von dem 
irrigen Gedanken, der Staat sei für eine gewisse Einkommenshöhe 
des gewerblichen Mittelstandes verantwortlich und könne darum zur 
Garantieleistung herangezogen werden. Diese Auffassung verkennt 
völlig die persönliche Verantwortung, die wesentlich auf dem mittel­
ständischen Unternehmer im Hinblick auf seinen Betrieb und seine
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Familie ruht, und übersieht die Pflicht 2ur Solidarität der mittelstän­
dischen Unternehmer füreinander. Gewiß trägt der Staat im Hinblick 
auf das Allgemeinwohl auch in dieser Hinsicht eine eigene Verant­
wortung, aber sein direktes Eingreifen darf erst aktuell werden, wenn 
die Beteiligten selbst versagt haben. Es ist daher nicht einzusehen, 
weshalb der Staat Sozialmaßnahmen für den gewerblichen Mittel­
stand finanzieren müßte. Er würde damit die dem Unternehmer 
eigene Verantwortung an sich ziehen. Seine Aufgabe hat sich je 
nach Bedarf auf die Schaffung gesetzlicher Grundlagen für soziale 
Regelungen zu beschränken, während die damit verbundenen Lasten 
vom gewerblichen Mittelstand selbst zu tragen sind. Ich komme 
hierauf im folgenden noch zurück.

Schließlich kann kein Unterschied darin bestehen, ob nun die 
beiden erstgenannten Instrumente, der numerus clausus und die 
Preisgarantie, in ihrer restriktiven Form vom Staat oder vom gewerb­
lichen Mittelstand selbst gehandhabt werden. Bei diesen beiden 
Instrumenten geht es nämlich nicht um den, der sie handhabt, sondern 
um ihren eigenen Charakter. Tatsächlich bestehen in manchen Län­
dern in einigen Zweigen Kartellregelungen, durch die diese Instru­
mente mit strenger Funktion — z. B. unter Androhung des Verlustes 
des Ausschließlichkeitsrechtes — zum Einsatz kommen. Sollte aus 
wirklich schwerwiegenden Gründen die Einführung eines numerus 
clausus in der Praxis geboten sein, dann erfolgt dies immer noch 
besser durch eine mit öffentlich-rechtlichen Befugnissen ausgestattete 
Körperschaft als durch die privatwirtschaftlich organisierte Wirt­
schaft. Unter normalen Umständen ist es dagegen weiterhin belanglos, 
worin immer dieser numerus clausus besteht, etwa in der allgemeinen 
Form einer mengenmäßigen Beschränkung oder in der Anwendung 
nicht objektiver Niederlassungskriterien, wie Festsetzung einer 
räumlichen Grenze, innerhalb der kein neuer Betrieb gegründet 
werden darf, Filialverbot oder Verbot zur Errichtung von Betrieben, 
die nicht den Charakter eines Mittelstandsunternehmens tragen.

Die gleichen Bedenken richten sich gegen eine Handhabung des 
zweiten Instruments im Rahmen von Kartellen. Wenn hierdurch ein 
Gewerbezweig geschlossen und den betreffenden Unternehmen — 
unter Ausschaltung eines gesunden Wettbewerbs — im Rahmen von 
Kartellregelungen die Möglichkeit offensteht, Preis- und Handels­
spannengarantien zu erzwingen, so entsteht eine Erstarrung, die nicht

13
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nur für die Entfaltung des einzelnen Unternehmens, sondern auch für 
den ganzen gewerblichen Mittelstand katastrophale Folgen haben 
kann.

Gegenüber dem dritten Instrument, den sozialen Vorkehrungen, 
muß allerdings herausgehoben werden, daß gegen eine Förderung der 
sozialen Sicherheit auf diesem Gebiet, eventuell im Rahmen staatlicher 
Gesetzgebung, keine Bedenken zu bestehen brauchen.

Zusammenfassend muß aber festgestellt werden, daß grundsätz­
liche Bedenken gegen eine auf soziale Sicherheit des gewerblichen 
Mittelstandes gerichtete Mittelstandspolitik bestehen. Diese richten 
sich sowohl gegen staatliche Maßnahmen als auch gegen privatrecht­
liche Maßnahmen, die eventuell von diesem Mittelstand selbst ange­
wandt werden.

2. D ie Forderungen der liberalen Tendenz, 

dargelegt an denselben Instrumenten

Ich komme nunmehr zu der Mittelstandspolitik, deren Begründung 
ausschließlich vom Unternehmerrisiko ausgeht. Die Verfechter dieser 
Richtung — es sind ihrer in der Theorie mehr als in der Praxis der 
Wirtschaft — überschätzen die Kennzeichen des freien Unternehmer­
tums. Sie unterschätzen die Verbundenheit des Unternehmers mit 
seinem Gewerbezweig und der gesamten Volkswirtschaft, den Ein­
fluß der Machtfaktoren auf dem Markt und vieles andere. Sie erstreben 
eine Gemeinschaft, in welcher das freie Spiel der gesellschaftlichen 
Kräfte, wie von einer unsichtbaren Hand gelenkt, den gesellschaft­
lichen Fortschritt fördert und widersetzen sich im allgemeinen einem 
Eingriff des Staates in das gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben 
sowohl im allgemeinen als auf speziellen Gebieten, wenn sie sich auch 
gern als Verteidiger der Entwicklungschance jener gesellschaftlich 
oder wirtschaftlich Schwächeren fühlen, die im freien Spiel der gesell­
schaftlichen Kräfte eine Rolle zu spielen in Wirklichkeit außerstande 
sind. Gegen einen gewissen „erzieherischen Schutz“ und ein „not­
linderndes Auftreten“ des Staates hegen sie zwar keine Bedenken. 
Im übrigen aber möchten sie die Aufgabe des Staates auf die Funktion 
der Aufrechterhaltung der Kaufkraft des Geldes, der Schaffung eines 
für die Wirtschaft günstigen steuerlichen Klimas und der Förderung
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eines gesunden Wettbewerbs sowohl auf dem In- als dem Auslands­
markt beschränken. Diese Auffassung widerspricht in mehrfacher 
Hinsicht der Meinung jener, die eine auf soziale Sicherheit des gewerb­
lichen Mittelstandes abzielende Mittelstandspolitik befürworten. Es 
lohnt sich, die Betrachtungsweise, deren sich diese Gruppe bedient, 
in Entsprechung zu den Instrumenten der Mittelstandspolitik zu 
analysieren, von denen oben bei der auf soziale Sicherheit gerichteten 
Mittelstandspolitik die Rede war.

Im Vergleich mit der Konkurrenzbeschränkung auf dem Wege der 
Begrenzung der Betriebsgründung durch den numerus clausus werden 
auch, abgesehen von den hier geäußerten Bedenken, die auf der 
Grundidee des Eigentums in Funktion zur wirtschaftlichen Leistung 
fußen — was soviel heißt wie Schließung des Betriebs bei ungenügen­
dem Einkommen —, noch zusätzliche Einwände gemacht. Wird doch 
die freie Konkurrenz nicht nur als Mittel betrachtet, um eine, rein 
wirtschaftlich betrachtet, möglichst richtige, sondern darüber hinaus 
auch eine möglichst gerechte Einkommensverteilung zu erzielen; dies 
alles unbeschadet eines der Grundidee nicht widersprechenden Ent­
gegenkommens gegenüber den wirtschaftlich oder gesellschaftlich 
Schwächeren. Hegt man bereits gegen die Begrenzung der Konkur­
renz als solche ernsthafte Bedenken, so stellt man sich im Sinne der 
freien Initiative des Unternehmers noch viel energischer gegen eine 
Beschränkung der Niederlassungsfreiheit — mit oder ohne numerus 
clausus. Allerdings läßt man da und dort noch gelten, daß die Grün­
dung eines Betriebes von der Erfüllung bestimmter objektiver Vor­
aussetzungen, wie Fachkunde, Handelskenntnis, Kreditwürdigkeit 
und Einrichtung des Unternehmens nützlicherweise abhängig ge­
macht werde, jedoch nur bedingt, nämlich in Perioden der Depression. 
Die Niederlassung sollte also nicht grundsätzlich begrenzt sein, auf 
keinen Fall auf dem Wege des subjektiven Kriteriums eines numerus 
clausus. Die Möglichkeit einer Beschränkung wird einzig von der 
Konjunkturpolitik her gesehen und auch hier stets unter Ausschluß 
des numerus clausus.

Vor diesen wirtschaftspolitischen Ideen, die in den letzten Jahren 
des öfteren in Ländern vertreten worden sind, in denen die Gründung 
von Betrieben des gewerblichen Mittelstandes an bestimmte Voraus­
setzungen gebunden ist, möchte ich entschieden warnen, obwohl ich 
es durchaus begreife, daß solche Ideen vor allem in Zeiten geäußert
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werden, wie wir sie in den letzten Jahren erlebt haben, d. h. in Zeiten 
der Hochkonjunktur mit einer die Vollbeschäftigung übersteigenden 
Beschäftigungslage, die in jeder Hinsicht Spannungen auf dem 
Arbeitsmarkt im Gefolge hatten. Im Hinblick auf die ernstliche Krisis 
der dreißiger Jahre hat der Gedanke, daß in einer Volkswirtschaft in 
Zeiten der Hochkonjunktur vor allem für Betriebe des gewerblichen 
Mittelstandes keine Niederlassungsbedingungen aufgestellt werden 
müssen, den Anschein der Richtigkeit. Bei näherer Betrachtung 
kommt man jedoch zu einer anderen Meinung. Gewiß ist wahr, daß 
vor allem die große Arbeitslosigkeit der dreißiger Jahre in verschiede­
nen Ländern zu einem übermäßigen Zustrom von neuen Unter­
nehmern (häufig Quasi-Unternehmern) auf den Markt geführt hat, 
die gerade durch ihre unternehmerische Untauglichkeit den Markt 
verwirrten. Wer aber die Beschränkung der Betriebsgründung in der 
Mittelstandspolitik nur von diesem Gesichtswinkel aus betrachtet, ist 
einseitig und meiner Meinung nach auch negativ orientiert. In Wahr­
heit haben solche Restriktionen, bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung 
eines möglichst großen Maßes von Niederlassungsfreiheit und ge­
sundem Wettbewerb, nicht nur ungeeignete Kräfte fernzuhalten, 
sondern außerdem und vor allem die Niederlassung geeigneter Fach­
leute anzuregen. Wer das Bestehen einer breiten Schicht von mittel­
großen und kleinen, in der Form von Privatunternehmen geführten 
Betrieben, die eine gute wirtschaftliche und gesellschaftliche Leistung 
aufzuweisen haben, befürwortet, wird im Licht der wichtigsten Ent­
wicklungsvorgänge in Volkswirtschaft und Gesellschaft und in 
Anbetracht der Tatsache, daß der mittelgroße und kleine Betrieb eine 
gesunde Konkurrenz mit anderen Unternehmungsformen durchzu­
stehen imstande sein müßte, unschwer zu überzeugen sein, daß gerade 
im Hinblick hierauf gewisse Bestimmungen für die Niederlassung im 
gewerblichen Mittelstand erwünscht sind.

Die Förderung dient nicht nur der Niederlassung geeigneter Fach­
leute, sondern darüber hinaus auch einer guten Betriebsführung. 
Denn sowohl die negative wie die positive Seite der behördlichen 
Maßnahmen hinsichtlich der Gründung von Betrieben gehen von 
demselben Streben aus: die durch unfähige Unternehmer zu befürch­
tenden Marktstörungen, die im Grunde zur Ausschaltung des Mittel­
standes auf dem Markt führen, abzuriegeln. Der Mittelstand muß, 
will er im gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben weiter eine
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Rolle spielen, über das hierfür nötige Rüstzeug verfügen. Die Voraus­
setzungen hierfür schaffen die objektiven Niederlassungsbedingungen 
bei sonstiger Belassung der Niederlassungsfreiheit. Im Hinblick auf 
die Bedeutung der mittleren und kleinen Betriebe in Gesellschaft und 
Wirtschaft sind solche Maßnahmen als Forderungen des Gemeinwohls 
zu bezeichnen.

Betrachtet man die Bedingungen für die Betriebsgründung in 
diesem Lichte, so ergibt sich, daß es sich hier nicht in erster Linie um 
eine Frage der Konjunkturpolitik, sondern vielmehr der Struktur­
politik handelt, wobei die Erfordernisse von Struktur und Kon­
junktur aufeinander abgestimmt werden müssen, wie dies in der 
Wirtschaft immer der Fall ist. Daher sind die für die Betriebsgründung 
zu erfüllenden Voraussetzungen ebenfalls so zu formulieren, daß sie 
nicht zu einer Erstarrung führen, sondern sich im Interesse der 
Funktion, die der gewerbliche Mittelstand ausübt, der wirtschaftlichen 
und technischen Entwicklung anpassen. Dabei kann eine gewisse 
Elastizität der behördlichen Maßnahmen hinsichtlich der Konzessions­
bestimmungen unter Umständen erwünscht sein, um diese Abstim­
mung auch hier möglich zu machen.

Auch das zweite Instrument der Preis- und Gewinnspannengarantien 
kann vor den Augen derjenigen, die die Mittelstandspolitik primär 
vom Gesichtspunkt des Unternehmerrisikos aus betrachten wollen, 
keine Gnade finden. Bei normalen wirtschaftlichen Verhältnissen hält 
man diese für unrichtig. Naturgemäß werden für besondere Situatio­
nen besondere Regeln zu gelten haben. Kein modern denkender 
Volkswirtschaftler wird sich wohl auf Biegen und Brechen gegen 
Mindest- oder Höchstpreise sperren. Daher wird auch von den An­
hängern dieser Theorie durchaus anerkannt, daß z. B. bei einer De­
pression oder unter anderen Umständen, wie etwa bei kriegsbedingter 
Güterknappheit, ein System von Mindest- oder Höchstpreisen wün­
schenswert sein kann. Obwohl ich durchaus Marktverhältnisse be­
vorzuge, bei denen derartige Garantien nicht bestehen, braucht man 
meines Erachtens doch autonome oder durch Gesetzgebung ge­
schaffene Regelungen, durch welche in die Preisbildung bestimmte 
Elemente eingefügt werden, noch nicht abzuweisen. Ich komme hier­
auf nochmals zurück.

Die Handhabung des dritten Instruments will man ebensowenig 
befürworten, möge es nun die Form staatlicher Fürsorge oder die
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einer staatlich geregelten Versicherung annehmen, für welche die 
Unternehmer selbst die Prämie aufzubringen hätten. Die hier be­
sprochene Auffassung steht sozialen Sicherheitsmaßregeln häufig 
abweisend gegenüber, weil sie in ihnen einen Widerspruch zum selb­
ständigen Unternehmertum sieht. Unternehmer sein — so argumen­
tiert man — bedeutet, Risiko auf sich nehmen. Maßnahmen zur 
sozialen Sicherheit schalten Risiken aus; sie bedeuten für den Unter­
nehmer Drang nach einem Rentenparadies.

Meine Darlegungen haben wohl keinen Zweifel darüber gelassen, 
wie ich über jene Mittelstandspolitik denke, welche die soziale Sicher­
heit des Unternehmers zum A und O ihrer Maßnahmen macht. Ander­
seits scheint es mir übertrieben, wenn man jede auf soziale Sicherheit 
des gewerblichen Mittelstandes abzielende Maßnahme mit dem Hin­
weis abtun möchte, es würde hierdurch dem Sinn selbständigen 
Unternehmertums zuwidergehandelt. Wird dieses selbständige Unter­
nehmertum wirklich durch eine obligatorische Haftpflichtversicherung 
ausgeschaltet, oder wird ihm etwa durch eine Brandversicherung oder 
Studienstiftung geschadet? Die Frage stellen, heißt sie beantworten. 
Auch hier ist eine klare Unterscheidung am Platze, und zwar zwischen 
Risiko im Rahmen des Unternehmertums und Risiko außerhalb dieses 
Rahmens, Risiko auf sozialer, menschlicher, manchmal auch auf per­
sönlicher Ebene. Soziale Sicherheitsmaßnahmen beziehen sich nicht 
in erster Linie auf das Risiko des Unternehmertums, sondern auf die 
Ereignisse, die im Leben jedes Menschen eintreten können. Wie dem 
Unternehmertum als solchem, so ziemt es durchaus auch dem gewerb­
lichen Mittelstand, die Lasten dieser Eventualitäten selbst zu tragen. 
Und darum können bestimmte Regelungen im Interesse der sozialen 
Sicherheit sehr wohl dem Prinzip des privaten Unternehmertums 
zuwiderlaufen, vor allem, wenn der Staat diese Lasten vom Unter­
nehmer übernimmt. Wenn aber im Rahmen der vom Staat aufzustel­
lenden Regeln das Ziel der sozialen Sicherheit bis zu einem gewissen 
Grad dadurch verwirklicht werden kann, daß der Unternehmer 
sowohl bei der Finanzierung als auch der Organisation weitmöglichst 
beteiligt wird, darf man meiner Meinung nach nicht von einer Schmä­
lerung des selbständigen Unternehmertums sprechen, dies umso 
weniger, wenn eine genügende Sicherung auf der Grundlage der 
freien Vereinbarung nicht erreicht werden kann. Im Gegenteil ver­
mag die stete Drohung hereinbrechender Schicksalsschläge, gegen
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deren Folgen man sich nicht versichert weiß, einen schweren 
Druck auf die Leistung des kleinen Unternehmers auszuüben. Eine 
gewisse soziale Sicherheit macht ihn freier und selbstbewußter.

II. Weg und Ziel einer ausgeglichenen M ittelstandspolitik

Die Gegensätzlichkeit zwischen den erwähnten Systemen der 
Mittelstandspolitik lassen sich nicht immer in vollem Umfang auf eine 
Gegensätzlichkeit gesellschaftlicher Doktrinen zurückführen. Die auf 
soziale Sicherheit des Unternehmers gerichtete Mittelstandspolitik 
trägt ebensowenig einen unbedingt sozialistischen Stempel wie die 
vom Gedanken eines freien Unternehmerrisikos getragene Mittel­
standspolitik unbedingt einen liberalen Stempel trägt. Es ist besonders 
hervorzuheben, daß sich auch völlig außerhalb des Sozialismus sehr 
deutlich eine dirigistische Tendenz bemerkbar macht, die in mehr­
facher Hinsicht die soziale Sicherheit des Unternehmers in ihrem 
Programm führt. In der Praxis bekennen sich Anhänger verschiedener 
Richtungen, sei es in Worten oder in Taten, zu demselben System.

Ich möchte nun im folgenden noch einige Bemerkungen zur Ziel­
setzung der Mittelstandspolitik anfügen und halte mich dabei an die 
in der vorangehenden Darlegung gewählten Beispiele von den 
Instrumenten.

Mein Ausgangspunkt, daß die staatliche Wirtschaftspolitik weit­
möglichst auf eine Expansion der Volkswirtschaft ausgerichtet sein 
und die Mittelstandspolitik mit dieser Zielsetzung übereinstimmen 
muß, hat eine abweisende Haltung gegenüber einer restriktiven, 
primär auf Schutzmaßnahmen abzielenden Mittelstandspolitik im 
Gefolge. Dies hindert jedoch nicht, daß in bestimmten Fällen er­
zieherische oder ähnliche Schutzmaßnahmen Anwendung finden 
könnten, wie dies auch für andere Sektoren der Wirtschaftspolitik 
gilt. Sie müssen jedoch die Ausnahme bleiben, welche die Regel 
bestätigt. Im allgemeinen sind restriktive Schutzmaßnahmen, wie 
Handhabung eines numerus clausus, Einkommensgarantien und 
staatliche Fürsorgemaßnahmen, die auf soziale Sicherheit abzielen, 
als dem selbständigen Unternehmertum wesensfremd zu bezeichnen. 
Das bedeutet jedoch wiederum nicht eine Befürwortung des anderen 
Extrems, etwa im Sinne einer Idealisierung des freien Unternehmer­
tums, die in keiner Weise der Wirklichkeit entspräche. Vor allem
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dürfte man auf einer solchen Idealisierung keine Politik aufbauen. 
Die Stellung des gewerblichen Mittelstandes wird in der Wirtschaft 
in erster Linie durch seine Stellung auf dem Markt, vor allem durch 
die Machtverhältnisse bestimmt, die auf dem Markt eine Rolle spielen. 
Anders ausgedrückt: für die Stellung des mittleren und Kleinbetriebes 
in der Volkswirtschaft sind erstens die Spielregeln des Marktes, die 
ich mit einem weiteren Begriff als „die Regeln des Wirtschaftsverkehrs“ 
bezeichnen möchte, und zweitens die wirtschaftliche Lage, in der sich 
die an diesem wirtschaftlichen Verkehr beteiligten Partner befinden, 
von vordringlichem Interesse. Diese beiden Elemente müssen nun­
mehr im Zusammenhang mit dem Objekt der Mittelstandspolitik 
einer näheren Betrachtung unterzogen werden.

1. Maßnahmen zugunsten des Mittelstandes 

über die Regeln des wirtschaftl ichen Verkehrs

Die Regeln des wirtschaftlichen Verkehrs sind schon deshalb von 
Belang, weil sie in hohem Maße die Struktur der Marktformen be­
stimmen, die wir in der Volkswirtschaft feststellen. Je mehr diese 
Regeln durch Elemente der Freiheit gekennzeichnet sind, desto 
stärker werden die Marktverhältnisse vom Prinzip des freien Wett­
bewerbs beherrscht. Je mehr sie Elemente der Bindung enthalten, 
umso wirksamer werden sich auf dem Markt die Einflüsse des be­
schränkten Wettbewerbs oder manchmal selbst der Ausschaltung der 
Konkurrenz geltend machen. Wer im wirtschaftlichen Leben um sich 
blickt, wird gewahr werden, daß die Tendenzen zur Bindung keines­
wegs gering sind. Einer Wirtschaftspolitik, die sich die Förderung 
der Expansion der Volkswirtschaft und die Verhütung protektio­
nistischer Restriktionen zum Ziel setzt, muß nun die Förderung eines 
größtmöglichen Maßes von Freiheit im wirtschaftlichen Verkehr eine 
der vornehmsten Bestrebungen sein. Naturgemäß hat man hierbei 
nicht an die Stützung einer zügellosen Konkurrenz zu denken, son­
dern vielmehr an die Erzielung eines gesunden oder, um einen in der 
amerikanischen Literatur viel benutzten Begriff zu gebrauchen, eines 
„workable“ Wettbewerbs. Die Regeln des wirtschaftlichen Verkehrs 
gehören daher zum Objekt der Wirtschaftspolitik, und zwar, unter 
Wahrung des Subsidiaritätsprinzips, der Wirtschaftspolitik des
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Staates, sofern die Wirtschaft auf diesem Gebiet nicht aus sich tätig 
sein kann. Für die Mittelstandspolitik ist dieser Sektor der Wirt­
schaftspolitik von erheblicher Bedeutung, weil sie es mit einer sehr 
großen Anzahl untereinander stark differenzierter Unternehmen, die 
auf dem Markt operieren, zu tun hat. Die Mittelstandspolitik wird 
denn auch in nicht unwesentlichem Maße auf die Verwirklichung 
eines wirtschaftlichen Verkehrs, der sich mit dem Prinzip des gesunden 
Wettbewerbs vereinigen läßt, abzielen müssen. In diesem Zusammen­
hang kann objektiven Bedingungen der Betriebsgründung eine 
wesentliche Bedeutung zukommen, weil diese jedenfalls dann, wenn 
nicht allzu strenge Maßstäbe angelegt werden, ungeeignete, die Preise 
und den Markt möglicherweise verwirrende Elemente fernhalten 
können, während eine gesunde Konkurrenz zwischen denjenigen, die 
den gestellten Anforderungen entsprechen, möglich bleibt. Man denke 
ferner an Regelungen hinsichtlich der Einschränkung des Zugabe­
wesens, ungeregelter Ausverkäufe und des Ladenschlusses, ferner an 
die Förderung der Handhabung eines offenen Kalkulationsschemas 
zur Beeinflussung der Preisbildung usw. Soweit der Staat auf diesen 
Gebieten aktiv wird, wird er sich in seinen Maßnahmen möglichst 
an die Regelungen, die in der Wirtschaft bereits auf freiwilligem 
Wege zustandegekommen sind, anschließen, sowie auf Initiative 
Rücksicht nehmen und die beteiligten Partner der Wirtschaft und 
andere Interessenten anhören müssen. Er hat dabei seine Maßnahmen, 
die häufig spezifische Betriebszweige berühren, in Übereinstimmung 
mit dem Betriebsinteresse dieser zu treffen, soweit es dem Gemeinwohl 
nicht widerspricht. Stehen diesem bestimmte Verhältnisse entgegen, 
wozu auch der gesunde Wettbewerb gehört, so kann gleichfalls 
gesetzliches Eingreifen erforderlich sein.

Bei all diesen Maßregeln darf man nicht aus dem Auge verlieren, 
daß ein gesunder Wettbewerb durch sie gefördert werden muß oder 
jedenfalls nicht benachteiligt werden darf, weil der gesunde Wett­
bewerb von allergrößtem Belang für alle Sektoren der Wirtschaft ist; 
dies trifft in besonderem Maße für den gewerblichen Mittelstand zu. 
Gesunde Konkurrenz ist eine der kräftigsten Triebfedern für den 
kleinen Unternehmer, den Anforderungen des Marktes bestens zu 
entsprechen, das wirtschaftliche „Gesicht“ seines Unternehmens so 
anziehend wie möglich zu gestalten und die Leistung sowohl in 
technischer als wirtschaftlicher Hinsicht aufs höchste zu steigern.
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Ein gesunder Wettbewerb hebt den Unternehmer aus rückständigen, 
wenig wirtschaftlichen Arbeits- und Verkaufsmethoden heraus, lehrt 
ihn, über die Grenzen des eigenen Betriebes hinauszublicken und 
bringt ihm Kostenverständnis bei. Gerade dauernde Beachtung der 
Kostenseite des Unternehmens ist ein wichtiger Anreiz, sich auf dem 
Markt zu behaupten und eine wachsend günstige Stellung zu erobern. 
Die in Kreisen des gewerblichen Mittelstandes gelegentlich geäußerte 
Meinung, der mittelgroße und kleine Betrieb stehe von Natur aus in 
dieser Hinsicht gegenüber dem Großbetrieb zurück, ist nach meinen 
Erfahrungen absolut unrichtig.

Hiermit komme ich zum zweiten Element der Marktverhältnisse, 
das für die Mittelstandspolitik mitbestimmend ist, nämlich zur wirt­
schaftlichen Lage der Parteien, die am wirtschaftlichen Verkehr 
beteiligt sind.

2. Maßnahmen zugunsten des Mittelstandes 

durch Verbesserung der wirtschaftl ichen Lage

Was die wirtschaftliche Lage der am wirtschaftlichen Verkehr 
beteiligten Parteien betrifft, so steht sie mit den auf dem Markt 
geltenden Spielregeln häufig in gegenseitiger Abhängigkeit. Von den 
Spielregeln des wirtschaftlichen Verkehrs geht durchaus ein Einfluß 
aus, der sich auf die wirtschaftliche Lage der Marktparteien überträgt. 
Dieses kann hier außer Acht gelassen werden, weil dieser Einfluß 
genauso wie die Spielregeln selbst letztlich ihren Ursprung wieder 
in den oben erwähnten Maßnahmen der Mittelstandspolitik haben. 
Für die wirtschaftliche Lage des mittleren und kleinen Betriebes auf 
dem Markt sind dann verschiedene Faktoren relevant, nämlich die 
Qualität des Erzeugnisses, bzw. der Dienstleistung, die Kosten- und 
Preisstruktur und die Finanzierungslage. Es würde, so interessant das 
Thema wäre, weit über den Rahmen dieses Aufsatzes hinausgehen, 
wollte man alle diese Faktoren einer ausführlichen Betrachtung unter­
ziehen. Es sei hierauf nur soweit eingegangen, als die staatliche 
Mittelstandspolitik davon berührt wird. Der Qualität des Erzeug­
nisses, bzw. der Dienstleistung kommt im Qualitätswettbewerb Be­
deutung zu. Hier tritt die Fachkunde des Unternehmers im gewerb­
lichen Mittelstand in Erscheinung.
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Nun steht fest, daß der Staat bei der Förderung einer guten Be­
triebsführung nicht über Mindestanforderungen an die Betriebs­
gründung hinausgehen darf. Die Fachkenntnisse der gewerblichen 
Unternehmer vermag er übrigens durch Unterstützung von Wirt­
schafts- und Berufsunterricht zu heben, was sich weit vorteilhafter 
auswirkt als jene Mindestanforderungen.

Kosten- und Preisstruktur können für unsere Zwecke in gegen­
seitigem Zusammenhang betrachtet werden. Der Kostenbegriff ist 
für den mittelständischen Unternehmer von erstrangiger Bedeutung. 
Sowohl eine klare Einsicht in den gesamten Gestehungspreis als auch 
in dessen Aufteilung in die verschiedenen Kostenkategorien und in 
die Flexibilität der Kategorien ist für ihn wichtig. Diese Einsicht lehrt 
ihn, seine Kosten kritisch zu betrachten, sie nach Möglichkeit zu 
senken und etwaige Erhöhungen anderweitig auszugleichen. Ohne 
diese kritische, stets korrigierende Einstellung entsteht zwischen 
Kosten und Preisen nur allzu leicht ein Automatismus, der die wirt­
schaftliche Lage des mittleren und kleinen Betriebes ernstlich in 
Gefahr bringen kann. Dieser Automatismus ist aber nicht nur durch 
die mangelhafte Übersicht und die lässige Selbstgenügsamkeit des 
Unternehmers bedingt, sondern auch durch allzu starke Bindung der 
Unternehmer untereinander. Zu diesen zwei Ursachen der Gefährdung 
des mittleren und kleinen Betriebes (unkritische und lässige Einstel­
lung des einzelnen Unternehmers einerseits und zu straffe Verkettung 
der Unternehmer anderseits) sei im Zusammenhang mit der staatlichen 
Mittelstandspolitik noch einiges bemerkt. Der Staat hat auf diesem 
Gebiet in erster Linie die Aufgabe, die wirtschaftliche Erforschung 
des mittelgroßen und kleinen Betriebes zu fördern. Diese Aufgabe 
fällt ihm bereits deshalb zu, weil er notwendigerweise sein eigenes 
Vorgehen auf richtige wirtschaftliche Daten zu basieren hat. Sie ob­
liegt ihm außerdem deswegen, weil er dadurch einen Teil seiner 
Pflicht, nämlich der Produktivitätssteigerung im gewerblichen 
Mittelstand zu dienen, erfüllen kann. Die Forschung trägt nämlich 
zur Kenntnis der Kosten- und Preisverhältnisse in den verschiedenen 
Betriebszweigen sehr viel bei. Vor allem durch Betriebsvergleichung 
gewinnt der Unternehmer deutliche Einsicht in die Preis- und 
Kostenstruktur seines eigenen Unternehmens. Die Mittelstandspolitik 
muß die diesbezügliche Forschung nach Kräften fördern und weit­
möglichst für eine zweckmäßige Verbreitung ihrer Ergebnisse Sorge
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tragen. Eine zielstrebige Aufklärung sowohl der Wirtschaft als der 
behördlichen Organe ist dabei wichtig, natürlich in Beschränkung 
eines jeden auf sein eigenes Aufgabengebiet. Aber über das richtige 
Verständnis für die eigene Kosten- und Preis Struktur hinaus ist es von 
mindestens gleich großer Bedeutung, daß man die Möglichkeiten 
erfaßt, schwache Stellen in der Kostenstruktur zu überwinden. Der 
Produktivitätssteigerung ist größte Beachtung zu schenken. Sie zu 
unterstützen, muß ein Hauptanliegen der Mittelstandspolitik des 
Staates sein. Der Staat erfüllt diese Pflicht durch eine doppelte Tätig­
keit: erstens durch Erforschung der Technik der Produktivitäts­
steigerung und der Ermöglichung ihrer Anwendung und zweitens 
durch Einwirken auf die geistige Haltung des mittelständischen 
Unternehmers, der manchmal allzu traditionell denkt und Methoden 
der Produktivitätssteigerung häufig als „zu neumodisch“ abweist.

Vom Gesichtspunkt der Kosten- und Preisstruktur aus ist auch die 
zu straffe Verkettung der Unternehmer beachtenswert. Sie ist eine der 
möglichen üblen Auswüchse der an sich nützlichen und wichtigen 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen den Unternehmern des 
gewerblichen Mittelstandes. Bekanntlich wird diese Zusammen­
arbeit in hohem Maße durch jene nationalökonomischen Anschauun­
gen gefördert, die sich als Reaktion gegen die von Marx verteidigte 
Konzentrationstheorie gebildet haben. Unter Hinweis auf das Be­
dürfnis nach den Diensten des mittelgroßen und kleinen Betriebes, 
das die Wirtschaft im Laufe ihrer Entwicklung stets neu äußert, wurde 
bisher die These aufgestellt, daß der gewerbliche Mittelstand sich 
des wirtschaftlichen Zusammenschlusses bedienen könne, dürfe und 
sogar müsse, um einer Verdrängung durch den Großbetrieb zu ent­
gehen. Hierbei wurde jedoch im allgemeinen viel zu einseitig auf die 
Vorteile und zu wenig auf die möglichen Formen einer wirtschaft­
lichen Zusammenarbeit unter Abwägung der Vor- und Nachteile 
hingewiesen. Die meisten Formen der wirtschaftlichen Zusammen­
arbeit bilden sich auf der Grundlage von Kartellvereinbarungen oder 
ähnlicher wirtschaftlicher Machtblöcke, die den Wettbewerb beein­
flussen. Im Zusammenhang hiermit sind sie sowohl vom Standpunkt 
der allgemeinen Wirtschaftspolitik als auch der Mittelstandspolitik 
von Belang. Auch hier gilt, wie bezüglich der Spielregeln des wirt­
schaftlichen Verkehrs, daß im Interesse der Allgemeinheit diese 
Formen des Zusammenschlusses auf ihre Übereinstimmung mit dem
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Prinzip einer gesunden Konkurrenz zu prüfen sind. Zweifellos kann 
eine Anzahl von Formen wirtschaftlicher Zusammenarbeit innerhalb 
der mittleren und kleinen Betriebe in verschiedenen Ländern dieser 
Prüfung standhalten. Wenn aber, wie dies gleichfalls vorkommt, eine 
Verstärkung der Marktstellung durch wirtschaftliche Zusammen­
arbeit sich in Formen abspielt, die den Wettbewerb tatsächlich weit­
gehend auszuschalten trachten, droht die Gefahr einer Erstarrung der 
Kostenstruktur, die weder mit dem Prinzip des gesunden Wettbe­
werbs noch mit den Belangen des einzelnen Unternehmers, dessen 
wirtschaftliches Handeln nicht mehr die zu einer Expansion erforder­
liche Elastizität aufbringen kann, in Einklang zu bringen ist. In sol­
chen Fällen gebietet sowohl die allgemeine Wirtschafts- als auch 
speziell die Mittelstandspolitik, daß dieser Erstarrung der Kosten- und 
Preisstruktur ein Ende bereitet werde. Im Zusammenhang mit der 
Marktverfassung haben wir uns noch mit der Finanzierungslage zu 
beschäftigen.

3. D ie besondere Bedeutung der Finanzierungshilfe

Die Frage, ob der mittelgroße und kleine Betrieb imstande sei, 
seinen Bedarf an Mitteln, vor allem langfristigen, für die Finanzie­
rung des Unternehmens zu decken, kann für seinen Platz auf dem 
Markt von entscheidender Bedeutung sein. Dabei ist sehr zu beachten, 
daß seine Stellung hinsichtlich dieser Deckung des Kreditbedarfes 
sich völlig von der des Großbetriebes unterscheidet. Abgesehen 
davon, daß der Großbetrieb viel besser imstande ist, Bankdeckung 
zu geben, und im allgemeinen auf dem Geldmarkt auch leichter 
operieren kann als der mittlere und kleine Betrieb, hat er nicht zuletzt 
auch Zugang zum Kapitalmarkt. Behält man dabei im Auge, daß der 
Kreditbedarf des mittelständischen Betriebes, insbesondere der Bedarf 
an langfristigen Mitteln, in den letzten Jahrzehnten stark zugenommen 
hat, so ergibt sich, daß auf der Finanzierungsproblematik in der 
staatlichen Mittelstandspolitik besonderer Nachdruck hegen muß. 
Daher ist es angebracht, etwas näher auf die Eigenarten des Bedarfs 
an langfristigen Mitteln einzugehen. Dieser läßt sich als konjunk­
tureller, struktureller oder gelegentlicher Bedarf kennzeichnen je nach 
den Ursachen, die ihn hervorrufen.



Das Anwachsen des Kapitalbedarfes konjunktureller Art ist vor 
allem eine Folge der Preisbewegung. Diese letztere hat im übrigen 
auch einen strukturellen Aspekt. Insbesondere in den vergangenen 
Jahrzehnten haben sich als Folge der beiden Weltkriege einschnei­
dende Änderungen in den internationalen Wirtschaftsverhältnissen 
vollzogen. Die infolge der Inflation eingetretenen Preissteigerungen 
verursachten einen stark erhöhten, bleibenden Kapitalbedarf zur 
Finanzierung von kostspieligerem Betriebsinventar, Vorräten und 
sonstigem Umlaufsvermögen. Besonders beim gewerblichen Mittel­
stand reichten die eigenen Mittel hierzu in keiner Weise aus, so daß 
er Vermögen von Dritten in Anspruch nehmen mußte. Die Art dieses 
Kapitalbedarfs verlangte Aufnahme langfristiger Kredite, die, wenn 
und insoweit sie nicht nach und nach aus dem Betriebsgewinn getilgt 
werden konnten, verlängert oder durch neue langfristige Darlehen 
ersetzt werden mußten.

Neben den Einflüssen der Preissteigerung hat auch der Fortschritt 
der Technik den strukturellen Bedarf an Betriebskapital bei den 
Unternehmen des gewerblichen Mittelstandes anwachsen lassen. Es 
kamen allerlei technische Hilfsmittel wie Waagen, Registrierkassen, 
Schneidemaschinen, Kraftwagen, Kühlschränke, Elektromotoren 
usw. auf den Markt, und der Geschäftsinhaber, der naturgemäß im 
eigenen Interesse mit seiner Zeit Schritt halten wollte, mußte sich in 
mehr oder weniger großem Umfang derartige ziemlich kostspielige 
Geräte anschaffen. Der hieraus erwachsene zusätzliche Kapitalbedarf 
ist struktureller Art. Soweit er nicht aus eigenem Vermögen gedeckt 
werden kann, müssen zur Finanzierung solcher Investierungen an­
gesichts der langen Lebensdauer und Abschreibungsfrist langfristige 
Kredite aufgenommen werden.

Schließlich ergeben sich Umstände einmaliger und vorübergehender 
Art, die einen zufälligen Charakter tragen. Beispiele hierfür sind Krank­
heit des Unternehmers, Vererbung des Betriebes mit Nachlaß­
verteilung beim Tode des Eigentümers, wobei auch die Erbschafts­
steuer eine wichtige Rolle spielen kann, und Mobilisierung, wodurch 
dem Unternehmer der Betrieb entzogen wird. In der Regel kann ein 
solcher einmaliger Kapitalbedarf nur durch langfristigen Kredit 
gedeckt werden. Die Tilgung hat aus dem Gewinn zu erfolgen, der bei 
normaler Fortsetzung des Betriebes erzielt wird.
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Diese Einteilung des Bedarfs an langfristigem Kapital trägt natur­
gemäß einen mehr oder weniger theoretischen Charakter. In der 
Praxis wird dieser Bedarf sich nicht stets in einen der genannten 
Typen einordnen lassen. Außerdem können Ursachen verschiedener 
Art zusammenfallen, die in einem gegebenen Augenblick einen 
Kapitalbedarf beträchtlichen Ausmaßes bedingen. Trotzdem hat diese 
Einteilung insofern Sinn, als sie einen Anhaltspunkt für die Art und 
Weise gibt, in der dem Kreditgeber Sicherheit für die aufgenommenen 
Darlehen geboten werden kann, sowie für den Umfang, in dem dies 
möglich ist.

Betrachtet man den hier aufgezeigten Kapitalbedarf auf der Grund­
lage der bereits genannten Tatsachen, so erscheint eine staatliche 
Intervention auf dem Gebiet der Kreditgewährung vertretbar. Es 
nimmt darum auch nicht wunder, daß dieser staatliche Eingriff in 
verschiedenen Ländern auch in größerem oder geringerem Ausmaß 
Wirklichkeit geworden ist.

Ohne hierauf allzu ausführlich einzugehen, erwähne ich, daß sich 
der Staat hier m. E. in zwei Richtungen betätigen kann. Zunächst 
kann er, wo dies erforderlich ist, die Schaffung oder den Fortbestand 
besonderer Bankinstitute für den gewerblichen Mittelstand fördern. 
Auch hier liegt wieder in erster Linie eine Aufgabe für die Privat­
initiative vor. Doch muß, wo diese unzureichend ist oder bleibt, der 
Staat eintreten. Weiterhin kann der Staat durch geeignete Garantie­
leistung die Gewährung von Krediten durch diese besonderen Bank­
institute an mittelgroße und kleine Betriebe ermöglichen.

Aus den allgemeinen, für die Mittelstandspolitik maßgebenden 
Grundanschauungen heraus geht jedoch wohl deutlich genug hervor, 
daß in der ganzen Kreditfrage zwei Prinzipien zu berücksichtigen 
sind, nämlich erstens: die Kredite sind nur an gesunde Unternehmen, 
denen lediglich eine Bankdeckung nicht möglich ist, zu gewähren, 
und zweitens: den Unternehmern müssen beim Vorliegen gleicher Um­
stände auch in gleicher Weise Kredite zur Verfügung gestellt werden.

Ebensowenig wie die Kreditgewährung daher einen Fürsorge­
charakter erhalten soll, darf sie durch Diskriminierung marktstörend 
wirken. Besondere Umstände können natürlich besondere soziale 
Unterstützungen rechtfertigen. Solche Beihilfen haben aber in dem 
System der Kreditgewährung an den gewerblichen Mittelstand keinen 
Raum.
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Bezüglich der wirtschaftlichen Lage des mittleren und kleinen 
Betriebes auf dem Markt wurden bisher drei Elemente als relevant 
angeführt, nämlich die Qualität von Erzeugnis bzw. Dienstleistung, 
die Kosten- und Preisstruktur und die Finanzierungslage. Es ist wohl 
angebracht, noch den Einfluß zu erwähnen, der von verschiedenen 
Sektoren der staatlichen Politik, vor allem der Steuerpolitik, der Preis­
politik und der Sozialpolitik, ausgeht.

III. D ie M ittelstandspolitik im  weiteren Sinne

Bisher habe ich mich hauptsächlich mit Aspekten der Mittelstands­
politik im engeren Sinne befaßt. Ich möchte jetzt noch kurz auf 
einige Gesichtspunkte der Mittelstandspolitik im weiteren Sinne ein- 
gehen. Eine ausführliche Behandlung dieses Gegenstandes würde 
eine Betrachtung des Gleichgewichtes fordern, das zwischen den ver­
schiedenen miteinander konkurrierenden Anliegen der staatlichen 
Politik erforderlich werden würde. Ich möchte hier lediglich darauf 
hinweisen, daß die allgemeinen staatlichen Planungen im Hinblick auf 
die wirtschaftliche Lage des mittleren und kleinen Betriebes auf dem 
Markt die Struktur dieses Betriebes zu berücksichtigen haben. Wird 
dieser ihm eigenen Struktur nicht Rechnung getragen, so kann die 
Stellung des Unternehmens auf dem Markt in ungünstigem Sinne 
beeinflußt werden, wie andererseits durch eine zu einseitige Betonung 
der Lage des gewerblichen Mittelstandes eine unannehmbare Bevor­
zugung geschaffen würde. Die allgemeine staatliche Politik darf weder 
zu stark nach der einen noch nach der anderen Seite neigen. Diese 
Forderung liegt sowohl im Sinne des mittleren und kleinen Betriebes 
wie auch im Interesse der Allgemeinheit. Die Nichtberücksichtigung 
der besonderen Struktur des mittleren und kleinen Betriebes hat 
Nachteile zur Folge, denen man in der spezifischen Mittelstandspolitik 
nicht mehr begegnen kann, da man dann immer nur am Symptom 
herumdoktern würde. Da im Rahmen dieses Artikels eine eingehende 
Behandlung dieses Problems nicht möglich ist, sei nur auf einige 
typische Erscheinungen hingewiesen.

Der Staat muß sich bei der Planung neuer und bei der Beurteilung 
bereits getroffener Maßnahmen vergegenwärtigen, daß es sich beim 
gewerblichen Mittelstand häufig um Betriebe handelt, in denen der
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Unternehmer entweder nur mit seiner Familie oder mit einigen 
wenigen Angestellten arbeitet, daß Hauswirtschaft und Betrieb 
einander oft überschneiden, daß das durchschnittliche Einkommen 
nicht hoch ist und daß solche Unternehmen durch ihre große Anzahl 
in gewissem Sinne das Gesicht der Volkswirtschaft bestimmen. Nur 
so wird das Verhältnis der mittleren und kleinen Betriebe zu den 
Großbetrieben ins rechte Licht gerückt. Es ist z. B. bekannt, daß 
Steuern und Soziallasten, die entsprechend einer bestimmten Ein­
kommensgrenze erhoben werden, für kleine Unternehmen eine relativ 
schwerere Belastung bedeuten als für größere. In verschiedenen 
Ländern hat dies — wenn auch nicht ohne kritische Kommentare — 
zur Einführung gewisser Kompensationen im Steuersystem und 
Maßnahmen auf sozialpolitischem Gebiet geführt. Ich habe den Ein­
druck, daß man über dieses Problem noch nicht genügend nachge­
dacht hat und es sich empfiehlt, sich hiermit — auch im Rahmen der 
europäischen Zusammenarbeit — näher zu befassen.

Ebenso verlangt die Preispolitik eine Berücksichtigung der dem 
gewerblichen Mittelstand eigenen Struktur. Gelegentlich wird der 
Gedanke geäußert, daß die Preispolitik dieser Struktur nicht Rech­
nung tragen könne, weil der Wettbewerb zwischen mittelgroßem 
und Kleinbetrieb einerseits und Großbetrieb andererseits dem ent­
gegenstände. Ich halte aber diese Auffassung für falsch. Die Nicht­
berücksichtigung der Struktur des mittelständischen Betriebes kann 
nämlich dazu führen, daß der gewerbliche Mittelstand in eine unge­
rechte Wettbewerbslage gerät und unter Umständen sogar vom Wett­
bewerb ausgeschaltet wird.

Die Preispolitik des Staates gehört wahrhaftig nicht zu den ein­
fachen Grundsatzfragen der Wirtschaftspolitik. Unter besonderen 
Umständen ist sie eine Notwendigkeit, sie muß aber, soll sie zum 
Erfolg führen, die Struktur und die Entwicklung der verschiedenen 
Sektoren der Volkswirtschaft im Auge behalten. Dabei stößt sie von 
selbst auf die Struktur des mittleren und kleinen Betriebes. Wird diese 
Struktur in der Preispolitik als Gegebenheit betrachtet, so wird dies 
der Elastizität, Differenzierung und Zweckmäßigkeit dieser Politik 
zugute kommen.

14
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Nach einer kurzen Darlegung der Rolle des gewerblichen Mittel­
standes in der modernen Volkswirtschaft habe ich zwei extreme 
Systeme der Mittelstandspolitik, die als Richtweiser staatlicher Maß­
nahmen ersonnen wurden, einander gegenübergestellt, nämlich einer­
seits die auf soziale Sicherheit des gewerblichen Mittelstandes und 
andererseits die auf das individuelle Unternehmerrisiko gerichtete 
Mittelstandspolitik. Ich habe die Einseitigkeit beider Typen an Hand 
dreier als Beispiele genannter Instrumente herauszustellen versucht 
und dabei zugleich darauf hingewiesen, daß die beiden Typen nicht 
ohne weiteres Repräsentanten bestimmter gesellschaftlicher Doktrinen 
zu sein brauchen.

In der Darstellung meiner eigenen Ansicht über Zielsetzung und 
Mittel der Mittelstandspolitik bin ich vom Gleichgewicht zwischen 
der Mittelstandspolitik und der auf Expansion gerichteten Wirt­
schaftspolitik ausgegangen. Dieses Gleichgewicht vor Augen, habe 
ich die als Beispiele angeführten Instrumente einer Prüfung unter­
zogen und anschließend die Bedeutung der Mittelstandspolitik dar­
gelegt, und zwar einerseits für die Regeln des wirtschaftlichen Ver­
kehrs und andererseits für die wirtschaftliche Lage, in der sich die 
an diesem Verkehr beteiligten Parteien befinden. Bezüglich der 
Regeln des Wirtschaftsverkehrs habe ich auf die Funktion hinge­
wiesen, die der Mittelstandspolitik im Interesse einer gesunden Kon­
kurrenz und somit einer guten Abwicklung des Wirtschaftsverkehrs 
zukommt. Im Hinblick auf die Marktlage habe ich von der Bedeutung 
gesprochen, die der Förderung einer guten Wirtschafts- und tech­
nischen Ausbildung zukommt. Ferner war die Rede von der Erziehung 
zum Verständnis für den Kostenfaktor durch Anregen wirtschaftlicher 
Untersuchungen und Informationsdienste, von der Stimulierung zu 
Produktivitätssteigerung und guter wirtschaftlicher Zusammenarbeit, 
von der Wichtigkeit einer auf dem Prinzip der Wirtschaftlichkeit 
beruhenden Vergebung staatlich garantierter Kredite und schließlich 
von der notwendigen Berücksichtigung der dem mittelständischen 
Unternehmen eigenen Struktur in der Steuer-, der Preis- und der 
Sozialpolitik.

Zusammenfassung



G IA N FRA N CO  M O RO  V ISCO N TI

DIE MITTELSTÄNDISCHE UNTERNEHMUNG1

Einleitung

Man darf wohl sagen, daß das Ende des zweiten Weltkrieges für die 
westliche Welt auch das Ende einer historischen Epoche darstellte, 
deren Wurzeln in die französische Revolution zurückreichen, und 
zwar jener historischen Epoche, welche durch die Bildung des demo­
kratischen Verwaltungsstaates mit der Trennung von gesetzgebe­
rischer, ausführender und richterlicher Gewalt gekennzeichnet war.

Es war nichts anderes als eine politische Konsequenz des Rechts­
staates, dessen demokratische Form nur auf die vereinzelte Reali­
sierung seiner Verwaltungsfunktion gerichtet war, wenn die bloß 
negative Konzeption des Staates als eines Wirtschaftssubjektes deut­
lich wurde. Das Smith’sche Axiom, daß der Verwaltungsstaat 
aus sich genüge, um das Gemeinwohl zu erreichen (dieses im Sinn 
des harmonischen Endergebnisses aus den Einzelwohlen verstanden), 
ist eine Überzeugung, welche in dem Moment in eine Krise geraten 
muß, in dem der Grundsatz der Gewaltentrennung in seiner genauen 
Bedeutung erfaßt wird, d. h. nicht als ein vom demokratischen Staat 
anzustrebendes Ziel, sondern vielmehr als eine unerläßliche Voraus­
setzung, damit dieser in der modernen Gesellschaft zu einer wirk­
samen politischen Realität werden kann. Darin liegt der Grund, daß 
die Staatsintervention hinsichtlich ihrer Ausübung nicht als ein zeit­
liches „Vorher“ oder „Nachher“ , sondern wirklich als etwas be­
trachtet werden muß, was ein strukturelles Element der staatlichen 
Wesenheit darstellt.
1 Übersetzung ins Deutsche von Prof. Dr. W. Büchi, Fribourg.
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Die Tatsache, daß der Staat seine Entwicklung in der demokrati­
schen Richtung notwendigerweise durch eine sachgemäße Verbindung 
seiner Verwaltungsfunktion mit einer wirtschaftlichen Funktion er­
gänzen muß, hängt demnach nicht so sehr von der Existenz einer als 
zusätzlich angenommenen wirtschaftlichen Komponente der Staats­
funktion als vielmehr von der Notwendigkeit ab, eine der verschiede­
nen Äußerungen staatlicher Tätigkeit in rationalen politischen und 
juristischen Formeln präzis zum Ausdruck zu bringen. Mit anderen 
Worten: wir befinden uns m. E. heute, was die organische Einordnung 
der wirtschaftlichen Tätigkeit des Staates anbelangt, vor der gleichen 
Forderung, wie sie sich stellte, als man der Gesamtheit von politischen 
Bestrebungen und Ansprüchen, von wirtschaftlichen und soziolo­
gischen Tendenzen usw., welche die Grundlage für die Bildung des 
Rechtsstaates bildeten, eine vollständige juristische Form geben 
mußte. Die Notwendigkeit, von einer politischen Idee zu ihrer 
rechtlichen Fassung vorzustoßen, die damals als Garantie dafür 
festgelegt wurde, daß der Staat in seinen verfassungsmäßigen Grund­
sätzen nicht angreifbar werde, stellt sich m. E. auch heute wieder, 
indem vom Rechts Standpunkt aus Natur, Ziel, Gegenstand, Mittel 
und Grenzen der wirtschaftlichen Tätigkeit des Staates zu bestimmen 
sind.

In der Verfassung stellt der Staat das Gesetz als einzigen Maßstab 
für ein Werturteil über seine und seiner Bürger Tätigkeit auf. Es 
erscheint als zweckmäßig, daß nicht bloß die eigentlich verwaltende, 
sondern auch die wirtschaftliche Staatstätigkeit daran teilhabe. Wenn 
die Verfassungen der klassischen modernen Demokratien das Prin­
zip der Gewaltentrennung festlegen, legen sie dadurch auch gleich­
zeitig die letzten unübersteiglichen Grenzen der Staatstätigkeit fest. 
Mit anderen Worten: seine verwaltende Tätigkeit (und ich lege 
Gewicht auf diesen Begriff) ist der Beachtung der rechtlich-verfas­
sungsmäßigen Struktur, die sich der Staat selber gegeben hat, unter­
geordnet. Wenn man nun z. B. die Verfassungsgrundsätze der klas­
sischen Demokratien näher untersucht, wird man fast immer finden, 
daß den äußerst präzisen Formulierungen der rechtlichen Beziehungen 
nur sehr unbestimmte und allgemeine Vorschriften über die wirt­
schaftlichen Beziehungen gegenüberstehen. Wenn aber auf der einen 
Seite diese Verallgemeinerung die Bezugnahme auf den Willen des 
Verfassungsgesetzgebers problematisch macht, so erlaubt sie auf der
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anderen Seite, in der praktischen Führung der Wirtschaftspolitik, so 
abweichende Auslegungen (selbst wenn diese an sich juristisch richtig 
und vertretbar sind), daß sie kaum mehr auf eine einzige geistige 
Quelle zurückgeführt werden können. Was wir bisher ausführten, 
scheint noch eine weitere Forderung zur Folge zu haben. Zu sagen, 
daß die Wirtschaftspolitik die Tätigkeit des Staates darstelle, soweit 
dieser als Wirtschaftssubjekt zu betrachten sei, erscheint uns so lange 
als eine mangelhafte Umschreibung, als sie nicht durch die Bestim­
mung der Grenzen dieser Staatstätigkeit ergänzt wird, und zwar 
einer Grenzziehung, welche ihre Begründung eindeutig im Grund­
gesetz des Staates selber haben müßte. Die staatliche Wirtschafts­
tätigkeit ist ferner, und zwar per definitionem, einem Kriterium 
politischer Wertung in dem Sinn unterworfen, daß das Wirtschaftliche 
dem Willen der öffentlichen Gewalt untersteht, die daraus ein Mittel 
schafft, um nichtwirtschaftliche Ziele zu erreichen. Mir scheint, daß 
dieser Mittelcharakter selber schon der staatlichen Wirtschaftstätigkeit 
eine Grenze zieht, die sich dann allerdings, wie wir gesehen haben, 
im Sinn einer Korrektur oder einer Integration weiterentwickeln kann 
und auch die Substitution der privaten durch die staatliche Wirt­
schaftstätigkeit begrenzt. Der wichtigste Aspekt der Frage, die wir 
untersuchen, scheint aber darin zu bestehen, daß die staatliche Inter­
vention als eine Tätigkeit zu betrachten ist, die dort einsetzt, wo die 
Privatinitiative sich als vollständig ungenügend erweist. In einem 
solchen Fall, der zusammen mit demjenigen, wo die Staatsintervention 
in der Form einer Substitution oder Integration auftritt, den typisch­
sten Fall der Intervention darstellt, kann es zwischen staatlicher und 
privater Tätigkeit keinen Wettstreit geben, weil sich beide auf ver­
schiedenen Gebieten mit verschiedenen Zielen und Mitteln äußern. 
In diesem Sinn hat — wenn man eine saubere Unterscheidung zwi­
schen den beiden Typen von Interventionen vornimmt — die Not­
wendigkeit, die man so stark betont hat, daß die Staatsunternehmun­
gen gegenüber den privaten Unternehmungen nicht in den Genuß 
einer Vorzugsbehandlung kommen dürften, keine Begründung mehr. 
Nehmen wir beispielsweise an, man komme zur Auffassung, daß der 
Bereich der Energieerzeugung, wegen seiner besonderen Eigenschaf­
ten, nationalisiert werden sollte. Damit stellt man eigentlich den 
Grundsatz auf, daß nur der Staat in diesem Sektor Produktionspolitik 
betreiben könne. Trotzdem wäre das noch kein genügender Grund,
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um den Staat zu veranlassen, seine wirtschaftliche Tätigkeit über den 
Kreis hinaus zu erweitern, der ihm durch das Gesetz zugewiesen 
worden ist. Gerade in dieser Hinsicht muß eine Wirtschaftsgesetz­
gebung in Rechtsform, und nicht bloß durch politische Formeln, 
dafür garantieren, daß der Staat in seiner Tätigkeit die Grenzen, die 
ihm durch die gesetzgebende Gewalt gezogen worden sind, unter 
keinen Umständen überschreite.

Daraus folgt, scheint mir, die Dringlichkeit, daß die wirtschaftliche 
Funktion des Staates auch zu einer demokratischen Funktion werde. 
Dies nicht so sehr im Sinn, daß das Volk an der Aufstellung der Leit­
gedanken der Wirtschaftspolitik beteiligt sein solle, sondern in der 
Art, wie sie die Gewaltentrennung bei der administrativen Staats­
funktion aufweist.

Auch für die wirtschaftliche Funktion des Staates muß man dazu­
kommen, eine ausführende Gewalt, welche für die Verwirklichung der 
Wirtschaftspolitik verantwortlich ist, eine kontrollierende Gewalt, die 
für die Währungspolitik verantwortlich ist, und eine normative Gewalt, 
welche für die Produktionspolitik verantwortlich ist, zu unterscheiden.

Jedermann muß sich aber darüber Rechenschaft geben, daß eine 
solche Gewaltentrennung gegenwärtig nicht existiert.

Die Notenemissionsbanken, die so etwas wie den obersten Ge­
richtshof der staatlichen Wirtschaffsfunktion darstellen sollten, die 
also m. a. W. die Grenzlinie bestimmen müßten, jenseits welcher der 
Weg zur Inflation und zur inneren und äußeren Unordnung führt, 
sind praktisch mit ihrer Sozialpolitik, ihren Sanierungsaktionen und 
ihrer Rüstungsfinanzierung den Regierungen untergeordnet.

Bei einer solchen Situation befinden sich die Produktivkräfte in 
einer unmöglichen Wettbewerbsstellung zu den Kräften, die vom 
öffentlichen Sektor aus gefördert werden. Das alles kann schließlich 
nur Mißstimmung erzeugen.

Es ist vor allem die Tatsache, daß gerade dieses Problem bisher 
noch nicht gelöst wurde — wegen der immer noch bestehenden 
Uneinigkeit über die Funktionen des Staates im wirtschaftlichen 
Bereich —, welche die Ursache für das Unbehagen bildet, das vor 
allem die mittelständische Unternehmung belastet. Darin sehe ich den 
tieferen Grund der Krise, die unsere Epoche heimsucht.

Der Chef einer mittelständischen Unternehmung bedarf, um seine 
Tätigkeit ausüben und den Forderungen seiner Funktion entsprechen
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zu können, vor allem einer Situation der Sicherheit und eines weiten 
Freiheitsraumes, die seinem Sinn für Initiative und Verantwortlich­
keit erlauben, sich für das Wachstum der Wohlfahrt einzusetzen.

Im Rahmen der oben skizzierten wirtschaftlichen Funktionen hat 
die mittelständische Unternehmung in analoger Weise ihren Stand­
ort in der Funktion, die ich als normative Funktion bezeichnet habe.

Der Unternehmer gehört zu jenen, die einen Ertrag produzieren. 
Wie man in der Verwaltung Gesetze produziert, so produziert man 
in der Wirtschaft Erträge. Von dieser Phase der Ertragsproduktion 
werde ich allerdings erst zuletzt sprechen, weil es mir als zweckmäßig 
erscheint, vorher noch zu erklären, was die ausführenden und die 
kontrollierenden Funktionen in der Wirtschaftspolitik sind.

Die Kontrolle der Wirtschaftspolitik

Die Kontrolle der Wirtschaftspolitik ist im wesentlichen der 
Zentralbank übertragen, welche auch die Funktion eines Emissions­
instituts ausübt. Um innerhalb der Grenzen der wirtschaftlichen 
Gesetzlichkeit, d. h. in der wirtschaftlichen Orthodoxie, zu verbleiben, 
muß die Wirtschaftspolitik die Aufrechterhaltung der Währungs­
stabilität ermöglichen. Die Voraussetzungen für diese Währungs­
stabilität liegen im Ausgleich der Handelsbilanz und der Staatsbilanz. 
Ich werde mich vorerst mit dieser letzteren befassen. Hier liegt näm­
lich der Punkt, wo die ausführende Gewalt — in Verfolgung ihrer 
Wirtschaftspolitik — versucht, die Mittel, über die sie aufgrund ihrer 
Einkünfte verfügt, zu überschreiten, indem sie ein Defizit durch die 
Zentralbank ausgleichen läßt.

Eine solche Praxis gehört zu den schädlichsten, die man sich für die 
produktiven Tätigkeiten, welche den Privatunternehmen übertragen 
sind, und die wir später auch noch in unsere Betrachtung einzubezie­
hen haben, vorstellen kann.

Der Kredit ist in jedem Lande beschränkt. Dabei ist es allerdings 
schwierig zu sagen, wie diese Beschränkung zu bestimmen ist. 
Zweifellos ist die Ersparnis einer der Faktoren, welche die Aus­
dehnung des Kreditvolumens bestimmen. Der andere Faktor ist 
durch den Ertrag gegeben, den man vom Kredit erhalten kann, und 
zwar der Ertrag nicht nur unter dem Gesichtspunkt des Zinssatzes, 
sondern auch der Amortisationsperiode.
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Nun ist es aber offensichtlich, daß der Staat, wenn er — wenigstens 
in den Ländern mit einer Marktwirtschaftsstruktur — eine wirt­
schaftliche Tätigkeit unternimmt, das Ziel verfolgt, eine ungenügende 
private Wirtschaftstätigkeit zu ergänzen. Das bedeutet aber, daß er sie 
dort einsetzt, wo die Bedingungen für eine Rentabilität fehlen. Das 
heißt, daß entweder der Zinssatz sehr tief liegt, wenn er nicht null 
oder sogar negativ ist, oder daß eine Rentabilität erst für eine ferne 
Zukunft in Aussicht steht.

Auf jeden Fall bedeutet das, daß man verfügbaren Kredit nicht nur 
benutzt, sondern daß man ihn in einer Weise benutzt, die sein Ausmaß 
einschränkt. Denn diese Ausdehnung, die sich zwar einerseits auf die 
Ersparnisse stützt, hängt andererseits auch von der Rentabilität der 
finanziellen Investitionen und von der Amortisationsdauer der vor­
genommenen Finanzierungen ab.

Hat nun aber der Staat, dank eines Druckes, den auszuüben er 
berechtigt ist, die Möglichkeit, sich an die Zentralbank zu wenden, 
so vermindert er den zur Finanzierung der privaten Produktionstätig­
keit verfügbaren Kreditbetrag und übt auf dem Kreditmarkt, zum 
Schaden der privaten Produktionstätigkeit, eine in doppelter Hinsicht 
unloyale Konkurrenz aus.

Daher ist es unerläßlich, daß eine klare Trennung zwischen der 
ausführenden Gewalt und der Zentralbank bestehe. Diese soll nur 
Betriebskredite, und zwar für alle zu gleichen Bedingungen, erteilen und 
hat jedem Druck vonseiten der öffentlichen Gewalt oder der privaten 
Unternehmer, sich selber wirtschaftlich zu betätigen, zu widerstehen.

Wir haben soeben gesagt, daß die Zentralbank nur den Betriebs­
kredit pflegen soll. Das ist auch wichtig für die Beziehung, die zwi­
schen der Kreditexpansion und der Finanzierungsamortisation 
besteht.

Wenn die Zentralbank die Möglichkeit hätte, den mittel- und den 
langfristigen Kredit zu pflegen, dann müßte man selbstverständlich 
auch die Beziehungen zwischen diesen und dem kurzfristigen Kredit, 
wie ebenso Dauer und Rentabilität ihres Einsatzes studieren. Es 
scheint, daß das im Moment außerhalb des Bereichs der Möglichkeiten 
liegt und daß die Investitionen die Frucht von Ersparnissen dar­
stellen, die direkt diese Anlage suchen.
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In der Lage, die zur Zeit fast alle Staaten zu kennzeichnen scheint, 
dürfte die Lösung darin liegen, die Verschuldung der Staaten gegen­
über ihren Zentralbanken zu konsolidieren, infolgedessen nur Titel 
mit einer langfristigen Amortisationsdauer zu begeben, jede andere 
Art von Kreditoperation zu untersagen, die Tätigkeit der Zentral­
banken auf den Betriebskredit zu beschränken, die Staaten zu ver­
pflichten, den Ausgleich ihrer Bilanz durch Direktfinanzierung, d. h. 
über die gewöhnlichen Geldbeschaffungswege — im wesentlichen 
durch Steuern — zu suchen, um ihre Wirtschaftspolitik, die sozialen 
Endzielen entsprechen soll, betreiben zu können.

Auf diese Weise würde die Zentralbank nicht nur zum natürlichen 
Kontrollinstrument der Staatstätigkeit im wirtschaftlichen Bereich, 
sondern auch zum natürlichen Sicherheitsventil für die Expansion 
der freien Wirtschaftstätigkeit. Man würde damit für diese letztere 
die Konkurrenz auf dem Kreditmarkt ausschalten, über die sie sich 
mit allem Recht beklagt.

Die Festlegung der Wirtschaftspolitik

Damit will man sicherlich nicht etwa behaupten, daß man heute 
die Möglichkeit und, ich möchte fast sagen, die Notwendigkeit für 
den Staat, Wirtschaftspolitik zu betreiben, leugnen soll. Diese Politik 
sollte, von meinem Gesichtspunkt aus gesehen, zwei Tendenzen 
haben. Erstens soll sie die strukturellen Fehlbildungen korrigieren, 
die sich während anderthalb Jahrhunderten angehäuft haben, während 
denen der Staat auf die Ausübung jener wirtschaftlichen Funktionen, 
deren Erfüllung das Gemeinwohl von ihm verlangt, verzichtet hat.

Der Staat muß direkt, d. h. durch die Mittel seines Steuersystems, 
die Berichtigung seiner Fehlbildungen vornehmen, sei es durch eine 
Politik langfristiger Investitionen (Schaffung sog. Infrastrukturen 
und Entwicklung von Produktionszweigen, die vernachlässigt 
worden, aber für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes unent­
behrlich sind), sei es durch eine kluge Sozialpolitik. Es handelt sich 
um Zwangsersparnisse, damit jene Investitionen, die als sozial nütz­
lich beurteilt werden, finanziert werden können.

Die zweite Tendenz ist diejenige zu einer Kontrolle der Produktions­
tätigkeit. Das kann eine Politik der Ermutigung oder auch der Ent­
mutigung sein. Über diesen speziellen Aspekt des Problems werde
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ich mich näher äußern, wo ich die Definition der mittelständischen 
Unternehmung zu geben versuche. Es wird dort darum gehen, jene 
Funktionen zu präzisieren, welche die mittelständische Unternehmung 
deshalb nicht mehr übernehmen kann, weil sie ihre Führungsfähigkeit 
übersteigen.

Aus dem, was wir bisher ausführten, ergibt sich, daß der Staat im 
wirtschaftlichen Bereich eine doppelte Funktion hat: erstens eine 
direkte, zweitens eine indirekte, d. h. kontrollierende. Diese Kontroll- 
funktion muß also als solche auch dann bestehen bleiben, wenn der 
Staat als öffentliches Gemeinwesen in Ausübung gewisser wirtschaft­
licher Tätigkeiten handelnd auftritt.

In diesem Fall muß die öffentliche Unternehmung auf die gleiche 
Stufe wie das Privatunternehmen gestellt sein, sowohl in ihrem Ver­
hältnis zum Staat als derjenigen Gewalt, die das Programm der Wirt­
schaftspolitik festlegt, als auch in ihren Beziehungen zur Zentralbank 
als der die Entwicklung der Wirtschaftstätigkeit kontrollierenden 
Gewalt. Das will aber keineswegs besagen, daß in gewissen Sek­
toren nicht zweckmäßiger eine öffentliche Unternehmung statt 
eines Privatunternehmens handle. Es bedeutet auch nicht, daß sich 
zwischen diesen beiden Typen von Unternehmungen, die sich gegen­
über den ausführenden und den kontrollierenden Organen in der 
gleichen Position befinden, nicht Verpflichtungen und Verantwort­
lichkeiten unterschiedlicher Ordnung herausbilden könnten.

Die mittelständische Unternehmung

Aus dieser Unterscheidung, die wir, wenn nicht der Form, so doch 
dem Wesen nach, zwischen öffentlicher und privater Unternehmung 
machen, erwächst die Umschreibung, die wir von der mittelstän­
dischen Unternehmung geben können.

Es ist schwierig, eine Definition der mittelständischen Unterneh­
mung aufzustellen. Da diese Definition nicht in scharf geschliffenen 
Termini ausgedrückt werden kann, muß man sie durch Ableitung 
finden, indem man sich auf ein Vergleichs Schema stützt. Darin sind 
die wirtschaftliche Gesamtsituation einer Gemeinschaft, ihr Indu­
strialisierungsgrad, ihr Einkommen und weitere Koeffizienten ein­
zubeziehen, welche Indizes für das wirtschaftliche Entwicklungsniveau 
bilden. Es ergibt sich daraus, daß jedes Kriterium, mit Hilfe dessen
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man eine Unternehmung als mittelständisch bezeichnet, durchaus 
relativ und empirisch, also nicht in eindeutiger Weise bestimmbar ist, 
aber daß man wenigstens damit eine vergleichsweise Analyse vor­
nehmen kann.

Verschiedene Elemente können eine Grundlage für eine solche 
Individuation bilden:

1. Das Einkommen: als mittelständisch ist unter diesem Gesichts­
punkt eine Unternehmung zu betrachten, deren Einkommen sich im 
Rahmen bestimmter Grenzen hält. In Italien z. B. nimmt das inter­
ministerielle Kredit- und Sparkomitee an, daß ein Unternehmen als 
mittelständisch zu gelten hat, wenn sein Kapital 1 % Milliarden Lire, 
die Anlagen miteingerechnet, nicht übersteigt;

2. Das beschäftigte Personal: als mittelständisch ist ein Unternehmen 
zu betrachten, wenn das beschäftigte Personal eine bestimmte Anzahl 
Personen nicht übersteigt. So betrachtet z. B. die Allgemeine Italie­
nische Industriekonferenz ein Unternehmen als mittelständisch, wenn 
es zwischen 100 und 500 Personen beschäftigt.

3. Das Produktionsvolumen: als mittelständisch ist ein Unternehmen 
zu betrachten, dessen Gesamtproduktion ein bestimmtes Maximum 
nicht übersteigt und ein bestimmtes Minimum nicht unterschreitet, 
wobei die beiden Größen zum voraus festgelegt sind.

4. Die Zahl der Betriebe : als mittelständisch ist ein Unternehmen zu 
betrachten, das eine Zahl von Betrieben aufweist, die sich in gegebe­
nen Grenzen hält.

Der ausgesprochene Empirismus dieser Definition und ihrer 
charakteristischen Koeffizienten, die wir eben namhaft gemacht haben, 
hängt mit dem unterschiedlichen Wert zusammen, welchen diese 
Begriffe je nach dem historischen Zeitpunkt, dem in Frage stehenden 
Land oder Wirtschaftssektor und dem Wirtschaftstypus annehmen.

Gewiß kennzeichnen das Ausmaß des Einkommens, die zahlen­
mäßige Bedeutung der Beschäftigten und das Produktionsvolumen 
das mittelständische Unternehmen als solches. Aber keines dieser 
Merkmale ist für sich allein wirklich wesentlich für die Umschreibung 
seiner Funktion in der Gesellschaft. In der gegenwärtigen, stark 
industrialisierten Epoche muß die soziale Funktion des mittelstän­
dischen Unternehmens dieser Realität Rechnung tragen. Diese Realität 
verlangt heute, daß die sog. Grundstoffproduktion — aus Gründen
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der Massenproduktion, des technischen Fortschritts, der Komplexität 
der Betriebsführung, der internationalen Produktionskosten, der 
Landesverteidigung — durch die Großindustrie übernommen werde.

In Italien ist man hinsichtlich der Kreditinstitute dazu gekommen, 
in einem Gesetz von 1936, eine Unterscheidung zwischen gewöhn­
lichen privaten Kreditinstituten, Banken des öffentlichen Rechts und 
Kreditinstituten von nationalem Interesse zu machen.

„Das nationale Interesse“ wird durch das Gesetz nicht näher 
definiert. Dieses bestimmt bloß, daß „eine Bank von nationalem 
Interesse ihre Tätigkeit in mindestens 30 Provinzen ausüben“  müsse. 
Daraus kann man ableiten, daß in diesem Fall ein „nationales Inter­
esse“ nur dort vorliege, wo eine bestimmte quantitative Beziehung 
überschritten wird.

Ich möchte diese Konzeption noch etwas näher erläutern. Alle 
Unternehmungen sind an sich von nationalem Interesse, weil ja jede 
produktive Tätigkeit einen Beitrag zur Bildung des Volkseinkom­
mens leistet. Alle produktiven Tätigkeiten schaffen Güter oder 
Dienstleistungen, die für die Allgemeinheit nützlich sind. Alle pro­
duktiven Tätigkeiten sind auch für die Arbeit sinngebend. Indessen 
ist ein Teil von allen produktiven Tätigkeiten problematisch für das 
ganze Land in dem Sinne, daß entweder die Art ihrer Erzeugnisse, 
ihre Dimensionen oder die Zahl der dabei Beschäftigten von solcher 
Bedeutung sind, daß eine Lücke in ihrer Ergiebigkeit direkte Rück­
wirkungen auf das Wirtschaftssystem des Landes hätte. So sind z. B. 
die Energiequellen (Kernenergie, Wasserkraft, thermische Energie) 
grundlegend für die Entwicklung aller produktiven Tätigkeiten. 
Ebenso ist die Bedeutung des Bergbaues im allgemeinen, der Schwer­
industrie, der chemischen Großindustrie derart, daß ihr Ausfall auch 
den Ausfall von unzähligen anderen produktiven Tätigkeiten, welche 
in jenen ihre Entwicklungsmöglichkeiten finden würden, bewirkt.

Diese Grundproduktionszweige können nicht einfach dem Auto­
matismus der Marktkräfte überlassen bleiben. Gründe der Landes­
verteidigung, der wirtschaftlichen Entwicklung, des kollektiven 
Gemeinwohls verlangen — im allgemeinen Interesse — Interventio­
nen von Seiten der öffentlichen Gewalt, um die Initiative zu wecken, 
sie in Schwierigkeiten zu unterstützen und ihre Tendenz zur Expan­
sion zu zügeln.
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Auf der anderen Seite stellt sich gerade für diese sog. Grund­
produktionstätigkeiten die Notwendigkeit einer Ausrüstung, die dem 
neuesten internationalen technischen Fortschritt, dem wirksamsten 
Grad der betrieblichen Rationalisierung und der für jeden Betrieb 
günstigsten Betriebsgröße entspricht. Das ist auch dazu notwendig, 
daß die Produktionskosten die Aufnahme des schärfsten Wettbewerbs 
auf dem internationalen Feld erlauben, und zwar nicht so sehr deshalb, 
weil man sich auf sie stützen müßte für einen internationalen Wettbe­
werb (für den man in gewissen Fällen überhaupt keine gültige Hypo­
these aufstellen kann, wie z. B. für die Erzeugung von motorischer 
Kraft), sondern vielmehr deshalb, weil alle Produktionen, die von 
diesen Grundtätigkeiten abhängen, zu internationalen Konkurrenz­
kosten vollbracht werden und dadurch den Anreiz zu zwischen­
staatlichem Austausch bieten müssen.

Diese Produktionstätigkeiten, die ich als Grundproduktions­
tätigkeiten bezeichnet habe, führen naturgemäß und zwangsläufig zur 
industriellen Konzentration, zur Schaffung von Großbetrieben, zur 
Bildung von ansehnlichen Arbeitermassen, alles Dinge, die nur ein 
erlesenes und spezialisiertes Führerkorps zu bewältigen vermag.

In diesen großen Produktionsgesamtheiten bleibt das Kapital ent­
persönlicht. Die Arbeit aber stellt Forderungen auf, die nicht mehr 
bloß wirtschaftlicher Natur sind, sondern eine Mitwirkung bei der 
Betriebsführung verlangen. Das Führerkorps verfeinert seine Kom­
petenzen immer mehr und nimmt, sogar in den Augen der öffent­
lichen Gewalt, den Charakter einer Klasse von Fachleuten an.

Die Beziehungen, welche sich zwischen der öffentlichen Gewalt 
und diesen großen Industriekörpern herausbilden, sind nicht mehr 
rein administrativer Natur, sondern müssen zu Beziehungen gegen­
seitiger Zusammenarbeit und gegenseitigen Einverständnisses werden.

Wenn eine Krise entsteht, so ist es die öffentliche Gewalt, welche 
durch Unterstützung oder Schaffung von Nachfrage handelnd ein- 
greift, genau wie sich die öffentliche Gewalt an diese mächtigen 
Produktionsorganismen wendet, wenn es sich um die Landesvertei­
digung oder auch um bloße politische Bedürfnisse handelt.

Man mag diese Tatsachen im Namen der Prinzipien einer freiheit­
lichen Wirtschaft beklagen. Aber ich glaube, daß es ein Zeugnis 
größeren Wirklichkeitssinnes darstellt, wenn man von dieser unaus­
weichlichen historischen Notwendigkeit Kenntnis nimmt, um sie in
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den angemessenen Grenzen zu halten, in denen die mittelständische 
Unternehmung noch die Möglichkeit findet, zu leben und ihre 
grundlegende gesellschaftliche Funktion zu erfüllen.

Um dieser Realität Rechnung zu tragen, würde ich vorschlagen, 
zwischen Unternehmungen von nationalem Interesse (als welche ich die 
Grundproduktionstätigkeiten bezeichnete) und den Unternehmungen 
privaten Charakters zu unterscheiden.

Es sind offensichtlich die verschiedenartigen Zwecke dieser Unter­
nehmungen, die den Grund zu dieser Unterscheidung bilden. Es 
handelt sich dabei um bestehende, feststellbare Zwecke, die der 
Gesetzgeber umgrenzen soll und die er in gesetzgeberische Begriffe 
übersetzen und dadurch in jedem einzelnen Fall als verbindlich 
erklären kann.

Die Unternehmungen von nationalem Interesse

Der Unterschied zwischen Unternehmungen von nationalem Inter­
esse und mittelständischen Unternehmungen ist gewaltig, und zwar 
sowohl was ihre finanzielle Seite, wie auch was ihre technologischen 
Probleme, die Betriebsführung und die gewerkschaftliche Organi­
sation usw. betrifft. Diese Unterschiede sind durch die Verschieden­
artigkeit der Ziele bestimmt.

Aus diesem Grund sollte für die Unternehmungen von nationalem 
Interesse eine besondere Gesetzgebung geschaffen werden, die ihrer 
Struktur und ihrer besonderen Funktion im Rahmen der Gesamt­
wirtschaft und in der Folge auch den Beziehungen entsprechen sollte, 
welche diese Unternehmungen mit der öffentlichen Gewalt unter­
halten.

Bezüglich der bereits erwähnten Notwendigkeit einer gesetz­
geberischen Unterscheidung ist zu bemerken, daß es beispielsweise 
nicht erforderlich ist, ein Kontrollsystem für die zweite Art von 
Unternehmungen einzurichten, wohl aber für die erste, und zwar 
wegen des verschiedenartigen Klimas, das die zweite Kategorie von 
Unternehmungen für ihre Expansion benötigt. Sogar die Art, wie die 
Bilanzen aufgestellt werden, ist in beiden Fällen verschieden.

Auf einer Tagung, die kürzlich in Mailand stattfand und die Auf­
stellung der Bilanzen behandelte, machte man auf die Notwendigkeit 
aufmerksam, daß die großen Produktionsorganismen die Bestim­
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mung der Fonds in ihrem Programm bekanntgeben. Dies aus dem 
Grunde, damit die Hilfs- und Zusatzproduktionstätigkeiten auf dieser 
Grundlage zum voraus auf sie gerichtet werden können und weil der 
Umfang dieser Fonds so bedeutend ist, daß sie die laufende Konjunk­
turbewegung zu beeinflussen vermögen.

Hier mag man sich fragen, bis zu welchem Punkt die amerikanische 
Rezession die Krise in der Automobilindustrie hervorgerufen hat, 
oder bis zu welchem Punkt sie eine Folge der Expansion dieser 
Industrie über das Aufnahmevermögen des Marktes hinaus darstellt.

Vorschriften über wettbewerbsbeschränkende Absprachen müssen 
ebenfalls für den einen und den ändern Typus von Unternehmungen 
eine unterschiedliche Bedeutung haben. Der deutlichste Unterschied 
aber liegt in der Ausrichtung der Gewerkschaftspolitik.

Als man in Italien das Problem diskutierte, die Unternehmen des
I. R. I.2 von der Confinindustrie abzulösen, hat man den Unterschied 
deutlich an den Tag gelegt, den die privaten und die öffentlichen 
Unternehmungen in ihrer Gewerkschaftspolitik hätten machen sollen.

Das Unterscheidungskriterium, das man dabei anwenden sollte, 
liegt aber m. E. nicht in der Unterscheidung zwischen öffentlichen 
und privaten Unternehmen, sondern vielmehr zwischen Unterneh­
mungen von nationalem Interesse und solchen von privatem Inter­
esse.

Der Präsident des I. R. I., Fascetti, hat anläßlich der erwähnten 
Tagung von Mailand dazu folgendes ausgeführt: „Die Unternehmun­
gen, an denen öffentliches Kapital beteiligt ist, werden nicht zu 
öffentlichen Unternehmungen bloß auf Grund der Tatsache, daß die 
Aktien öffentlichen Organismen gehören. Wie dies auch die Rechts­
doktrin präzisiert, sind und bleiben die Unternehmungen private 
Unternehmungen, auch wenn sie durch öffentliche Organismen kon­
trolliert werden. Die Unternehmungen mit staatlicher Beteiligung 
dürfen ihre Ziele nicht „koste es, was es wolle“ erreichen, sondern, um 
wirklich dem Allgemeininteresse zu dienen, nur zu internationalen 
Kosten. Das erlegt auch den Gesellschaften mit Staatsbeteiligung 
eine streng wirtschaftliche Betriebsführung auf.“

Nun ist aber klar, daß das Unterscheidungsmerkmal, sei es für die 
Gewerkschaftspolitik, sei es für die Wettbewerbsregeln, nicht aus der

2 =  Istituto per la Ricostruzione Industriale.
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Tatsache abzuleiten ist, daß das Kapital einer Unternehmung öffent­
lich, gemischt oder privat ist, sondern aus der Tatsache, daß das 
Unternehmen in mehr oder weniger hohem Grad von nationalem 
Interesse ist, in dem Sinne, den ich dieser Bezeichnung beilegen 
möchte.

Infolgedessen sollte das Tätigkeitsfeld der Unternehmungen von 
öffentlichem Interesse nach allen Seiten hin genau abgesteckt werden.

Wenn diese großen und komplexen Organismen, die man aufgrund 
ihrer Natur als Grundstoffproduktionen als im nationalen Interesse 
liegend bezeichnet, zu einer vertikalen Konzentration führen, die bis 
zur Produktion der Konsumgüter oder auch bis zur Schlußphase des 
Produktionsprozesses reicht, schwinden natürlich für den mittel­
ständischen Betrieb — als Ausdruck der freien Unternehmerinitiative 
— zusehends die Möglichkeiten, sich einzuschalten, oder er müßte 
den Kampf in einem System stark beschnittener Konkurrenz auf­
nehmen.

Es handelt sich also m. a. W. darum, allen jenen Produktions­
tätigkeiten, die trotz ihrer Einordnung in ein Vertikalsystem nicht 
wesentlich zu dessen Struktur gehören und kein unzertrennliches, 
natürliches Glied derselben bilden, die Möglichkeit zu geben, sich in 
Form eines mittelständischen Betriebes zu organisieren.

Die amerikanische Praxis scheint diese mittelständischen Betriebe 
in einer Art komplementärer Funktion zu sehen.

Die europäische Praxis dagegen scheint im Gegensatz dazu auch 
die Hilfstätigkeiten eher in einem geschlossenen Vertikalsystem 
zusammenzufassen und dem mittelständischen Unternehmen höch­
stens die Endfertigung in bestimmten Sektoren zu überlassen. Ich 
selber sehe keinen Grund, warum man dem mittelständischen Betrieb 
nicht das eine und das andere Tätigkeitsfeld zuweisen könnte. Sicher­
lich wird der Konzentrationsgrad in hohem Maße vom Steuersystem 
beeinflußt, und das gibt dem ganzen Problem einen juristisch­
gesetzgeberischen Charakter.

Das mittelständische Unternehmen entwickelt nach unserer Be­
griffsbestimmung seine Tätigkeit außerhalb jener Sphäre, die als 
das nationale Interesse definiert werden kann. So scheint mir, kann 
ein mittelständischer Unternehmer in unserer Epoche keine Unter­
nehmen auf Grundstoffbasis führen.
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Der mittelständische Unternehmer ist deshalb ausschließlich nur 
ein Unternehmer, welcher die oben angeführten produktiven Tätig­
keiten ausübt.

Die privaten Unternehmungen

Das den mittelständischen Unternehmen reservierte Tätigkeitsfeld 
ist größer, als man zum vornherein glauben möchte.

Wenn man „mittelständische Unternehmung“ sagt, versteht man 
durchweg darunter Unternehmungen mit privatem Charakter, in 
denen im allgemeinen private Initiative und Verantwortlichkeit sich 
betätigen. Ich sage „im allgemeinen“ , weil man den Einsatz von 
öffentlichem Kapital (als ein möglicher Ersatz) sogar im Betrieb der 
mittelständischen Unternehmungen nicht ausschließen kann, ebenso­
wenig wie die Tatsache, ob das Kapital öffentlich oder privat ist, nicht 
für die Bestimmung des nationalen Charakters einer Unternehmung 
ausschlaggebend sein kann. Immerhin ist die Führung eines mittel­
ständischen Betriebes im allgemeinen gleichbedeutend mit der Füh­
rung eines Privatunternehmens.

So schwierig auch die entsprechenden genauen Berechnungen 
wären, so kann man wenigstens schätzen, daß die von Unternehmun­
gen nationalen Interesses — im oben definierten Sinn — ausgeübten 
Tätigkeiten einen Ertrag ergeben, der im Nationalbudget weniger 
als ein Drittel ausmacht und daß sie weniger als ein Viertel der be­
schäftigten Arbeiter im Lande (Italien) zählen.

Das mittelständische Unternehmen hat also doch noch eine grund­
legende Funktion im Wirtschaftsleben Italiens zu erfüllen. Die Situation 
Italiens entspricht in einem gewissen Sinn derjenigen anderer Länder 
der freien Welt, die den gleichen Industrialisierungsgrad aufweisen.

Wir sind damit am Punkt angelangt, wo es sich darum handelt, 
zu versuchen, die Gestalt des mittelständischen Unternehmers, nicht 
so sehr durch eine objektive, d. h. der Natur seiner Tätigkeit ent­
sprechende, sondern durch eine subjektive, d. h. seine persönlichen 
Qualitäten erfassende, Umschreibung zu bestimmen.

Der mittelständische Unternehmer verfügt direkt über die Pro­
duktionsfaktoren, und zwar nicht bloß auf einer Organisations- oder 
Leitungsstufe, sondern mit einer spezifischen technischen Aufgabe. 
Er kann sogar auch einige Mitarbeiter haben. Aber seine Möglich­
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keiten, die komplexe Materie des Betriebes und hauptsächlich seine 
Einfügung in die Makroökonomie vollständig zu erfassen, sind 
beschränkt.

Daraus ergibt sich die Zweckmäßigkeit des Zusammenschlusses, 
der helfen kann, die der Struktur und dem Umfang des mittelstän­
dischen Betriebes anhaftende Beschränkung zu überwinden. Dieser 
Zusammenschluß hat entsprechend jedem Sektor der Spezialisierung 
zu erfolgen.

Man findet darin von neuem eine Bestätigung der Forderung, das 
Tätigkeitsfeld des mittelständischen Unternehmers von demjenigen 
des Großunternehmens zu unterscheiden.

Marktuntersuchungen, sei es hinsichtlich des geeigneten Ortes für 
eine Produktion, sei es hinsichtlich der mit der Plazierung von Kapi­
talien zusammenhängenden Probleme, können von einem mittelstän­
dischen Unternehmer nicht direkt durchgeführt werden, während 
aber eine auf einen Sektor beschränkte Analyse für ihn sehr zweck­
mäßig sein kann.

Dasselbe kann man mit Bezug auf den technologischen Prozeß 
sagen. Es ist offensichtlich, daß sich der mittelständische Unternehmer 
nicht mit Laboratorien und anderen Apparaturen ausrüsten kann.

Die gleichen Argumente gelten für die Berufsbildung und die 
Schaffung von spezialisierten Kreditinstitutionen.

Schließlich ist die Notwendigkeit einer Arbeitspolitik einleuchtend, 
die sich von derjenigen der Großbetriebe darin unterscheidet, daß sie 
sich nicht so sehr von dem Konzept der Betriebsdemokratie, sondern 
vielmehr von einer aufgeklärten patriarchalischen Auffassung inspi­
rieren läßt, die sozusagen für alle mittelständischen Unternehmen 
die gleiche ist.

Ich habe ausgeführt, daß alle diese Tätigkeiten, die notwendiger­
weise zu denjenigen des mittelständischen Unternehmens gehören, 
durch speziell zu diesen Zwecken geschaffene Verbände auszuführen 
sind. Ich weiß, daß viele dagegen einwenden werden, daß der Staat 
selber direkt einige von diesen Einrichtungen schaffen und daß man 
sich für die anderen an die bereits bestehenden Arbeitgeberverbände 
wenden könnte.

Darauf würde ich antworten, daß man dadurch im ersten Fall eine 
immer schärfere Staatsintervention heraufbeschwören würde. Wenn 
diese auch auf der einen Seite den Erfordernissen der Unternehmun­
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gen von nationalem Interesse entsprechen mag, so entspricht sie auf 
der anderen Seite nur schlecht den Ansprüchen der Privatunter­
nehmungen, die gezwungen sind, ihre Produktionsprogramme selb­
ständig aufzustellen und durchzuführen.

Im zweiten Fall würde man bloß eine Verwirrung verewigen, die 
einen der wichtigsten Gründe der Krise bildet, unter welcher der 
mittelständische Unternehmer leidet. Aber es gibt Maßnahmen, deren 
Ergreifung man vom Staat verlangen kann und soll. Diese müßten 
m. E. auf dem Gebiet der Gesetzgebung und der Steuern, sowie im 
Kreditsektor, getroffen werden.

Was die gesetzgeberischen Maßnahmen anbetrifft, so habe ich be­
reits die Notwendigkeit betont, deutlich zwischen Unternehmungen 
von nationalem und solchen von privatem Interesse zu unterscheiden. 
Diese Unterscheidung kann fühlbare Differenzierungen in der Kon­
trolle durch die öffentliche Gewalt, besonders aber in den verwaltungs­
mäßigen Maßnahmen, mit sich bringen.

Was im speziellen die Steuergesetzgebung anbetrifft, so muß diese 
dem größeren Risiko, dem der mittelständische Betrieb im eben 
skizzierten System ausgesetzt ist, Rechnung tragen. Gegenüber dem 
Privatbetrieb ist eine größere Geschmeidigkeit des ganzen Steuer­
systems in der Erfassung der Einkommen, wenn solche erzielt werden, 
und in der Bewilligung von Steuerentlastungen in weniger günstigen 
Situationen am Platze.

Die Wettbewerbsfreiheit und die Sicherung gegen mögliche Will­
kürakte von Seiten der Unternehmungen von nationalem Interesse, 
die ja die Grundstoffproduktion in Händen haben, müßten Gegen­
stand einer besonderen Schutzgesetzgebung bilden. Ein weiterer 
Aspekt, den die Gesetzgebung regeln kann, ist die Kreditgewährung 
an die Mittelstandsbetriebe.

Zu den typischen Charaktermerkmalen des mittelständischen 
Unternehmers ist die Verantwortlichkeit für direkt geliehenes oder 
beschafftes Kapital zu rechnen, eine Verantwortlichkeit also, die, 
wenigstens im moralischen Sinn, ebenfalls eine direkte ist.

Diese Eigenheit — die soziologische Aspekte einschließt, von 
denen ich später noch sprechen werde — bewirkt, daß der private 
Unternehmer, der sich vor die Notwendigkeit gestellt sieht, zu mittel­
fristigem Betriebskredit Zuflucht zu nehmen, im Vergleich zum 
Leiter eines Unternehmens von nationalem Interesse, sich in einer



228 Gianfranco Moro Visconti

bedeutend ungünstigeren Lage befindet, besonders dann, wenn seine 
Kapitalnachfrage durch eine ungünstige Konjunkturlage bedingt ist.

Aus Gründen, die hinreichend klar sein dürften, bietet die Finan­
zierung der Großunternehmen auch politische Aspekte, die möglicher­
weise staatliche Interventionen rechtfertigen. Sicher ist aber, daß 
diese das Privatunternehmen in eine deutlich ungünstigere Lage 
versetzen.

Auf der anderen Seite ist die Regel, wonach Kredit nur auf Grund 
von gesellschaftlichen oder persönlichen Garantien gewährt wird, die 
der Ertragsmöglichkeit des Unternehmens sozusagen keine Rechnung 
tragen, sicher nicht geeignet, jene an sich ergiebigen, aber in momen­
tane Schwierigkeiten verwickelten mittelständischen Unternehmungen 
zu begünstigen, deren Chefs nicht über die nötigen vermögensmäßi­
gen Garantien verfügen.

Die Schaffung von spezialisierten Kreditinstituten sollte daher von 
Bestimmungen begleitet sein, welche deren Benützung und die Mög­
lichkeit der Rediskontierung bei der Notenbank regeln, die ihrerseits 
auf Grund der Bewertung der Funktion des Betriebes, seiner Risiken 
und seiner Ertragsfähigkeit erfolgen müßte.

Oft wird das Problem der Finanzierung für private Unternehmen, 
welche Ergänzungs- oder Hilfsbetriebe für Unternehmungen von 
nationalem Interesse bilden, von letzteren für jene gelöst. Es wäre 
aber wünschenswert — um den ganzen Sektor möglichst beweglich 
zu halten —, daß auch in solchen Fällen die Finanzierungsoperationen 
über ad hoc gebildete Kreditinstitute abgewickelt würden.

Dieses Thema ist so interessant, daß man versucht sein könnte, 
darüber noch mehr auszuführen. Es ist aber notwendig, wenn auch 
nur ganz kurz, noch auf zwei weitere Aspekte des Problems, nämlich 
den soziologischen und den politischen, einzugehen.

Der soziologische Aspekt muß in der Gestalt des mittelständischen 
Unternehmers und der Stellung seines Personals gesehen werden, 
während der politische Aspekt unter dem Gesichtspunkt der Funktion 
des mittelständischen Unternehmers und seines Personals, gegenüber 
dem Staat, zu betrachten ist.

Von der ersten, der soziologischen Seite her kann man sagen, daß der 
mittelständische Unternehmer der typische Ausdruck des privat­
wirtschaftlich, in einem Klima der freien Initiative Handelnden ist. 
Er trägt selber und direkt Risiken und Verantwortlichkeiten.
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Der verantwortungsbewußte Unternehmer, der noch in unmittel­
barem Kontakt mit seiner Belegschaft lebt, weiß sowohl um die 
soziale Belastung der Gebrauchsgüter, von der Thomas von Aquin3 so 
klar gesprochen hat, wie auch um die soziale Begrenzung seiner 
unternehmerischen Tätigkeit, auf die P. di Rovasenda OP anläßlich der 
29. Sozialen Woche der italienischen Katholiken im Jahre 1956 
hingewiesen hat4.

Unter solchen Bedingungen finden jene Auffassungen von der 
Freigebigkeit und Spendefreudigkeit wieder ihren richtigen Platz, die 
seit dem Ende des Mittelalters durch die Entfesselung der niedersten 
Auswirkungen des Laizismus und des Materialismus aus jeder 
WTirtschaftsauffassung verbannt zu sein schienen.

Es wäre zu wünschen, daß diese Auffassungen auch von den 
Unternehmungen von nationalem Interesse geteilt würden. Aber die 
Entpersönlichung, die für sie charakteristisch ist, und die politischen 
Spannungen, welche sich dort auswirken, machen sie weniger ge­
eignet, dieses Problem, das kulturelle Rückwirkungen von höchster 
Bedeutung hat, lebendig werden zu lassen.

Hinsichtlich des beschäftigten Personals ist der Einfluß, den das 
vom mittelständischen Unternehmer geschaffene Milieu auf ihre 
Bildung ausübt, offensichtlich.

Ich habe bereits früher mit einem Wort die Tatsache gestreift, daß 
es in einem privaten Betrieb keine sog. Arbeitsdemokratie, im Sinn 
einer Mitbeteiligung des beschäftigten Personals an der Leitung des 
Unternehmens, geben, daß man aber ein Klima des aufgeklärten 
Patriarchalismus schaffen könne. Dieser erweist sich für den Aufstieg 
der Arbeiterklasse als äußerst wirksam, wobei dieser Aufstieg vor 
allem in menschlicher Hinsicht zu sehen ist, wenngleich die Forde­
rungen der Arbeiter etwas heruntergeschraubt sind.

s Summa Theol. II-II 66.2.
4 „W ie ich als einzelner versucht bin, ein Übermaß von Gütern zu verwalten, so ist es ebenso auch der 

andere. Niemand aber vermag Güter (und wären es fremde) in steigendem Ausmaß so zu verwalten, 
daß er die soziale Bestimmung seiner Betriebsführung garantieren könnte. Wer ein Unternehmen 
leitet, hat sich bewußt zu sein, daß er nicht nur Verwalter von Kapitalien und Techniker eines Pro­
duktionsprozesses ist, sondern ebenfalls Chef von Menschen. E r  ist Oikonomos im wahren Sinne 
des Wortes, d. h. Haupt einer Gemeinschaft, in welcher das Kapital zum besten aller verwaltet 
werden muß. Die Ausdehnung eines Betriebes soll daher nicht über die geistige K raft dessen gehen, 
der ihn zu leiten hat im Sinne der Menschen, die darin als Arbeiter und Angestellte um ihres mensch­
lichen Wohles willen beschäftigt sind.“
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Natürlich gäbe es darüber vieles zu sagen, auch um die oben ge­
machte Unterscheidung voll zu rechtfertigen. Doch dazu ist hier 
kein Raum.

Mit Bezug auf den politischen Aspekt haben wir eingangs dieses 
Berichtes gesagt, daß die Funktion des mittelständischen Unter­
nehmers nicht entscheidend sei. Diese Betrachtungsweise macht eine 
Erklärung nötig. Die Ausmaße einer Unternehmung sind nicht direkt 
für die Makroökonomie entscheidend, wohl aber indirekt durch die 
Bildung des politisch-gesellschaftlichen Klimas, durch das seinerseits 
die staatliche Wirtschaftspolitik bedingt wird.

Vom wirtschaftlichen Gesichtspunkt aus ist die private Unter­
nehmung durch Beweglichkeit und Anpassungsfähigkeit gekenn­
zeichnet, die geradezu als Polster gegen die von der Konjunktur 
bestimmten großen Friktionen dienen. Es handelt sich dabei um eine 
Funktion, die keineswegs bedeutungslos ist. In einer normalen 
Situation allerdings und unter dem Gesichtspunkt der direkten 
Wirkung erscheint sie freilich stark abgeschwächt. Dagegen bleibt 
die indirekte Wirkung voll bestehen. Man weiß, wie sehr der un­
mittelbare Kontakt zwischen Chef und Unterstellten, der sich im 
Privatbetrieb bildet, bei letzteren die Erwerbung einer bewußten 
Kenntnis von den menschlichen Werten, die auch die Grundlage des 
wirtschaftlichen Lebens bilden, begünstigt. Diese bewußte Kenntnis 
beeinflußt über das politische Stimmrecht auch die Festlegung der 
Richtlinien der Wirtschaftspolitik durch die Regierung.

Die soziale Funktion des mittelständischen Unternehmers

Wir dürfen auf einem Kongreß, der auf christlichen Lebensprin­
zipien aufbaut, bestimmt die soziale Funktion des mittelständischen 
Unternehmers nicht auf eine ausschließlich materialistische Sicht ihres 
unternehmerischen Ertrages und ihres Anteils an der Volkswirtschaft 
beschränken.

Aber es ist schwierig, die soziale Funktion, die dem mittelstän­
dischen Unternehmer in seiner ganzen Komplexität eigen ist, zu 
konkretisieren. Noch schwieriger aber ist es, rasch ein Urteil über die 
Art und Weise zu fällen, wie er diese Funktion auszuüben hat.

Doch scheint mir, daß man wenigstens versuchen könnte, eine 
Skala jener Werte aufzustellen, unter welche die soziale Funktion
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einzureihen ist, die der mittelständische Unternehmer erfüllen kann 
und soll. Es handelt sich kurz gesagt um „seinen Beitrag an das 
Gemeinwohl“ .

Dieses Gemeinwohl wird in erster Linie durch die menschlichen 
Werte der Arbeitsgemeinschaft des Betriebes repräsentiert.

In zweiter Linie wird dieses Gemeinwohl vertreten durch die 
Lieferung von Gütern und Leistungen, welche für die Gemeinschaft, 
innerhalb der die Unternehmung tätig ist, von Nutzen sind.

In dritter Linie tritt das Gemeinwohl in der Beachtung der Begriffe 
der kommutativen, distributiven und gesetzlichen Gerechtigkeit in 
der Unternehmensführung zutage.

Unter die distributive Gerechtigkeit fällt u. a. die Erfüllung der 
Steuerverpflichtungen.

Unter die kommutative Gerechtigkeit fällt die Entschädigung der 
Produktionsfaktoren, mit denen sich der Betrieb von auswärts ver­
sorgen muß, um seine Produktionstätigkeit ausüben zu können.

Man spricht in letzter Zeit auch von einem Begriff der sozialen 
Gerechtigkeit, der von den vorher genannten Begriffen verschieden 
wäre. Die soziale Gerechtigkeit besteht im wesentlichen darin, die 
harmonische Entwicklung der Gemeinschaft zu ermöglichen. Für 
den Betrieb kann das einerseits die Beobachtung der Regeln eines 
loyalen Wettbewerbs, andererseits einen großzügigen und freigebigen 
Beitrag zur sozialen Wohlfahrt bedeuten.

Dieser Punkt würde eigentlich eine eingehendere Untersuchung 
seiner verschiedenen Aspekte verdienen. Der zur Verfügung stehende 
Raum erlaubt das leider nicht.

Nachdem wir versucht haben, allerdings nur summarisch, die soziale 
Funktion des mittelständischen Unternehmers zu konkretisieren, 
würde uns eigentlich noch die Aufgabe bleiben, ein Urteil darüber 
abzugeben, ob und wie er diese Funktion erfüllt. Aber die Elemente 
fehlen uns, um ein solches Urteil abzugeben.

Über den ersten Aspekt, nämlich die menschlichen Werte der vom 
Betrieb gebildeten Gemeinschaft (Betriebsgemeinschaft), wurden in 
Italien einige Erhebungen durchgeführt. Ich muß aber gestehen, daß 
die Art und Weise ihrer Durchführung nicht so war, daß daraus 
Folgerungen gezogen werden können (es handelt sich um Erhebun­
gen, die unter dem Patronat des Ministerrates, der Kammer und des 
Senates durchgeführt wurden).
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Will man den allgemeinen Eindruck formulieren, der sich aus 
gewissen Erfahrungen, die allerdings noch nicht durch Ergebnisse 
einer soziologischen Erhebung erhärtet sind, ergibt, dann könnte 
man m. E. etwa sagen, daß im allgemeinen, vor allem aber dort, wo 
die mittelständischen Betriebe in einem christlichen Sinn aufgebaut 
sind, die menschlichen Werte der Betriebsgemeinschaft zusehends 
besser erkannt werden. Das Privatunternehmen ist dafür geschaffen, 
durch den direkten Kontakt, den es zwischen Chef und Unter­
gebenen begünstigt, diese Anerkennung der menschlichen Werte zu 
erleichtern.

Das Urteil fällt weniger günstig aus, wenn es sich darum handelt, 
zu untersuchen, wie die austeilende Gerechtigkeit beobachtet wird.

Die kürzlich in Italien durchgeführten Erhebungen darüber, deren 
Resultate allerdings noch nicht endgültig bekanntgegeben worden 
sind, scheinen zu beweisen, daß es den Privatunternehmen leichter ist, 
die Verpflichtungen der Sozialgesetzgebung wie auch die Lohn­
vereinbarungen zu umgehen.

Man könnte vielleicht sagen, daß die Wendigkeit des Privatunter­
nehmens zum Teil gerade in dieser Möglichkeit begründet ist, wie 
andererseits aber auch gilt, daß jeder Organismus von mittlerer 
Größe, um zwischen den Kolossen leben zu können, für sich eine 
Schutzeinrichtung schaffen muß. Das Privatunternehmen betreibt 
seinen Selbstschutz durch geringere Sozialkosten.

Bezüglich der kommutativen oder Tauschgerechtigkeit fehlen uns 
die Elemente, um ein begründetes Urteil abgeben zu können. Man 
darf aber annehmen, daß auch in diesem Fall das Privatunternehmen 
darauf ausgeht, die Zahlungstermine zu erstrecken und dort, wo es 
irgendwie möglich ist, mit den Lieferungsbedingungen zu spekulieren.

Auch in diesem Fall, könnte man sagen, sind mildernde Umstände 
gegeben. Es handelt sich um ein Element, welches dem Privatunter­
nehmen die Elastizität verschafft, die es benötigt und die es schließlich 
auch kennzeichnet.

Hinsichtüch der gesetzlichen Gerechtigkeit können wir sagen, 
allerdings wiederum ohne die Möglichkeit, unsere Aussage zu be­
legen, aber immerhin mit einer durch allgemeine Erfahrungen ge­
gebenen Begründung, daß die Privatunternehmungen die Steuer­
bestimmungen viel mehr umgehen, als dies bei Unternehmungen von 
nationalem Interesse anzutreffen ist.
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Es besteht noch ein weiteres Element, das zur Wendigkeit, von der 
ich eben gesprochen habe, verhilft.

Im Hinblick auf die soziale Gerechtigkeit ist zu bemerken, daß der 
Privatunternehmer in der Konkurrenz, die ein besonderer und cha­
rakteristischer Zug der Lebenskraft dieses Unternehmungstypus dar­
stellt, verbotene Züge nicht verachtet. Aber auch hier fehlen die 
Gegebenheiten, um das pathologische Element dieses Phänomens zu 
konkretisieren.

Was ferner noch den Beitrag an die soziale Wohlfahrt, in Form 
von Freigebigkeit und Spendefreudigkeit, anbetrifft, so existieren 
auch dafür m. W. keine statistischen Quellen, die eine Schätzung 
ermöglichen würden. Wahrscheinlich ist aber der in Frage stehende 
Beitrag höher, als man gewöhnlich annehmen möchte.

Nach diesem summarischen Überblick fragt man sich, ob nicht die 
Umgehung der Gerechtigkeitsnormen, die doch die Betriebsführung 
leiten sollten, der Gesetzgebung und der Umgebung zur Last zu legen 
sind, welche das Leben der privaten Unternehmen bei Beachtung der 
geltenden Normen unmöglich machen würden.

Damit kommen wir wieder zum eigentlichen Thema zurück, näm­
lich zur Notwendigkeit einer sauberen Unterscheidung zwischen 
Unternehmungen von nationalem Interesse und Privatunternehmun­
gen, sowohl was die rechtliche, wie wirtschaftliche und gewerkschaft­
liche Seite des Problems betrifft.

Der Kleinbetrieb

Nachdem wir damit begonnen haben, die mittelständische Unter­
nehmung dadurch zu definieren, daß wir uns vorerst eine genaue 
Vorstellung vom Großbetrieb machten, scheint es, daß die Grenze 
nach der anderen Seite hin in der Umschreibung des Kleinbetriebes 
gesucht werden muß.

Nichts ist m. E. schädlicher als die leicht zu bewerkstelligende 
Vermengung von Kleinbetrieb und mittelständischer Unternehmung. 
Allerdings sind in der Praxis die Grenzen noch schwerer zu ziehen 
als in der Theorie.

Eine fundamentale Notwendigkeit veranlaßt uns aber, die Unter­
scheidung dennoch vorzunehmen.
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Wir haben gesehen, daß für den Mittelstandsbetrieb in finanzieller, 
technischer, steuerlicher und sozialer Hinsicht die Organisations­
grundsätze gelten, die im wesentlichen in den Großbetrieben maß­
gebend sind. Sie müssen aber mit einer gewissen Elastizität gehand- 
habt werden, um ihm die Aufnahme der Konkurrenz mit den Groß­
unternehmungen zu ermöglichen.

Für den Kleinbetrieb dagegen gelten ganz verschiedene Kriterien. 
Hinsichtlich der Betriebsorganisation muß der Chef des Kleinbetriebes 
selber für alles sorgen. Er kann wohl seine Bildung durch Lektüre und 
Studium verbessern. Er kann sich als Mitglied in Verbänden ein- 
schreiben. In Tat und Wahrheit muß er sich aber ganz persönlich um 
alle Dinge kümmern.

In finanzieller Hinsicht ist die Situation ähnlich. Es wird für ihn 
schwierig sein, von den Kreditinstituten Betriebskredit zu erhalten, 
denn die Garantien, die er zu bieten hat, sind ungenügend. So wird es 
schwer fallen, außer seinen eigenen Ersparnissen und seinen Ver­
wandten eine andere Finanzquelle zu finden.

Das Geld aus einer Grundpfandverschreibung bei einem Kredit­
institut kommt ihm wegen der Verwaltungsprozedur, der ihn die 
Bank unterwerfen wird, zu teuer zu stehen.

So ist der Wechsel, d. h. der Lieferantenkredit, seine stärkste 
Kreditquelle.

In technischer Beziehung gelten ausschließlich seine eigenen 
Kenntnisse und Fähigkeiten.

Bei den kleinen Margen, die ihm seine Produktionskosten lassen, 
ist es ihm nicht möglich, Experten, Berater oder spezialisierte An­
gestellte beizuziehen. Es wäre ganz ausgefallen, von ihm die Führung 
von Büchern oder die Erfüllung anderer Formalitäten ähnlicher Art 
für die Steuerverwaltung zu verlangen. Selbst das, was man als seinen 
Beitrag an die soziale Gerechtigkeit ihm abnötigt, muß mehr ge­
schätzt, als auf Grund einer Betriebsanalyse festgelegt werden.

Die Sozialstruktur ist dadurch gekennzeichnet, daß die Zahl der 
Angestellten sehr beschränkt ist und eigentlich als eine Familie 
betrachtet werden muß, wenn nicht der Betriebsinhaber überhaupt 
allein oder höchstens mit den Mitgliedern seiner Familie im Betrieb 
tätig ist.

Unter der Bezeichnung des kleinbetrieblichen Unternehmers muß 
man also zusammenfassen: die Handwerker, die Eigentümer-Bauern,
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die Kleinhändler, die Reklameberater und überhaupt alle, welche 
Dienstleistungen anbieten, und schließlich auch die industriellen 
Unternehmer, deren Personal auf wenige Personen beschränkt ist 
und deren Betrieb einen typisch familiären und patriarchalischen 
Charakter hat.

Nur wenn man, neben der Definition des Großunternehmens, auch 
die des Kleinbetriebs gibt, scheint uns das Problem des mittelstän­
dischen Betriebs richtig gestellt und abgegrenzt.

Schlußfolgerung

Ich habe mich bemüht, zu bestimmen, wer als mittelständischer 
Unternehmer zu betrachten ist.

Um dazu zu gelangen, war es notwendig, zuerst eine Definition 
der mittelständischen Unternehmung zu geben. Um diese zu definieren, 
erschien es mir zweckmäßig, jene Unternehmungen auszuscheiden, 
die nur als Großunternehmung und demnach als Unternehmung von 
nationalem Interesse bestehen können.

Durch eine solche Ausscheidung können dann als mittelständische 
Unternehmungen — und es wäre gut, sie zu definieren — alle anderen 
Unternehmen, d. h. jene mit ausgesprochen privatem Charakter, 
gelten.

Diese Unterscheidung ist von grundlegender Bedeutung, um die 
gegenüber den ersten und den zweiten je verschiedene Wirtschafts­
politik des Staates zu kennzeichnen.

Während für die ersten Staatsintervention und Dirigismus als 
unvermeidlich gelten, scheint es, daß man für die zweiten das Klima 
der Privatinitiative erhalten sollte, das ihnen erlaubt, ihre nützliche 
gesellschaftliche Funktion zu erfüllen. Diese Funktion ist unter dem 
Gesichtspunkt des Vorrangs der menschlichen Werte und der Be­
achtung der Gebote der Gerechtigkeit zu betrachten.

Hinsichtlich des ersten Punktes erscheint der Privatbetrieb — auch 
in der Form eines aufgeklärten Paternalismus — als der geeignete Ort 
für die Hebung des Arbeiters aufgrund der menschlichen Werte.
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Beim zweiten Punkt habe ich folgende Formen der Gerechtigkeit 
betrachtet:

soziale Gerechtigkeit, 
distributive (austeilende) Gerechtigkeit, 
kommutative (Tausch-)Gerechtigkeit, 
gesetzliche Gerechtigkeit,

wobei ich gleichzeitig feststellte, daß, leider, das Privatunternehmen 
diese nicht immer zu beachten scheint und damit seine Funktion in 
der nationalen Wirtschaftsgemeinschaft oft mangelhaft erfüllt.

Ein mildernder Umstand kann im gesetzgeberischen Klima ge­
sehen werden, das, weil es die Unterscheidung zwischen Unter­
nehmungen von nationalem und solchen von privatem Interesse nicht 
vornimmt und der Polsterfunktion, die letztere ausüben und der 
Wendigkeit, die sie besitzen müssen, nicht Rechnung trägt, diese 
Unternehmen vor eine Regelung stellt, die einfach nicht einzuhalten 
ist.

Wenn auch nur zusammenfassend, so glaube ich doch, in großen 
Linien gewisse Schlußfolgerungen ziehen zu können:

Der mittelständische Unternehmer befindet sich mitten in einer 
Krise. Diese Krise ergibt sich im wesentlichen aus der Tatsache, daß 
man im beschleunigten Rhythmus, den die industrielle Revolution 
eingeschlagen hat, noch nicht dazu gekommen ist, die Unterscheidung 
zwischen den Funktionen vorzunehmen, die im Bereich der Gesamt- 
volkswirtschaft einerseits den Unternehmungen von nationalem 
Interesse und anderseits den Privatbetrieben zufallen.

Die rechtliche Struktur der beiden Unternehmungstypen muß 
differenziert werden, weil jeder von ihnen ein verschiedenes und 
zwar nicht nur wirtschaftliches, sondern auch politisches und soziales 
Gewicht hat.

Diese Differenzierung müßte die mittelständischen Unternehmen 
vom Tätigkeitsfeld der Unternehmungen von nationalem Interesse 
fernhalten, da sie nicht auf der Höhe der Aufgaben stehen können, 
die man von letzteren verlangt. Damit könnte ein erster Krisenfaktor 
ausgeschaltet werden.

Die gesetzgeberische Maßnahme muß von einem verbandsmäßigen 
Zusammenschluß begleitet werden, zu dem die mittelständischen
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Unternehmer selber die Initiative ergreifen müssen, um jene Ziele 
zu erreichen, die sie vereinzelt nicht realisieren können (technischer 
Fortschritt, Fortbildungswesen, Marktforschung usw.).

Auf diese Weise würden die grundlegenden und lebenswichtigen 
Funktionen des mittelständischen Unternehmers, nämlich die Privat­
initiative und die persönliche Verantwortlichkeit, gerettet.

Gerade diese Funktionen sind dank der menschlichen Werte, die sie 
enthalten und die sie ausstrahlen, dazu bestimmt, durch eine poli­
tische Aktion großen Ausmaßes das Leben des ganzen Landes ent­
scheidend zu durchdringen. Durch diese politische Aktion würde 
auch der wirtschaftliche Einfluß, den die Privatunternehmungen auf 
die Volkswirtschaft ausüben können, noch gesteigert.
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DIE WIRTSCHAFTSORDNUNG 

ALS EXISTENZGRUNDLAGE DES MITTELSTÄNDISCHEN

BETRIEBES

In mehreren Referaten wird darauf hingewiesen, daß der Mittel­
stand auf die steigende Ergiebigkeit sowohl der Wirtschaft insgesamt 
als auch der Industrie (der Großbetriebe) angewiesen ist, weil ihm 
nur so die geeigneten und genügenden Arbeits- und Verdienst­
möglichkeiten verbürgt sein können. Das trifft zweifellos zu; denn 
die Wirtschaft ist ein Ganzes, dessen einzelne Teile engstens von­
einander abhängen und nur gedeihen können, wenn möglichst alle 
ihre Ergiebigkeit erhöhen. Die Feststellung enthält jedoch das 
schwierige Problem der richtigen Wirtschaftsordnung, d. h. einer Ord­
nung, die so strukturiert ist, daß sie den Sinn und Sozialzweck der 
Wirtschaft, die hinreichende Versorgung aller (des ganzen Volkes) 
mit Gütern und Dienstleistungen, gesichert erfüllt. Nun steht die 
Wirtschaft des Industriezeitalters unter dem Gesetz der Expansion (wie 
gleichfalls in mehreren Referaten betont wird): nur durch die fort­
schrittliche Steigerung von Produktion und Lebensstandard kann 
diese Wirtschaft in Gang bleiben bzw. vor Krisen bewahrt bleiben.

Mit der expansiven (Industrie-)Wirtschaft sind Tatsachen bzw. 
„Unarten“ verbunden, — und manche behaupten: zwangsläufig! —, 
die zu denken geben und die Frage aufwerfen, ob diese Grundform 
der Wirtschaft den Forderungen zu entsprechen vermag, die unab-
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weislich an jede Wirtschaftsordnung zu stellen sind. Es handelt sich 
nicht nur um konjunkturelle, sondern um strukturelle Probleme. 
Zwei Tatsachen seien hervorgehoben:

1. Nennenswerte Teile der Produktion und nachfolgend der Kon- 
sumption dienen nicht der Herstellung und dem Verbrauch „wert­
echter“ Güter (Quadragesimo Anno 75), sondern sind fehlgelenkt, 
d. h. verfehlt, weil sie der Befriedung ethisch nicht zu rechtfertigender 
Bedürfnisse dienen.

2. Die Rang- und Dringlichkeitsordnmg der Güter und Dienste ist 
weder gewahrt noch verbürgt; sie scheint auf diesem Wege über­
haupt nicht gewahrt und verbürgt werden zu können. Die Wirt­
schaft, auf größte Absatzmöglichkeiten und möglichst breiten und 
schnellen Konsum bedacht, treibt von sich aus in eine entfesselte Be­
darfsweckung; sie redet von der „Konsumpflicht“ , d. h. von einem 
Konsumzwang, dem die Menschen immer weniger zu widerstehen und 
immer mehr zu verfallen drohen. Hierüber hat jüngst Arnold Gehlen 
in seiner lesenswerten Schrift „Die Seele im technischen Zeitalter“ 1 
sehr bezeichnende und aufrüttelnde Sätze geschrieben: „So wie nun 
der Aufklärungsglaube an die Vernunft sich formalisiert hat zu einer 
allgemeinen Bereitschaft für Neuorganisationen und Pläne, so liegt 
in der Rechtfertigung des irdischen Glückes, der anderen Entdeckung der 
Aufklärung, der Keim zu dem zweiten Bedürfnis der industriellen 
Gesellschaft — dem Konsumbedürfnis. Das Recht auf Wohlleben ist eine 
ebenso unbestrittene Grundannahme wie die Neuorganisation der Gesell­
schaft, die ja schließlich das Mittel für jenen Zweck sein soll. . . .  Es 
ist kein Zweifel, daß unter ihren wesenseigenen, ungestörten Be­
dingungen die Industrie nicht von einer traditionellen, stereotypen 
Bedarfslage her produziert, sondern daß sie umgekehrt die Bedürfnisse 
mitproduziert, die Bedürfnisse für Produkte, die sie ganz unabhängig von 
jeder Nachfrage (die erst dem neugezüchteten Bedürfnis folgt) aus sich 
selbst heraus entwickelt. — Der Prozeß ist irreversibel, die Versorgung 
steigender Bevölkerungen bei steigenden Ansprüchen mit zunehmen­
den Gütermengen muß gewollt werden, aber die Konstatierung des 
Vorgangs und die Abrechnung auf der geistigen und moralischen 
Kostenseite sollten erfolgen, solange das noch möglich ist. Und da 
ist zu sagen: das System steht nicht nur auf der Voraussetzung des Rechtes

1 Hamburg 1957, 79 f.
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auf Wohlleben, es tendiert da^u, die Gegenposition, nämlich das Recht auf 
den Verzicht auf Wohlleben, unmöglich machen, und zwar indem es die 
Konsumbedürfnisse selbst produziert und automatisiert. Vielleicht liegt hier 
überhaupt die Wurzel aller neuverbreiteten Unfreiheiten.“

Ich bin kein Anhänger der Plan-, sondern der Marktwirtschaft und 
damit einer möglichst großen Freiheit, nicht nur im Konsum, sondern 
auch in der Produktion. Man sieht sich jedoch veranlaßt zu fragen, 
ob wir nicht neben den beiden einander immer gegenübergestellten 
Ordnungsgrundformen (hier freie Marktwirtschaft, dort Plan- oder 
Zentralverwaltungswirtschaft) eine dritte Ordnungsgrundform unter­
scheiden müssen: jene der gesellschaftlich geordneten Wirtschaft. Die 
„gesellschaftliche Kooperation“ , die dieser dritten Grundform das Ge­
präge, die Wesensart gibt, dürfte ein Neues sein neben den kon­
kurrierenden Einzelplänen, von denen das Modell der reinen Markt­
wirtschaft ausgeht, und der staatlichen Lenkung, der staatlichen 
Gesamtplanung, mit der das Modell der Planwirtschaft beginnt. Die 
gesellschaftliche Kooperation beruht auf der freien, jedoch vom und 
im Gemeinwohl verpflichtend auferlegten leistungsgemeinschaft­
lichen Zusammenarbeit, die nicht dem Ausgleich konkurrierender 
Interessen der sog. Sozialpartner gleichzusetzen ist. Diese gesell­
schaftliche Kooperation würde echte institutioneile Bindungen erbringen, 
die unmittelbar nicht durch staatliches Gesetz, sondern „gemeinsame 
Beschlußfassung“ der in leistungsgemeinschaftlichen Körperschaften 
gleichberechtigt vereinten „Berufsangehörigen“ zustande kämen 
(Quadragesimo Anno 83 ff.). Ausgang, Ziel und Norm dieser gesell­
schaftlichen Lenkung und Bindung ist das Gemeinwohl, und zwar ein­
mal das Gemeinwohl der einzelnen Wirtschaftsbereiche je für sich, 
sodann (übergeordnet und wegweisend) das Gemeinwohl der Wirt­
schaft insgesamt bzw. des gesamten Volkes. Durch diese Art von 
Zusammenarbeit würde der Wettbewerb zwar eingeschränkt, aber 
keineswegs aufgehoben, sondern in die richtige Bahn gelenkt, da er 
erwiesenermaßen nicht aus sich selbst, durch die viel gerühmte 
Selbstregulierung des Marktes, geordnet und gesund zu sein vermag.

Einige Referate des Kongresses stellen heraus, daß bei günstiger 
Gesamtmrtschaftspolitik gerade für den Mittelstand weitestgehende 
Freiheit im Wettbewerb angezeigt sei und angestrebt werden könne 
bzw. müsse, und das deswegen, weil in den mittelständischen Be­
trieben, im Gegensatz zu den Großbetrieben, sehr viele Gefahren,
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die nun einmal in der Freiheit liegen, leichter zu überwinden sind 
oder überhaupt nicht auftreten. Trotzdem erkennen auch diese Re­
ferenten die Notwendigkeit sowohl gesellschaftlicher wie staatlicher 
Bindung, was beides nichts mit falschem Dirigismus zu tun zu haben 
brauche.

Eine erste Frage: Was kann der Mittelstand im Gesamtinteresse 
und auch im richtig verstandenen Eigeninteresse überlegen, Vor­
schlägen, fordern, tun, um eine geordnete Expansion und Dynamik 
der Wirtschaft zu erreichen ? Ist es nicht möglich und müßte es nicht 
Aufgabe des Mittelstandes sein, institutioneile Sicherungen (regionale, 
überregionale) zu schaffen oder schon bestehende zu erweitern, welche 
die allgemeinen Zielsetzungen, Maße, Grenzen verbindlich umschreiben, 
damit die Fehlentwicklungen, an denen eine vernünftige Konsum­
wahl der Menschen offensichtlich scheitert, vermieden werden ? Sich 
nur auf die anerziehbare „Vernunft“  der Konsumenten zu verlassen, 
dürfte eine arge Selbsttäuschung sein, da eben die nämliche Wirt­
schaft, die auf eine solche Erziehung drängt, die erwünschte und 
zweifellos höchst notwendige Vernunft in der Konsumwahl zerstört. 
Die Schäden, die sich im Gefolge der expansiven Wirtschaft überall 
zeigen, drohen auf die Entwicklungsländer überzugreifen und sich 
dort mit neuer und verheerender Gewalt auszuwirken: Müssen die 
Menschen (Völker, Wirtschaftsgebiete) durch Überangebot, Über­
sättigung und Überdruß zum rechten Maßhalten gebracht werden, 
oder gibt es dahin nicht den geraden Weg eines durchaus menschen­
würdigen und sogar gehobenen, aber nicht alles kommerzialisierenden 
und grenzenlos aufpeitschenden Lebensstandards?

Eine weitere Frage: Müßte nicht die Wirtschaft selbst eine Ein­
engung der Konsummöglichkeiten und damit auch der Konsumwahl 
herbeizuführen suchen? Dieser mittelbare Weg liefe freilich über die 
Begrenzung der Produktion und damit des Angebotes, was indeß 
keinesfalls bedeuten würde, die freie Konsumwahl wäre mehr oder 
weniger „abgedrosselt“ . Das riesenhafte Angebot, das die Menschen 
überschwemmt, hat dazu verleitet, eine Freiheit der Konsumwahl 
nur dort noch anzuerkennen, wo aus einer fast unübersehbaren Viel­
zahl und Mannigfaltigkeit von Gütern und Diensten ausgewählt 
werden kann (und im gleichen Augenblick die Kraft sehr vieler Ver­
braucher völlig überfordert wird). Darin liegt jedoch ein glattes Miß­
verständnis, eine Mißdeutung der menschlichen Freiheit. In keiner

16
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Weise wird einer Einschränkung des Angebotes auf wenige, dazu 
vielleicht noch „gleichgeschaltete“  Typen das Wort geredet; aber 
zwischen dieser unteren Grenze und unserer die Bedürfnisse massen­
haft neu züchtenden Unbegrenztheit ist ein äußerst großer Abstand, 
und wenn dieser Abstand um einige Grade verringert würde, könnten, 
ohne einem voll befriedigenden, ja erlesenen Angebot den Garaus 
zu machen, Produktion und Markt dahin beeinflußt werden, daß den 
Grundbedürfnissen, insbesondere auch der Entwicklungsländer ganz 
anders beizukommen wäre. Der Vorschlag setzt allerdings eine 
ordnende Kooperation auf nationaler und übernationaler Ebene voraus, 
aber eine Kooperation, die nicht durch staatlichen Zwang, sondern 
durch gemeinsame Beratung und Beschlußfassung der wirtschaft­
lichen Selbstverwaltung bzw. Selbstverwaltungsorgane erreicht 
würde2.

2 N B .:  Sehr viel Wegweisendes und Richtiges hat hierüber J .  M E SSN E R  geschrieben, sowohl in 
seinem „Naturrecht“  als auch in seiner letzten Auflage von „D ie Soziale Frage“ , 575 ff.



E R I C H  K I N Z E R

EINIGE GRUNDSÄTZLICHE ERWÄGUNGEN 

ZU DEN FRAGEN: ANPASSUNG, BILDUNG UND SOZIALE 

SICHERHEIT DES MITTELSTÄNDISCHEN 

UNTERNEHMERS

Zu den hier niedergeschriebenen Gedanken wurde ich durch ver­
schiedene Referate des Kongresses, insbesondere aber durch jenes 
angeregt, das den Titel trägt „Der Mittelstand und die ethischen 
Normen der Wirtschaft“ , in dem Professor Utz die Tiefe des Problems 
auslotet.

Es wurde während des Kongresses davon gesprochen, daß sich der 
gewerbliche Mittelstand den modernen Bedingungen der Produktion 
und der wirtschaftlichen Lebensweise anpassen müsse. Er braucht 
dazu, wie geschrieben und gesagt wurde, mehr Bildung. Über die 
soziale Sicherheit sagt Herr Professor Utz in seinem Referat: „Nicht das 
Motiv der sozialen Sicherheit, wie es den früheren Unternehmer­
mittelstand ausgezeichnet hat, ist für uns das Maßgebende, vielmehr 
die Unternehmerfunktion des Unternehmereigentümers.“

Es darf vielleicht gesagt werden, daß bezüglich dessen, was das 
Streben nach sozialer Sicherheit angeht, der Unterschied zu früher 
nicht gar so groß ist. Alle Vorschläge für die Mittelstandspolitik im 
allgemeinen wie im besonderen und alle Daten, die in dieser Beziehung 
von den Herren Referenten gebracht worden sind, zielen im Grunde 
auf die soziale Sicherheit. Sie gehört zum Kern des Problems. Wett­
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bewerbsstärkung, finanzielle Unterstützung, steuerliche Gleichheit 
haben doch den Zweck jenen, für die sie geschaffen werden, das Ge­
fühl für ihre soziale Sicherheit zu geben und die Sicherheit selbst zu 
stärken.

Das Gefühl der Unsicherheit, aus dem die Forderungen nach 
Sicherheit allgemein resultieren, jenes Gefühl, das man in anderer 
Beziehung als das „Unbehagen in der Kultur“ bezeichnet hat, kommt 
jedoch nicht von ungefähr. Dieses Sicherheitsstreben in der modernen 
Wirtschaft fußt nicht mehr auf der Armut und der sozialen Not der 
Mehrzahl der abhängig Beschäftigten zum Beispiel in der modernen 
industrialisierten Wirtschaft. Eine seiner Wurzeln ist in der heutigen 
Großproduktion von Konsumgütern selbst zu finden.

Es wurde in den verschiedenen Kongreßbeiträgen von der Pro­
duktion, ihren verwissenschaftlichten Methoden und ihren Ratio- 
nahsierungseffekten gesprochen, denen der Mittelstand sich anzu­
passen hätte. Doch haben wir nichts vom Verbrauch gehört. Damit 
meine ich, daß wir auch an die psychologischen Folgen der Not­
wendigkeit der hochindustriellen Produktion zu denken hätten, die 
verlangt, die Güter in ihrer Menge und Vielfalt abzusetzen. Diese 
Verbrauchssteigerung, die die Produktion selbst in erster Linie ver­
langt, hat das Sicherheitsgefühl des Menschen angegriffen und greift 
es weiter an. Der einzelne Mensch hat wenig Vorstellung von dem, 
was produziert und wieviel produziert werden kann. Er läßt es sich 
vorsetzen. Er läßt sich sagen, was er verbrauchen soll. Dieser Vorgang 
hat dazu geführt, daß nur wenige Menschen in der industrialisierten 
Wirtschaft eine Vorstellung von dem Satz mehr haben: „Was ich habe, 
genügt mir!“  Diesen Satz hat die Großproduktion ausgemerzt, und sie 
ist bemüht, ihn restlos zu beseitigen. Denken wir nur an den ameri­
kanischen Werbeslogan: „Mach’ den Menschen unzufrieden!“

Auf diese Weise greift die Produktion im großen Stil vom Unter­
bewußtsein des Menschen her sein Sicherheitsgefühl an. Denn, so­
lange ich nicht weiß, was mir genügt, solange weiß ich nicht, ob ich 
mich sicher fühlen darf oder nicht. Aus dieser Quelle kommt unter 
anderem die Forderung nach erhöhter, ständig verstärkter sozialer 
Sicherheit, die doch nichts anderes bezweckt, als den Fordernden 
mehr Verbrauch zu sichern.

Nun hat aber die Großproduktion neben der Folge, das Sicher­
heitsbedürfnis der Menschen zu beeinflussen, eine weitere Beein­
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flussung gebracht. Auch sie wirkt sich auf alle Menschen unserer 
Zeit und damit auch auf den gewerblichen Mittelstand aus. Ich meine 
die Verengung der Bildung.

Die Vielzahl der hergestellten Güter und ihr Verbrauch beeinflußt 
die Blickrichtung der Menschen. Er muß öfter und schneller schauen, 
was angeboten und zu verbrauchen ist. Er kann sich nicht in das 
einzelne Gut „versenken“ , wenn man so sagen darf. Er muß, will er 
möglichst viel ergreifen, darauf verzichten, möglichst viel zu fo­
greifen. Das fällt ihm auch gar nicht schwer.

Dafür zwei Beispiele. Eines hat Professor Utz geliefert. Er sagt in 
seinem Referat unter anderem dies: „Wohin übrigens das unaufhalt­
sam anwachsende Heer von Managern mit teilweise subalterner 
Mentalität führen wird, ist noch nicht abzusehen.“  Das läßt doch die 
Vermutung zu, daß die subalternen Manager nicht gerade Lust haben, 
sich, sagen wir, „all round“ zu bilden. Obendrein haben sie es nicht 
nötig.

Das andere Beispiel ist eine Erfahrung, die mir aus einem sehr 
großen Trikotageuntemehmen mitgeteilt worden ist. Dort gibt es in 
der Konfektionsabteilung Näherinnen, die nichts anderes tun, als 
Nähte von acht Nadelstichen zu machen. Diese Mädchen und Frauen 
sind mit dieser erschreckend primitiven Arbeit nicht nur zufrieden, 
sondern von ihnen zeigten 88% keine Lust, etwas anderes dazuzu­
lernen. Grund: Sie arbeiten im Akkord. Sie verdienen ihr Geld leichter 
mit weniger Wissen.

Darf man sich dann wundern, wenn einem die dreiste Frage ge­
stellt wird: Weshalb soll ich mir im Mittelstand die geistige Mühe 
machen, mehr zu lernen, wenn an anderen Stellen der gleichen wirt­
schaftenden Gesellschaft die soziale Sicherheit mit einem Nichts an 
Wissen erkauft werden kann? Aber wohin geht denn der Weg, den 
wir, wie ich für diese unsere Zeit zugebe, anscheinend gehen müssen ? 
Die Hilfen, die dem Mittelstand geboten werden, bedingen eine Ver­
minderung der Allgemeinkenntnis. Sie konzentrieren den Wissens­
willen auf Einzeldinge. Die Organisation in Gruppen zum Beispiel 
bedeutet nicht nur Aufgabe eines Teils der selbständigen Entschei­
dung, sondern zugleich einen Verzicht darauf, eine Vielzahl von 
Aufgaben, die der mittelständische Unternehmer bisher zu lösen 
hatte, von sich fort auf andere zu schieben, sie am Ende nicht mehr zu 
kennen.
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Damit aber ist — mag man es drehen und wenden, wie man will — 
ein wichtiger Teil der Selbstverantwortung angegriffen. Und damit 
wird auch an dieser Stelle das Slchcrhthsgefiihl behindert, das Sicher- 
heitsbedürfnis wird vergröbert. Man wird sagen, in der modernen in­
dustrialisierten Wirtschaft ginge es nicht anders. Das aber darf nicht 
nur, es muß bezweifelt werden.

Ich möchte abschließend den Blick auf eine Erscheinung, ein Bild 
lenken, das im Herzen auch der aufgeschlossenen Mittelständler und 
nicht weniger anderer Menschen unserer Zeit lebt. Wenn wir den 
modernen industriellen Produktionsweg der Serienfertigung und das 
steigende Sicherheitsverlangen der abhängig Tätigen zusammen be­
trachten, so drängt sich für den Mittelstand ein Bild auf, das der 
Bibel entstammt. Der Mittelstand sieht sich in der Lage der Juden, als 
sie das rote Meer durchwanderten. Auf der einen Seite die Woge der 
industriellen Produktion und des industriellen Absatzes. Auf der 
anderen Seite die Woge der sicherheitsstrebigen abhängig Tätigen 
und Verbraucher. Er aber befindet sich dazwischen. Was er vielleicht 
sucht, ist ein Moses, der ihn zwischen diesen Wogen hindurchführt. 
Aber das zeigt nicht den Kern des Verlangens. Was auch für die moderne 
Wirtschaft und Gesellschaft nötig erscheint, ist eine Schicht, die den Ausgleich 
\wischen der versachlichten Produktion und dem nicht minder versachlichten 
Verbrauch bewirkt. Aus beiden Vorgängen, der Versachlichung der 
Produktion und jener des Verbrauches, nährt sich das überstarke 
Verlangen nach einer Sicherheit, die auf die Dauer aus dieser Situation 
herausführt. Und das ist mehr als die soziale Sicherheit heute. Der ge­
werbliche Mittelstand könnte den Waagebalken für den Ausgleich 
schaffen helfen. Er hat zwei Fähigkeiten: Den Sinn für die Familie als 
Ganzes, einschließlich des Sinnes dafür, an die Nachkommen Auf­
gebautes zu vererben. Er hat des weiteren den Sinn für das, was ihm 
genügt. Er will nicht mehr als das, was die Wissenschaft „Nahrung“ 
nennt. Ist das zu viel? Oder ist dies im modernen Industriestaat 
nicht vielleicht zu w enig?

Lebt im Mittelstand im Verhältnis zu Großproduktion und Groß­
konsum ein raterdierendes Moment, so sollte dies als ein Element von 
Wichtigkeit wirtschafts- und gesellschaftspolitischer Natur untersucht 
und genutzt, aber nicht eilfertig erstickt werden.
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INDUSTRIE UND MITTELSTAND

Um das Problem „Industrie und Mittelstand“ behandeln zu können, 
ist zunächst die Frage zu lösen, ob und in welchem Maße die Zu­
gehörigkeit zur einen der beiden Kategorien die Zugehörigkeit zur 
anderen ausschließe.

Der Begriff des Mittelstandes

Ohne eine erschöpfende Analyse versuchen zu wollen, können wir 
dennoch die der allgemein geläufigen Auffassung entsprechende 
Begriffsbestimmung vornehmen. Danach gehört folgender Personen­
kreis zum Mittelstand:

1. die unabhängig Beschäftigten in Handel und Handwerk, die 
entweder allein oder doch nur mit einer kleinen Zahl von Gehilfen 
oder Arbeitern Zusammenarbeiten,

2. die bäuerlichen Unternehmer, die allein oder mit nur geringer 
Assistenz arbeiten, welches auch immer die juristische Form ihres 
Betriebes sein mag, selbstwirtschaftende Besitzer, Pächter, Halb­
pächter,

3. die Chefs von kleinen und mittleren Betrieben, wenngleich zu 
bemerken ist, daß der Begriff des kleinen und mittleren Betriebes im 
Hinblick auf die Verschiedenheit der soziologischen und wirtschaft­
lichen Gegebenheiten von Land zu Land, von Industrie zu Industrie 
usw. sehr schwer festzulegen ist. Man hat jedoch allgemein das Ge­
fühl, daß dort, wo der Chef nicht mehr in der Lage ist, jede Woche
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unmittelbaren Kontakt mit seinen Mitarbeitern aufzunehmen, es sich 
nicht mehr um einen mittelständischen Betrieb handeln kann. Das 
gleiche gilt von Unternehmen, welche die juristische Form einer 
Aktiengesellschaft haben, deren Aktien verstreut sind und deren 
Kapital eine ansehnliche Größe aufweist.

4. die Vertreter der freien Berufe,
5. die abhängig Arbeitenden, die im Vergleich zum größeren Teil 

der wirtschaftlich tätigen Bevölkerung höhere Bildung besitzen und 
höheres Einkommen beziehen.

Ein Teil der dritten Gruppe gehört also zur Industrie (als Arbeit­
geber), wie ebenso ein Teil der fünften Gruppe (als Arbeitnehmer).

Man muß hier Pierre Bleton recht geben, wenn er sagt: „Je  nachdem 
man den Akzent auf die wirtschaftliche Tätigkeit, auf die soziale 
Funktion, die Größe des Einkommens, Niveau oder Art des Lebens 
legt, scheinen die sozialen Gruppen, deren Grundcharakter man in 
dieser Weise bestimmen möchte, ineinander überzugehen, gegenseitig 
zu verschwimmen, sich auszuschließen in vielfältiger Vergleichs­
möglichkeit . . .  Wenn man sich bezüglich der Aufteilung der 
städtischen sozialen Gruppen in ,Arbeiter1, ,Angestellte1, ,Kaufleute“, 
,Bürgerliche“, ,gehobenes Bürgertum“ endlich einig geworden ist, 
stellt man fest, daß ein Leichnam in Stücken höchstens noch eine 
entfernte Ähnlichkeit mit einem lebendigen Wesen besitzt . . .  Die 
soziale Klasse ist ein subjektiver Begriff, der sich im Schöße einer 
objektiven, durch wirtschaftliche, politische, demographische usw. 
Tatsachen bedingten Welt entwickelt1.“

Außerdem gestaltet sich die soziale Gruppierung verschieden, je 
nachdem man die Gesellschaft im allgemeinen oder einen bestimmten 
Betrieb betrachtet.

Alain Touraine bemerkt besonders, daß die Frage der Gruppen­
zugehörigkeit sich ganz verschieden stellt innerhalb und außerhalb 
des Betriebes.

Im Betrieb ist der Personalstand der entscheidende Faktor. Er hängt 
ab von der größeren oder geringeren Bedeutung der hierarchischen 
Unterschiede, der Zahl der hierarchischen Grade, von reinen Äußer­
lichkeiten: Büro, Zimmereinrichtungen usw., von den geistigen 
Beziehungen zwischen den Gruppengliedern: Arbeiter, Angestellte, 
Vorarbeiter, leitendes Personal.
1 Les hommes des temps qui viennent. Economie et Humanisme, Paris 1956,12.
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In der Gesellschaft dagegen bestimmt sich die Gruppenzugehörig­
keit nach Berufsstand, Lebensniveau und Lebensbedingungen, aber 
ebenso auch — gemäß der Theorie von Max Weber2 — vom subjek­
tiven Empfinden der Genugtuung oder Enttäuschung, welches das 
einzelne Individuum zu dieser oder jener Selbsteinschätzung ver­
anlaßt.

Jedoch stellt man ein gegenseitiges Übergreifen von Gruppe zu 
Gruppe fest, besonders dann, wenn Leben und Arbeit der verschiede­
nen Gruppen einander örtlich sehr nahe gerückt sind.

In einer Garnisonstadt oder an einem Industrieort, der durch ein 
einziges Großunternehmen beherrscht ist, bedeutet die allgemeine 
Hierarchie der Gesellschaft nichts anderes als einen Reflex der beruflichen 
Graduierung. Im Grenzfall ist der Chef des Unternehmens zugleich 
der Bürgermeister der Gemeinde. Sehr oft sind die Wohnungen 
hierarchisch gestuft. Größe und Komfort entsprechen dieser Stufung.

Das Gesagte gilt nicht für die Großstadt, auch nicht für jene 
Beschäftigten, die weit ab vom Betrieb wohnen. Am Wohnort weiß 
man oft nicht, ob einer im Betrieb eine führende Stellung einnimmt 
oder Arbeiter ist.

Kurz, die Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe wird entschieden 
sowohl nach subjektiven wie nach objektiven Faktoren. Die ersteren 
sind:

das Niveau, das sich der Betreffende selbst zuschreibt, 
die Einschätzung, welche das soziale Milieu vornimmt, 
die Homogeneität des Lebensmilieus: die dörfliche Gemeinschaft 

hält z. B. bei aller Anerkennung einer Hierarchie die Solidarität aller 
ihrer Glieder geradezu für sakrosankt.

Trotz der Ansicht von Maurice Halbwachs und Francois Simiand3, 
für die der Begriff des Mittelstandes sich mehr auf die städtische und 
zwar besonders auf die kleinstädtische Bevölkerung bezieht, bin ich 
der Meinung, daß das Dorf sehr off eine einheitliche mittelständische 
Gesellschaft darstellt, dann nämlich, wenn die Majorität der beschäf­
tigten Bevölkerung ihr Einkommen aus der Landwirtschaft bezieht. 
In diesem Falle besteht die größere Zahl der Bevölkerung aus Kauf­

2 Wirtschaft und Gesellschaft. Vgl. besonders S. 390 in der englischen Übersetzung von A. R. H EN - 
D E R SO N  und T A LC O T T  P A R SO N S: The theory o f social and economic organization, London 
1947.

3 Vgl. M. HALBW ACH S, Esquisse d’une psychologie des classes sociales. 2. Ed. Paris 1955, 183.
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leuten, Handwerkern, bäuerlichen Grundbesitzern, Pächtern oder 
Halbpächtern. Außer dieser mittelständischen Bevölkerung befinden 
sich im Dorfe noch einige angesehenere Persönlichkeiten, besonders 
freiberufliche, und einige landwirtschaftliche Arbeiter.

Dieser Gliederung begegnet man namentlich in Frankreich. Sie 
ist seltener — mit Ausnahme einiger Gegenden — in Belgien, da hier 
die Gemeinden mit überwiegend bäuerlicher Bevölkerung wenig 
zahlreich sind. Sie ist ebenfalls in einem großen Teil Italiens selten, 
wo die landwirtschaftlichen Großbetriebe vorherrschen. Man be­
gegnet dort dem einen oder ändern Großgrundbesitzer, einigen Notab­
len, Handwerkern und Kaufleuten, Mitarbeitern der Eigentümer, die 
als leitendes Personal als zum Mittelstand gehörig betrachtet werden 
müssen, und schließlich der großen Mehrheit, nämlich den landwirt­
schaftlichen Arbeitern4.

Diese Beispiele zeigen klar die beträchtlichen Unterschiede in der 
Zugehörigkeit zu einer Gesellschaftsgruppe von Land zu Land, von 
Gegend zu Gegend, und beleuchten hell die subjektiven Gesichts­
punkte des Problems.

Das subjektive Element der Gruppen^ugehörigkeit

Gelegentlich einer Umfrage, die ich kürzlich unter dem leitenden 
Personal der eisenschaffenden Industrie in Belgien, Frankreich und 
England durchgeführt habe, habe ich ungefähr 300 Leute nach ihrer 
und ihrer Eltern Klassenzugehörigkeit befragt5. In den genannten 
Ländern haben verschiedene Personen die Antwort verweigert mit 
der Bemerkung, daß das Reden von Klassenzugehörigkeit marxi­
stischen Ursprungs sei, oder daß es in ihrem Lande keine Klassen gebe, 
daß eine solche Charakterisierung einen abwertenden Sinn habe. In 
Frankreich konnte man solche und ähnliche Antworten öfters hören.

In England fühlt sich der große Teil des höheren und mittleren 
leitenden Personals als zum Mittelstand gehörig. Das leitende Personal 
untergeordneter Stellung teilt sich in „mittelstandsbewußte“ und

4 Vgl. R. C R EM ER , Les classes moyennes en Belgique, Bruxelles 1955, 25 fF. G . L E C O R D IE R , 
Les classes moyennes en marche, Paris 1950.

5 Untersuchung der sozialen Schichtung, besonders in der eisenschaffenden Industrie (wird demnächst 
veröffentlicht).
































































































































































































































































































































































































































































































































































































































